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MEINEM LEHRER 



VORWORT 

Der Krimkrieg läßt sich durch keine Formel eindeutig und treffend charakteri­
sieren. Wie jedem der großen Hegemonialkämpfe Europas vom 16. bis zum 
20. Jahrhundert haftet ihm kein hervorstechendes Signum an, hinter dem 
andere Merkmale als bloß sekundär zurückträten. Erst durch die Zusammen­
schau einer Vielzahl von Elementen ist er hinreichend, wenn auch nicht 
erschöpfend, zu kennzeichnen und auszudeuten. Gewiß ist es auf dem \Vege zu 
seinem Verständnis legitim, aus dem Geflecht seiner Ursachen, der Gesamtheit 
seines Verlaufs und der Verästelung seiner Folgen jeweils eine Ursache, eine 
Erscheinung oder eine Wirkung herauszulösen, um sie dem Chaos des Einzelge­
schehens zu entreißen und in helleres Licht zu rücken. Es sind dies methodisch 
unabdingbare Stufen der Erkenntnis, aber eben nur Vorformen einer Gesamt­
interpretation. Von dieser ist die Forschung noch weit entfernt trotz einer 
intensiven literarischen Auseinandersetzung schon während des Geschehens 
selbst und nach ihm, trotz jahrzehntelanger wissenschaftlicher Erörterung, 
trotz vieler gültiger Einsichten, welche diese und jene zutage gefördert haben. 
Die Beschäftigung mit dem Krimkrieg in all ihren Formen, von dem Augen­
blick an, da der erste russische Soldat seinen Fuß über den Pruth setzte, bis 
heute, hat schon ihre eigene, über ein Säkulum alte Geschichte, die der wissen­
schaftlichen Untersuchung bedürfte. 

Der Krimkrieg kann als eine jener periodischen Konvulsionen des neuzeit­
lichen Europa seit Karl V. angesehen werden, in der eine der Großmächte 
nach der Vorherrschaft griff und von einem Teil der anderen europäischen 
Mächte gemäß der Funktionsweise des damaligen Staatensystems wieder in 
ihre Schranken gewiesen wurde. Der russische Koloß - so mag der Gedanke 
fortgeführt werden -, der dem kleinen Resteuropa angesichts seiner vierzig­
jährigen Interventionsrolle Furcht, Bewunderung und Trost zugleich einflößte, 
hat durch Beerbung des "kranken Mannes am Bosporus" die Hegemonial­
steIlung in Europa endgültig erreichen wollen, ist daran aber durch das 
Dazwischentreten der Westmächte und ihre Berufung auf das "europäische 
Gleichgewicht" gehindert worden. Eine solche generalisierende Formel 
heischt sofort nach Differenzierung und Einschränkung. Hat der Autokrat 
Nikolaus 1. an der Spitze seiner furchtgebietenden Militärmaschine die konti­
nentale Vorherrschaft durch Sprengung des strategischen Dardanellenriegels 
planmäßig erstrebt? Keine Deutung wäre abwegiger als diese. Nikolaus fühlte 
sich den Spielregeln und Verhaltensnormen, wie sie das "europäische Konzert", 
eingebettet in das Vertrags system des Wiener Kongresses, seinen Mitgliedern 
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abverlangte, aufrichtig verpflichtet. Er ist wider seinen ursprünglichen Willen 
in den Krieg hineingedrängt worden. 

Ähnliches gilt vom liberalen England : Das zeitgenössische Wort vom 
"drift into war" (Aberdeen, Clarendon) ist von Generationen englischer 
Historiker im großen und ganzen einhellig als treffendes Kennzeichen der Rolle 
angesehen worden, die England am Vorabend des Krieges spielte oder - die ihm 
widerfahren sei. In diesem Wort spiegelt sich eine Auffassung, die in den 
Aktionen der englischen Regierung (und der anderen europäischen Kanzleien) 
eine tragische Verkettung von "bluffs and blunders" zu erkennen meint. 

Eine ähnliche Charakteristik trifft schließlich auch - entgegen einer ver­
breiteten Meinung - auf das Frankreich des plebiszitären Cäsarismus Napo­
leons III. zu. Die Wahrheit über Napoleons Kriegseintritt wird arg verkürzt 
wiedergegeben, wenn man behauptet, er habe die Gelegenheit jener inter­
nationalen Verwicklung beim Schopf ergriffen, um von Schwierigkeiten im 
eigenen Hause abzulenken. Es war weder eine goldene Gelegenheit noch ein 
genialer Entschluß, die ihn zum Eingreifen veranlaßten. Napoleon hat lange 
gezögert und die Gefahren und möglichen Opfer eines Krieges wohl erwogen. 

Will man in der langen Kette der Kriegsursachen nach dem Glied suchen, 
das für die Westmächte das kriegsentscheidende Moment bildete, dann findet 
man es im "Massaker von Sinope" vom 30. November 1853, bei dem innerhalb 
weniger Stunden 3000 türkische Seeleute durch russische Schiffs kanonen den 
nassen Tod im Schwarzen Meer fanden. Der Vorfall gab in beiden Ländern des 
Westens den Ausschlag für den Kriegsentschluß. Auf die Kunde von diesem an 
sich völlig legitimen Kriegsakt hin brach die empörte öffentliche Meinung 
Westeuropas (vorab Englands) plötzlich alle Dämme und überspülte alle 
Kunstbauten, welche die europäische Diplomatie in ihrem Gravitationszen­
trum Wien monatelang mühsam errichtet hatte. 

Der Krimkrieg kann auch als ein Glied in der langen Kette der russisch­
türkischen Kriege betrachtet werden, die unter Peter d. Gr. einsetzten und erst 
in unserem Jahrhundert endeten. Als solches ist er eine gewaltige Eruption in 
dem Miasma der "orientalischen Frage". Diese nahm im Gegensatz zu den 
Türkenkriegen der voraufgehenden Jahrhunderte im 19. Jahrhundert einen 
primär internationalen Charakter an, d. h. sie rief jedesmal das gesamte europäi­
sche Konzert auf den Plan, sobald auf dem Balkan der erste Schuß los ge ge­
gangen war. Hinzu kam im 19. Jahrhundert, daß sich im Gefolge der Französi­
schen Revolution auch auf dem Balkan unter den dortigen Völkerschaften des 
osmanischen Reiches das Nationalgefühl regte, das in dem Komplex der orien­
talischen Frage ein Faktor von eigenem Gewicht wurde. 

Doch trotz der Internationalität der orientalischen Frage im 19. Jahrhundert 
und trotz ihrer "Anreicherung" durch die Virulenz des Nationalismus bedeu­
tete eine kriegerische Auseinandersetzung zwischen dem russischen Koloß und 
dem geschwächten ottomanischen Reich nicht automatisch den Kriegseintritt 
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der anderen Großmächte. Die Zuspitzung der orientalischen Frage jener Jahre 
hat den Krimkrieg allein nicht verursacht: Der voraufgehende russisch-türki­
sche Krieg von 1827/28 und der folgende von 1877 haben sich nicht zu einem 
europäischen ausgeweitet. Das schon berührte Element der öffentlichen Mei­
nung deutet auf andere Ursachen hin - auf die geistesgeschichtliche Wurzel 
einer in die dreißiger Jahre zurückreichenden Russophobie, die sich an der 
Rolle des Zaren als des Gendarme de l'Europe nährte, wie sie in der Nieder­
schlagung des polnischen Aufstands, im Fanal von Unkiar Skelessi, der Nieder­
walzung des ungarischen Aufstands und der Zurechtweisung Preußens in 
Olmütz zu markantem Ausdruck gekommen war. 

Die in der Jahrhundertmitte wirkmächtige Rußlandfeindschaft, die auf 
russischer Seite eine gewisse Entsprechung im Slawophilenturn hatte, läßt auch 
die bislang unangefochtene Charakterisierung des Krimkriegs als eines Kabi­
nettskriegs nur noch als eine Halbwahrheit erscheinen. Diese Charakteristik 
nimmt ihre Rechtfertigung vom rein äußeren tatsächlichen Verlauf des Kriegs­
geschehens her, das auf den ersten Blick ja nur an einem isolierten Punkt der 
Peripherie des Zarenreiches abrollte und dem durch ein scheinbar wohlkalkulier­
tes diplomatisches Druckmittel, durch das österreichische Ultimatum vom 
Dezember 1855, Einhalt geboten wurde. Diese Sichtweise verkennt aber nicht 
nur die strategischen Planungen der beiden Kriegführenden, die sich sehr 
wohl auf andere Fronten erstreckten, sondern auch die zahlreichen Elemente 
totaler Kriegführung einer späteren Zeit - Elemente, die in beiden Lagern 
latent vorhanden waren: vom Einsatz wirtschaftlicher Kampfmittel bis zur 
Aufwiegelung fremdvölkischer Bestandteile der mitkämpfenden multinatio­
nalen Reiche. Der Krimkrieg hat sich schließlich nicht zum Weltkrieg ausge­
weitet, weil - entgegen der herrschenden Auffassung - die entscheidenden 
Faktoren in der österreichischen Staatsführung (der Kaiser und sein Außen­
minister) eine verantwortungsbewußte Politik getrieben und den Entschluß 
zum Eintritt in den Krieg, der dann zu einer ganz Europa erfassenden Kon­
flagration geworden wäre und vielleicht auch das Ende des Habsburgerrei­
ches bedeutet hätte, erfolgreich vermieden haben. Er hat sich nicht zum Welt­
krieg ausgeweitet, weil Alexander 11. und seine Ratgeber sich in staatsmänni­
scher Weisheit entschlossen haben, nach der verlorenen Schlacht von Sevasto­
pol' den Krieg, den Rußland noch lange nicht verloren hatte, abzubrechen. 

* 
Im Gegensatz zu den Ursachen des Krieges, seinem Verlauf und den ihn beglei­
tenden diplomatischen Aktionen, die auch der kleinsten europäischen Kanzlei 
einen ungewohnt schnellen Tätigkeitsrhythmus verschafften, sind das Zusam­
menspiel und die gegenseitige Beeinflussung von Kriegführung und inner­
politischer Situation der kriegführenden Länder, so dann die Friedensanbah­
nung und die Friedensregelung in ihren vielfältigen Ausstrahlungen bisher 
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weitgehend unerforscht geblieben. In der Untersuchung des ersten Komplexes 
sind in den letzten Jahren verheißungsvolle Ansätze gemacht worden. An den 
zweiten ist man wohl deshalb nicht herangegangen, weil die Historie bislang 
im Banne der Erforschung der Kriegsursachen gestanden hat, die man, ver­
gleichbar mit der Diskussion über die Entstehungsgeschichte des Ersten Welt­
kriegs, immer weiter in die Vergangenheit zurückverfolgt hat; auch hat die 
Quellenerschließung, die mindestens das Lebenswerk eines einzelnen For­
schers ausmachen würde, kaum begonnen; und endlich ist man über die 
Friedensfolgen im Gegensatz zur Kriegsentstehung ziemlich einhelliger Mei­
nung. Gerade dieser Konsensus aber läßt sich in einigen Fällen in Frage stellen, 
in anderen in ein schärferes Licht rücken. 

Der Krimkrieg und der ihn beendende Friedensschluß von Paris werden 
gern als Wendemarke in den internationalen Beziehungen des 19. Jahrhunderts 
bezeichnet. Sie hätten eine vier Jahrzehnte lange Periode verhältnismäßiger 
Ruhe und Ordnung im europäischen Staaten- und Völker system beendet, wäh­
rend derer internationale Krisenherde im Geiste des Legitimitätsprinzips und 
der Heiligen Allianz eingedämmt worden seien. Im Gegensatz zum defensiven 
und restaurativen Charakter des Bündnissystems dieser Periode, welche von 
einer Generation von Staatsmännern geprägt worden sei, die sich an ein 
wohlausgewogenes Ordnungssystem gebunden fühlten, hätten Krimkrieg und 
Pariser Friede diese Bindekräfte eingerissen und überspült und einer vom gesamt­
europäischen Ordnungs denken nicht mehr geleiteten, sondern nach Opportu­
nität und Staatsegoismus handelnden Generation von Staatsmännern - den 
Gorcakovs, Cavours und Bismarcks - das Heft in die Hand gegeben und den 
zwischenstaatlichen Allianzen eine entsprechende Aggressivität verliehen. Ein 
Ordnungs system sei zerstört und ein Zeitraum europäischer Anarchie eröff­
net worden. 

Obwohl eine derartige antithetische Gegenüberstellung bestechend ist und 
ihre Berechtigung aus dem faktischen Verlauf der Geschichte nach 1856 her­
nehmen könnte, entspricht sie doch dem Standpunkt eines Laudator temporis 
acti, der sich nur am tatsächlichen Geschehen orientiert und sich des metho­
disch fruchtbaren Ansatzes begibt, die Geschichte der damaligen Zeit noch 
einmal Gegenwart und Entscheidung mit ihren "akuten Alternativen" (Freyer) 
werden zu lassen. 

Anders als die allgemeine Historie ist die Völkerrechts geschichte zu einer 
weniger ungünstigen Beurteilung des Pariser Friedensschlusses gelangt. Der 
Krimkrieg und der Pariser Friedenskongreß dürfen als eine Völkerrechtsquelle 
von hervorragender Bedeutung gelten, die zur Ausbildung des klassischen 
Völkerrechts des 19. Jahrhunderts und damit zur Ordnung des internationalen 
Zusammenlebens in seiner zweiten Hälfte Entscheidendes beigetragen haben. 
Der Pariser Kongreß kann mit Fug und Recht in die Reihe der großen Frie­
denskongresse vom Westfälischen 1648 bis zum Berliner von 1878 gestellt 
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werden. Gewiß besteht ein charakteristischer Unterschied zwischen ihm und 
diesen: Er konstituierte sich anfangs nicht als Kongreß, der den Anspruch 
erhob, den Gesamtkomplex europäischer Konfliktherde auf die Tagesordnung 
zu setzen und zu lösen, sondern als Konferenz, die sich nur der Behandlung 
der einen vordringlichen Frage, der orientalischen, widmete; doch hat er die 
Metamorphose von der weniger verpflichtenden Konferenz zum anspruchs­
volleren, weltpolitische Maßstäbe setzenden Kongreß noch während der 
Zusammenkunft in Paris durchgemacht. In dieser Beziehung nimmt er einen 
nicht unwichtigen Platz ein in der Geschichte des Friedenssicherungsgedan­
kens und der Friedenspläne, deren Marksteine u. a. das erst heute in seiner 
Bedeutung erkannte, von Richelieu vertretene System kollektiver Sicherheit 
(Dickmann), das in Utrecht geschaffene Institut der Barriere, die in der Auf­
klärung entwickelte Leitidee vom ewigen Frieden und die Staatenkongresse des 
19. Jahrhunderts sind. 

Der Krimkrieg hat zwar die Heilige Allianz begraben - jenes eigenartige, 
nach den Erschütterungen der Revolution und napoleonischen Ära zu dauern­
der Friedenssicherung gestiftete Bundesverhältnis der europäischen Mächte 
(als ihr förmliches Begräbnis haben die damaligen Staatsmänner den Dezember­
vertrag von 1854, die französischen frohlockend, die russischen mit echtem 
Bedauern, aufgefaßt); doch lebte sie, wie ihr Historiker Bourquin zu Recht 
betont hat, im europäischen Konzert der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
weiter. Das europäische Konzert blieb bis 1914 eine intermittierend in Tätigkeit 
tretende Einrichtung zwar nicht rechtlicher, aber doch hochpolitischer Natur, 
die zu wiederholten Malen vermittelnd und kriegsverhütend eingreifen konnte. 
Der Pariser Friedenskongreß von 1856 war trotz seiner zahlreichen für das 
europäische Ordnungs system unverkennbar destruktiven Elemente dennoch 
der repräsentative Ausdruck gemeinsamer Ziele und Grundauffassungen sei­
ner Teilnehmer. Im 20. Jahrhundert sind angesichts der Aufspaltung der \Velt 
in machtpolitische und weltanschauliche Blöcke die Voraussetzungen für einen 
Kongreß im Stile der Kongresse des 19. Jahrhunderts verlorengegangen. Ver­
sailles 1919 hat im Gegensatz zu Paris 1856 vor der Größe und dem Umfang 
der Ordnungsaufgaben versagt. 

* 
Die folgende kleine Studie will am Beispiel des bislang kaum untersuchten 
Pariser Friedenskongresses der Verflechtung von Kriegführung, diplomati­
scher Aktivität, innenpolitischer Situation, wirtschaftlichen und gesellschaft­
lichen Verhältnissen und dem Streben nach Friedenssicherung in der Mitte des 
19.Jahrhunderts nachgehen. Sie soll in Form einer problemgeschichtlichen 
Untersuchung, in der Reflexion und Motivforschung den Vorrang vor der 
Ereignis-Analyse haben, eine Vorarbeit leisten für die einmal notwendig wer­
dende Gesamtdarstellung des Friedenskongresses, für welchen die Quellen 
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zum guten Teil erst noch zu erschließen sind. Das methodische Grundprinzip, 
von dem wir uns leiten lassen, ist, die tatsächlich geschehene Geschichte nicht 
als die einzig mögliche zu verstehen, sondern der Geschichte in ihrer inneren 
Spannung zwischen Freiheit und Notwendigkeit, in ihrem Entscheidungs­
charakter nachzuspüren. 

Während der Drucklegung kam mir das auf breiter archivalischer Grund­
lage gearbeitete Manuskript von Paul W. Schroeder "Austria, Great Britain and 
the Crimean War: The Destruction of the European Concert" in die Hände. 
Die Schlußkapitel behandeln den Pariser Friedenskongreß. Trotz der anders­
artigen Fragestellung der Arbeit und ihrer teilweise anders zusammengesetzten 
Quellengrundlage konnte ich im wesentlichen Übereinstimmung feststellen 
in der Beurteilung der englischen und österreichischen Politik - einer Beurtei­
lung, die in verschiedener Hinsicht im Gegensatz zu den bisher vertretenen 
Anschauungen steht. Die Kritik an der englischen Politik während des Krim­
krieges, unter der Schroeder das Wirken der von Palmerston und Clarendon 
vertretenen "Whig-Ideologie" versteht, ist noch um einige Grade schärfer 
ausgefallen als die hier ausgesprochene. Daß wir unabhängig voneinander, aber 
von denselben Quellen ausgehend, die Beweggründe der österreichischen Poli­
tik im selben Lichte gesehen haben, bestärkt mich in der Hoffnung, daß von 
der bislang herrschenden Vorstellung von der österreichischen Schaukelpolitik, 
d. h. der für Österreich in der Handhabung und im Ergebnis denkbar schlech­
testen Politik, getrost Abschied genommen werden kann. Die eine oder andere 
der in den folgenden Betrachtungen gestellten Fragen dürften sich durch die von 
Schroeder erbrachten Ergebnisse wenigstens teilweise beantworten lassen. 

Die Arbeit widme ich meinem Lehrer, der mir in beispielloser Freizügigkeit 
die Möglichkeit geboten hat, meine wissenschaftliche Ausbildung zu einer Zeit 
unvergeßlicher Wanderjahre werden zu lassen. Keine noch so wohlgemeinte 
und -begründete "Reform"-Maßnahme in der "Struktur" unserer deutschen 
Universität, von denen es viele destruktive, aber nur wenige konstruktive gibt, 
könnte je die Voraussetzungen schaffen für eine methodisch strenge, der Sache 
(und nicht Lehrmeinungen, Weltanschauungen oder "Reform-Modellen") ver­
pflichtete und zugleich glückliche Lern- und Forschungstätigkeit, wie es das 
Verhältnis zwischen mir und meinem Lehrer getan hat. Ich habe diese Arbeit 
in dem Bewußtsein geschrieben und abgeschlossen, daß ich einer der letzten 
bin, die in der heutigen Zeit geistiger Orientierungslosigkeit unserer U niversi­
tät auf ein solches nunmehr wohl unwiederbringliches Verhältnis stolz zu sein 
ein uneingeschränktes Recht haben. 

Bonn, im März 1971 
WINFRIED BAUM GART 



1. DER WEG ZUM FRIEDEN 

1. Die strategische Lage nach der Eroberung von Sevastopol' 

Der Fall der Festung Sevastopol' am 8. September 1855 konnte von der Mit­
welt und einer späteren Geschichtsschreibung als die entscheidende Wende in 
dem Hegemonialkampf der Großmächte des damaligen Europa angesehen 
werden - als die Wende, die den Weg zum Frieden, nachdem alle vorangegan­
genen Pazifikationsversuche gescheitert waren, endgültig freimachte. Sevasto­
pol', das von Rußland seit Beginn des 19.Jahrhunderts zu einer starken See­
festung und einem gewaltigen Marinearsenal ausgebaut worden war, erschien 
den Westmächten als Inbegriff der russischen militärischen Widerstandskraft 
und als Bedrohung Konstantinopels, der von der See- wie von der Landseite 
gleichermaßen verwundbaren Hauptstadt des ottomanischen Reiches, um deren 
Integrität willen, und das hieß im 19. Jahrhundert um Erhaltung des "europäi­
schen Gleichgewichtes" willen, der Krieg ausgebrochen war. Nachdem der 
traditionelle Schauplatz der russisch-türkischen Auseinandersetzungen, das 
Gebiet an der unteren Donau, durch das Dazwischenschieben einer öster­
reichischen Besatzungsarmee im Sommer 1854 verriegelt war, lief das Haupt­
ziel der strategischen Planungen der Seemächte auf Berennung der mächtigen 
Zitadelle am Schwarzen Meer hinaus. England hatte sich auf dieses Ziel um so 
mehr festgelegt, als es dabei durch Geltendmachung seines maritimen Poten­
tials seine Schwäche in der Landkriegführung ausgleichen konnte. "Delenda 
est Sevastopol'" - in diesem Wort des englischen First Lord of the Admiralty 
vom März 1854 1 liegt der Kern der ursprünglichen Kriegsziele Englands, den 
sich auch Napoleon III. zu eigen gemacht hatte. 

Vom militärischen Standpunkt betrachtet, konnte der Fall Sevastopol's die 
Kriegsentscheidung indes noch nicht bedeuten. Die Seefestung lag an der Peri­
pherie eines peripheren Gebietes des russischen Reiches, der Krimhalbinsel. 
Sie war von 130000 Mann Besatzung, einem Bruchteil des russischen Zwei­
Millionen-Heeres, verteidigt worden. Die anderen Teile der russischen Armee 
standen als Angriffstruppen im Kaukasus, als Observationstruppen an der langen 
Landfront von Odessa über Warschau bis zur Ostsee, um einem möglichen 
österreichischen Eingreifen entgegentreten zu können und den Aufstands­
willen der Polen niederzuhalten, als Defensivtruppen an der Ostsee mit dem 

1 Graham an Clarendon, 1. März 1854 (CONACHER S. 256). 
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Zentrum Petersburg und der Seefestung Kronstadt, dem Sevastopol' des Nor­
dens, schließlich als Reserve- und Miliztruppen im Innern. Um das Herzstück 
des russischen Reiches zu treffen und den Gegner in offenen Schlachten auf die 
Knie zu zwingen, hätte es der Invasion von der breiten Landfront aus bedurft; 
dort hatten jedoch die Seemächte, solange die beiden anderen Großmächte, 
Österreich und Preußen, sich noch von militärischer Mitwirkung auf der einen 
oder anderen Seite fernhielten, das Gesetz des Handelns nicht in der Hand. Als 
echte strategische Alternative unter den derzeitigen militärischen und politi­
schen Verhältnissen Europas bot sich an: entweder ein Krieg in der Ostsee, in 
ähnlicher Weise, wie er seit dem Herbst 1854 im Schwarzen Meer geführt 
worden war, d. h. Unschädlichmachung der russischen Ostseeflotte, Belagerung 
Kronstadts und nachfolgende Einnahme Petersburgs, oder - eventuell Hand 
in Hand mit der ersten Möglichkeit - ein ausgedehnter Blockadekrieg gegen 
Rußlands Küsten. Die Verwirklichung der einen oder anderen Möglichkeit 
war ein eminent englisches Interesse; sie hätte die maritime Präponderanz Eng­
lands und seine industrielle und wirtschaftliche Überlegenheit wirksam zur 
Geltung gebracht. Einer auf dem Land basierten Invasion, die vornehmlich 
französischen Interessen entsprochen haben würde, hätte die Beseitigung der 
politischen Hindernisse voraufgehen müssen: Sie setzte die Erweiterung des 
westmächtlichen Bündnisses voraus, vor allem durch Österreich, mit dessen 
Hilfe erst die nötigen Landtruppen hätten aufgestellt werden können. 

Der Fall Sevastopol's hat die Friedensaussichten nicht unmittelbar eröffnet. 
Es vergingen noch Wochen, bis die ersten erfolgversprechenden Friedensdemar­
chen getan wurden, und Monate, bis der Entschluß zur Anbahnung von Frie­
densverhandlungen gefaßt war. Zunächst liefen auf beiden Seiten die strategi­
schen Planungen für einen neuen Feldzug im Jahre 1856 weiter. Sie lassen 
wichtige Rückschlüsse auf die alliierten Kriegsziele zu. Da die meisten kriegs­
geschichtlichen Studien über den Krimkrieg nicht über die Eroberung Sevasto­
pol's hinausgehen und die einschlägigen Kriegsakten bislang kaum ausgewer­
tet sind, muß man sich auf die weitverstreuten veröffentlichten Quellen stützen. 
Sie ergeben folgendes allgemeine Bild, das in Einzelheiten noch der Korrektur 
durch die nicht publizierten Akten bedarf: 

Durch die englische Beherrschung der Meere glich Rußland einer riesigen 
belagerten Festung. Die Westmächte hatten daher den großen Vorteil, den 
Kriegsschauplatz wählen und wechseln zu können, durch Besetzung oder Zer­
störung von Festungen wichtige Stücke aus dem Festungswerk herauszubre­
chen und durch eine derartige Abnützungsstrategie die Widerstandskraft Ruß­
lands allmählich zu lähmen. Es war dies eine Lage, die in der modernen Kriegs­
geschichte mit der strategischen Position der Vierbundmächte im Ersten Welt­
krieg oder der Achsenmächte im Zweiten Weltkrieg verglichen werden kann, 
wo der meer- und ozeanbeherrschende Gegner die Wahl des Hauptkriegs­
schauplatzes und wichtiger Nebenkriegsschauplätze in der Hand hatte. Im 



DIE STRATEGISCHE LAGE NACH DER EROBERUNG VON SEVASTOPOL' 17 

Legende 

Operationen der verbündeten Armee fJ.~ 
und der englisch-französischen Flotte // t 
Operationen der russischen Armee / 

Schlachten X 

Belagerung Sevastopol's .')1) 
vom 25. IX. 1854 - 8. IX. 1855 ~ 

Simferopol' 
o 

Bachcisaraj o 

Karte 1: Der Kriegsschauplatz auf der Krim 
14. September 1854 bis 8. September 1855 



....-~ 

...... 
00 

tj 
l:T1 
:;tl 

~ 
l:T1 
() 

N 
c:: 
~ 
"Ij 
:;tl .... 
l:T1 
tj 

~ 



DIE STRATEGISCHEN PLANUNGEN DER ALLIIERTEN 19 

Gegensatz zu den Weltkriegen des 20. Jahrhunderts jedoch bot im Krimkrieg 
die innere Linie Rußland mehr Nach- als Vorteile in seiner strategischen Lage. 
Es fehlten die "Infrastruktur", d. h. vor allem Eisenbahnen, so daß die russi­
schen Truppen zu einem hohen Grad von Immobilität verurteilt waren. Die 
Folge war, daß etwa drei Viertel des russischen Heeres als Grenzwachtruppen 
untätig an den Grenzen mit Österreich, Preußen und Schweden stehen muß­
ten 2. Ein militärischer Erfolg der Seemächte konnte jeweils einen lebenswich­
tigen Punkt des Gegners treffen, während ein Erfolg der Russen nur kurz­
fristig ein Aktionszentrum der Alliierten ausgeschaltet hätte 3. 

2. Die strategischen Planungen der Alliierten 

Nuran der Kaukasusfront hätte sich diese Ungunst der Lage vielleicht umkehren 
können. Am 26. November 1855 mußte sich die türkische Festung Kars, "das 
Bollwerk Kleinasiens" 4, das an der wichtigen Zweitfront in den russisch­
türkischen Kriegen des 19. Jahrhunderts stets heiß umkämpft war, da es das 
Tor in das türkische Mutterland öffnete, nach fünfmonatiger Belagerung erge­
ben. Der russischen Belagerungsarmee (50000 Mann) stand nun kein kampf­
kräftiger türkischer Gegner mehr gegenüber. Die wichtige Militärstraße nach 
Erzerum und von da der Weg in das Innere Anatoliens waren frei. In Peters­
burg wurden Stimmen vernehmlich, die den Marsch nach Konstantinopel, nach 
Mesopotamien und Indien forderten 5. Die Verbündeten erfuhren aus dem 
russischen Lager von Kars, daß dort tatsächlich Vorkehrungen zum Weiter­
marsch in Richtung Erzerum und zur Bildung einer Freiwilligenlegion aus 
Griechen, die als Sammelstelle für die griechischen Bewohner Westanatoliens 
dienen sollte, getroffen wurden. Gewiß, es waren angesichts der damaligen 
technischen Möglichkeiten, vorab der Nachschubschwierigkeiten, verwegene 
Pläne, und nur die Eroberung Erzerums, vielleicht auch Trapezunts konnte im 
Bereich des Möglichen liegen; doch allein schon das Gerücht von derartigen 
russischen Absichten mußte den Alliierten zu denken geben. Es hat ihre mili­
tärstrategischen Überlegungen auch tatsächlich beeinflußt. 

Soweit sich feststellen läßt, war man sich damals - ganz zu schweigen von 
der Geschichtsschreibung - der bemerkenswerten Tatsache nicht bewußt, daß 
die Russen nach dem Fall von Kars mehr Quadratmeilen feindlichen Terrains 

2 Vgl. BESTUZEV, Krymskaja vojna S. 190-191. 
3 Denkschrift Nesselrode, 15. Januar 1856 (TATISCEV I S. 171). 
4 MARTIN III S. 379. 
5 BESTUZEV, Krymskaja vojna S. 192. 
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besetzt hielten als umgekehrt die Seemächte. So paradox es klingen mag: Die 
Eroberung von Kars hat die russische Staatsführung Friedenssondierungen 
zugeneigter gemacht, da sie, den militärischen Ehrbegriffen der damaligen Zeit 
entsprechend, die im Denken des Zaren Alexander H. und damit auch in der 
politischen Willens bildung der russischen Regierung eine entscheidende Rolle 
spielten, die Schlappe von Sevastopol' zu einem guten Teil auszugleichen 
schien 6. Dieser Umstand läßt sich auch mittelbar dadurch bestätigen, daß 
unter den Alliierten der Fall von Kars als Schmach empfunden wurde. Königin 
Viktoria bezeichnete ihn als "a disgrace to the Allies", die mit ihren über 
200000 Mann starken Truppen untätig, oder nur zum Straßenbau eingesetzt, 
in der Krim verblieben seien, ohne eine Entsatzarmee nach Kleinasien entsandt 
zu haben 7. Für Napoleon und die französische Nation bedeuteten die Ereig­
nisse auf diesem Kriegsschauplatz allerdings wenig, da seine Sicherung still­
schweigend den Engländern überlassen worden war8 ; für sie war die seit 
Waterloo verlorene Ehre Frankreichs durch die Einnahme der beherrschenden 
Malachov-Bastion in Sevastopol' wiederhergestellt9 und damit ein wichtiges 
Hindernis auf dem Wege zum Frieden ausgeräumt. - Ein solches Denken in 
Kategorien militärischer Ehre und Schmach, das mit der Wandlung des Kriegs­
bildes seine Wirkungskraft in der Folgezeit immer mehr eingebüßt hat, war im 
Krimkrieg - in den Formen, wie er bis 1855 ausgetragen wurde - für das politi­
sche Kalkül auf bei den Seiten beherrschend und muß in die Beurteilung der 
Ereignisse gebührend einbezogen werden. 

In den Erörterungen des englischen Kabinetts und der englischen militäri­
schen Führung vom Herbst 1855 spielte der kleinasiatische Kriegsschauplatz 
eine wichtigere Rolle als je zuvor. Die Gründe dafür sind nicht allein darin zu 
suchen, daß man den militärischen Rückschlag von Kars wieder wettmachen 
und die Völkerschaften "östlich vom Schwarzen Meer", die "Zirkassier" u. a. 
vor russischer Unterwerfung bewahren und ihnen die Unabhängigkeit besche­
ren wollte; nicht nur darin, daß zur Sicherung des ottomanischen Reiches ein 
Puffergebiet zwischen Rußland und der Türkei geschaffen werden sollte. Da­
hinter stand vielmehr - das ist im Zusammenhang der Krimkriegsgeschichte 
aus Mangel an Quellen bislang unbeachtet geblieben und bedarf noch detail­
lierter Nachprüfung an Hand der Akten - die Sorge Englands um den Schutz 
seines indischen Empire. Wohl hat man generell in dem englischen Interesse an 
der Integrität der Türkei im 19. Jahrhundert das Streben Englands nach größt-

6 Der bayrische Gesandte in Petersburg Graf Bray schrieb am 28. Dezember 1855 an König 
Max II.: « Lorsque la prise de Kars fut connue le Oe de Nesselrode s' ecria: < Enfin, nous 
avons quelque chose a rendre. > Il considerait donc cette ville comme un objet d'echan­
ge.» (BGSTA, MA 1598.) 

7 Königin Viktoria an Clarendon, 12. Dezember 1855 (MARTIN III S. 379 Anm.). 
8 Die türkischen Verteidiger standen unter englischer Führung. 
9 V gl. CHARLES-Roux S. 33. 
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möglicher Sicherung seiner Zugangswege nach Indien (Landenge von Suez, 
Handelswege durch das Schwarze Meer bzw. durch Anatolien und den Kau­
kasus) gesehen; aber seine Absichten auf eine Kaukasusexpedition im Jahre 
1856, die wegen des raschen Friedensschlusses nicht mehr verwirklicht wurden, 
sind damit nicht in Zusammenhang gebracht worden. Ihre historiographische 
Vernachlässigung teilen sie mit den analogen (nur mit umgekehrtem Vorzei­
chen versehenen) deutschen Plänen im Kaukasus aus dem letzten Jahr des 
Ersten Weltkriegs, auf deren Bedeutung erst jüngst hingewiesen wurde 10. 

Das russische Festsetzen im Kaukasus während des Krimkriegs, wie später 
in den Folgejahren die Ausbreitung des russischen Einflusses nach Südosten in 
Buchara und Chiva, mußte England für seine Stellung in Indien als bedrohlich 
empfinden. Der noch 1856 mit dem Königtum Herat (westlich von Afghani­
stan) begonnene Krieg Englands und die 1857 ausgebrochene "Indian Mutiny" 
bewiesen die Notwendigkeit, Rußland von diesem verwundbaren Punkt der 
englischen WeltmachtsteIlung möglichst fernzuhalten. Es darf als eine Ironie 
der Geschichte angesehen werden, daß der für England siegreich beende te 
Krimkrieg eine in der fernen Zukunft für England nachteilige Auswirkung 
gehabt hat, indem er durch Ausschaltung oder doch Minderung des russischen 
Einflusses auf dem Balkan und in Europa die Expansivkraft und den Expan­
sionsdrang der russischen Großmacht in südöstliche Richtung gewiesen und 
dadurch die Voraussetzungen für die Entstehung neuer Reibungsflächen zwi­
schen den beiden europäischen Flügelrnächten geschaffen hat. 

1855 mochte diese Fernwirkung in ihren Ausmaßen nur zu ahnen sein 11. 

Es war aber doch die Sorge um die Stellung in Indien, welche der englischen 
Führung die Schaffung eines eigenen Kriegstheaters in Kleinasien, ohne Betei­
ligung Frankreichs, für das Jahr 1856 geraten erscheinen ließ. In Kabinetts­
besprechungen vom Dezember 1855 und Januar 1856 wurden entsprechende 
Vorschläge erörtert 12. Von den 80000 unter englischem Kommando stehen-

10 BAUMGART, "Kaspi-Unternehmen". 
11 Solche Ahnungen schienen in diplomatischen Kreisen allgemein ausgesprochen worden 

Zu sein. So schrieb am 25. Januar 1856 aus Berlin der badische Gesandte von Meysenbug 
an Minister Rüdt: "Diesen Zustand [der fließenden russisch-türkischen Grenze im Kauka­
sus] zu beendigen, dem Vorschreiten Russischer Herrschaft ein bestimmtes, durch einen 
Europäischen Vertrag garantirtes Ziel zu setzen, und so die Quellen des Euphrat und da­
mit den Weg nach Kleinasien und nach Bagdad wo möglich für immer zu sperren - ist ein 
ungemein großes Interesse des ins einem Asiatischen Reiche beunruhigten Englands. " 
(GLA, Abt. 48 Nr. 2653.) 

12 Granville an Stratford de Redcliffe (über Kabinettsitzung vom 19. Dezember 1855), 
London 19. Dezember 1855 (FITZMAURICE I S. 132); Granville an Stratford de Redcliffe 
(über Kabinettsitzung vom 3. Januar 1856), 3. Januar 1856 (EBENDA S. 137); Granville an 
Stratford de Redcliffe (über Kabinettsitzung vom 5. Januar 1856), London 5. Januar 1856 
(EBENDA S. 138). V gl. auch ARGYLL I S. 602 (über Kabinettsitzung vom 13. Dezember 
1855). 
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den Krim-Truppen 13, in denen türkische und sardinische Hilfstruppen und 
Fremdenlegionäre einbegriffen waren, sollte etwa die Hälfte die alten Stellun­
gen um Sevastopol' halten, der Rest nach Kleinasien übergesetzt werden. Über 
die Landungsstelle war man sich offenbar nicht schlüssig. Einige Kabinetts­
mitglieder schlugen eine sofortige Truppenentsendung nach Trapezunt vor, 
um den erwarteten russischen Vormarsch frontal aufzuhalten, andere die Beför­
derung nach Batum und Poti, von wo aus im Rücken der russischen Kaukasus­
armee in Richtung Tiflis operiert werden sollte. Die Entscheidung wurde dem 
für Mitte Januar 1856 unter dem Vorsitz Napoleons in Paris angesetzten alli­
ierten Kriegsrat überlassen. Die englischen Vertreter wurden vom Kabinett 
beauftragt, den Standpunkt zu vertreten "that it would be good to separate the 
armies, and that the importance of clearing Georgia was great" 14. 

Die Beschlüsse des Kriegsrates in diesem Punkt wie auch in bezug auf die 
anderen erörterten Pläne sind in den bisher veröffentlichten Quellen wider­
sprüchlich wiedergeben 15 und müssen einmal an Hand der noch unbekannten 
französischen, englischen und sardinischen Originalakten (Operationsent­
würfe, Sitzungsprotokolle usw.) genau festgestellt werden. Für Napoleon 
schien der Hauptzweck des Kriegsrates, der mehrere Wochen vor dem Zusam­
mentritt in der Presse angekündigt wurde, nicht im Fassen von verbindlichen 
Beschlüssen zu bestehen, sondern darin, durch Manifestation des alliierten 
Kriegswillens die russische Regierung in ihrer Entscheidung über Krieg und 
Frieden zu beeinflussen. Als der Kriegsrat am 16.Januar 1856 seine erste Sitzung 
abhielt, wurde die Petersburger Entscheidung zum Frieden soeben bekannt. 

Bei der Beurteilung der Feldzugspläne der englischen politischen und mili­
tärischen Führung ist zu berücksichtigen, daß die englischen Truppen bei der 
Erstürmung Sevastopol's eine empfindliche Schlappe erlitten hatten: Während 
die zähen russischen Verteidiger durch die Angriffswellen der Franzosen aus 
der Malachov-Bastion herausgeworfen wurden, blieb der gleichzeitig unter­
nommene Sturm der Engländer auf den Redan, das nächstwichtige Festungs­
werk Sevastopol's, in den Laufgräben stecken. Sevastopol' wurde von den 
Russen allein wegen des Verlustes der Malachov-Bastion geräumt. Die engli­
sche Führung empfand Unwillen und Verdruß über das Scheitern am Redan, 
besonders auch angesichts des Glanzes der französischen Waffentat. Das Wort 
der Königin, sie könne den Gedanken nicht ertragen "that 'the failure on the 
Redan' should be our last fait d' Armes" 16, gibt der allgemein obwaltenden 

13 Genauer Zahlenschlüssel bei MARTIN In S. 417 (Prinz Albert an König Leopold, Windsor 
24. Dezember 1855). Vgl. auch BAPST In S. 79; ferner DANIELS S. 175. 

14 Granville an Stratford de Redcliffe, London 5. Januar 1856 (FITZMAURICE I S. 138). 
15 Als Beispiel für gegensätzliche Angaben vgl. JOMINI S. 392 und BAPST In S. 78-79. -

GOOCH (S. 256-259) benutzte für seine Darstellung keine Archivalien. 
16 Königin Viktoria an Cl aren don, Windsor 15. Januar 1856 (VICTORIA nI S. 163). Vgl. auch 

Königin Viktoria an Clarendon, Windsor [Mitte] Januar 1856 (MARTIN In S. 425). 
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Stimmung in England Ausdruck und bietet eine der Erklärungen für den unge­
brochenen Kriegswillen Englands. 

Neben der Diversion in Kleinasien war die Forderung des Seekriegs in der 
Ostsee Kernpunkt der englischen strategischen Planungen. Dort sollte die 
russische Seemacht ebenso auf den Nullpunkt reduziert, d. h. die Flotte in den 
Grund gebohrt werden, wie im Schwarzen Meer. Der Krieg in der Ostsee 1856 
erschien als das selbstverständliche Gegenstück zu den Operationen im Schwar­
zen Meer von 1855. Vorbereitungen für die Seekriegführung waren in giganti­
schem Maßstab getroffen worden und wurden bis zum Frühjahr 1856 fortge­
setzt. Clarendon bezeichnete sie in einer Oberhausrede 17 als bis dahin bei­
spiellos in der Geschichte. Auf den englischen Werften waren die Vorberei­
tungen so weit gediehen, daß zum Frühjahr 1856 mit der Indienststellung von 
150 Dampf- und Mörserschiffen neuer Konstruktion zu rechnen war 18• Auch 
die Franzosen, mit denen die Operationen gemeinsam durchgeführt werden 
sollten, waren in der Lage, mit neuartigen Waffen in den Kampf zu gehen. Sie 
hatten bei der Beschießung der Küstenforts von Kinburn an der Schwarz­
meerküste (14. Oktober 1855) zum erstenmal Panzerschiffe erfolgreich einge­
setzt. Außerdem verfügten sie über neue Schiffsgeschütze mit einer Reichweite 
bis zu 5000 Metern 19. Unter den Alliierten wurde damit gerechnet, daß diese 
schwimmenden Batterien unwiderstehlich sein würden und Kronstadt als 
erobert gelten könne 20. Während die englische Marine die Hauptlast bei der 
Niederzwingung Kronstadts zu tragen haben würde, sollte Frankreich das 
Gros der Landungstruppen stellen. Napoleon hielt dafür ein Heer in Stärke 
von 60000 bis 80000 Mann für erforderlich 21. Entsprechende Vorbereitungen 
waren bereits bei der französischen Nordarmee und im Lager von Boulogne 
getroffen 22. 

Obwohl sich die Fachleute über Einzelheiten der Ostsee-Expedition, wie 
die Wahl des Landungspunktes an der Küste, noch nicht einig waren - sie 
sollten auf dem Kriegsrat in Paris entschieden werden, dessen Beschlußfassung 
in diesem Punkt nicht bekannt ist -, erwartete man doch einen vollen Erfolg. 
Ob er sich in der gewünschten Form und der erhofften Schnelligkeit eingestellt 
hätte, läßt sich nach der heutigen Kenntnis der russischen Verteidigungsmaß-

17 Am 31. Januar 1856. Vgl. HANSARD'S PARLIAMENTARY DEBATES Bd. 140 S. 47; ferner 
MAXWELL II S. 116. 

18 Prinz Albert an Stockmar, Windsor 19. November 1855 (MARTIN III S. 389). Vgl. auch 
BAUMGART, Militärgeschichtliche Literatur S. 188. 

19 Cowley an Clarendon (über Unterredung mit Napoleon), Dezember 1855 (WELLESLEY S. 86). 
20 Hübner an Buol (über Unterredung mit Napoleon), Paris 17. Dezember 1855 (HHSTA, 

PA IX 50 f. 258L 259). Vgl. auch E. v. Manteuffel an König Friedrich WilhelmIV., Wien 
[Anfang] Januar 1856 (L. v. GERLACH II S. 379). 

21 Cowley an Clarendon (über Unterredung mit Napoleon), Paris 10. Dezember 1855 (FONT! 
Bd. 98 S. 189). 

22 BAPST III S. 79. 
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nahmen bezweifeln. Die Festung Kronstadt war besser ausgebaut als Sevasto­
pol'. Aus der Krim hatte man den großen Festungsbauingenieur Totleben 
hergeholt und ihm den Oberbefehl über Petersburg anvertraut 23• Auch die 
Russen hatten ein neu entwickeltes Seekampfmittel, die Minen. Da sie jedoch 
in größerer Zahl nicht mehr zum Einsatz kamen, ist man sich über ihre ver­
mutliche Bedeutung für die damalige Kriegführung in der heutigen russischen 
Geschichtswissenschaft uneins 24• In der Folgezeit ist diese Erfindung des 
Krimkriegs von den Russen jedenfalls zu einer hochwirksamen Defensivwaffe 
weiterentwickelt worden, die ihre Bewährungsprobe im Ersten Weltkrieg 
glänzend bestanden hat. 

* 

Derart sahen die englischen strategischen Planungen für das Jahr 1856 aus: 
Festhalten an der beherrschenden Position im Schwarzen Meer, Ausbau der 
Operationsbasis Sevastopol', Entsendung eines Expeditionskorps nach Trans­
kaukasien zur Wiedergewinnung von Kars und Vertreibung der russischen 
Kaukasusarmee, Flottenexpedition in die Ostsee im Zusammenwirken mit einem 
französischen Landungsheer zur Niederringung Kronstadts und Besetzung 
Petersburgs. England glaubte diese Ziele mit den bisherigen Bundesgenossen 
Frankreich, Sardinien und Türkei erreichen zu können. 

In diesem Zusammenhang ist auf einen merkwürdigen Mangel in der 
Geschichtsschreibung über den Krimkrieg hinzuweisen. Welche Rolle spielte 
nach dem Verlust von Kars die türkische Armee, und welche Rolle war ihr im 
Feldzug des folgenden Jahres zugedacht? Zur Beantwortung der Frage fehlt 
es an der Kenntnis der elementarsten Fakten: Truppenzahl, Verlustziffern, 
Ausrüstung, Truppenmoral, -führung usw. In die seriöse marxistische Ge­
schichtsschreibung ist die auf Friedrich Engels zurückgehende Auffassung ein­
gegangen, daß von der ursprünglich 400000 Mann starken türkischen Armee 
außer dem Besatzungsheer an der Donau und einem kleinen Expeditionskorps 
in Suchum an der Ostküste des Schwarzen Meeres so gut wie nichts übrig ge­
blieben sei25 . Die Soldaten seien durch Kampfeinwirkung oder Krankheit 
umgekommen, zu Invaliden geworden oder zu Räuberbanden demoralisiert. 
Die Nachprüfung dieser Behauptung - wobei die Berichterstattung von Engels, 
dem bei seiner Kommentierung der Kriegsereignisse ein erstaunlich reiches 
Zahlenmaterial zur Verfügung gestanden hat, grundsätzlich ernst genommen 
werden muß - ist eine ebenso notwendige wie schwierige Aufgabe. 

Die Geschichtsschreibung über den Krimkrieg hat überhaupt die Rolle der 
Türkei, die ja das eigentliche Objekt des Krieges war, zu Unrecht vernach-

23 EBENDA S. 81. 
24 Vgl. HÖSCH S. 429. 
25 BESTUZEV, Krymskaja vojna S. 192. 
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lässigt26 • Eine gewisse Entsprechung hat dieses Phänomen in der mitunter 
geradezu demütigende Formen annehmenden politischen Behandlung der 
Türkei durch die Bundesgenossen. Die türkischen Staatsmänner haben nach 
dem Fall von Sevastopol' das Ende der Bevormundung durch die Vertreter 
der beiden großen Verbündeten erhofft und in der Fortdauer des Krieges eine 
Satire auf die Unabhängigkeit der Türkei, um deretwillen die Westmächte 
augenscheinlich in den Kampf gezogen waren, gesehen27 • 

3. Die englischen Kriegsziele 

Der Schutz der Unabhängigkeit und Integrität des ottomanischen Reiches, 
«[la] defense du territoire ottoman en Europe et en Asie contre l'agression 
russe », war das ursprüngliche Kriegsziel, auf das sich die Alliierten im Bünd­
nisvertrag von Konstantinopel vom 12. März 1854 zu Beginn des Krieges fest­
gelegt hatten. War dieses Ziel im Verlauf des Krieges unverändert geblieben 
oder war es von England "weiterentwickelt" worden? Wie wurde es nach dem 
Fall von Sevastopol' formuliert und interpretiert? 

Die beherrschende politische Figur in England während der Krimkriegs­
jahre, wie überhaupt der dreieinhalb Jahrzehnte von 1830 bis 1865, war Pa 1-
merston. Er erscheint zu Recht dem 20. Jahrhundert als Verkörperung jener 
Phase der englischen Geschichte, in der Großbritannien die unangefochtene 
Herrschaft über die Meere ausübte und zur "Werkstatt der Welt" und zum 
Zentrum des internationalen Geldverkehrs geworden war. Um Palmerston und 
seine Außenpolitik angemessen beurteilen zu können, muß man sich stets vor 
Augen halten, daß England im 19. Jahrhundert nicht nur eine europäische 
Großmacht war, sondern sich zu einer Weltmacht entwickelt hatte. 
Palmerstons Lebensspanne fällt mit dem Zeitraum zusammen, den man nicht 
ganz zutreffend die "Industrielle Revolution" genannt hat, und mit der Phase, 
in der sich die englische Freihandelspolitik gegenüber den Schutzzolltendenzen 
des Kontinents durchgesetzt hat. Das England Palmerstons verstand sich als 
Hüterin einer Pax Britannica, als deren Hauptstütze das "Gleichgewicht der 
europäischen Mächte" angesehen wurde, dem außerhalb des alten Kontinents 
das eigene Übergewicht entsprach. 

Palmerston war ein Patriot, dem "das Interesse Englands" über alles ging, 
der felsenfest davon überzeugt war, daß "die englische Nation" die größte, 

26 V gI. BAUM GART, Probleme S. 249-252. 
27 Koller an Buol (über Gespräch mit Fuad Pascha), Bujukdere 20. September 1855 (HHSTA, 

PA XII 55 f. 207). 
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das englische Klima das beste der Welt sei und daß die Verfassungeinrichtungen 
Englands das Vorbild für ganz Europa darstellten. Seine außenpolitischen 
Methoden gleichen in vielem der Kanonenbootspolitik eines Wilhelm II., was 
sich auch an entsprechenden Episoden während des Krimkriegs zeigen läßt. 
Doch ist es besser, im Kontext der englischen Geschichte zu bleiben und sein 
Auftreten als "Jingoism" zu bezeichnen. Damit ist seinen Qualitäten als Politi­
ker nicht volle Gerechtigkeit getan. Es ist dies aber ein hervorstechendes Merk­
mal seiner Politik, aus dem sich das damalige Europa das Bild von englischer 
Politik schlechthin gemacht hat. Ein Palmerston-Forscher hat sich kürzlich 
darüber folgendermaßen geäußert28 : "Palmerston did not have to play the 
part of John Bull; he lived it." 48 Jahre saß er im Unterhaus, eine Zeitspanne, 
wie sie nur von ganz wenigen englischen Politikern des 19. und 20. J ahrhun­
derts (darunter Gladstone und Churchill) erreicht worden ist. Seine Amtszeit 
von 58 Jahren hat keiner übertroffen. Es ist ein für Palmerston typischer Zug, 
daß er darauf bestand, in seinem Amtszimmer zu sterben. Im Nekrolog des 
"Daily Telegraph" wurde er als "the most English minister that ever governed 
England" bezeichnet, und Earl Russell feierte ihn zur gleichen Zeit als einen 
Mann, der "englisch bis auf die Knochen" gewesen sei29• 

Palmerston beherrschte in den vierziger und fünfziger Jahren die "Balance 
of Power"-Diplomatie, stets im englischen Interesse verstanden und gehand­
habt, in einer meisterhaften Weise, wie sie nur mit Bismarcks virtuoser Führung 
der europäischen Bündnispolitik der siebziger und achtziger Jahre verglichen 
werden kann. Das Streben nach Übergewicht irgendeiner der europäischen 
Kontinentalmächte, sei es durch Rußland Ende der zwanziger Jahre nach dem 
türkischen Krieg, durch Frankreich Anfang der vierziger Jahre während der 
ägyptischen Krise oder wiederum durch Rußland während der abermaligen 
Zuspitzung der orientalischen Frage 1853 - ein solches Hegemonialstreben 
empfand Palmerston als Bedrohung der Sicherheit Englands. Die Erhaltung 
der Integrität des sich über drei Kontinente hinweg erstreckenden ottomani­
sehen Reiches war neben der Erhaltung der Neutralität Belgiens das Axiom 
seiner Außenpolitik. 

Erst im Jahre 1833 hatte sich Palmerston als erster englischer Minister zu 
gedanklicher Klarheit über die mit der "orientalischen Frage" zusammen­
hängenden Probleme durchgerungen. Vorher war seine Aufmerksamkeit auf 
Westeuropa konzentriert gewesen. Wohl hatte schon 1828 Aberdeen den Fort­
bestand der Türkei in Europa als unerläßlich für die Erhaltung des europäi­
schen Gleichgewichts bezeichnet3o• Doch folgten den Worten keine Taten 
zur Verteidigung der Türkei, so daß Rußland in Adrianopel der Türkei einen 

28 SOUTHGATE S. XXIII. 
29 Nachweise EBENDA S. 566. 
30 Vgl. CONACHER S. 139. 
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Frieden aufzwingen konnte, der ihm die Kontrolle über die Donaumün­
dungen, das Interventionsrecht in den halb autonomen Fürstentümern Moldau 
und Walachei und erhöhte Schutzrechte über die christlichen Untertanen des 
Sultans verschaffte. Unmittelbar nach dem Vertrag von Unkiar-Skelessi, in dem 
Rußland die Integrität der Türkei garantierte, d. h. sich zum Schutzherrn über 
das ottomanische Reich aufwarf, verkündete Palmerston in einer Unterhaus­
rede einen politischen Grundsatz, der von da ab jahrzehntelang in Geltung 
blieb und bis zur letzten Konsequenz, bis zum Kriegseintritt, befolgt wurde 31 : 

"The integrity and independence of the Ottoman Empire are necessary to the 
maintenance of the tranquillity, the liberty and the balance of power in the rest 
of Europe." Die Anwendung dieses Axioms führte 1839/40 zum Ersatz der 
einseitigen Garantie Rußlands durch eine Kollektivgarantie der vier Groß­
mächte (erst 1841 auch Frankreichs) zugunsten der Türkei und gleichzeitig zur 
Schließung der türkischen Meerengen für Kriegsschiffe in Friedenszeiten, und 
sie führte 1853/54 zum Ausbruch des Krimkriegs. In Palmerston verkörperte 
sich seit den dreißiger Jahren der wachsende Argwohn Englands gegenüber 
einem Rußland, das sich anschickte, sein imperialer Rivale in Asien zu werden, 
je mehr die machtleeren Räume zwischen den beiden Riesenreichen in jenen 
Regionen zusammenschrumpften. 

Noch ein weiteres Element gehört wesentlich zu Palmerstons Politik - ein 
Element, das auf eine mehr verborgene Ursache des Krimkriegs hindeutet: 
Palmerstons Glaube an die alleinseligmachende Wirkung der englischen 
Regierungs- und Sozialverfassung. "Er war ein standhafter und hingebungs­
voller Fürsprecher konstitutioneller Freiheiten in jedem Teil des Kontinents", 
so schrieb die "Times" in einer Ehrung Palmerstons im Jahre 1865 32• Dieses 
aus den Traditionen des Landes gespeiste Überlegenheitsgefühl des Engländers 
gegenüber einer reaktionären und autokratischen Regierungsform, wie sie 
Nikolaus 1. verkörperte, erklärt zu einem entscheidenden Teil den Enthusias­
mus der öffentlichen Meinung Englands für einen Krieg, der als Kreuzzug 
gegen die Europa bedrohende Tyrannei des zaristischen Rußland aufgefaßt 
wurde. Es erklärt aber auch das Scheitern der Politik eines Buol, als dessen 
Ziel neuerdings ein engeres Bündnis der Habsburgermonarchie mit England, 
das über die zweckbestimmte Verbindung während des Krimkriegs hinaus 
weitergeführt werden sollte, herausgearbeitet worden ist 33. Noch 1852/53, also 
unmittelbar vor der Zuspitzung der Orient krise durch die Mensikov-Mission 
in Konstantinopel, war Österreich wegen seiner Verfolgungsmaßnahmen (Aus­
lieferungsbegehren, Sequestrationen usw.) gegen reichsflüchtige Revolutionäre 
- die Kossuths usw. - in England der bestgehaßte Staat des Kontinents. Bald 

31 V gl. SOUTHGATE S. 65. 
32 EBEN DA S. XXIII. 
33 HEINDL S. 105, 123-128. 
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darauf wurde der Zar als die Inkarnation des Bösen apostrophiert. Die Namen 
Österreich, Rußland und Rom galten damals in England als Synonyme für 
Unfreiheit. Zwar änderte sich das Bild vom Nationalitätengefängnis Österreich 
in der öffentlichen Anschauung nach Kriegsausbruch und nach der Hinnei­
gung der österreichischen Staatsführung zu den Westmächten, aber wegen der 
vermeintlichen Schaukelpolitik Österreichs, die für die Verlegung des Kriegs­
theaters vom Balkan zur Krim und für den nachfolgenden schleppenden 
Kriegsverlauf verantwortlich gemacht wurde, wegen seiner Inszenierung der 
unzeitigen Friedenskonferenzen vom Frühjahr 1855 und vollends wegen seines 
Konkordats mit Rom vom August 1855, unmittelbar vor Sevastopol', schien 
das Pendel wieder zurückzuschlagen. 

Zur selben Zeit, 1855, wurde auch König Ferdinand H. von Neapel, "Re 
Bomba", zum Unhold gestempelt, nicht nur weil sein Regime als Hort der 
Reaktion und der Unterdrückung angesehen wurde, sondern vor allem weil er 
seine Neutralität im Krimkrieg dahingehend auslegte, daß er englischen Agen­
ten in seinem Königreich den Ankauf von Pferden, Tragtieren und Versor­
gungsgütern untersagte. Die englische Regierung beabsichtigte im September 
1855, gemäß den Methoden Palmerstonscher Diplomatie, ein paar Kriegsschiffe 
vor Neapel kreuzen zu lassen und dem König die Forderungen der Alliierten 
als Ultimatum zuzustellen 34. Die griechische Regierung hatte ihre Politik wäh­
rend des Krimkriegs, die sich allerdings unzweifelhaft vom Kurs einer strengen 
Neutralität entfernt hatte, bereits mit der Besetzung des Piräus durch englische 
und französische Truppen quittieren lassen müssen 35. 

Die Kenntnis der Hauptelemente englischer Außenpolitik ist zum Ver­
ständnis der Position Englands nach Sevastopol' und während der Friedens­
verhandlungen unerläßlich. Es wird noch in anderem Zusammenhang zu zei­
gen sein, daß Palmerstons Politik der harten Hand nicht von allen Kabinetts­
mitgliedern in allen Situationen geteilt wurde, besonders nicht in der entschei­
denden Frage über Krieg und Frieden, und daß damit gerade eine Stärke der 
englischen Regierungsform der konstitutionell-parlamentarischen Monarchie 
zum Vorschein kam. 

Dem statischen Kriegsziel der Erhaltung der Integrität des ottomanischen 
Reiches entspricht ein dynamisches - das Bestreben Englands, die Machtstel­
lung Rußlands derart einzuschränken und zu verkürzen, daß eine Wiederkehr 
der Ereignisse, wie sie 1853 zum Krieg geführt hatten (Politik der ultimativen 

34 GREVILLE VII S.158 (Tagebucheintragung vom 17. September 1855). V gI. auch den Brief 
Palmerstons an seinen Bruder, London 25. August 1855 (AsHLEY II S. 101). 

35 Vgl. BAUM GART, Probleme S. 373-374. - Auch mit den Vereinigten Staaten übrigens geriet 
die englische Regierung im Herbst 1855 wegen der Werbung amerikanischer Staatsbürger 
in die englische Fremdenlegion, die gegen Rußland eingesetzt werden sollte, in Querelen, 
auf die Palmerston wiederum mit der Entsendung eines Geschwaders nach Westindien 
reagierte. - V gl. zum Ganzen die Dokumentation von V AN ALSTYNE. 
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Forderungen und der Faustpfänder gegenüber der Türkei), für absehbare Zeit 
unmöglich gemacht würde. Dieses Ziel läßt sich mit dem aus dem politischen 
Vokabular des 20. Jahrhunderts stammenden Ausdruck "containment" treffend 
kennzeichnen, zumal sich das Bild der Eindämmung, das dahinter steht, mit 
der entsprechenden Vorstellung Palmerstons durchaus deckt. In einer bisher 
nur in Fragmenten veröffentlichten Denkschrift vom September 1855 unmit­
telbar nach dem Fall von Sevastopol' bezeichnete Palmerston es als das eigent­
liche und hauptsächliche Kriegsziel 36 "to curb the aggressive ambition of 
Russia. We went to war not so much to keep the Sultan and his Mussulmans 
in Turkey as to keep the Russians out of Turkey." Der jetzige territoriale 
Bestand Rußlands müsse reduziert oder zumindest "eingehegt" werden durch 
"a long line of circumvallation". "Zirkumvallation" ist ein Begriff der Befesti­
gungstechnik. Seine Verwendung durch Palmerston spiegelt Vorstellungen 
wider, wie sie sich bei den damaligen Tagesereignissen aufdrängten - ein Den­
ken also, das den Vorstellungen, die mit dem späteren Begriff "containment 
policy" (oder auch "cordon sanitaire") verbunden wurden, durchaus analog ist. 
Es ist nicht von ungefähr, daß dieses Bild unserer heutigen Vorstellungswelt 
deutlicher eingeprägt ist als jenes von der Zirkumvallationslinie, wiewohl sich 
der jeweilige Inhalt trotz des Unterschieds der von den Zeitvorstellungen 
geprägten sprachlichen Hülse gleicht. An diesen Begriffen läßt sich sowohl die 
Kontinuität zwischen zaristischer und bolschewistischer Außenpolitik wie auch 
die entsprechende Reaktion des sich betroffen fühlenden Westeuropa aufzei­
gen. Es ist heute unserem Bewußtsein längst entschwunden, daß Rußland 
schon einmal jahrzehntelang, in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, als 
Schreckbild und dumpfe Bedrohung empfunden worden ist. Dieser Bewußt­
seinsschwund liegt nicht zuletzt daran, daß Rußland nach dem Krimkrieg an 
den Rand des Gesichtsfeldes Westeuropas getreten ist. 

Als eines der Mittel zur Eindämmung des russischen Expansionsdranges 
hatten die Seemächte und Österreich schon bald nach Ausbruch des Krimkriegs 
im Rückgriff auf die Kollektivgarantie von 1841 eine Revision der von Ruß­
land mitunterzeichneten Meerengenkonvention "im Interesse des europäischen 
Gleichgewichts" für notwendig erachtet. An der Auslegung dieses ursprüng­
lich derart vage formulierten dritten Punktes des "Vier-Punkte-Programms" 
vom 8. August 1854 37 waren bislang alle das Kriegsgeschehen fast ununter-

36 MaSSE, Crimean System S. 1. 
37 Das in Form einer Note des englischen und französischen Gesandten an Graf Buol ge­

richtete Minimalprogramm künftiger Verhandlungen stellte als Forderungen auf: 1. Auf­
hebung der von Rußland bisher über die Fürstentümer Walachei und Moldau (auch 
Serbien, das jedoch stets eine untergeordnete Rolle spielte) ausgeübten Schirmherrschaft 
und Aufstellung einer Garantie der von den Sultanen diesen Fürstentümern gewährten 
Privilegien durch die Mächte; 2. Befreiung der Schiffahrt der Donau an ihren Mündungen 
von jeglichen Hindernissen; 3. Revision der Meerengen-Konvention von 1841 "im Inter-
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brochen begleitenden Friedensgespräche, zuletzt die Wiener Konferenzen vom 
Frühjahr 1855, gescheitert. Rußland nahm die englisch-französische Auslegung 
des dritten Punktes nicht an: Die Neutralisierung, d. h. Entmilitarisierung des 
Schwarzen Meeres. Die Westmächte ihrerseits lehnten die von Österreich 
ersonnene Auslegung in der Form des "contrepoids", des Gleichgewichts­
systems der russischen und türkisch-westmächtlichen Seestreitkräfte, wie auch 
das Projekt der Limitation der beiderseitigen maritimen Machtmittel im 
Schwarzen Meer ab. Im offiziellen Kriegszielprogramm war dieser "dritte 
Punkt" die Hauptforderung sowohl Englands wie Frankreichs. 

In der internen Meinungsbildung der englischen Regierung nahm die For­
derung, eine "Zirkumvallationslinie" zu schaffen, andere, dem Bild adäquatere 
Formen an. Am weitestgehenden war zweifellos die Forderung einer Auf­
lösung ("dismemberment" 38) des russischen Reiches in seine nationalen 
Bestandteile, ein Ziel übrigens, das in der englischen Rußlandpolitik der Inter­
ventionszeit 1918/21 wieder auftauchte. Die Diskussion darüber schien im 
englischen Kabinett - wir besitzen darüber noch zu wenig Quellen - nur am 
Rande geführt und insgesamt wohl auch nie ernsthaft erörtert worden zu sein. 
Aber soweit Andeutungen darüber vorliegen, sind sie doch bezeichnend für 
das in England tiefwurzelnde Gefühl der Bedrohung durch den russischen 
Rivalen. Immerhin hat ein Palmerston den Gedanken der Auflösung verfoch­
ten. In einer an Kabinettsmitglieder verteilten Denkschrift vom 19. März 
185439 hat er einen Aufteilungsplan für Rußland skizziert, der nichts weniger 
als ein «remaniement de la carte de l'Europe» darstellt. Danach sollten Finn­
land an Schweden restituiert werden, die baltischen Provinzen an Preußen 
fallen, Polen zu einem "substantive Kingdom" umgewandelt, Österreich für den 
Verzicht auf seine norditalienischen Besitzungen durch die Donaufürsten­
tümer, worunter möglicherweise auch Bessarabien verstanden wurde, ent­
schädigt werden und die Krim und Georgien wieder an die Türkei zurück­
fallen. Lansdowne und Russell bezeichneten diesen grandiosen Plan als einen 
Wachtraum 40. Aberdeen wies erregt darauf hin, seine Verwirklichung setze 
einen dreißigjährigen Krieg voraus 41. Obwohl Palmerston ihn selbst als sein 
«beau ideal» verstand, hat er ihn in der Folgezeit keineswegs aufgegeben. 
In Unterredungen mit dem französischen Außenminister Drouyn de l'Huys im 

esse des Gleichgewichts der Macht in Europa"; 4 Verzicht Rußlands auf seinen Anspruch 
auf Schirmherrschaft über die christlich-orthodoxen Untertanen der Türkei und Aufstel­
lung einer vom Sultan gewährten und von allen Großmächten bestätigten Garantie der 
religiösen Privilegien der verschiedenen christlichen Glaubensgemeinschaften der Türkei. 
- Text: MARTENS XV S. 544. 

38 V gl. Argyll an Clarendon, London Oktober 1854 (ARGYLL I S. 492). 
39 RUSSELL 11 S. 160-161. 
40 EBENDA S. 159-160. Vgl. auch CONACHER S. 256. 
41 Aberdeen an Russell, Ende März / Anfang April 1854 (BALFOUR 11 S. 206). V gl. auch SOUTH­

GATE S. 346 
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Herbst 1854 stellte er seine Übereinstimmung mit diesem fest, daß im weiteren 
Verlauf des Krieges "Small Results" nach den großen gemeinsamen An­
strengungen nicht mehr genügen würden und "great territorial changes" 
erforderlich seien 42. "What of course these re marks pointed out to", so faßte 
Palmerston das Ergebnis seiner Gespräche mit Drouyn zusammen, "were 
Georgia and Circassia, the mouths of the Danube, Poland und Finland, matters 
[ ... ] which I told hirn were mine personally". 

Den Fall von Sevastopol' erwartete Palmerston nicht als das Ende des 
Krieges, sondern nur als allererste Stufe zur Verwirklichung seiner Vorstel­
lungen. Er verfolgte die letzten Stadien des Sturmes auf die Festung mit bangen 
Gefühlen, da er von ihrem Fall "Friedens gefahren" 43 befürchtete. Denn Öster­
reich werde England in Verhandlungen über einen "ungünstigen Frieden" hin­
einziehen, und man werde noch nicht jene entscheidenden Erfolge erreicht 
haben, die England berechtigten, auf Bedingungen zu bestehen "as will 
effectually cu rb the ambition ofRussia for the future". Nach der Eroberung der 
Seefestung ließ er im Kabinett kundtun, "[that] Russia was not yet 'halfbeaten 
enough' "44. Auf die ersten österreichischen Friedensvorschläge reagierte er 
mit der Forderung, der Krieg müsse mindestens noch ein Jahr fortgesetzt wer­
den; erst im Oktober 1856 könnten die Krim, Georgien und Zirkassien von 
Rußland abgetrennt und Polens Unabhängigkeit erklärt werden 45. Außen­
minister Clarendon war mit dem Gedankengang seines Premierministers weit­
gehend einverstanden: Die Fortsetzung des Krieges sei notwendig; 1856 müsse 
ein großes Kriegstheater in der Ostsee geschaffen werden, der Krieg werde 
dann gesamteuropäische Formen annehmen 46: "Et alors comme alors. Out of 
that might spring fresh territorial arrangements." 

Zur Eröffnung der Kampagne in der Ostsee wurden auf englischer Seite im 
Herbst nicht nur die nötigen militärischen Vorbereitungen getroffen, sondern 
auch die wichtigsten diplomatischen Voraussetzungen geschaffen. Mit Schwe­
den schlossen England und Frankreich am 21. November einen Bündnisvertrag 
("November-Traktat") 47, der in weiteren Geheimabmachungen den Kriegs­
eintritt Schwedens auf Seiten der Westmächte vorsah 48. 

42 CONACHER S. 441-442. 
43 Palmerston an seinen Bruder, London 25. August 1855 (ASHLEY II S. 100): "Our danger 

will then begin - a danger of peace, and not a danger of war." 
44 ARGYLL I S. 589. Es handelt sich offenbar um das auch in Anm. 36 genannte Memorandum. 
45 D' Azeglio an Cibrario (über Gespräch mit Palmerston), London 3. Oktober 1855 (D! 

NOLFo, Europa S. 117 Anm. 6); Palmerston an Clarendon, 9. Oktober 1855 (TEMPERLEY, 
Austria S. 629 Anm. 1; vgl. auch eben da S. 630 Anm. 1). 

46 Clarendon an Hudson, London 20. Dezember 1855 (FoNT! Bd. 98 S. 193). 
47 MARTENS XV S. 628-631. 
48 Memoire secret König Oskars, November 1855 (HALLENDORFF, Konung Oscar S. 89-97; 

vgl. auch EBEN DA S. 87-89 die Tagebucheintragung König Os kars vom 17. November 
1855). Vgl. EBEN DA S. 7-15; ferner HALLENDORFF, Oscar S. 112-125. 
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Diese Vorstellungen und Pläne erlauben es, mehrere bislang kaum oder gar 
nicht beachtete Schlüsse zu ziehen. Sie zeigen bereits deutlich, daß der Charak­
ter des "Krim"-Krieges sich im Jahre 1856 vollständig geändert hätte, indem 
nämlich das Schwarze Meer und die Krim zu einem Nebenkriegsschauplatz 
geworden wären und das ursprüngliche Kriegsziel, die Integrität des ottomani­
sehen Reiches, in den Hintergrund getreten wäre. Die bisher in den Formen 
eines Kabinettskriegs geführte Auseinandersetzung mit Rußland hätte sich in 
einen in Ausmaß und Folgen nur schwer kalkulierbaren "Nationalitätenkrieg" 
verwandelt - ein Begriff, der sich damals schon im Bewußtsein der Zeitgenos­
sen festzusetzen begann 49. Ein wirksames Mittel zu seiner Entfachung wäre 
neben dem in den herkömmlichen Formen geplanten militärischen Einsatz der 
Westmächte die Insurgierung der fremdvölkischen Bestandteile des russischen 
Reiches gewesen, von Finnland, über Polen, Bessarabien und die Schwarzrneer­
gebiete bis in den Kaukasus hinein - ein Mittel, daß auch Rußland seinerseits 
gegen die in gleichem oder noch höherem Maße verwundbaren Vielvölker­
reiche Türkei und Österreich angewandt haben würde, wie am Beispiel der 
griechischen Legion im Lager Murav'evs schon angedeutet wurde und wie am 
Beispiel Österreichs noch zu zeigen sein wird 50. 

Die Zusammenhänge solcher Revolutionierungsprogramme mit dem Krim­
krieg sind bislang unbeachtet und daher unerforscht geblieben, so daß sich 
Fragen über wichtige Einzelheiten noch nicht beantworten lassen. Die Kon­
turen solcher Aufwiegelungspläne, wie wir sie fürs 19. und 20. Jahrhundert im 
Falle des deutsch-österreichischen Kriegs von 1866 und des Ersten Weltkriegs 
genauer kennen 51, sind aber doch schon festzustellen: In Schweden gab es eine 
finnische Legion, die zur Verwendung in Finnland aufgestellt worden war; auf 
der Krim befanden sich eine Anglo-Polnische und eine Anglo-Türkische Legion 
im Einsatz. Letztere wäre dem für Kleinasien bestimmten englischen Expe­
ditionskorps zur Insurgierung der kaukasischen Völkerschaften beigegeben 
worden. Über die geplante Verwendung der Anglo-Polnischen Legion sind wir 
durch den teilweise veröffentlichten Nachlaß ihres Inspirators und geistigen 
Führers, des im Pariser Exil lebenden Fürsten Adam Czartoryski 52, genauer 
informiert. 

In einer für Napoleon bestimmten Denkschrift vom September 1855 53 

weist der Fürst, der als Ratgeber Alexanders 1. und als dessen rechte Hand auf 

49 Tagebucheintragung Grevilles vom 6. Dezember 1855 (GREVILLE VII S. 173): "I suspect 
Palmerston would wish the war to glide imperceptibly into a war of nationalities, as it is 
called, but would not like to profess it openly now." - Der Begriff "Krieg" und seine 
Wandlung im 19. Jahrhundert wäre eine sprachhistorische Studie wert. 

50 Vgl. oben S. 19 und unten S. 74-76. 
51 ZECHLIN. 

52 DI NOLFO, Czartoryski. 
53 EBENDA S. 137-145. 
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dem Wiener Kongreß mit den russischen Verhältnissen aufs beste vertraut war, 
den Kaiser der Franzosen auf das von den Alliierten bislang vernachlässigte 
Kampfmittel der Revolutionierung der russischen Völkerschaften hin. Ruß­
land sei von Fremdvölkern wie von einem Gürtel umfaßt, «qui peut victorieuse­
me nt la resserrer». In diesen "Gürtelgebieten" stünden "Massen von Hilfs­
truppen" bereit, die nur darauf warteten, formiert und bewaffnet zu werden. 
Ihr Einsatz nähme den Alliierten die Sorge, ihre eigenen militärischen Kräfte 
zu zersplittern, und würde die bisher vergeblich erwartete militärische Mit­
wirkung Österreichs ersetzen oder Österreich erst recht zur Beteiligung am 
Krieg veranlassen. 

Im folgenden beschreibt Czartoryski den Wert einer jeden "Nationalität" als 
militärische Kraftreserve der Westmächte, wobei er in nördlicher Richtung 
allerdings nur bis Polen gelangt, d. h. die baltischen Länder und Finnland außer 
Betracht läßt. Zuvorderst hätten die Moldo-Walachen ein Anrecht, gegen Ruß­
land unter die Fahnen gerufen zu werden. Sie könnten ohne Schwierigkeiten 
25000 Mann mit den nötigen Ersatztruppen auf die Beine stellen. Man müsse 
ihnen nur Aussichten auf Berücksichtigung ihrer "gerechten nationalen Forde­
rungen" machen, denen der Sultan sich gewiß nicht verschließen werde. Im 
Süden des Zarenreiches, in den Bergen Abchasiens, den Gebieten der Don- und 
Kuban' -Kosaken, in den Gouvernements der Ukraine, ja selbst in Weißrußland 
würde das Erscheinen alliierter Geschwader im Azov-Meer und die Zerstörung 
der dortigen Befestigungen einen großen Widerhall auslösen. Es würde den 
Freiheits- und Unabhängigkeitsgeist dieser Völker wachrufen, der sich erst 
jüngst in Bauernrevolten manifestiert habe, die von moskowitischen Truppen 
nur mit Mühe niedergeschlagen worden seien. In Polen schließlich würden die 
Westmächte das beste Kräftereservoir vorfinden. Zunächst solle man Kader 
bilden aus den zahlreichen Exilpolen, polnischen Gefangenen und Fahnen­
flüchtigen. Eine jede dieser Abteilungen müsse von vornherein Kavallerie­
Eskadrons, Infanterie-Bataillone und Geschützbatterien umfassen, damit jeder 
Gefangene usw. sich schon gleich zu seiner Waffengattung begeben könne. 
Jeder der beiden Verbündeten solle Vorkehrungen für die Formation einer 
Kadertruppe von 50000 Mann treffen. Depots für Waffen und Ausrüstungs­
gegenstände müßten rechtzeitig angelegt werden: In der Moldau oder an den 
Donaumündungen; für die polnischen Provinzen am besten in Odessa, das 
noch zu besetzen sei. 

«Les alliees », so begründete der Fürst abschließend noch einmal seinen 
Plan, «en s'adressant aux nationalites sur lesquelles ils peuvent compter et dont 
ils ne peuvent, si la guerre dure, se passer, afin de la terminer glorieusement, 
auront a leur disposition des forces considerables qui se rempliront d' elles memes, 
qu'il ne faudra qu'armer.» Als Preis forderte Czartoryski in dieser Denkschrift 
und in zahlreichen weiteren an Napoleon und Palmerston gerichteten Eingaben 
die Wiederherstellung Polens nach den Kongreßbestimmungen von 1815. 
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Alle diese Pläne zerrannen auf Grund des raschen Friedensschlusses in 
nichts. Doch die Tatsache ihrer Existenz, die Velleitäten Palmerstons in bezug 
auf einen "war of nationalities" und die Sympathien Napoleons für die polni­
sche Sache, auf die noch einzugehen ist, lassen unzweideutige Rückschlüsse auf 
die Formverwandlung des Hegemonialkrieges zwischen Rußland und den See­
mächten von 1854/55 zu. 

Aus dem Kriegszielprogramm Palmerstons läßt sich noch eine weitere bis­
lang wohl nicht beachtete Schlußfolgerung ziehen: Das Bestreben nach einem 
«remaniement de la carte de l'Europe ». Diese Forderung wurde in den Jahren 
des Krimkriegs viel emphatischer von Palmerston als von Napoleon vertreten. 
Zahlreiche noch zu erwähnende Einzelheiten im Zusammenhang mit den Frie­
densvorbereitungen und -verhandlungen werden dieses Urteil erhärten. Pal­
merston hat die europäische Landkarte intensiver studiert, auch in einem wört­
lichen Sinne, und mehr über ihr gebrütet als Napoleon, der mit allen derartigen 
Plänen viel vorsichtiger und bedachtsamer umging, weil er sich von den damit 
verbundenen Schwierigkeiten nachhaltiger beeindrucken ließ. Bei der Beurtei­
lung des politischen Programms Napoleons ist natürlich zu berücksichtigen, 
daß dafür nur ein kleiner Quellenbestand zur Verfügung steht, der längst nicht 
die Dichte der Aussage hat wie im Falle Palmerston. Intime Äußerungen Napo­
leons sind zumeist nur aus zweiter Hand überliefert, während gleichartige 
Gedankengänge Palmerstons in der Regel von eigener Hand (diese in einer von 
der Forschung noch längst nicht ausgewerteten Fülle) festgehalten sind -
unterschiedliche Umstände, die nicht zuletzt auf die Unterschiede im Regie­
rungsstil Englands und Frankreichs jener Jahre zurückzuführen sind. Dem 
Schlagwort vom «remaniement de la carte », mit dem der Historiker bequem, 
aber zutreffend die Grundtendenz der Außenpolitik des Second Empire um­
schreibt, kann zur Kennzeichnung der englischen Europapolitik während des 
Krimkriegs, oder doch der Europapläne Palmerstons, das Wort von den 
"fresh territorial arrangements" gegenübergestellt werden. 

Es mag als eine Ironie der Geschichte erscheinen, daß Europa vor den Fol­
gen einer grundstürzenden Umwälzung, wie sie bei Fortführung des Krieges 
nach den Vorstellungen Palmerstons sich eingestellt hätte, im Herbst 1855 aus­
gerechnet durch Napoleon IH. bewahrt worden ist. 

Ausmaß und Folgen eines Krieges, der nicht stattgefunden hat, lassen sich 
gewiß nicht fixieren. Und Palmerston soll nun nicht als der große Revolutionär 
des Krimkriegs aus der Taufe gehoben und als schwarzes Schaf dem weißen 
Lamm Napoleon gegenübergestellt werden. Aber folgendes ist sicher: Pal­
merston hätte der Welt keine Garantie geben können, daß seine weitreichenden 
Kriegsziele schon im "Oktober 1856" und nicht erst später erfüllt worden 
wären, ebensowenig wie er im Herbst 1854 dafür hatte bürgen können, daß 
Sevastopol' in ein paar Wochen, wie berufene Militärs und Politiker in England 
es erwarteten, fallen würde und nicht erst nach 349 Tagen unsäglicher Opfer. 
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Sicher ist ferner auch auf Grund der oben dargestellten englischen Kriegsziele, 
daß der Krimkrieg dann nicht mehr ein auf die Krim lokalisierter Krieg geblie­
ben wäre, sondern sich im vollen Wortsinne zu einern Weltkrieg ausgeweitet 
hätte, der das europäische Konzert damals schon, nicht erst 60 Jahre später, 
begraben und der europäischen Geschichte einen anderen Verlauf gegeben 
hätte. Aberdeen und andere hochgestellte Persönlichkeiten in England, wie 
Gladstone, der sich schon im Frühjahr 1855 geweigert hatte, im Kabinett Pal­
merston weiterzuarbeiten, haben deutlich gespürt, daß England unter Palmer­
ston auf die schiefe Ebene geriet. Die von Palmerston gewünschte Macht­
reduktion des Zarenreiches auf seinen vorpetrinischen Stand hätte nämlich nun 
erst recht das europäische Gleichgewicht aus den Angeln gehoben. Rußland 
hätte den Kampf wahrscheinlich auch nicht allein weiterführen müssen. Es gab 
im Winter 1855/56 genug Anzeichen dafür, daß sowohl England wie Frank­
reich dem Preußenkönig wegen seiner angeblich schwankenden und un­
männlichen Haltung den Krieg erklärt hätten 54. Durch diese Kriegserklärung 
wäre das ganze Räderwerk der Bündnisverpflichtungen der deutschen Mächte 
in Bewegung geraten. Die russisch-amerikanischen Beziehungen55, die sich im 
Krimkrieg zusehends verbessert hatten, wären enger geworden und hätten 
vielleicht auch zu einern Kriegsbündnis geführt. 

Von diesen Überlegungen her eröffnet sich auch eine neue Sicht in der Beur­
teilung der österreichischen Politik im Krimkrieg. Sie soll in diesem Zusam­
menhang nur angedeutet werden 56: Österreich hat durch seine beständige 
Weigerung, in den Krieg gegen Rußland aktiv einzutreten, nicht nur seinen 
Interessen gedient, das heißt sich materielle Opfer erspart und sich womöglich 
vor dem Zusammenbruch seines schon erschütterten Reichsbaus bewahrt, son­
dern es hat, indern es England über Napoleon zum Abbruch des Krieges zwang, 
auch europäische Interessen verfochten. Die österreichische Staatsführung, 
vorab Graf Buol, hat an ihrem Standpunkt der bewaffneten Neutralität hart­
näckig und beharrlich festgehalten, in der tiefen Überzeugung, dadurch einen 
Weltkrieg 57 verhindern zu können. Die von den Zeitgenossen vielgeschmähte 
und von der Historie gemeinhin verkannte österreichische Politik im Krim-

54 Vgl. unten S. 48-49. 
55 Vgl. dazu die trefflichen Bemerkungen von HÖLZLE S. 182-194; ferner GOLDER. 
56 Näheres unten S. 64-77. 
57 Buol an Mensdorff, 2. Dezember 1852 (HEINDL S. 110): "Vorerst können wir nicht blind­

lings an eine Friedenspolitik des Imperators glauben; geht er zur Zeit auch nicht mit Ideen 
von Weltkriegen um, so wird doch seine Politik eine aggressive werden, es steht nur dahin, 
an welchem Punkte er es versuchen wird." - Persigny an Napoleon (über Gespräch mit 
Clarendon), London 16. Januar 1856 (THOUVENEL, Pages S. 207): Wenn der Krieg fort­
geführt werde, gebe es ein «bouleversement immense ou [ ... ] une guerre de trente ans». -
Tagebucheintragung Hübners vom 26. Januar 1856 über eine Unterredung mit Kaiserin 
Eugenie (HÜBNER I S. 386): «Si on vous laissait faire, Madame [ ... ] nous aurions la guerre 
universelle.)} Hervorhebungen von mir. 
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krieg läßt sich wohl nicht gründlicher mißdeuten als durch die Behauptung, 
wie sie in einem weitverbreiteten Nachschlagewerk zur Geschichte steht 58, 

Österreich habe durch den Abschluß des Bündnisvertrags vom 2. Dezem­
ber 1854 die Beendigung des Krieges verhindert und seine Fortsetzung be­
wirkt. Metternich hat in seinem Wiener politischen Salon die Hände über dem 
Kopf zusammengeschlagen über das Maß an Torheit und Unverstand, das die 
Seemächte, die Türkei und Rußland in den Krieg geführt habe, und seinen 
Lehrling Buo! immer wieder auf die Konfusion der politischen Lage Europas 
und ihre Unberechenbarkeit und die daraus für Österreich sich ergebende Not­
wendigkeit einer Politik der freien Hand hingewiesen. Buol hat durch den 
Dezembervertrag eben dieser Unberechenbarkeit ein Ende setzen wollen, in­
dem er die Seemächte auf den Frieden festzulegen und Österreich aus dem 
Krieg herauszuhalten gedachte. Frankreich und England waren allerdings 
entschlossen, den Krieg - mit oder ohne Österreich - nicht vor der Eroberung 
der Krim zu beenden, und sind mit dieser Gesinnung in die Wiener Friedens­
konferenzen gegangen. 

4. Die Kriegsziele Napoleons 

Wie hat Napoleon auf den Fall Sevastopol's und auf die neuen englischen 
Kriegszielvorstellungen reagiert, und wie sah sein eigenes Kriegszielpro­
gramm aus? 

Napoleons Politik ist Zeitgenossen wie Historikern vielfach widersprüch­
lich, undurchsichtig und rätselhaft erschienen. Sie habe aus einer undefinier­
baren Mischung von zähem Festhalten an fixen Ideen und von Unentschlossen­
heit, von kühl berechnendem Kalkül und von Phantastereien bestanden. Man 
verbaut sich indes unnötig den Zugang zu ihrem Verständnis, wenn man sie 
mit dem aus dem 19. Jahrhundert tradierten Begriff des "Sphinxhaften" 
umschreibt, weil diese wenig aussagende Vokabel die Frage nicht löst, sondern 
sie umgeht. Obwohl wir, wie gesagt, von Napoleon nur spärliche direkte 
Quellen intimer Natur besitzen, die uns das Arkanum seiner Regierungsweise 
präzise und zweifelsfrei erschlössen, ermöglichen doch seine programmatischen 
Schriften, angefangen von den «Idees napoleoniennes », die zahlreichen seinen 
Regierungsstil kennzeichnenden anonymen Flugschriften und Broschüren, 
seine öffentlichen Reden und seine in häufig frappierender Offenheit geführten 
Gespräche mit Politikern und Diplomaten der Zeit die Rekonstruktion seines 

58 KONFERENZEN UND VERTRÄGE S. 305. 
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"Programms", das mehr einem Idealbild gleicht als einer Punkt für Punkt 
unumstößlich aufgestellten Anleitung zum politischen Handeln. 

Napoleons Grundidee war die Revision der europäischen Ordnung von 
1815, die nach seiner Auffassung einseitig im Interesse der sich auf die Legi­
timität berufenden Fürsten, aber zuungunsten der Belange der Völker Europas 
aufgerichtet worden war. Diese Grundforderung Napoleons war bekannt. Was 
die Zeitgenossen daran verwirrte, war, daß sie stets mit unterschiedlicher 
Dosierung vorgetragen wurde. Das Geheimnis seiner Politik bestand darin, 
daß Napoleon die Verwirklichung seiner Idee den Wechselfällen der Zeit und 
der Gunst des Zufalls anzupassen wußte, daß er trotz seines unruhigen Geistes 
sich Zeit zu lassen und die Entwicklung mit klug bemessener Nachhilfe voran­
zutreiben verstand, sie aber nicht wie Palmerston mit unzeitigen Ansprüchen 
forcierte. Allerdings steckt in seiner Regierungsweise, im Bonapartismus, den 
ein Zeitgenosse wohl treffend als ein Kind aus der Ehe der Volkssouveränität 
mit dem Absolutismus bezeichnet hat 59, insofern ein unlösbarer Widerspruch, 
als sie in der Innenpolitik ein anderes Gesicht trug als in der Außenpolitik. 
Durch die Revolution war Napoleon emporgekommen, doch mußte er sie im 
Blut ersticken. Er fühlte sich berufen, im Innern jene Ordnung wiederherzu­
stellen, die er in Europa umzustürzen gedachte. Diese Doppelgesichtigkeit hat 
ein anderer Miterlebender, der österreichische Gesandte in Paris Baron Hüb­
ner, der viel dazu beigetragen hat, Louis Napoleon in der Anschauung des 
Wiener Hofes salon- und bündnisfähig zu machen, auf die konzise Formel 
gebracht 60: "Louis Napoleon ist bei sich zu Haus notwendigerweise ein 
Konservativer, aber im Hause des anderen ein Revolutionär." 

Ein günstiger Augenblick, den Hebel am Bau der europäischen Ordnung von 
1815 anzusetzen, bot sich Napoleon in der orientalischen Krise des Jahres 1853. 
Seine Politik im Krimkrieg und besonders seine Haltung nach Sevastopol' sind 
nur zu verstehen, wenn man sie unter dem übergeordneten Aspekt seines 
großen Grundplanes betrachtet. Die orientalische Krise und das Schicksal des 
ottomanischen Reiches interessierten ihn nur im Rahmen ihrer Auswertbarkeit 
für seine Idee. Daher war sein Wort vor dem Senat am 2. März 1854 allein auf 
die Wirkung nach außen hin berechnet 61: «Nous y allons avec l' Angleterre 
pour defendre la cause du Sultan, et neanmoins pour proteger les droits des 
Chretiens. Nous yallons pour defendre la liberte des mers et notre juste in­
fluence dans la Mediterranee ». Es knüpfte in geschickter Mischung von Kreuz­
zugsgedanken und handfestem Machiavellismus an jahrhundertealte Traditio­
nen französischer Orientpolitik an und an Frankreichs natürliche Interessen 
im Mittelmeer, die durch das Vorgehen Rußlands bedroht schienen, ohne aber 

59 L. v. Gerlach an Manteuffel, Berlin 18. Februar 1856 (MANTEUFFEL III S. 218). 
60 Zitiert bei VALSECCHI, Zeitalter Napoleons S. 61. 
61 Zitiert bei M. RITTER S. 1. 
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sein Idealbild nach außen in Erscheinung treten zu lassen. Die Stellungnahme 
gegenüber Rußland, wie sie in dem augenscheinlich über die Frage der Heili­
gen Stätten entbrannten Konflikt bezogen wurde, ließ sich vor der geschichts­
bewußten öffentlichen Meinung glänzend rechtfertigen, indem man das fran­
zösische Interesse an der Auseinandersetzung auf die 250 Jahre - von Franz I. 
bis Napoleon I. - in Geltung gebliebene Konstante gewinnbringender Bünd­
nispolitik mit dem türkischen Sultan zurückführte oder es in seiner religiösen 
Komponente bis auf Ludwig den Heiligen oder gar Karl den Großen zurück­
verfolgte. 

Die ersten großen Gewinne seines Einsatzes stellten sich für Napoleon 
rasch ein: das Heraustreten aus der demütigenden Isolierung unter den euro­
päischen Großmächten durch das Zusammengehen mit dem liberalen England, 
dann die Zerstörung der konservativen "Allianz der nordischen Höfe", der 
Hüterin des Systems von 1815, durch den Bündnisvertrag mit Österreich vom 
2. Dezember 1854. Sie waren die Voraussetzung, um mit der Verwirklichung 
des großen Zieles einen Anfang zu machen - auf dem Umweg über die orien­
talische Frage. Dieser detour mutet zunächst dadurch merkwürdig an, daß die 
orientalische Frage bzw. der Versuch zu ihrer Lösung gar nicht zu den Bau­
gesetzen des Wiener Systems, das es umzuwerfen galt, gehörte, sondern, nach 
einem Wort Treitschkes, "zu den vielen anderen ungelösten Fragen des Kongres­
ses" 62. In Napoleons Überlegungen konnten aber die europäischen Gebiets­
teile des ottomanischen Reiches, gerade weil sie nicht an die Ordnung von 1815 
geknüpft waren, ein Experimentierfeld für das Nationalitätenprinzip abgeben, 
auf dem im Vergleich zu Mitteleuropa vom Po und Rhein bis zur Weichsel die 
geringsten Gefahren anzutreffen wären. Daß Napoleon bald mit dem Prinzip 
der Integrität der Türkei, das er zur Begründung seines Kriegseintrittes ange­
rufen hatte, in Konflikt geraten würde, wog nicht schwer, solange er sich der 
Billigung seiner Balkanpläne von seiten des englischen Bündnispartners eini­
germaßen sicher sein konnte. Das war der Fall, da er in Palmerston, mit dem er 
während des Krimkriegs in regem Gedankenaustausch und persönlichem Kon­
takt stand, stets einen engen Gesinnungsfreund für die Idee territorialer Ver­
änderungen in Europa hatte. 

Napoleon hielt die orientalische Frage "für einen Gegenstand, welcher zu 
Ländercompensationen sich eignete": So faßte Herzog Ernst von Sachsen­
Coburg-Gotha, Bruder des Prinzen Albert, eine Unterredung mit dem fran­
zösischen Kaiser im März 1854 zusammen 63. Das Vorbild der griechischen 
Unabhängigkeit, der Nikolaus 1., einer der eifrigsten Verfechter der Grund­
sätze der Heiligen Allianz, seine Zustimmung gegeben hatte, konnte für Napo­
leon nur ermutigend sein. Als Experimentierfeld par excellence für den Gedan-

62 TREITSCHKE I S. 665. 
63 ERNST II S. 140. 



40 DER WEG ZUM FRIEDEN 

ken der Volkssouveränität erschienen ihm während des Krimkriegs und danach 
die Donaufürstentümer Moldau und Walachei. Hier konnte nach den Vorstel­
lungen Napoleons dem Streben der betroffenen Bewohner, der Rumänen, nach 
Unabhängigkeit und Einheit am gefahrlosesten nachgegeben werden: Öster­
reichs Interessen sei gedient, wenn die vereinigten Fürstentümer einem Erz­
herzog überantwortet würden. Der Integrität der Türkei sei kein Abbruch 
getan, wenn der Erzherzog sich unter die Souveränität der Pforte stelle. Ruß­
lands Interessen zählten nicht, weil es Kriegsgegner war. Den Preis hätte 
Österreich in Italien zu zahlen. "Wenn es von mir abhinge", so vertraute sich 
Napoleon dem Herzog an 64, "so würde ich Oesterreich sehr gerne die Donau­
fürstenthümer gönnen; und wenn ich Kaiser von Oesterreich wäre, so würde 
ich mit weniger Interesse an der Lombardei hängen, die eine stets klaffende 
Wunde bleibt, stets Unsicherheit mit sich führt, stete Opfer verlangt, während 
doch tot ou tard eine allgemeine Bewegung in Italien eintreten wird." 

Dieser Tauschplan, dem eine mehrfache Funktion zugedacht war - nicht 
zuletzt diejenige, die "italienische Frage" in Bewegung zu bringen -, beschäf­
tigte Napoleon von Kriegsbeginn bis zum Friedenskongreß und über diesen 
hinaus. Seine Verwirklichung hätte das Ordnungsprinzip der europäischen 
Staatengemeinschaft, das "europäische Gleichgewicht" nicht beeinträchtigt. 
Napoleon war daher der Zustimmung der für Fragen des Gleichgewichts sen­
siblen Engländer sicher. Palmerston gestand einmal dem sardinischen Gesandten 
in London, d' Azeglio, auf eine diesbezügliche Frage, welche dieser "per modo 
di discorso" gestellt hatte, zu 65, daß eine solche Verlagerung Österreichs nach 
Osten keine Gefahr für das europäische Gleichgewicht heraufbeschwören würde. 

Aus dem Gespräch mit Herzog Ernst vom März 1854 sind neben Südost­
europa und Italien auch noch die anderen bekannten Ansatzpunkte für Napo­
leons großen Revisionsplan zu entnehmen: Polen und Deutschland. Napoleon 
wies auf die Idee der Wiederherstellung Polens in den Grenzen von 1815, also 
ohne die preußischen und österreichischen Provinzen, hin. Er zweifelte nicht, 
daß Preußen in Deutschland vergrößert werden müßte, und hielt den Deut­
schen Bund für ebenso hinfällig wie die Zustände auf der Apenninischen Halb­
insel. Auch den Preis, den er für Frankreich zu verlangen gedachte, vertraute 
er dem Herzog mit uneingeschränktem Freimut an 66: «Ma foi, pour ma France 
ce m'est bien egal, si on me dedommage sur le Rhin ou en Italie.» 

Dies waren Napoleons Kriegsziele. Die Türkei, das eigentliche Kriegs­
objekt, war für ihn also nur von sekundärem Interesse. Der Krimkrieg bot die 
erste große Gelegenheit «pour regler la carte de l'Europe» 67, die beim Schopfe 

64 EBENDA S. 139. 
65 D'Azeglio an Cavour, London 7. März 1856 (CAVOUR VII S. 273). 
66 ERNST II S. 141. 
67 EBENDA. 
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zu packen war. Es ist nicht nötig, auf weitere Nebenfragen, die Napoleon 
bewegten, wie die Regelung der Verhältnisse auf der Iberischen Halbinsel oder 
die Idee eines skandinavischen Reiches, einzugehen, auch nicht auf die einzel­
nen Stadien der Entwicklung, Modifizierung, Rückgängigmachung und Wie­
derfortführung der einen Idee während der fortschreitenden Kriegsereignisse 
und der Wechselfälle der Bündniskonstellationen. In den verschiedensten 
Varianten und den mannigfaltigsten Formen ist sie während des Krimkriegs 
bis zum Fall Sevastopol' anzutreffen. So lancierte Napoleon im Frühjahr 1855 
eine von Granier de Cassagnac verfaßte Flugschrift in die Öffentlichkeit, in der 
seine veritablen «buts de guerre» in kaum verschleierter Form niedergelegt 
sind 68. Hiernach sollten Polen an Preußen und die Krim und der Kaukasus an 
die Türkei geschanzt werden, während Österreich die Moldau, die Walachei 
und Bessarabien, also sämtliche rumänisch-stämmigen Gebiete, gegen Abtre­
tung der Lombardei an Piemont gegeben werden sollten. 

5. Napoleons Kongreßplan 

In der Verwirklichung seiner "Doktrin" von der Unzeitgemäßheit der vierzig 
Jahre zuvor in Wien geschaffenen europäischen Ordnung sah Napoleon seinen 
Lebensinhalt. Er ließ sich davon durch keinen seiner Ratgeber abhalten; wenn 
sie nicht mit ihm gingen, ließ er sie fallen 69 oder über- bzw. umging sie 70. Die 
Außenpolitik des Second Empire in den fünfziger Jahren ist durch den persön­
lichen, d. h. ausschließlich maßgebenden Regierungsstil Napoleons gekenn­
zeichnet. Für die Verwirklichung seiner Ideen war der Krimkrieg ein wün­
schenswerter, jedoch kein notwendiger Krieg, ebensowenig wie für die Eini­
gung Deutschlands ein Dutzend Jahre später der preußisch-österreichische 
Krieg in den Vorstellungen Bismarcks unumgänglich gewesen ist. 

Napoleon ging zeitlebens mit dem Gedanken um, seinen "Grand des sein" 
auch, ja vornehmlich mit dem nichtkriegerischen Mittel eines allgemeinen 
europäischen Kongresses teilweise oder ganz in die Tat umzusetzen. Für die 
Zeit von 1852 bis 1854, also vom Aufflammen der orientalischen Krise bis zum 
Kriegsausbruch zwischen den Westmächten und Rußland, sind die Kongreß-

68 EULER II S. 951. - Ich danke Herrn Euler für die freundliche Überlassung des Manu­
skripts des zweiten Bandes seiner großen Napoleon-Biographie und für die Erlaubnis, 
daraus zu zitieren. 

69 Drouyn de l'Huys im Frühjahr 1855. 
70 Berühmtestes Beispiel ist das Gespräch von Plombieres, das ohne Wissen Walewskis 

stattfand. 
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pläne Napoleons und ihre Einordnung in das Instrumentarium des europäi­
schen Konzerts, wie es um die Mitte des 19. Jahrhunderts funktionierte, trotz 
der intensiven Erforschung der Ursachen des Krimkriegs von der Historie noch 
nicht analysiert. In den schon erwähnten Gesprächen mit Herzog Ernst unmit­
telbar vor Kriegsbeginn hatte sich Napoleon über die Idee in allgemeinen Wen­
dungen ausgelassen 71, "daß nach einem günstigen Resultat des Krieges mit 
Rußland ein europäischer Friedenscongreß durchaus nothwendig sei, um alle 
die im Wien er Congreß unvollkommen entschiedenen Fragen zu lösen und end­
lich den Völkern einen dauernden Frieden zu geben". Nachdem der Rubikon 
überschritten war, d. h. russische Truppen ihren Fuß über den Pruth gesetzt 
und sich am linken Donauufer festgesetzt und alliierte Geschwader die Darda­
nellen und den Bosporus durchfahren hatten, ist der Kongreßgedanke, soweit 
die einschlägigen Quellen bekannt sind, in den Hintergrund getreten, obwohl 
die Kriegshandlungen wie zur Zeit des Dreißigjährigen Krieges von Friedens­
gesprächen, Vermittlungs aktionen und Konferenzen ständig begleitet wurden. 

Bald nach dem Fall von Sevastopol' ist die Kongreßidee Napoleons jedoch 
wieder greifbar, und zwar abermals aus einem wichtigen Zeugnis des Herzogs 
Ernst, der sich im September 1855 zufällig in Paris aufhielt. Der Herzog führte 
am 24. und 25. September zwei eingehende Unterredungen mit dem Kaiser 72. 

Napoleon hielt die Position der Westmächte für sehr günstig, zeigte sich zum 
Frieden geneigt, verschloß sich aber keineswegs dem Nutzen der Fortsetzung 
des Krieges. Denn ein jetzt zustande kommender Friede werde in England wie 
in Frankreich einen gewissen Grad an Unzufriedenheit (<<regret») hinterlassen; 
er werde den Charakter eines großen Waffenstillstandes haben. Napoleon mein­
te damit offenbar einen Frieden, der nur über das eine Kriegsobjekt, die orien­
talische Frage, geschlossen würde. Darauf weist auch die Fortführung seines 
Gedankenganges hin: Größere Befriedigung für alle europäischen Staaten könne 
erst dann gefunden werden, wenn der Friedensschluß zugleich eine Lösung 
derjenigen Fragen brächte, "die entweder beim Wiener Congreß schlecht erle­
digt worden, oder seitdem erst entstanden seien". Von solchen offenen Fragen 
nannte Napoleon u. a. Polen und Italien. Er drang in den Herzog, für die Idee 
eines "großen Friedenscongresses" zu werben und sie auch dem König von 
Preußen zur Propagierung anzuempfehlen. Er erläuterte seinen Gedanken noch 
dahin, daß es ein Fürstenkongreß sein müsse, "auf dem alle größeren und klei­
neren Souveraine persönlich erscheinen müßten". 

71 ERNST II S. 139. 
72 EBENDA S. 281-283. Vgl. auch Schweizer an Rüdt, Paris 28. September 1855 (GLA, Abt. 

48, Nr. 2050 f. 582): «L'avenir est donc a la guerre et quant aux eventualites de paix, 
devant surgir tot ou tard, l'on nourrit toujours ici le secret espoir [ ... ] qu'une grande 
transaction Europeenne en effas:ant les dispositions des traites de 1815 et reglant a nou­
veaux frais le futur etat de possession en Europe, affermirait les assises du trone Imperial 
en France.» 
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Es dürfte auf die Vermittlung des Herzogs Ernst zurückzuführen sein, daß 
Friedrich Wilhelm IV. dann tatsächlich im Januar 1856 bei Napoleon einen 
Fürstenkongreß anregte, der in Aachen zusammentreten sollte 73. Der Urheber 
des Gedankens eines solchen Kongresses war also nicht, wie bisher irrtümlich 
angenommen wurde 74, der preußische König, sondern Napoleon selbst. Auch 
gegenüber König Leopold von Belgien, seinem Oheim, dürfte der Coburger 
den Mittler des Kongreßgedankens gespielt haben. Dieser legte ihn seinerseits 
dem preußischen Ministerpräsidenten nahe in Form der "europäischen Kon­
ferenzen", die ja seinem eigenen Land in den voraufgegangenen Jahrzehnten 
eine gewisse Stabilität im europäischen Konzert verschafft hatten 75. Manteuffel 
spielte den Ball allerdings wieder zurück; er sah zwar einen europäischen Kon­
greß nach den heftigen Stößen der Revolution von 1848 als eine dringende 
Notwendigkeit an, "vielleicht für das einzige Mittel, welches möglicherweise 
noch der zunehmenden Fieberbewegung in dem kranken Körper [Europas ] 
entgegenzuwirken im Stande sein möchte", doch hielt er eine Anregung dazu 
von preußischer Seite für unangebracht. Königin Viktoria, die ebenfalls von 
ihrem Coburger Verwandten den Gedanken eines Fürstenkongresses erfahren 
haben dürfte, lehnte ihn mit Bestimmtheit ab 76. Sie mochte ebenso wie Herzog 
Ernst selbst die Erfolgsaussichten einer solchen erlauchten Versammlung allein 
aus Verfahrensgründen für sehr gering eingeschätzt haben. Ergebnisse hätte er 
auch nur erzielen können, wenn entweder die anstehenden Fragen vorweg auf 
unterer Ebene bis zur Vertragsreife vorbereitet worden wären oder sich wie auf 
dem Wiener Kongreß 1815 oder in Versailles 1919 ein allein entscheidender 
engerer Ausschuß der Hauptmächte gebildet hätte, dessen Beschlüsse die rest­
lichen Fürsten bzw. Staaten lediglich zu akklamieren gehabt hätten. Bereits das 
Fehlen oder Ausscheren einer der Hauptmächte mußte das Ergebnis eines sol­
chen Kongresses unfruchtbar oder doch brüchig machen, wie 1863 der Frank­
furter Fürstentag im engeren, aber schon reichlich komplizierten Rahmen des 
Deutschen Bundes durch das Fernbleiben Preußens oder später der Versailler 
Friede durch das Sichabsetzen der USA und die Nichtteilnahme Sowjetruß­
lands im Rahmen der Weltpolitik bewiesen. 

Napoleon verschaffte seinem Lieblingsgedanken noch im Jahr 1855 durch 
das von ihm häufig angewandte Mittel der Flugschrift eine Breitenwirkung in 
der öffentlichen Meinung. 

73 Aufzeichnung Manteuffels, [Ende] Januar 1856 (MANTEUFFEL In S. 206); Telegramm­
entwurf König Friedrich Wilhelms, Berlin 28. Januar 1856 (EBENDA S. 206-207). 

74 BORRIES S. 320, 336. 
75 König Leopold an Manteuffel, Laeken 2. Februar 1856 (MANTEUFFEL In S. 208-209). 

Zum folgenden Manteuffels Antwortschreiben, Berlin 16. Februar 1856 (EBENDA S. 
212-214). 

76 Königin Viktoria an Palmerston, London 6. März 1856 (VICTORIA In S. 181). 
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Im Dezember 1855 erschien anonym in mindestens vier Auflagen 77 eine 
Broschüre unter dem Titel «Necessite d'un congres pour pacifier l'Europe », in 
der dem Kongreßgedanken Napoleons, nun im direkten Zusammenhang mit 
der fortschreitenden Friedensanbahnung mit Rußland, das Wort geredet wurde. 
Schon damals glaubte man in Diplomatenkreisen die Hand Napoleons in der 
Broschüre erkennen zu sollen 78. Tatsächlich ist später bekannt geworden, daß 
Napoleon den Text von dem Literaten Charles Duveyrier verfassen ließ und 
dann persönlich korrigierte 79. 

Angesichts der Kriegslage, die durch die Einnahme Sevastopol's eine ent­
scheidende Wendung genommen habe und in ein neues Stadium eingetreten 
sei, sieht Napoleon - nach der Broschüre - in einem Kongreß der Souveräne 
das günstigste Mittel, den Frieden zu stiften und zu bewahren. Da ferner die 
herkömmlichen Methoden der Pazifizierung in der Auseinandersetzung der 
drei Großmächte, nämlich Vermittlungs aktionen der beiden anderen Groß­
mächte und diplomatische Konferenzen, nicht zum Ziel geführt hätten, biete 
sich als Lösung wiederum nur ein Kongreß an. Er sei schließlich der einzige 
Abschluß des Krieges, welcher "der Größe des Kampfes würdig" sei. 

Napoleon empfindet sich als Sprachrohr der "öffentlichen Meinung" Euro­
pas, wenn er einen solchen Kongreß fordert. Er ist der Überzeugung, daß 
Waffenerfolge angesichts der gegenwärtigen Kulturstufe Europas ephemer 
seien und der Sieg immer von der "öffentlichen Meinung" davongetragen wer­
de. Es ist dies ein Grundmotiv seiner Herrschaftsauffassung, das in den vor­
aufgegangenen Wochen mehrfach in öffentlichen wie privaten Äußerungen 
angeklungen war und sich auch in späteren Jahren häufig wiederfindet. Im 
September hatte er Herzog Ernst die Ansicht entwickelt 80 , "daß es in unserer 
Zeit eine Unmöglichkeit sei, große Kriege zu führen und große politische 
Arrangements zu treffen, die den Interessen der Völker zuwider seien. Die 
Stimme der Völker breche doch immer wieder durch und mache Alles zu nichte, 
was gegen ihre Interessen geschehen sei." Und in seiner kurzen Rede am 
Schluß der Pariser Weltausstellung vom 15. November, die Europa aufhor­
chen ließ, hatte er einen feierlichen Appell an die öffentliche Meinung gerich­
tet81 : Europa müsse sich in der gegenwärtigen Auseinandersetzung darüber 
aussprechen, wer Recht und wer Unrecht habe. In seiner Broschüre erblickt 
Napoleon in diesem Appell die öffentlich kundgegebene Initiative für einen 

77 Das unter den Wiener Akten befindliche, im folgenden benutzte Exemplar ist die 4. Auf­
lage. Es hat ein auf den 25. Dezember 1855 datiertes Vorwort. Am 27. Dezember bereits 
sandte es Hübner nach Wien (HHSTA, PA IX 50 f. 430). - V gl. auch die Schrift von SIRTEMA. 

78 Schweizer an Rüdt, Paris 30. Dezember 1855 (GLA, Abt. 48, Nr. 2050 f. 835). Schon 
Schweizer vermutete in Duveyrier den Verfasser. 

79 DELORD I S. 629. 
80 Aufzeichnung Herzog Ernsts, Paris 25. September 1855 (ERNST II S. 282). 
81 MONITEUR, 16. November 1855. 
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Kongreß. Der Widerhall habe bestätigt, « que l'Europe est preparee a ce grand 
spectac1e». Napoleon meint damit die Besuche hochgestellter Politiker in Paris 
während der voraufgegangenen Wochen und die Vorhaltungen verschiedener 
neutraler europäischer Staaten bei der russischen Regierung im Sinne des Frie­
dens. 

Doch alle diese Reaktionen seien isoliert (( fractionnees ») und könnten 
nicht als Gesamtmeinung Europas aufgefaßt werden. An diesem Punkt 
schließt sich wiederum der Kreis: Damit diese Gesamtmeinung sich bilde und 
Geltung verschaffe, sei es notwendig, "daß sie sich feierlich in einer Versamm-
1ung der Vertreter aller Staaten kundgebe, wo die Geister sich zu einem einzi­
gen Gedanken vereinigen könnten, wo der Wille aller nur einen Ausdruck 
finde". Das heißt also: Der Kongreß ist Europa (( Dans un Congres, l'Europe 
apparalt, elle est personnifiee»). 

Auf die beängstigenden Fragen nach der Form der Berufung des Kongresses 
und nach seinem Mandat hat Napoleon konzise, für "Europa" aber gewiß nicht 
in allen Teilen beruhigende Antworten. Gegenüber Herzog Ernst hatte er noch 
im September zu verstehen gegeben, daß er es am liebsten sähe, wenn von den 
beiden neutralen Großmächten Preußen die ersten offiziellen Schritte zur Be­
rufung des Kongresses unternähme. Österreich schied von vornherein aus, da 
sich das Verhältnis zu Frankreich aus mancherlei Gründen ungünstig gestaltet 
hatte: Österreich hatte entgegen der öffentlich kundgegebenen Erwartung 
Napoleons streng an seinem Kurs der freien Hand, d. h. der Nichtbeteiligung 
am Krieg, festgehalten, und Kaiser Franz Joseph hatte zu dem Waffen erfolg 
von Sevastopol' peinlich spät gratuliert. "Das ist ganz klar, daß es besser ist, 
sich an eine Frau zu hängen, die uns haßt, als an eine, die uns schon ein Mal 
betrogen hat, und das Letztere ist bei Oesterreich der Fall", so hatte er gegen­
über Herzog Ernst seinen Wunsch nach einem preußischen Hervortreten aus­
gedrückt82• Nunmehr, im Dezember 1855, hatte sich Napoleon der inzwischen 
eingetretenen Entwicklung der Friedensanbahnung angepaßt, auf die noch ein­
zugehen sein wird: Er hielt es für geraten, daß die "Idee eines Kongresses" von 
Rußland selbst ausgehe. Dieses solle die inzwischen von Österreich formulier­
ten Friedensvorschläge als Pazifikationsgrundlage anerkennen, sodann anre­
gen, darüber in Beratungen einzutreten "nicht in einfachen Konferenzen, son­
dern in einer Versammlung aller Souveräne und nach Abgabe feierlicher und 
loyaler Erklärungen über den Ursprung, den Charakter und die Ergebnisse des 
Konfliktes" . 

Diese Forderung nach einer Grundsatzproklamation der kriegführenden 
Mächte war ein origineller Gedanke, der näherer Erläuterung bedurfte. Napo­
leon bietet sie auf den folgenden Seiten der Flugschrift, indem er seinerseits 
eine solche Erklärung abgibt. Im Rückgriff auf die Geschichte will er dem 

82 ERNST II S. 282. 
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jetzigen Rußland zu verstehen geben, daß es sich nicht erniedrige, wenn es 
auf seine aggressive und die Interessen anderer ausschließende Politik im Orient 
förmlich verzichte und die Hand reiche zu gemeinsamer Arbeit an der Regene­
ration des ottomanischen Reiches. Darin finde es seinen legitimen Einfluß 
berücksichtigt, und es öffne sich durch das Aufgeben einer kräfteverzehrenden 
Orientpolitik im Innern die Möglichkeit, sich "die Wunder der Zivilisation" 
des Westens für seine eigene Entwicklung zunutze zu machen. So sei vor sieb­
zig Jahren der Verzicht Englands auf seine nordamerikanischen Kolonien, d. h. 
der Verzicht auf seine alte Kolonialpolitik, der Keim zu einer grenzenlosen 
Entwicklung seines Handels und seiner Seefahrt geworden. Ebenso habe sich 
das nachnapoleonische Frankreich durch den Verzicht auf die Eroberungen der 
Republik und des Empires einen mächtigeren Einfluß in Europa verschafft, als 
es je unter Ludwig XIV. und Napoleon 1. besessen habe. Rußland müsse jetzt 
seinen Irrtum zugeben. 

Nach einer solchen Verzichts erklärung werde Rußland den ihm gebühren­
den Einfluß in Europa auf einem Kongreß der Mächte wieder zuerkannt 
bekommen. Dieser Kongreß - und nun läßt Napoleon vor den Augen Europas 
kurzerhand die Katze aus dem Sack -, dieser Fürstenkongreß dürfe, wenn er 
nun einmal tage, nicht nur eine Lösung der orientalischen Frage erbringen, 
«mais [de] toutes les questions surgies depuis le Congres de Vienne». Der Kon­
greß sollte also nicht nur eine glänzende Massenversammlung werden, sondern 
auch ein Mammutprogramm zu bearbeiten haben. Wie stoffreich dieses Pro­
gramm hätte werden sollen, geht aus den dann außerhalb des Pariser Friedens­
kongresses vorgebrachten "europäischen Fragen" wenigstens teilweise her­
vor83• 

Mit dieser 15 Seiten langen Flugschrift hatte Napoleon vor Europa seine 
Vorstellungen zur Beendigung des Krieges kundgetan. Die Notwendigkeit, 
einen Kongreß einzuberufen, ergab sich ihm logisch aus der bisher an den Tag 
gelegten Unfähigkeit der fünf Großmächte, zu einer Einigung zu gelangen. Im 
übrigen fiel in der Flugschrift die schonende Behandlung Rußlands auf. Dieser 
psychologische Kunstgriff, den er auch einige Jahre später im Krieg mit Öster­
reich wieder anwandte, sollte Rußland nicht nur friedens geneigter machen, 
sondern ihm auch für die nahe Zukunft "neue und kostbare Allianzen" in Aus­
sicht stellen. Demgegenüber wirkte die Versicherung, die anglo-französische 
Allianz sei "ewig", kaum anders denn als tagespolitische Pflichtübung. 

Das außenpolitische Grundsatzprogramm Napoleons war in dieser anony­
men Broschüre der europäischen Öffentlichkeit im zweiten Jahre des Krim­
kriegs in kaum verschleierter Weise vorgelegt worden. Seine Kenntnis ist zur 
Beurteilung der Ergebnisse des Pariser Friedens von 1856 unedäßlich. Napo­
leon hat sich weder durch die relative Erfolglosigkeit seines jetzigen Appells 

83 V gl. unten S. 182. 
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noch durch spätere Rückschläge entmutigen lassen, die Idee eines Kongresses 
bei anderen Gelegenheiten wieder vorzubringen. Für den Stil seiner Außen­
politik blieb es kennzeichnend, daß er entsprechnede Anregungen auf dem 
üblichen diplomatischen Wege durch das Mittel der anonymen offiziösen Flug­
schrift84 zu verstärken trachtete. 

Umsturz der 1815 geschaffenen Ordnung Europas durch einen den Krim­
krieg beendenden Kongreß - das war Napoleons Kriegs- und Friedensziel, das 
gegenüber demjenigen Palmerstons gewiß nicht weniger umfassend aussah, 
aber doch in weniger martialischer Form verwirklicht werden sollte. Die unbe­
dingte Friedensneigung Napoleons, wie sie im Kongreßgedanken zum Aus­
druck kommt, war allerdings nicht unmittelbar durch Sevastopol' hervorge­
rufen worden, wie im folgenden zu zeigen sein wird. 

6. Napoleons Entschluß zum Frieden 

Die erste Reaktion des Kaisers auf die Eroberung Sevastopol's war nicht wie 
die seines friedenshungrigen Außenministers 85 der Wunsch, den Kampf sofort 
zu bcenden, sondern das Bestreben, den Sieg zur energischen Weiterführung 
des Krieges auszunutzen86• Die alliierten Truppen sollten die Russen noch vor 
dem Winter aus ihren starken Nordbefestigungen vor Sevastopol', aus ihrem 
Versorgungsdepot Simferopol' und womöglich aus der ganzen Halbinsel hin­
auswerfen. Zumindest aber sollte Sevastopol' als neubefestigter Stützpunkt 
gehalten werden. Von dort aus könnten die gesamte russische Schwarzmeer­
küste bedroht und entscheidende Schläge an strategischen Punkten in Asien 
oder in Bessarabien geführt werden. Der Besitz der Krim oder auch nur Seva­
stopol's sei ein "wichtiges Faustpfand", ein "Verhandlungsmittel" gegenüber 
Rußland. Dem Wiener Hof gab Napoleon zu erkennen, daß er in dieser Situa­
tion die Wiederaufnahme von Friedensverhandlungen nicht wünsche 87 • 

Die eigenwilligen Oberbefehlshaber auf der Krim, Marschall Pelissier und 
General Simpson, ließen sich durch die Instruktionen aus Paris und London 
jedoch nicht zur Eile antreiben, so daß die folgenden Wochen ohne nennens­
werte militärische Aktionen verstrichen. Inzwischen hatte Napoleon die fran­
zösisch-englische Diskussion über die Weiterführung des Krieges auf eine 
gänzlich neue Ebene verlagert. Er hielt nun die Gelegenheit für gekommen, 

84 Bekanntes späteres Beispiel: Le Pape et le Congres, Paris 1859. 
85 Walewski an Napoleon, Paris 11. September 1855 (W ALEWSKI S. 488). 
86 Napoleon an Walewski, St.-Cloud 14. September 1855 (EBENDA S. 489-490). Vgl. ferner 

CHARLEs-Roux S. 34; SIMPSON S. 333. 
87 Hübner an Buol (geheim), Paris 21. September 1855 (HHSTA, PA IX 50 f. 155). 



48 DER WEG ZUM FRIEDEN 

dem Krieg seinen vornehmlich "orientalischen" Charakter zu nehmen und ihn 
zu "europäisieren". Die Schaffung eines neuen Kriegstheaters in der Ostsee 
mußte zwar als ein wichtiger Schritt in dieser Richtung angesehen werden, 
würde aber durch das Ziel, die russische Baltische Flotte zu vernichten, einem 
vornehmlich englischen Interesse dienen. Diesem konnte aber ein umfassende­
res französisches Kriegsziel an die Seite oder vorangestellt werden: Der Kon­
tinentalkrieg in Form der Revolutionierung der Nationalitäten Europas. «Si la 
France doit continuer la guerre a grands sacrifices », so faßte Prinz Albert die 
gegenüber der englischen Regierung vorgebrachten neuerlichen Ansichren 
Napoleons zusammen88, «illui faut des objets plus nationaux, plus Frans:ais: 
Poland, Italy, the left bank of the Rhine etc.» 

"Das linke Rheinufer" kann allerdings nicht als Bestandteil des Aufwiege­
lungsprogramms, sondern muß als Kriegsziel eigener Art angesehen werden. 
Die Forschung hat dieses Kriegsziel im Zusammenhang mit dem Krimkrieg 
bisher nicht erkannt oder beachtet, wohl weil direkte Belege offenbar noch nicht 
ermittelt werden konnten oder weil es in der kurzen Zeit des Herbstes 1855 keine 
praktische Bedeutung mehr erlangt hat. Das Einbeziehen von Absichten und 
Plänen in die historische Urteilsbildung, die nicht verwirklicht wurden, ist 
grundsätzlich aber ebenso wichtig wie die Beachtung des in die Wirklichkeit 
umgesetzten menschlichen Willens. An der Glaubwürdigkeit von Absichten 
Napoleons auf die Rheingrenze zu diesem Zeitpunkt ist, auch wenn unmittel­
bare Quellen noch fehlen sollten, angesichts der traditionellen französischen 
Rheinpolitik von Ludwig XIV. bis Guizot und Napoleons eigenen besser 
bekannten Rhein-Plänen der sechziger Jahre 89 nicht zu zweifeln. Doch auch 
die zahlreichen Zeugnisse aus zweiter Hand, die ja für die Beurteilung Napo­
leons häufig die einzigen Quellen sind, lassen die diesbezüglichen Vorstellungen 
Napoleons in Umrissen ziemlich deutlich erkennen, wobei es der Eruierung 
und Klarstellung von Einzelheiten natürlich noch bedarf. 

Der in politischen und militärischen Fragen gut unterrichtete Prinz Albert 
hielt in einem Brief an seinen Mentor Stockmar den folgenden Ausspruch hoch­
gestellter französischer Offiziere fest 90, «que l' Allemagne ne tardera pas de 
subir son destin ordinaire de devenir le theatre de la guerre». Im Dezember 
1855 sprach Napoleon gegenüber dem englischen Botschafter Cowley davon, 
daß die französische Armee Preußen zur Räson bringen müsse91 • Man dürfte in 
der Vermutung nicht fehlgehen, daß die französischen Truppen, die nach Seva­
stopol' auf Anordnung Napoleons trotz englischer Remonstrationen aus der 
Krim zurückberufen wurden (die Quellen sprechen von 100000 Mann), für die 

88 Prinz Albert an Stockmar, Windsor 29. Oktober 1855 (MARTIN III S. 385). 
89 Dazu vgl. ONCKEN I; G. RITTER; GEUSS. 
90 Prinz Albert an Stockmar, Windsor 24. Januar 1856 (MARTIN III S. 428-429). 
91 Cowley an Clarendon, Paris Dezember 1855 (WELLESLEY S. 86). 
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Eventualität eines Kontinentalkrieges bereitgehalten wurden. In einer Anspra­
che vor der Kaiserlichen Garde am 31. Dezember 1855 ermahnte Napoleon 
seine Offiziere in zweideutigen Worten zur Bereitschaft: Es werde noch einmal 
eine große französische Armee gebraucht werden92• 

Auch in England wurden um die Jahreswende massive Drohungen gegen 
Preußen vernehmlich. Am 1. Januar 1856 erschien in der "Morning Post", dem 
Organ Palmerstons, ein wahrscheinlich von Persigny inspirierter Artikel, in 
dem Preußen zum offenen Kriegseintritt gegen Rußland aufgefordert wurde. 
Napoleon, so berichtet ein Gewährsmann über die Stimmung in England93, 

könne es sich gegenwärtig erlauben, an Preußen, Belgien oder irgendeinem 
anderen Teil des Kontinents sich schadlos zu halten. Die preußenfeindliche 
Stimmung in England sei so heftig, daß man ein zweites Jena mit Freuden 
begrüßen würde. 

In Berlin kursierte in jenen Tagen ein in der belgischen Hauptstadt lancier­
tes Gerücht94, daß Napoleon mit Rußland um den Preis der Rheinprovinz 
sofort Frieden schließen wolle. Der Vorschlag sei über die (noch zu erwähnen­
de) Mission des sächsischen Diplomaten Seebach gemacht worden. Manteuffel 
und auch die Wiener Regierung nahmen das Gerücht zum Anlaß, um auf diplo­
matischem Wege die Stellungnahme der englischen Regierung darüber einzu­
holen. Die Antwort Clarendons 95, daß ein derartiger Plan Napoleons "gar 
nicht unwahrscheinlich" sei, war nicht dazu angetan, in Berlin zu be­
ruhigen. 

Nun mag gerade der letzteren Methode Napoleons allein die Funktion eines 
Druckmittels zugeschrieben werden. Man wird jedoch, um Napoleons außen­
politisches Programm in seiner Tragweite und Bedeutung zu verstehen, sol­
chen Methoden ihre Ambivalenz grundsätzlich nicht absprechen dürfen; im 
übrigen muß man davon ausgehen, daß Napoleon eine Drohung, wenn sie ihre 
diplomatische Funktion einmal nicht erfüllt und ihre Verwirklichung französi­
schen Interessen entsprochen haben würde, teilweise oder ganz in die Tat 

92 Tagebucheintragung Grevilles vom 2. Januar 1856 (GREVILLE VII S. 186). - Vgl. auch 
NAPOLEON III S. 124. 

93 GREVILLE VII S. 186. 
94 Manteuffel an Hatzfeldt, Berlin 1. Januar 1856 (MANl'EUFFEL III S. 187). - In Deutschland 

setzte man Rheinabsichten Napoleons III. als selbstverständlich voraus. V gl. Bismarck an 
Manteuffel, 19. Januar 1856, über ein Gespräch mit dem von einer Paris-Reise zurückge­
kehrten kurhessischen Bundestagsabgeordneten (BISMARCK II S. 95 [Nr. 108]): "Dörn­
berg betrachtet die Rheingränze als unverrückbares Programm Napoleons." V gl. auch 
Bismarck an Carl Friedrich Ernst v. Canitz und Dallwitz, Frankfurt 29. Mai 1855 (NEuE 
QUELLEN S. 465): "Ob man uns [ ... ] aus Gründen innerer französischer Politik am Rhein 
angreift, das muß die Zeit lehren." 

95 Bernstorff an Manteuffel, London 6. Januar 1856 (MANl'EUFFEL III S. 190-193). V gl. auch 
die Tagebucheintragungen Grevilles vom 9. Januar 1856 (GREVILLE VII S. 188); ferner 
unten S. 104. 
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umgesetzt hätte. Nur so dürfte man den Rhein-Absichten Napoleons, wie sie in 
dieser Phase des Krimkriegs auftauchen, gerecht werden 96. 

Mit denselben Maßstäben ist auch eine weitere Aktion Napoleons unmittel­
bar nach Sevastopol' zu beurteilen: Die an die englische Adresse gerichtete 
förmliche Aufforderung, die Wiederherstellung Polens als neues Kriegsziel für 
das Jahr 1856 in das bisherige, nur auf die orientalische Frage bezügliche Pro­
gramm aufzunehmen. Man hat in dieser Initiative wiederum nicht zu Recht nur 
oder in erster Linie einen instrumentalen Charakter sehen wo llen 97. Ihrem Kern 
muß jedoch auch ein prima-facie-Wert zugesprochen werden. 

Am 15. September, also nur wenige Tage nach dem Fall Sevastopol's, 
erteilte Walewski dem französischen Botschafter in London die feierlich klin­
gende Instruktion98 : «Le moment est venu de se preparer a faire du retablisse­
ment du Royaume de Pologne, dans les conditions stipulees par le Congres de 
Vienne, un des objets essentiels des negociations de la paix, aussitöt qu'elles 
deviendront possibles, en meme temps qu'une des bases fondamentales de cette 
palx. » 

Es ist nicht richtig - unter Berufung auf die englische Antwort, die bewußt 
oder unbewußt von einem Mißverständnis ausging - anzunehmen, daß Napo­
leon aus der Realisierung dieses Kriegsziels eine absolute Bedingung gemacht 
habe. Die kürzlich von Di Nilfo veröffentlichten einschlägigen Quellen bewei­
sen, daß Napoleon sich mißverstanden fühlte, als die englische Regierung seine 
Forderung als Conditio sine qua non hinstellte. Er setzte dem Kabinett nun aus­
einander, daß er gar nichts Neues verlange, keine Änderung der Karte Europas, 
sondern nur die Wiederherstellung eines mißachteten Teils des öffentlichen 
europäischen Rechts 99. Diese Interpretation entsprach allerdings nur der 
Hülle, nicht dem Kern seiner Forderung, da Polen in seinem Programm in erster 
Linie die Funktion eines Hebels zu einem allgemeinen Remaniement hatte. 

Die englische Antwort war ablehnend, mehr aus taktischen als aus grund­
sätzlichen Erwägungen. Das Kabinett hielt eine gegenseitige Verpflichtung auf 
dieses neue Kriegsziel im gegenwärtigen Zeitpunkt für inopportun. Abgesehen 
von dem genannten Mißverständnis und dem weiteren, Napoleon fordere die 
Wiederherstellung der Unabhängigkeit Polens 100, d. h. Polens in den Grenzen 
von 1772, war der eigentliche Grund für die englische Ablehnung nicht der Hin-

96 Für die bisher nur vereinzelt belegbare Absicht Napoleons, Österreich im Falle des preußi­
schen Kriegseintritts auf russischer Seite mit preußischem Territorium (Schlesien) aus der 
Reserve zu locken, gilt die gleiche Argumentation. V gl. Prinz Albert an König Leopold, 
Windsor 24. Dezember 1855 (MARTIN III S. 418). 

97 EULER II S.979. Vgl. auch DI NOLFO, Czartoryski S. 47-54; CHARLES-Roux S. 39-40; 
SIMPSON 336-338. 

98 DI NOLFO, Czartoryski S. 48. 
99 Cowley an Clarendon (über Unterredung mit Napoleon), Paris 24. September 1855 (DI 

NOLFO, Czartoryski S. 155). 
100 Clarendon an Cowley, London 22. September 1855 (EBENDA S. 152). 
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weis Clarendons 101, Rußland werde eine solche Bedingung erst nach zwei, 
drei weiteren Feldzügen annehmen. Der Grund dafür war auch nicht die 
Erklärung Palmerstons 102, es genüge, sich über diese Forderung während der 
Friedenskonferenzen zu einigen und sie dort vorzubringen. Er liegt vielmehr 
in dem minder bedeutenden Rang, den die polnische Frage in der Skala der 
englischen Kriegsziele einnahm. Denn als nächstwichtiges Kriegsziel nach der 
Beherrschung des Schwarzen Meeres rangierte, abgesehen von der englischen 
Diversion im Kaukasus, die Suprematie in der Ostsee und nicht die polnische 
Frage. Die Ablehnung des englischen Kabinetts war also Ausdruck der nun­
mehr deutlich divergierenden Interessen der beiden Alliierten. 

Die offiziell am 22. September mitgeteilte Antwort der englischen Regie­
rung 103 gab den Ausschlag für die Entscheidung Napoleons in der Frage über 
Krieg und Frieden: Die Forderung auf Wiederherstellung Polens hatte eine 
ihrer Funktionen eingebüßt und konnte nun als vielfältig anwendbares Druck­
mittel dienen, um England friedensbereit zu machen. Dieses Urteil der bisheri­
gen Forschung ist, für sich genommen, völlig richtig, aber, wie gesagt, durch 
das weitere zu ergänzen, daß die polnische Forderung Napoleons eben nicht 
nur als Versuchsballon diente, um die englische Haltung zu erforschen, son­
dern auch in einem bestimmten Sinne wörtlich zu nehmen war. 

Noch weitere Gründe, neben der entscheidenden englischen Antwort in Sa­
chen Polen, trafen in den Wochen nach Sevastopol' zusammen, um Napoleon 
eindeutig auf Friedenskurs festzulegen. Die schon mehrfach angedeutete außen­
und bündnispolitische Alternative lautete: Fortführung des Krieges mit Hilfe 
Englands und der Revolution - das bedeutete zunächst Erfüllung des englischen 
Kriegsziels, sodann die Erschütterung Europas in seinen Grundfesten und die 
Möglichkeit eines Remaniement - oder Friedensanbahnung auf dem Wege 
eines Kongresses, notgedrungen auch durch Vermittlung Preußens oder Öster­
reichs - das bedeutete das Ende der Opfer mit im Augenblick noch konservati­
ven Methoden, jedoch keineswegs den Verzicht auf das Fernziel, das sich durch 
eine Allianz mit Rußland und die Vereinigung der Donaufürstentümer weiter­
hin ansteuern ließ. 

Die Entscheidung für die erste Alternative hätte Napoleon die Zustimmung 
zu der Rangordnung der englischen Kriegsziele abverlangt und damit die 
Revolutionierung der Nationalitäten fürs erste zurückgestellt, oder sie hätte, 
wenn beide Alliierten ihre Kriegsziele gleichrangig zu verfolgen beabsichtig­
ten, zu einem bedenklichen Mangel an Koordination in der Fortsetzung des 

101 Persigny an Walewski (über Unterredung mit Clarendon), London 17. September 1855 
(EBENDA S. 148). 

102 Persigny an Walewski (über Unterredung mit Palmerston), London 18. September 1855 
(EBENDA S. 150). 

103 Vgl. Anm. 100. 
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gemeinsam unternommenen Krieges geführt. Für die zweite Alternative 
sprachen innerpolitische Motive. 

Die Quellen zur innenpolitischen Situation des Second Empire während des 
Krimkriegs sind noch viel zu wenig erschlossen, als daß sich ein auch nur 
einigermaßen abschließendes Bild über die Zusammenhänge von Innenpolitik 
und Kriegführung gewinnen ließe. Wir müssen uns daher mit Andeutungen 
oder einigen noch wenig schlüssigen isolierten Einzelheiten begnügen. 

Zunächst ist noch einmal an die aus persönlichen Empfindungen ableitbare 
Überzeugung Napoleons zu erinnern, daß er den Krieg überhaupt für eine der 
Natur des Menschen widersprechende und angesichts der damaligen Kultur­
stufe anachronistische Erscheinung hielt. Man kennt diese Anschauung Napo­
leons aus der Zeit der Schlachten von Magenta und Solferino. Sie ist auch für 
den Krimkrieg zu veranschlagen und wohl nur deshalb nicht so deutlich wie 
1859 hervorgetreten, weil Napoleon sich 1855 nicht, wie er beabsichtigte, per­
sönlich auf den Kriegsschauplatz auf der Krim begeben hatte. Doch ist z.B. 
durch den preußischen Generalmajor von Willisen, einen jener zahlreichen 
Sondergesandten Friedrich Wilhelms IV., das Wort Napoleons überliefert 104 

«qu'il detestait la barbarie qu'etait indispensable a la guerre». 
Schwer lastete auf Napoleon auch das Gewicht der öffentlichen Meinung 

Frankreichs, die sich nach Sevastopol' eindeutig für den Frieden aussprach. Die 
einschlägigen Lageberichte der Präfekten und Procureurs Generaux sind für 
diese Fragestellung zwar noch nicht in Einzelheiten analysiert 105, die verfüg­
baren Quellen verschiedenster Provenienz lassen aber den Schluß zu, daß die 
öffentliche Meinung in Frankreich im Herbst 1855 ebenso entschieden für den 
Frieden war, wie die englische öffentliche Meinung zwei Jahre zuvor sich für 
den Krieg ausgesprochen hatte. In England behauptete Palmerston noch im 
Februar 1856, daß man von den obersten Klassen bis zum letzten Bergarbeiter 
in Cornwall für eine Weiterführung des Krieges sei 106; doch hat die Forschung, 
so dringend es wäre, diese Selbstsicherheit des englischen Premiers bisher 
weder bestätigen noch widerlegen können. In Frankreich weisen die Stimmen 
Urteilsfähiger nur in die Richtung, wie sie etwa der Herzog von Cambridge 
nach mehrtägigem Aufenthalt in Frankreich im Januar 1856 erläuterte 107: "Die 
Gesinnung [für den Frieden] erstreckt sich auf alle Klassen. Der Kaiser kann 
schließlich nicht gegen ein Gefühl angehen, das sich bei jeder Gelegenheit so 

104 v. Willisen an König Friedrich Wilhelm, Paris 3. November 1855 (MANTEUFFEL III S.165). 
105 Vgl. CASE S. 38-43; LA GORCE I S. 451-453; SIMPSON S. 335 Anm. 2. 
106 D'Azeglio an Cavour (über Gespräch mit Palmerston), London 23. Februar 1856 (CAVOUR 

VII S. 207). 
107 Herzog von Cambridge an Königin Viktoria, Paris 20. Januar 1856 (VICTORIA III S. 167). 

- Bismarck, der sich im September 1855 in Paris aufgehalten hatte, schrieb am 15. Sep­
tember 1855 aus Frankfurt an L. v. Gerlach: "Ich habe keinen Franzosen gesprochen, der 
nicht den Frieden gewünscht hätte; am lautesten die Militärs." (BISMARCK XIV, 1 S. 415). 
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laut Ausdruck verschafft." Die französische Waffen ehre war gesühnt, französi­
sche Soldaten waren für Sevastopol' gestorben, aber: «Mourir pour Kron­
stadt?» Der Kriegsschauplatz auf der Krim lag für den in erster Linie kontinen­
tal denkenden Franzosen schon weit genug vom Mutterland entfernt. Opfer für 
die Eroberung des Finnischen Meerbusens zu bringen - das hätte man kaum 
mehr verständlich machen können; anders wäre es mit Kriegsobjekten an der 
Ostgrenze Frankreichs, allenfalls noch im östlichen "Zwischeneuropa" gewesen. 

Auch die nähere Umgebung Napoleons, über die wir genauer unterrichtet 
sind als etwa über die Haltung des Bauern in der Provence, war unisono für den 
Frieden. In diesem Sinne schrieb z. B. Walewski unmittelbar nach Sevastopol' 
an den in der Sommerfrische von Saint-Cloud weilenden Kaiser und versuchte, 
die Aufmerksamkeit Napoleons vor allem auf die verführerische moralische 
Position zu lenken, die er nach der Erstürmung des Malachov in den Augen 
Frankreichs und Europas einnehme 108: «Qui pourrait nier que la France ne 
sorte de tout ceci grandie et la Russie diminuee? La France seu/e aura grandi 
dans cette lutte. Elle tient aujourd'hui le premier rang en Europe. » 

Man hat die hier angesprochene und auch sonst feststellbare unbedingte Frie­
densneigung des Ministers gemeinhin mit seinen Börsenspekulationen in ursäch­
lichen Zusammenhang gebracht. Unseres Wissens ist bisher jeder Historiker, der 
eine solche Verknüpfung postuliert hat, den Beweis dafür schuldig geblieben. 
Eine Berufung auf Persigny, Walewskis persönlichen Feind, oder auf Clarendon, 
der seinen Kollegen, mit dem er während des Kongresses von Paris täglich zu tun 
hatte, das schlimmste Individuum nannte, mit dem er jemals zu tun gehabt ha­
be 109 (wohl wegen seiner Hinneigung zu den russischen Unterhändlern), - sie ist 
völlig unzureichend. Ein Diktator von der Art Napoleons, der den Ursprung 
seiner Herrschaft aus dem Willen der Nation herleitete, durfte nicht ohne Not 
gegen eine derart einmütig kundgegebene Stimmung der Öffentlichkeit handeln. 
Es war die Pflicht des Ministers, ihn auf diese Einmütigkeit hinzuweisen. 

Auf Napoleons Entscheidung, den Krieg zu beenden, wirkten noch zwei 
weitere gewichtige Motive ein: Die ungeordneten finanziellen Verhältnisse und 
die Unruhe unter der Bevölkerung. Auch hier bedürfte es zur Abgabe eines 
gesicherten Urteils noch einer gründlichen Bestandsaufnahme, so daß wir uns 
wiederum nur mit Andeutungen begnügen können. 

Napoleon verhehlte sich nicht den Ernst der Finanzlage des Landes. Am 
3. März 1856 gab er seiner Sorge darüber in einer Rede vor dem Senat öffent­
lich Ausdruck 110 • Frankreich befand sich seit den fünfziger Jahren in einem 
wirtschaftlichen Aufschwung ungeahnten Ausmaßes. Die rasch einsetzende 
Industrialisierung hatte in den Pionierleistungen des Eisenbahnbaus einen über 

108 Vgl. Anm. 85. 
109 DI NOLFO, Europa S. 236. 
110 MONITEUR, Supplement extraordinaire, 3. März 1856. 
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das ganze Land hin sichtbaren Ausdruck erreicht. 1852 war der Credit mobilier 
gegründet worden, der durch eine völlig neuartige Form der Geld- und Kre­
ditschöpfung - durch die Mobilisierung von Effekten - die Kapitalbeschaffung 
revolutionierte. In der Folge traten Erscheinungen einer ungesunden Spekula­
tion zutage. Als Reaktion darauf stellte sich eine Geldverknappung ein, die 
durch die Auflegung von drei Kriegsanleihen akzentuiert wurde. 

Napoleon ließ sich von dieser ungünstigen Entwicklung beeindrucken. Im 
Herbst 1855 hatte der Credit mobilier die Regierung um Genehmigung zur 
Emission einer Anleihe von über 72 Mio. Francs nachgesucht. Der Kaiser 
wollte anfangs seine Zustimmung verweigern und fand sich erst unter Hin­
weis auf die dadurch dem Credit drohenden Folgen bereit, wenigstens die 
Begebung der Hälfte der Anleihe zuzulassen 111. Der Hartgeldbestand der 
Banque de France war im Oktober 1855 auf 280 Mio. Francs gesunken; zwei 
Monate zuvor hatte er sich noch auf 400 Mio. belaufen. Ein Teil des Bestands 
war in den Orient abgeflossen, zu den Truppen auf der Krim und nach Kon­
stantinopel. Dort war der alte türkische Piaster schon weitgehend durch das 
französische 5-Franken-Stück ersetzt 112. 

Die Geldknappheit machte sich dem einfachen Bürger durch Teuerung der 
Lebensmittel fühlbar. Die Teuerung wurde verschärft durch eine unterdurch­
schnittliche Getreideernte, die sich an die mäßigen Ernten der beiden Vorjahre 
anschloß. Die auf 82 Mio. Doppelzentner veranschlagte Getreideernte hatte ein 
Defizit von 7 Mio. zu verzeichnen, das zwar durch Sondereinfuhren aus dem 
Ausland ausgeglichen wurde, aber zur weiteren Störung des Finanzsystems bei­
trug. Der Jahresbedarf an Getreide betrug mindestens 100 Mio. Doppelzent­
ner. In Erwartung höherer Preise versuchten die Bauern obendrein, einen Teil 
ihrer Lieferungen zurückzuhalten 113. 

Die natürliche Folge der Teuerung waren Unzufriedenheit auf dem Lande 
und offene Unmutsäußerungen in den Städten. In Angers und anderen Ort­
schaften fanden Zusammenrottungen statt, die von der Polizei zwar im Zaum 
gehalten werden konnten, von den zahlreichen Geheimorganisationen aber für 
ihre Zwecke ausgenutzt wurden. Man hörte schon, daß die Präfekten auf mili­
tärische Verstärkung in den Provinzen drängten, um während des Winters, 
wenn die Teuerung zunehmen werde, gegen alle Eventualitäten gerüstet zu 
sein. So wurde die Garnison von Lille um 2000, diejenige von Paris um 10000 
(auf 40000) Mann Sicherheitstruppen aus Boulogne verstärkt 114. 

111 Hübner an Buol (geheim), Paris 21. September 1855 (HHSTA, PA IX 50 f. 160). 
112 Schweizer an Rüdt, Paris 22. Oktober 1855 (GLA, Abt. 48, Nr. 2050 f.653-655). 
113 Vgl. Anm. 111 (f. 158); ferner Schweizer an Rüdt, Paris 22. September 1855 und 5. Okto­

ber 1855 (EBENDA f. 555 bzw. 594-595). 
114 Schweizer an Rüdt, Paris 5. Oktober 1855 (EBEN DA f. 593-594); Pergler v. Perglas an 

König Max (Gespräch mit Graf Platen über dessen Reise nach Paris), Hannover 6. Okto­
ber 1855 (BGSTA, MA I 597 Nr. 101). 
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Die in diesen Symptomen zum Ausdruck kommende Unsicherheit der 
innenpolitischen Situation hatte noch keine beängstigenden, aber doch schon 
beunruhigende Formen angenommen. Napoleon mußte auf Abhilfe sinnen. 
Das wirksamste Gegenmittel konnte nur der Friedensschluß sein. Die abgestan­
dene marxistische These, Napoleon habe sich auf den Krimkrieg eingelassen, 
um von innerpolitischen Schwierigkeiten abzulenken, läßt sich geradezu um­
kehren: Napoleon mußte nach Sevastopol' wegen wachsender Unzufrieden­
heit im Lande großes Interesse daran haben, den Krieg zu beenden. 

Im Jahre 1857 gab Napoleon in einem Gespräch mit dem Verteidiger von 
Sevastopol', General Totleben, zu, daß er nach Sevastopol' kaum noch ein 
entscheidendes Ereignis auf dem Kriegsschauplatz habe erwarten und deshalb 
in der Fortsetzung des Krieges keinen Zweck mehr habe erblicken können 115. 

Und ein Jahr später schrieb er an seinen Minister Walewski 116: "Der Krieg im 
Orient konnte die erwartete Revolution sein, und es ist eben diese Hoffnung, in 
der ich ihn unternommen habe. Große territorale Veränderungen konnten 
daraus folgen [ ... ]." Lag die Begründung für diese Eingeständnisse zum einen 
in der strategischen, zum andern in der außenpolitischen Situation des Herbstes 
1855, wie er sie auffaßte, so spielten doch bei seinem Entschluß auch die 
erwähnten innenpolitischen Erwägungen eine nicht zu unterschätzende Rolle. 
Den Ausschlag gab die englische Antwort auf Napoleons Frage nach einem 
neuen größeren Kriegsziel : Polen, das stellvertretend für das Bestreben Napo­
leons stand, die "angeborene schicksalhafte Krankheit Frankreichs", die Ver­
träge von 1815, zu beseitigen. 

Wie war es möglich, daß das kriegsbereite und kriegsgerüstete England 
unter Führung seines kriegerischen Premierministers sich den Entschluß zur 
Kriegsbeendigung abringen ließ? Die Antwort lautet: Palmerston war nicht 
England. Das muß nun näher begründet werden. 

7. Englands Entschluß zur Kriegsbeendigung 

Palmerstons Sinnen und Trachten vor und nach Sevastopol' war auf energische 
Fortführung des Krieges gerichtet. Das seine Geisteshaltung und seine Ziel­
vorstellungen kennzeichnende Wort vom August 1855, er fürchte den Frieden 
augenblicklich mehr als den Krieg, wurde bereits erwähnt 117. Seine erste Reak-

115 RAZGOVOR S. 719. 
116 Notiz Napoleons IH. an Walewski, 24. Dezember 1858 (VALSECCHI, L'unificazione S. 338). 
117 Vgl. oben S. 32, Anm.43. 
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tion auf den französischen Antrag Polen betreffend war im Grundsätzlichen 
emphatisch zustimmend 118: Was Napoleon über Polen mitgeteilt habe, sei 
völlig richtig. Die Alliierten hätten das Recht, die Forderung auf Wiederher­
stellung Polens nach den Kongreßbestimmungen von 1815 in die Friedensbe­
dingungen aufzunehmen. In den gleichen Tagen schrieb er: Wenn es jetzt 
irgend etwas zu diskutieren gebe, dann sei es die beste Form, den Krieg fortzu­
führen 119. "Wir werden unserer ganzen Standfestigkeit und all unseres Ge­
schicks bedürfen, um zu verhindern, daß wir in einen Frieden hineingezogen 
werden, der die gerechten Erwartungen des Landes enttäuschen und die eigent­
lichen Kriegsziele unerreicht lassen würde." 

Palmerston hatte die Meinung militärischer Sachverständiger hinter sich. 
Das War Office war, mehr noch als die Frontgenerale, bereit und gerüstet, die 
Erinnerung an die katastrophale Mißwirtschaft in der Kriegführung auf 
organisatorischem Gebiet und auf dem Felde auszulöschen. In dieser Gesin­
nung durfte es der fast ungeteilten moralischen Unterstützung der öffentlichen 
Meinung sicher sein. Das mußte ein jetzt so entschieden friedlich gesinnter 
Politiker wie Gladstone resigniert zugeben 120: "The Government are certainly 
giving effect to the public opinion of the day." Die unter den meinungs bilden­
den Faktoren unbestritten tonangebende "Times" bezeichnete die Eroberung 
Sevastopol's als eine "einleitende Operation" ("a preliminary operation" 121). 

Wir kennen die Entschlußbildung im englischen Kabinett über die polni­
sche Angelegenheit nicht in Einzelheiten. Als Begründung für die Ablehnung 
diente der Hinweis auf die Inopportunität einer förmlichen Festlegung in 
dieser Sache. Der eigentliche Beweggrund war jedoch die Furcht, das Nahziel 
der Beherrschung der Ostsee hinter dem Fernziel der Wiedererrichtung Polens 
aus dem Auge zu verlieren. 

Am schwersten unter den Faktoren, die in den folgenden Wochen die 
Zustimmung der englischen Regierung zur Friedensanbahnung erzwangen, 
wog der nach dem 22. September zutage tretende entschiedene Friedenswille 
Napoleons, der bald in dem von Buol und Bourqueney ausgearbeiteten Frie­
densprojekt vom 14. November 1855 seinen Niederschlag fand. Als Alterna­
tive bot sich jetzt an: Entweder Frieden zu schließen oder den Krieg ohne den 
französischen Bundesgenossen weiterzuführen. 

Die zweite Möglichkeit, genau besehen, mußte unrealistisch erscheinen. 
Napoleon hielt dem englischen Kabinett, in Form eines Schreibens vonSouverän 
zu Souverän 122, den Spiegel der alliierten Kräfteverteilung vor. Die Darbietung 
schlichter Zahlen war ein beeindruckendes Argument: «V otre Majeste a en 

118 Palmerston an Clarendon, 16. September 1855 (DI NOLFo, Europa S. 121). 
119 Zitiert bei SOUTHGATE S. 384. 
120 Gladstone an Argyll, Hawarden 18. Oktober 1855 (ARGYLL II S. 38). 
121 SIMPSON S. 330, 333. 
122 Napoleon an Viktoria, Paris 22. November 1855 (MARTIN III S. 525-526). 
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Orient, je crois, 50000 hommes et 10000 chevaux. J'en ai de mon cöte 200000 
hommes et 34000 chevaux. V. M. a une immense flotte dans la Mer Noire, 
comme dans la Baltique; j'en ai une imposante, quoique moins considerable. 
Eh bien, malgre ce formidable appareil de guerre il est evident pour tout le 
monde, que, tout en faisant beaucoup de mal a la Russie, nous ne pouvons la 
dompter avec nos seules forces. » 

Alle Zahlenspiele eines Palmerston oder Prinzen Albert konnten nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß nach dem Abzug des französischen Landheeres 
das aus englischen, türkischen, sardinischen Truppen und aus Fremdenlegio­
nären zusammengewürfelte englische Expeditionskorps - Albert berechnete es 
am 24. Dezember 1855 auf 80000 Mann 123 - gegen das russische Festland mit 
seiner Zwei-Millionen-Armee Ernsthaftes nicht ausrichten konnte. Gewiß füh­
ren solche Zahlen, für sich betrachtet, zu Trugschlüssen, und es sind andere 
Faktoren, wie Beherrschung der Kommunikationswege, technische Ausrü­
stung, Vor- und Nachteile der Weite des Raumes, wirtschaftliche Kriegfüh­
rung, Gewinnung von Bundesgenossen usw. einzubeziehen. Doch außer Pal­
merston, vielleicht auch Clarendon und dem War Office, sah niemand in der 
englischen Regierung die erwarteten Opfer an Gut und Blut in einem vertret­
baren Verhältnis zu Kriegszielen, die über das französisch-österreichische Frie­
densprojekt hinausgingen. 

Wir wissen nicht, ob sich Palmerston vom War Office Gutachten über die 
militärischen Aussichten einer Weiterführung des Krieges ohne den französi­
schen Alliierten geben ließ. Jedenfalls teilte er dem französischen Kaiser in 
einem offiziellen Schriftstück mit 124, daß England einen schlechten Frieden 
nicht eingehen und den Krieg lieber allein mit der Türkei fortsetzen werde. Er 
versuchte auch seine Kabinettskollegen in diesem Sinne zu bearbeiten 125, doch 
stieß er auf einhellige Ablehnung. Daß seine Auffassung nicht einem ersten 
unbedachten Impuls auf Grund des österreichischen Friedensvorschlages ent­
sprungen war, wird aus einer Unterredung deutlich, die er mit dem sardini­
schen König führte. Viktor Emanuel hinterbrachte Palmerstons Äußerungen 
dem französischen Kaiser in allen Einzelheiten, so daß die ohnehin schon durch 
den ersten Brief gereizte Stimmung Napoleons jetzt in eine Staatsaktion auszu­
laufen drohte 126. Palmerston hatte erklärt, Napoleon sei in der Hand eines 

123 V gl. oben S. 21. 
124 Palmerston an Persigny, London 21. November 1855 (ASHLEY II S. 103-104). Vgl. dazu 

auch Clarendon an Granville, Paris 12. März 1856 (MAXWELL S. 119). 
125 Tagebucheintragung Grevilles vom 27. November 1855 (GREVILLE VII S.170): "C[hades] 

V[illiers] told me that P[almerston] had already thrown out a feeler to the Cabinet to 
ascertain if they would be willing to carry on the war without France, but this was unani­
mously declined." 

126 Cowley an Clarendon (über Unterredung mit Napoleon), Paris 10. Dezember 1855 (FONT! 

Bd. 98 S. 186-191). 
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"Abenteurerklüngels" ("parcel of adventurers") und wolle einen Schandfrie­
den abschließen, der ganz den Vorstellungen dieses Klüngels entspreche. Er 
möge nur seine Armee aus der Krim abziehen; England pfeife auf die Franzo­
sen ("did not care a fig for the French") und werde, wenn Sardinien festbleibe, 
den Krieg allein bis zu einem "ehrenhaften" Abschluß fortführen. 

In dieser Phase, in der die Entscheidung der englischen Regierung über 
Krieg und Frieden heranreifte, machte sich ein gegenüber den kontinental­
europäischen Staatsformen unschätzbarer Vorteil des englischen Regierungs­
und Verfassungssystems geltend: das durch vielerlei Gewichte ausbalancierte 
Kräftespiel der verschiedenen Regierungsfaktoren auf der höchsten Ebene. Im 
kollegialen Kabinett, dem eigentlichen Beschlußorgan, dessen Macht durch 
den Einfluß der Krone, seine Verantwortlichkeit vor dem Parlament und durch 
Ressortinteressen begrenzt war, hatte der Premierminister lediglich die Stel­
lung eines Primus inter pares inne. Seine Machtstellung ist mit derjenigen eines 
Autokraten wie Alexander 11. oder eines Diktators wie Napoleon IH. nicht ver­
gleichbar. Die Entscheidung eines Palmerston wäre, wenn sie aus der Macht­
vollkommenheit eines russischen Zaren heraus getroffen worden wäre, unzwei­
felhaft für den Krieg ausgefallen. Das englische Kabinett des Herbstes 1855 
jedoch entschied sich in Übereinstimmung mit der Krone und der parlamen­
tarischen Oppositionsführung gegen die Auffassung seines Chefs und des War 
Ministry und gegen die Stimmung der öffentlichen Meinung für den Frieden. 

Am 18. November waren die in dem Buol-Bourqueney-Memorandum vom 
14. November enthaltenen Friedensvorschläge in London eingetroffen. Sie ent­
hielten die "Vier Punkte", die gegenüber den früheren absichtlich vage formu­
lierten Fassungen präzisiert, in einzelnen Teilen verschärft und - entgegen der 
herrschenden irrtümlichen (wahrscheinlich auf Temperley zurückgehenden) 
Meinung 127 schon jetzt - durch einen für England wichtigen fünften Punkt 
ergänzt waren. Clarendons erste Reaktion, die er noch am selben Abend Pal­
merston in einem Brief mitteilte 128, war, die Friedensvorschläge, da sie von 
Österreich kämen, für suspekt zu halten. Er verkannte aber nicht ihren Wert 
für die Erfüllung der englischen Kriegsziele und fand vor allem im dritten 
Punkt, der die Neutralisierung des Schwarzen Meeres forderte, das englische 
Interesse weitestgehend berücksichtigt. Er wies auf die feste Haltung Napo­
leons hin und sah im Fall der Ablehnung die Allianz mit Frankreich gefährdet. 
Unter diesen Umständen plädierte er für Annahme, obwohl er zugab, er hätte 
es lieber gesehen, wenn die Vorschläge überhaupt nicht gemacht worden 
wären. 

127 Temperley, Treaty S. 391-392; DI NOLFO, Europa S. 130; SOUTHGATE S. 385. - Der fünfte 
Punkt lautet: « Conditions particulieres. Les Puissances belligerantes reservent le droit qui 
leur appartient de produire dans un interet europeen des conditions particulieres en sus 
des quatre garanties.» (HHSTA, PA IX 51 f. 321v ). 

128 DI NOLFO, Europa S. 464-466. 
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Königin Viktoria hatte aus dem gleichen schwerwiegenden Grund, dem 
drohenden Abfall Frankreichs, heraus gemahnt, der Friedensinitiative nicht 
auszuweichen 129. Sie war überzeugt, daß es der "Gipfel politischer Torheit" 
("the height of impolicy") wäre, die Vorschläge abzulehnen. 

Sowohl in Clarendons wie auch in Viktorias erster Reaktion liegt ein 
bemerkenswertes psychologisches Moment, das dazu angetan war, Palmerstons 
feste Haltung zu erschüttern: Man konnte es sich kaum vorstellen, daß Ruß­
land diese harten Bedingungen annehmen werde. Die Erwartung also, daß 
dieses Friedensprojekt wie sämtliche vorhergehenden scheitern und die Ver­
folgung der englischen Kriegsziele nicht berühren würde, mußte das Eingehen 
auf die französischen und österreichischen Wünsche erleichtern. Dieses Mo­
ment läßt sich in den folgenden Wochen weiter beobachten 130 und ist selbst 
noch in der Zeit der Friedensverhandlungen im nächsten Frühjahr anzutref­
fen 131. Clarendon glaubte sogar, aus der neueingenommenen Position Öster­
reichs Kapital für die englische Kriegführung schlagen zu können. Die in den 
ersten Punkt aufgenommene Forderung auf Zession von halb Bessarabien 
werde die Kluft zwischen Wien und St. Petersburg nunmehr unüberbrückbar 
machen, Österreich werde sich also fester an die Westmächte anschließen müs­
sen und "weniger neutral" sein können 132. Die Haltung Östereichs war ihm 
ein Indiz dafür, daß es Rußland jetzt weniger fürchte, da letzteres - nach Öster­
reichs Meinung - ziemlich erschöpft sein müsse. Die minder rücksichtsvolle 
Behandlung Rußlands weise ferner darauf hin, daß Österreich gegenüber dem 
übrigen Deutschland ein Gefühl der Unabhängigkeit gewonnen habe, was 
wiederum bedeute, daß Rußlands Prestige in Deutschland rasch gesunken sei. 
Aus dieser Gedankenkonstruktion zog Clarendon den Schluß, daß Deutsch­
land, nach der erwarteten russischen Ablehnung der Friedensvorschläge, Ruß­
land in Acht und Bann tun werde und der Krieg dann auf einer "wirklich 
soliden Grundlage" fortgeführt und beendet werden könne. 

Diese Schlußfolgerung war um so fragwürdiger, als sie auf einer zu großen 
Anzahl einander jeweils bedingender Prämissen beruhte. Ihr Ausgangspunkt, 
die Erwartung russischer Intransigenz, schien im englischen Kabinett jeden-

129 Viktoria an Clarendon, Windsor 19. November 1855 (VICTORIA III S. 152). 
130 Man nannte das Memorandum "eine zweite Auflage der Wiener Konferenzen", d. h. der 

Konferenzen, die gescheitert waren. (Tagebucheintragung GreviIles vom 27. November 
1855. GREVILLE VII S. 169.) 

131 Vgl. Clarendon an Hudson, London 5. Februar 1856 (FONT! Bd. 98 S. 222): "1 have no 
idea as to whether the Russians have accepted the terms honestly or whether they mean to 
wriggle out of them all in the Conference. The latter is the probable course, and we are not 
relaxing in our preparations for another campaign." V gl. auch Clarendon an Stratford de 
Redcliffe, 18. Januar und 8. Februar 1856 (LANE-POOLE II S. 434, 435). 

132 Clarendon an Hudson, London 20. Dezember 1855 (FONT! Bd. 98 S. 192-193). 
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falls verbreitet gewesen zu sein 133 und hat - welche List der Vernunft! - auf 
die Entscheidung für den Frieden wesentlich eingewirkt. 

Wie die Königin und der Außenminister war auch der Prinzgemahl für die 
Annahme der österreichisch-französischen Friedensvorschläge 134• Über den 
Einfluß der Krone im 19. Jahrhundert, besonders auch des Prinzen Albert, auf 
Kabinettsentscheidungen herrscht in der Forschung heute noch nicht volle Ein­
mütigkeit. Von der frühen, durch Bagehot vertretenen Auffassung, daß für das 
wirksame Funktionieren der Kabinettsregierung "royalty [ ... ] not essential" 
gewesen sei, ist man inzwischen abgekommen 135. Besonders seit der Veröffent­
lichung des Viktoria-Briefwechsels ist das Pendel der Beurteilung teilweise 
nach der anderen Seite ausgeschlagen. Über Prinz Albert ist gesagt worden, daß 
es, wenn er länger gelebt hätte, zur "Verpreußung" der englischen Verfassung 
gekommen wäre. In eine ähnliche Richtung geht das Urteil, der Prinz habe 
mehr politische Macht und mehr Einfluß ausgeübt als irgendeiner der engli­
schen Souveräne seit Karl 11. Die heute vorliegenden Beweise, wie sie in beson­
derer Reichhaltigkeit für den Krimkrieg vorliegen 136, bestätigen im wesent­
lichen diese neuere Auffassung. In der hier erörterten Frage traf sich die Ein­
schätzung der Lage durch den Prinzen mit derjenigen der Kabinettsmehrheit. 

Es ist nicht nötig, die Auffassung der einzelnen Kabinettsmitglieder auf 
Grund der greifbaren Quellen zu analysieren. Es genügt, nach der Begründung 
für die Entscheidung des Kabinetts, soweit sie oben noch nicht zum Ausdruck 
gekommen ist, zu fragen. 

Angesichts des umfassenden Kriegszielprogramms Palmerstons stellte man 
sich im Kabinett, was den außenpolitischen Rahmen des Krimkriegs betrifft, 
die Frage, ob die Begründung für den Krieg, die England der europäischen 
öffentlichen Meinung bisher geliefert hatte, nämlich die Wiederherstellung des 
europäischen Gleichgewichts, noch glaubwürdig erscheinen könne, wenn Eng­
land das Friedensprojekt ablehne. Gladstone z. B. zog in einem Brief an den 
Herzog von Argyll, den damaligen Postminister, das Recht Englands in Zwei­
fel 137 "to rectify the distribution of political power by bloodshed which carry 
it far beyond just bounds". Argyll identifizierte sich mit diesem Standpunkt 
und wies nur auf die Willkür der Grenzziehung zwischen "just" und "unjust 
bounds" hin. Er war mit Palmerstons extremer Interpretation der "balance of 

133 Granville an Canning, London 20. Dezember 1855 (FITZMAURICE I S. 133): "Cupid 
[=Palmerston] hopes and believes that the Russians will not accept our ultimatum. That 
they will refuse, seems to be the general opinion." V gl. auch die Tagebucheintragungen 
Grevilles vom 6. und 11. Dezember 1855 (GREVILLE VII S. 172 und 175). 

134 V gl. Anm. 128. 
135 Den neuesten Forschungsstand bietet MACKINTOSH S. 118-137 (Kapitel "The Influence 

of the Crown"). 
136 Vgl. HENDERSON S. 68-97 (Kapitel "The Influence of the Crown, 1854-1856"). 
137 Hawarden 18. Oktober 1855 (ARGYLL 11 S. 37-39). Zum folgenden Argyll an Gladstone, 

Rosneath 24. Oktober und 1. November 1855 (EBENDA S. 39-43). 
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power", wonach Rußland auf einen theoretischen Machtstatus in Europa her­
abgedrückt werden sollte, ebensowenig einverstanden wie Gladstone. Es konnte 
die Zeit kommen, da man England derjenigen Ambitionen beschuldigen wür­
de, um deretwillen man gegen Rußland in den Krieg gezogen war. 

In der Lagebeurteilung des Kabinetts kommt in diesem Zusammenhang auch 
ein bündnispolitischer Aspekt zum Tragen, der in ähnlicher Form, nur mit 
umgekehrtem Vorzeichen versehen, auch in Napoleons Gedankengang eine 
Rolle gespielt hatte: Man fürchtete bei einer Weiterführung des Krieges unter 
den französischen Bedingungen die Herausbildung einer ungebührenden mili­
tärischen und politischen Präponderanz Frankreichs, die nicht nur zur Zer­
störung des Mächtegleichgewichts beitragen, sondern auch den Status Eng­
lands in der Allianz zu dem einesjuniorpartners verändern würde. 

Schließlich bezog man auch die möglichen Auswirkungen des Krieges auf 
die innen- und außenpolitische Situation des ottomanischen Reiches in die 
Überlegungen ein. Der Prozeß der Erschöpfung der ohnehin unzureichenden 
Hilfsquellen der Türkei konnte durch eine Kriegsverlängerung nur beschleu­
nigt werden. Die Stellung der Türkei als eines Proteges würde deutlicher her­
vortreten. Die Achtung der Unabhängigkeit und Würde des Sultans würde zur 
Farce herabsinken und seine Stellung im Innern schließlich unmöglich machen. 
Mit anderen Worten: Der Krieg würde auf ein zweites, diesmal westmächt­
liches Unkiar-Skelessi hinauslaufen. Die türkischen Staatsmänner haben dies, 
wie erwähnt 138, tatsächlich befürchtet. 

Neben diesen Befürchtungen auf außenpolitischem Gebiet besorgte man 
auch nachteilige Auswirkungen auf die inneren Verhältnisse in England selbst. 

Es ist von der Forschung überzeugend nachgewiesen worden, zuletzt für 
den deutschen Bereich von Lamer, daß auf dem europäischen Kontinent das 
Wesen der englischen parlamentarischen Monarchie und der englischen Reprä­
sentativverfassung im 19.] ahrhundert durchweg, von den Konservativen bis 
hin zu den Liberalen, falsch gedeutet worden ist. Befangenheit in abstrakt­
dogmatischen Denkkategorien, eine formalistisch-doktrinäre Betrachtungs­
weise und die Verwendung der Regierungsform der konstitutionellen Mon­
archie als Vergleichsmaßstab sind die Erklärung für diese Fehldeutung. Ein Bei­
spiel ist Lothar Buchers während des Krimkriegs, 1855, erschienene Schrift 
"Der Parlamentarismus wie er ist". In Frankreich hatte zuvor Auguste Comte 
einen Beitrag zur falschen Beurteilung der englischen parlamentarischen Ein­
richtungen geleistet 139• Die englische Regierungsform war eben nicht ein auf 
der Grundlage abstrakter Prinzipien konstruiertes System, wie die Autokratie 
Nikolaus' 1., der Neoabsolutismus in Österreich, die konstitutionelle Monar­
chie der preußischen Reaktionszeit und der Cäsarismus Napoleons, sondern ein 

138 Vgl. oben S. 26. 
139 Vgl. O. ANDERSON, A Liberal State S. 90. 
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historisch gewachsenes Konglomerat von Regeln und Institutionen oder, nach 
Gladstone, ein zufällig entstandener "heap of absurdities" 140. 

Nicht nur bei Staats denkern, sondern auch bei Staatspraktikern auf dem 
Kontinent war das Prestige der englischen Regierungsform im Krimkrieg sehr 
niedrig. Bismarck in Frankfurt beurteilte die verlorengegangene "Erbweis­
heit" der Engländer damals stets ironisch und abschätzig 141. Sein England­
bild im Krimkrieg will gar nicht mit seiner späteren England-Vorstellung, der 
man in der Forschung weitgehende Kongruenz mit der englischen Verfassungs­
wirklichkeit nachrühmt, zusammenpassen. Metternich in Wien sah in den kri­
senhaften Symptomen der englischen Staats- und Kriegführung zu Beginn des 
Jahres 1855 geradezu die Vorboten einer sozialen Revolution. «La vieille 
Angleterre n' existe plus et une Angleterre nouvelle n' est point encore construite », 
so schrieb er ratlos an den Grafen Buo1142 . 

Das Bemerkenswerte an der englischen Verfassungssituation von 1855 ist im 
Zusammenhang unserer Fragestellung aber nicht eigentlich ihre Einschätzung 
auf dem Kontinent, sondern das entsprechende Bewußtsein im Lande selbst. 

Der Krimkrieg hat in England selbst eine erregte Auseinandersetzung über 
die Verfassungseinrichtungen des Landes ausgelöst. Die Stimmen, welche die 
parlamentarische Regierungsweise für das Desaster der Kriegführung im Win­
ter 1854/55 verantwortlich machten und nach einer Diktatur riefen, fanden 
starke Resonanz in der öffentlichen Meinung. Diese erblickte in der Berufung 
Palmerstons zwar nicht die erhoffte radikale Lösung, aber doch die Rettung in 
der Stunde der Not. Prinz Albert dürfte mit seinem Wort vom 9. Juni 1855: 
"Unsere konstitutionelle Regierung ist in der Krise" 143, einem Wort, dem 
keinerlei demagogischer Klang und keine Untergangsstimmung anhaften, dem 
Denken der gemäßigten Mehrheit im Volke Ausdruck verliehen haben. Mit 
scharfen Angriffen gegen die Heerführung hatte es angefangen; die tieferen 
Ursachen wurden dann aber in den Mängeln der zivilen Verwaltung und der 
höchsten Regierungsspitzen gesucht. Das Vertrauen in die bestehenden Ver­
fassungseinrichtungen war schwerer erschüttert als je zuvor in der englischen 
Geschichte. Die Krise 144 kann in ihrer Wirkung vielleicht nur mit dem preußi-

140 GLADSTONE I S. 245. 
141 Vgl. z. B. die Briefe an L. v. Gerlach, Frankfurt 29. Oktober 1855 und 8. April 1856 

(BISMARCK XIV,1 S. 419 und 439-440): "Seit der Reformbill und dem Zerfall der Parteien 
ist das Uhrwerk offenbar gelähmt; die Kräfte neutralisiren sich einander im Innern, und 
mit der auswärtigen Politik dieser mächtigen Nation schaltet Palmerston wie ein zorniger 
alter Trunkenbold, der Töpfe und Tassen zerschlägt, weil er sein Geld verspielt hat" 
(EBENDA S. 440). 

142 METTERNICH S. 161 (Nr. 113). Vgl. auch EBEN DA S. 160 (Nr. 112), S. 162-164 (Nr. 114 bis 
116). - Zu Metternichs Englandbild vgl. neuerdings ROHL. 

143 Zitiert bei O. ANDERSON, A Liberal State S. 91. 
144 Ihre Konturen hat O. ANDERSON in ihrem Buch A Liberal State at War vorzüglich heraus­

gearbeitet. 
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sehen Verfassungskonflikt von 1862 und der Dreyfus-Affäre in Frankreich ver­
glichen werden. 

Die Fortsetzung des Krieges hätte die Krise verschärft. Durch die Berufung 
Palmerstons, Idol der kriegs gestimmten öffentlichen Meinung, war eine gewis­
se Beruhigung eingetreten. Es konnte aber kaum mehr als eine Ruhepause sein. 
An der Spitze der Armee standen im Herbst 1855 trotz soeben erfolgter Umbe­
setzungen weiterhin mittelmäßige bis mäßige Führerpersönlichkeiten. Ein 
neuer Rückschlag in der Kriegführung, etwa vor dem stark befestigten Kron­
stadt, konnte den Sturm erneut losbrechen lassen. Schon bald nach dem Fall 
von Kars wurde wieder der ominöse Ruf nach einer Untersuchungskommission 
laut. Im Kabinett selbst besaß Palmerston, entgegen der Anschauung in der 
Öffentlichkeit, weniger Vertrauen, als es Aberdeen vor seinem Sturz je beses­
sen hatte. Man darf sagen, daß der Fall von Sevastopol' eine zweite größere 
Katastrophe in England verhindert hat. Über ihre Form ließe sich nur speku­
lieren. 

Solcherlei Erwägungen haben auf den Kabinettsbeschluß vom 20. Novem­
ber für Annahme des französisch-österreichischen Friedensprojekts nachweis­
lich eingewirkt 145. 

In dieser entscheidenden Kabinettssitzung 146 wurden an die Durchführung 
des Projekts verschiedene Kautelen geknüpft, was den Gewissensentscheid 
jedes Teilnehmers natürlich erleichterte. Es handelte sich um folgende an den 
dritten und fünften Punkt gehängte Spezialbedingungen : Die Neutralisierung 
des Schwarzen Meeres solle nicht Gegenstand einer Separatkonvention zwi­
schen Rußland und der Türkei sein, sondern Teil des allgemeinen Friedensver­
trags; auch das Azov-Meer müsse unter den Begriff der Neutralisierung fallen. 
Unter dem allgemein formulierten fünften Punkt sei zu verstehen: Der Ver­
zicht Rußlands, die durch die englische Marine zerstörte Festung Bomarsund 
auf den Aland-Inseln wiederaufzubauen und das Recht der Verbündeten, über 
das Schicksal der Provinzen an der Ostküste des Schwarzen Meeres zu diskutie­
ren. 

Palmerston wurde von der überwiegenden Mehrheit des Kabinetts über­
stimmt. "He was far too able and too wise a man not to see that he could not 
fight against both our French ally and the prevalent feeling ofhis own Cabinet", 
so beurteilte sein Kollege Argyll das Nachgeben Palmerstons 147. 

145 VgI. Anm. 137. 
146 Über sie gibt es bisher nur wenig Quellen. Vgl. ARGYLL I S. 596-597. 
147 EBEN DA S. 597. Paul W. Schroeder (s. oben Schluß des Vorwortes) meint auf Grund 

seiner Quellenkenntnis keine Isolierung Palmerstons im Kabinett feststellen Zu können. 
Bei der Einwilligung Englands in das österreichische Ultimatum geht er ganz und gar 
von der Annahme aus, daß die englische Regierung der russischen Ablehnung gewiß war. 
Als das Ultimatum abgesandt wurde, hätten England und Frankreich alles darangesetzt, 
Österreich aus den künftigen Friedensverhandlungen auszuschließen. 
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Die Grundsatzentscheidung war gefallen. Das Gelingen des Friedenswerkes 
hing jetzt, auch wenn der englische Premierminister es durch ärgerliche Schika­
nen noch zu stören versuchte, von der Stellungnahme Rußlands ab. Bevor hier­
auf eingegangen wird, sind noch die Voraussetzungen für das Zustandekom­
men der Friedensinitiative selbst zu klären. 

8. Die Friedensinitiative Österreichs 

a) Voraussetzungen 

In einem Brief vom 18. November 1855 an Palmerston versuchte Außenmini­
ster Clarendon sich zum Zwecke der eigenen Entschlußfindung die Motive der 
österreichischen Handlungsweise klarzulegen 148. Nach österreichischer An­
schauung müsse zum gegenwärtigen Zeitpunkt das Ergreifen der Friedens­
initiative trotz der von Rußland zu fordernden schweren Opfer mit weniger 
Gefahren verbunden sein als je zuvor. Österreich halte Rußland jetzt für hin­
reichend geschwächt, um unabhängig vom Deutschen Bund auftreten zu kön­
nen. Im Frühjahr noch sei das militärische Prestige Rußlands in Deutschland 
und in der österreichischen Armee so stark gewesen, daß Österreich im Falle 
seines aktiven Vorgehens gegen Rußland in Deutschland isoliert dagestanden 
hätte. Zu der Zeit, als noch jeder Soldat der französischen und englischen 
Armee in der Krim gebraucht wurde, habe Österreich berechtigterweise ge­
fürchtet, daß es die Hauptlast des Krieges in Europa werde tragen müssen und 
ein einziger Rückschlag Wien der Gnade der russischen Armee ausliefern wür­
de. Dies alles sei nun anders, nachdem sich das militärische Blatt gewendet 
habe. Die deutschen Höfe sähen, daß ihr Idol zerbrochen sei und die russischen 
Truppen von der Grenze weg nach Süden abgezogen seien. Es sei natürlich, 
daß Österreich den Frieden wünsche und den Westmächten für die Erreichung 
des Friedens große Konzessionen mache. Denn es beargwöhne die liberalenTen­
denzen in Deutschland, die durch die Fortsetzung des Krieges Auftrieb erhal­
ten würden; es mißtraue Louis Napoleon, weil er den Krieg nicht in der Krim 
weiterführen, sondern sich anderwärts nach Kompensationen für die gebrach­
ten Opfer umschauen werde. Der Abbruch der diplomatischen Beziehungen, 
«la guerre sans bataille », mit dem Österreich Rußland im Falle seiner Ableh­
nung der Friedensbedingungen drohe, erscheine absurd und typisch österrei­
chisch. Aber man müsse sich klarmachen, daß Österreich von Anfang an gesagt 
habe, es trete in den Krieg nicht ein, solange es von den Alliierten militärisch 
nicht wirksam unterstützt werde. 

148 DI NOLFO, Europa S. 464-466. 
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In diesen Überlegungen steckt viel Wahres. Aber sie geben noch nicht die 
ganze Wahrheit wieder. Um sie in ihren Grundzügen zu erfassen, soweit das 
für das Verständnis der österreichischen Position von 1855/56 nötig erscheint, 
bedürfen die Bemerkungen Clarendons näherer Ausführung und der Ergän­
zung. 

Kein Abschnitt der österreichischen Geschichte im 19. Jahrhundert ist bis in 
die allerjüngste Zeit hinein so gründlich mißdeutet worden wie die Periode des 
Krimkriegs. Der Weg zum Verständnis der österreichischen Position in jener 
weltgeschichtlichen Auseinandersetzung, besonders auch zum Verständnis der 
Politik des Grafen Buol, ist durch jahrzehntelang tradierte Fehlurteile ver­
schüttet worden, so daß es noch mühsamer Anstrengungen bedürfen wird, um 
ihn freizumachen. Erste Ansätze zu einer Neueinschätzung der österreichischen 
Politik im Krimkrieg und zu einer Revision des Buol-Bildes sind bereits 
getan 149; doch wie wenig nachhaltig sie gewirkt haben, wird daran deutlich, 
daß erst kürzlich noch gesagt werden konnte, Buol sei das Haupt der Wiener 
Kriegspartei gewesen 150, oder er habe im Krimkrieg die Gelegenheit gesehen, 
"das Werk des Prinzen Eugen zu vollenden und die Herrschaft Österreichs 
über den benachbarten Balkan auszudehnen, an dem Untergang des osmani­
schen Reiches in Europa mitzuarbeiten und mitzuverdienen" 151. Scheint in 
letzterem Falle einfach eine Verwechslung vorzuliegen mit dem für die öster­
reichische Außenpolitik unmaßgeblichen Grafen Coronini, Befehlshaber der 
österreichischen Besatzungstruppen in den Donaufürstentümern, dessen 
Eugen-Träume 152 gerade zu bekämpfen sich Buol zur Aufgabe gemacht hatte, 
so hat die erstere Fehldeutung weit zurückreichende geistes- und wissen­
schaftsgeschichtliche Wurzeln. 

Es dürfte teilweise an der eingeengten Urteilsfähigkeit einer borussischen 
Geschichtsschreibung gelegen haben, daß Buols in gewisser Beziehung 
gescheiterte Mittlerrolle im Krimkrieg lediglich auf der Folie von kriegsberei­
ten Erfolgspolitikern wie Bismarck betrachtet wurde. Es entsprach durchaus 
einer sozialdarwinistischen Geisteshaltung und einer in Bismarckverehrung 
sich ergehenden Historiographie, wenn hinter dem unbedingten Friedenswillen 
der österreichischen Staatsführung nichts als unmännliche Schwäche, innere 
Unsicherheit und kindische Angst gesehen wurde. Das Scheitern Buolscher 

149 V gl. BAUMGART, Probleme S. 243-248. 
150 SCHOEPS S. 251 Anm. 61. 
151 HANTSCH S. 353-354. 
152 V gl. Coronini an Prokesch, Bukarest 19. Februar 1856: "Durch großartige, wohl geleitete 

Einwanderung und Colonisirung agricoler deutscher Elemente im Donauthale - [ ... ]" 
würden die Voraussetzungen geschaffen werden, daß die Donaufürstentümer wie eine 
"reife Frucht dem herrlichen, mächtigen deutschen Kaiserstaate von selbst in den Schoß" 
fielen. " [ ... ] dann werden einst die kühnen Träume Eugenischer und Josephischer Politik 
Zu leuchtender Wahrheit." (CORESPONDENTA LUI CORONINI Nr. 757 S. 906). , 
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Politik im Jahre 1859 wurde zudem in unzulässiger Vereinfachung mit der sich 
aus dem Krimkrieg ergebenden Isolierung Österreichs unter den Großmächten 
in einen allzu direkten Zusammenhang gebracht. Einseitig beurteilt wurde 
Buol auch von einer großdeutsch und gesamtdeutsch orientierten Geschichts­
schreibung, der seine mit wenig Fingerspitzengefühl betriebene Politik gegen­
über Preußen und den deutschen Mittelstaaten als ungute Vorbedingung für 
1866 erscheinen mußte. 

Bereits das zeitgenössische Urteil über Buol und seine Politik war - im deut­
schen Bereich - ganz überwiegend negativ. Heinrich Leo bezeichnete Öster­
reichs scheinbar haltloses Schwanken zwischen den Kriegführenden als "poli­
tische Wechselreiterei" 153. Bismarck nannte Buol eine Null 154• Pfordten ver­
glich ihn Dezember 1855 mit einer Lokomotive, "die nicht weiß, wohin sie 
rennt, und auf jede Anrede nur Dampf und Geräusch von sich giebt" 155. 

Aus solchen Quellen vornehmlich hat der Österreicher Friedjung für seine 
1907 erschienene Darstellung der österreichischen Politik im Krimkrieg ge­
schöpft. Er ist zu einem entsprechend negativen Bild des Außenministers 
gelangt, das von der nachfolgenden Historie unreflektiert übernommen wurde. 
Aus den Kurrentakten des Wiener Haus-, Hof- und Staatsarchivs läßt sich indes 
nachweisen 156, daß Friedjung keine einzige Instruktion Buols zu Gesicht 
bekommen hat. Friedjung und seine Nachfolger sind auch mit den veröffent­
lichten zeitgenössischen Urteilen insofern einseitig umgegangen, als sie sich 
fast ausschließlich auf Aussagen österreichischer und deutscher Gewährsmän­
ner stützten, die ihn in der Regel ungünstig beurteilten. Tatsächlich läßt sich 
Buol keiner der Parteien am intrigenreichen Wiener Hofe zurechnen; er stand 
dort isoliert da, angefeindet von den hohen Militärs und den eigenen Minister­
kollegen mit Ausnahme von Bach. Dagegen liegen von ausländischen Diplo­
maten und Politikern überwiegend günstige Urteile über seine politische Be­
fähigung vor 157. Auf dem Pariser Kongreß entwickelte sich zwischen ihm und 
Clarendon ein gutes Vertrauensverhältnis l58, und selbst Cavour war der Mei­
nung, daß sich Österreich und Sardinien schließlich verständigen würden, 
wenn das von Buol allein abhinge l59. 

Buols außenpolitische Anschauungen waren tief von der V orstellungs­
welt Metternichs geprägt, auch und besonders im Krimkrieg, selbst dann wenn 
er den Ratschlägen seines Mentors zuwiderzuhandeln schien, wie beim Ab-

153 Zitiert bei SCHOEPS S. 37. 
154 Tagebucheintragung E. L. v. Gerlachs vom 13. Mai 1854 über ein Gespräch mit Bismarck 

(E. L. v. GERLACH I S. 350). 
155 Bismarck an L. v. Gerlach, Frankfurt 21. Dezember 1855 (BrsMARcK XIV, 1 S. 423). 
156 Vgl. HEINDL S. 21-22. 
157 Zahlreiche Belege EBENDA S. 123-125. 
158 Vgl. Dr NOLFO, Europa S. 231. 
159 Cavour an d'Azeglio, Paris 8. März 1856 (CAVOUR VII S. 285). 
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schluß des Dezemberbündnisses. Auf Schwarzenbergs Deutschland- und Ruß­
landpolitik berief er sich nur, wenn er auf die Kontinuität der österreichischen 
Außenpolitik hinweisen und damit dem Vorwurf des Verrats an den Prinzipien 
der Heiligen Allianz oder der Distanzierung von Rußland begegnen wollte. 

Gerade dieser Vorwurf, schon damals erhoben, ist von der Historie unbe­
sehen übernommen worden. Ihm liegt jedoch eine Anschauung von der "Hei­
ligen Allianz" zugrunde, die ihrem Wesen in jenen Jahren, in der Ära Niko­
laus' I., nicht entspricht. Die Geschichte der Heiligen Allianz nach Alexan­
der I. bis zum Krimkrieg - oder, wie es in der damaligen Sprache der Kanzleien 
in einem nüchterneren und treffenderen Ausdruck heißt, der Allianz der drei 
nordischen Höfe - ist in Einzelheiten noch nicht erforscht 160, aber ihre Grund­
konzeption und ihre Funktionen sind klar: In ihrer staaten politischen Funktion 
war sie Hüterin des europäischen Gleichgewichts; ihr trat als sozialkonserva­
tive Komponente die Verteidigung der auf Tradition und Legitimität beruhen­
den Herrschaftsverhältnisse gegenüber den subversiven Kräften der Revolu­
tion zur Seite. Die Unterstützung des griechischen Unabhängigkeitskrieges 
durch Nikolaus macht es deutlich, daß diese Prinzipien durch starke Interessen 
eines staatlichen Machtegoismus überwuchert werden konnten. Die Heilige 
Allianz diente seitdem auch als Herrschaftsinstrument des Zaren gegenüber 
seinen eigenen Bundesgenossen. Das Verhältnis untereinander nahm besonders 
nach 1848 die Form der Abhängigkeit zweier Mündel von ihrem Vormund an, 
die Österreich seinerseits gegenüber Preußen anzuwenden suchte. Unter diesem 
Aspekt ist das angeblich von Schwarzenberg stammende Wort von der "Un­
dankbarkeit" Österreichs gegenüber Rußland zu verstehen, das, wie es auch 
immer gefallen sein mag, sein Streben nach Unabhängigkeit von der russischen 
Bevormundung durchaus treffend kennzeichnet. 

Die Politik der allmählichen Herauslösung aus russischer Abhängigkeit 
wurde von Buol vor dem Krimkrieg und während desselben fortgesetzt161. 
Dieses für Österreich wichtigste Ergebnis des Krieges feierten Buol und sein 
Gesinnungsfreund Hübner als "die Befreiung Österreichs von russischer Prä­
ponderanz" 162. Unter diesem Gesichtspunkt hat man die "Zerstörung" der 
Heiligen Allianz durch Buol bisher nicht gesehen. Zu zerstören war 1854 kaum 
mehr eine "Heilige" Allianz, es galt vielmehr, eine de facto "unheilig" gewor­
dene Allianz de jure 163 zu beenden. Nikolaus hat die Grundidee des von sei­
nem Bruder gestifteten Bundesverhältnisses wie im griechischen Unabhängig-

160 Eine Begriffsgeschichte für diesen Zeitraum wäre sehr vonnöten. Zum Begriff vgl. zuletzt 
GOLLWITZER, Blockbildung S. 313-314 (Anm.). Wir gehen davon aus, daß der Begriff 
"Heilige Allianz" auch für die Zeit nach Alexanders I. Tod bzw. nach dem griechischen 
Unabhängigkeitskampf anwendbar ist. 

161 Sie ist von UNCKEL trefflich geschildert worden. 
162 Tagebucheintragung Hübners vom 21. April 1856 (HÜBNER I S. 424). 
163 Streng genommen ist auch de jure unter sie nie ein Schlußstrich gesetzt worden. 
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keitskrieg so auch im Krimkrieg verfälscht. 1853 hat er Franz J oseph zum 
Komplicen der Aufwiegelung der christlichen Balkanvölkerschaften gegen die 
osmanische Herrschaft machen wollen 164• Franz Joseph und sein Außenmini­
ster haben diese Zumutung unter Berufung auf die Prinzipien der Heiligen 
Allianz abgelehnt. Dies entsprang natürlich in erster Linie einem Selbsterhal­
tungstrieb Österreichs. 

Der Prozeß des Abrückens von Rußland entsprach gewiß nicht voll und 
ganz den Vorstellungen Metternichs, der sich in seiner Amtszeit ein hohes Maß 
an Unabhängigkeit in der Allianz der drei Ostrnächte hatte wahren können. 
Die Beziehungen unter den europäischen Mächten waren jedoch nach 1848/49 
wesentlich verändert. Der Zar hatte sich jetzt zum Zwingherrn Ost- und Mit­
teleuropas aufgeschwungen. Gewissermaßen als Preis für die Niederschlagung 
des ungarischen Aufstands forderte er zu Beginn des Krimkriegs von Öster­
reich einen Akt der Unterwerfung unter seinen Willen. Doch Österreich entzog 
sich der Forderung, indem es sich weigerte, an der Auf teilung des osmanischen 
Herrschaftsgebietes in Südosteuropa mitzuwirken. 

Den von Metternich überlieferten Grundsatz österreichischer Außenpolitik, 
daß die Erhaltung des Status quo auf dem Balkan eine Lebensnotwendigkeit 
für das Habsburgerreich sei, vermochte Buol unverkürzt fortzuführen. Diese 
Sichtweise entspricht nicht der Anschauung der bisherigen Forschung. Noch 
in dem jüngsten größeren Revisionsversuch wird daran festgehalten bzw. sogar 
stärker als bisher herausgearbeitet 165, daß Buol die aktive Südosteuropapolitik 
Schwarzenbergs im Krimkrieg fortzusetzen bestrebt gewesen sei. Die Akten, 
auf die sich dieser Versuch gründet, erlauben indes mit größerer Wahrschein­
lichkeit eine entgegengesetzte Interpretation, wie dies kürzlich in bezug auf die 
Donaufürstentümer überzeugend versucht wurde 166 und unten ebenfalls, am 
Beispiel der Diskussion über die Donaufürstentümer während des Pariser Kon­
gresses, getan werden soll 167 • 

Die große Schwierigkeit bei der Beurteilung der Politik des Grafen Buol 
ist der Umstand, daß es zu wenig Quellen gibt, die den Schluß zuließen, Buol 
sei ein produktiver Denker gewesen. In den zahlreichen Weisungen an die 
Gesandten bei den fremden Höfen finden sich selten aufschlußreiche Reflexio­
nen über Motive und Ziele seines politischen Handelns. Sind sie vorhanden, ist 
es schwierig zu entscheiden, ob sie der eigenen inneren Überzeugung entspre­
chen oder nur die Ansichten seines Kaisers widerspiegeln. Buol war ein unbe-

164 UNCKEL S. 85-93 (besonders die Passagen aus dem Briefwechsel zwischen Franz Joseph 
und Nikolaus 1.). Vgl. auch Nesselrode an Meyendorff, Petersburg 9. Juni 1854 (NESSEL­

RODE XI S. 66): «L'Empereur ne renonce pas encore a l'espoir de voir les populations 
chretiennes se lever en masse.» 

165 UNCKEL. 

166 SCHROEDER. 

167 Vgl. unten S. 151-165. 
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dingt loyaler Diener seines Herrn, kein Politiker, der bei grundlegenden politi­
schen Divergenzen mit dem Kaiser seine Anschauungen mit Leidenschaft ver­
focht, wie es Bismarck gegenüber Wilhelm 1. oder Palmerston gegenüber Köni­
gin Viktoria getan haben. Überdies ist die alte Streitfrage, ob denn im Krim­
krieg der junge Kaiser oder sein Minister die Außenpolitik geführt habe, immer 
noch nicht für die Gesamtperiode des Krieges schlüssig und eindeutig zu beant­
worten. Die bei den letzten aus den Quellen schöpfenden Arbeiten kommen 
unabhängig voneinander zu sich widersprechenden Ergebnissen 168. 

Unseres Erachtens hat Buols orientalische Politik im Krimkrieg den Vor­
stellungen und Ratschlägen Metternichs im Grundsätzlichen durchaus ent­
sprochen. Die Lebensbedingungen des Habsburger Vielvölkerreiches erforder­
ten, wie schon angedeutet, ein politisches Handeln gemäß der Einsicht, den 
territorialen Status quo auf dem Balkan weder durch fremde Einwirkung anta­
sten zu lassen noch durch eigenes Mittun zu verändern. Am Beginn der orien­
talischen Krise, am 9. Februar 1853, schrieb Metternich an Buo}169: "Auf kei­
nem Feld wachsen im Orient, für unser Reich genießbare Früchte. [ ... ] Wir 
haben nur eine Richtung festzuhalten und diese Richtung ist die politische und 
dieß zwar in der, der Aufrechthaltung der Tracktate und des Entfernthaltens 
eines europäischen Krieges, aus orientalischen Ursachen!" Als der Krieg dann ausge­
brochen war, trotz der österreichischen Versuche, ihn zu verhindern, hieß die 
Hauptaufgabe der österreichischen Politik "schnellstmögliche Herbeiführung des 
Friedens"170. Der beste Weg dahin führe über diplomatische Konferenzen, die 
zweckmäßig in Wien mit einer streng geregelten Tagesordnung stattfänden 171. 
Aktiv einmischen in den Streit dürfe sich Österreich unter keinen Umständen. 
Das bedeute nicht Neutralität im genaueren Wortsinne, sondern ein "Zuwar­
ten auf freiem Standpunkt". 

Da Metternich die Folgen der gegenwärtigen Auseinandersetzung für gänz­
lich unberechenbar hielt, warnte er vor einem Anlehnen an eines der beiden 
kriegführenden Lager. Das Moment des Nichtkalkulierbaren und die daraus 
für die österreichische Politik sich ergebende Notwendigkeit, sich Aktions­
freiheit zu bewahren, tauchen in seinen Ratschlägen an Buol immer wieder auf. 

168 UNCKEL S. 292: "Die österreichische Außenpolitik während des Krimkrieges war die 
Außenpolitik Kaiser Franz ]osephs." HEINDL S. 115: "Im Krimkrieg wurde jedoch ein­
deutig die Politik Buols verfolgt." 

169 METTERNICH S. 64. Vgl. auch Metternich an Buol, 18. November 1853 (EBENDA S. 145): 
"Oesterreich steht in den Ottomanischen Angelegenheiten, auf einem, ihm allein ange­
hörenden Gebiet. Oesterreich kann nur die Erhaltung des türkischen Reiches in Europa 
wollen; - nicht aus Vorliebe für dasselbe, sondern weil es durch jede andere Nachbar­
schaft Schaden erleiden und durch seine Territorial Vergrößerung auf dessen Unkosten, 
nichts gewinnen würde." 

170 Metternich an Buol, 18. November 1853 (EBENDA S. 144). 
171 EBEN DA S. 147 (Nr. 101); ferner EBENDA S. 149 (Nr. 103), Metternich an Buol, 23. No­

vember 1853. 
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"Den Allein pracktischen [Standpunkt], kann Oesterreich nur auf eigenem 
Grund und Boden finden, indem es die Freiheit seiner Bewegung sichert. In 
dem unseeligen Kampf des Tages, - in einem Kampf dessen Ausgangs Punkte 
auf Fehlern ruhen und dessen Ende nicht berechenbar ist, - würde die geo­
graphische Lage unseres Reiches genügen, um dessen Stellung in den boden­
losen Wirren des Momentes zu bezeichnen. Ins Schlepptau kann sich der Staat 
der Mitte weder in der östlichen noch in der westlichen Richtung nehmen las-
sen. [ ... ] Wir sind berufen den Ausschlag in der Richtung des herzustellenden Frie-
dens [ ... ] zu geben aber keines weges uns als die A vant garde des Ostens gegen 
den Westen noch des Westens gegen den Osten mißbrauchen zu lassen." 172 

Diese Grundansichten sind in Buols Schriftverkehr während des Krieges 
mit seinen Gesandten, die sie gegenüber den fremden Regierungen zu vertre­
ten hatten, stereotypen Formeln gleich anzutreffen. An dem Wort, wie es in 
einem Brief an Hübner steht 173: «[ ... ] pour etre echappe a une dependance 
nous n' avons nul envie, d' en endosser une autre» ist sowohl die Genugtuung 
über die von Schwarzenberg eingeleitete und von ihm fortgeführte Befreiung 
von russischer Vormundschaft abzulesen wie die Warnung Metternichs, die 
nunmehr eingenommene exspektative Stellung mit einer Abhängigkeit von den 
politischen Zielen der Westmächte einzutauschen. Nach dem Scheitern der 
letzten Wiener Konferenzen vom Frühjahr 1855 und der sich anschließenden 
westmächtlichen Aufforderung zum Kriegseintritt schrieb Buol wiederum an 
Hübner 174: «[ ... ] mieux vaudrait encore retourner a la dependance russe. 
L'idee que les interets du continent dussent etre deliberes et decides a Londres, 
est surannee.» 

Diese Äußerung bietet einen Schlüssel zur Interpretation des Dezemberver­
trages zwischen Österreich und den Seemächten vom Vorjahre, der den Weg 
zum Verständnis dieses Schrittes jedenfalls besser öffnet als das angeblich von 
Buol gebrauchte, von der Forschung überstrapazierte Wort von der "diploma­
tischen Revolution". Metternich war der Ansicht, durch den Vertragsschluß 
verlasse die österreichische Politik die von ihm angeratene Stellung, und hat 
deswegen scharf über Buol geurteilt l75• Ein Teil der Forschung hat in dem 
Vertrag irrtümlich den Ausdruck der Kriegsbereitschaft Österreichs gegenüber 
Rußland erkennen wollen, da man sich auf entsprechende von England und 
Frankreich an den Vertrag geknüpfte Erwartungen berufen konnte. Buol dage­
gen sah darin lediglich eine moralische Hinneigung zum Westen, um aus der 
Isolierung herauszugelangen, mit der Österreich von allen Seiten - Rußland, 

172 EBENDA S. 158-159, Metternich an Buol, 3. Juni 1854. Vgl. auch EBENDA S. 156 (Nr. 108), 
Metternich an Buol, Wien 29. März 1854; EBENDA S. 159 (Nr. 111), Diktat Metternichs 
o.D. 

173 Lettre particuliere (Abschrift), Wien 7. März 1854 (HHSTA, PA IX 48 f.112). 
174 Wien 6. Juni 1855 (D! NOLFo, Europa S. 460). 
175 Tagebucheintragung Kübecks vom 9. Dezember 1854 (KÜBECK S. 166). 
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Deutschland, dem Westen - bedroht war. Eine weitere Funktion des Vertrages 
erblickte er darin, daß Österreich nun auf die Formulierung der alliierten 
Kriegsziele Einfluß nehmen könne, deren Maßlosigkeit für Österreich - durch 
weitere Verschärfung der österreichisch-russischen Beziehungen - gefährlich 
zu werden drohte l76• 

Diese Interpretation des Dezembervertrages wird allein schon dadurch 
augenfällig, daß Buol die Kriegführenden, wie beabsichtigt, noch im selben 
Monat an den Verhandlungstisch zu bringen vermochte. Die Seemächte aller­
dings ließen sich darauf insgeheim in der Erwartung ein, die Verhandlungen 
würden scheitern und der Krieg könne fortgeführt werden. Der Fehler, der 
Buol vielleicht vorzuwerfen wäre, ist, daß er den Verbündeten nicht von vorn­
herein unumwunden erklärte, Österreich werde im Falle des Scheiterns der Kon­
ferenzen nicht automatisch in den Krieg eintreten. Die logische Notwendigkeit 
des österreichischen Kriegseintritts war aus den Bestimmungen des Dezember­
vertrages ohnehin nicht zu konstruieren. Wenn die Westmächte eine entspre­
chende Erwartung in den Vertrag hineinlegten, so war das ihr Fehler. Am 
16. April 1855 schrieb Buol darüber an seinen Botschafter in London 177 : 

«L' Autriche est une grande Puissance qui pourra faire des guerres pour ses 
interets ou pour ceux de l'Europe mais elle ne peut pas s'exposer au reproche 
de la faire sans necessite ou pour la convenance d'un allie ». 

Daß die Westmächte in den Dezembervertrag bewußt eine andere Deutung 
als Buol hineinlegten, wird aus dem eingangs zu diesen Überlegungen erwähn­
ten vertraulichen Brief Clarendons an Palmerston ersichtlich l78• Buol jeden­
falls hat in der analogen Situation des Herbstes 1855, als nach der Paraphierung 
des französisch-österreichischen Memorandums die Seemächte und Österreich 
sich - ähnlich wie im Dezembervertrag - im Fall der russischen Ablehnung über 
die zu ergreifenden Mittel "konzertieren" wollten, mit allem Nachdruck und 
unablässig darauf hingewiesen, daß die Ablehnung Rußlands und der nach­
folgende Abbruch der diplomatischen Beziehungen den Kriegseintritt Öster­
reichs nicht ohne weiteres nach sich ziehen würden. So hielt er etwa dem fran­
zösischen Gesandten in Wien, Bourqueney, eindringlich vor 179 - um jede 
Zweideutigkeit zu vermeiden «et a ne plus voir reproduits les mesentendus qui 
se sont rattaches au traite du 2. Decembre» -, daß die Rußland angedrohten 

176 Vgl. UNCKEL S. 167-168. Eine sehr eingehende Behandlung und eine etwas andere Be­
urteilung des Dezembervertrages wird die oben am Schluß des Vorwortes genannte 
Schrift Paul W. Schroeders bringen. 

177 UNCKEL S. 214. In einem Privatbrief vom gleichen Tag schrieb Buol an Colloredo 
(HHSTA, PA VIII 42 f. 17): «La part principale de la guerre retomberait sur nous, de me me 
les dangers et les consequences; il est juste donc aussi qu' on nous consulte et qu' on ecoute 
notre voix.» 

178 Oben S. 64. 
179 Buol an Hübner (lettre particuliere), Wien 17. November 1855 (HHSTA, PA IX 51 f. 295 

bis 298). 
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Zwangsmittel (Abbruch der Beziehungen und Beratung mit den Westmächten) 
die Verpflichtung zum Kriegseintritt nicht implizierten. Die Beteiligung Öster­
reichs am Krieg würde seinen Charakter völlig verändern und seine Folgen 
unberechenbar machen und könnte nur nach Ausschöpfung aller anderen Aus­
kunftsmittel erfolgen. 

Auch dieses Wort von der Unberechenbarkeit, den «chances incalculab­
les » 180, läßt sich auf den Rat Metternichs zurückführen und ist in den öster­
reichischen Akten vom Beginn des Krimkriegs bis zu seinem Ende als Refrain 
anzutreffen. Ebenso häufig begegnet auch die allgemeine Begründung, die der 
Weigerung, in den Krieg einzutreten, beigegeben wurde. So etwa wies Buol 
den französischen Gesandten im November 1855 auf den Grundsatz hin l81, 

«que nous avons constamment mis en avant, que l' Autriche ne saurait prendre 
une decision aus si grave que par des motifs qui toucheraient directement 
ses interets propres, ou qui nous seraient imposes par les intirets generaux de 
I' Europe». 

Welcher konkrete Inhalt steckte hinter der Fassade solch allgemeiner Phrasen? 
Das Denken in europäischen Bezügen war dem Grafen Buol, wie seinem 

Lehrmeister Metternich l82, als Vertreter der traditionellen europäischen Staa­
tengemeinschaft eine Selbstverständlichkeit. Auf ihn trifft der Ausspruch Bis­
marcks: "Ich habe das Wort ,Europa' immer im Munde derjenigen Politiker 
gefunden, die von anderen Mächten etwas verlangten, was sie im eigenen Na­
men nicht zu fordern wagten" 183 am wenigsten zu. Die europäische Gesinnung 
ergab sich fast zwangsläufig aus folgenden Voraussetzungen: Österreich als die 
traditionsreichste und ehrwürdigste, wenn auch im 19. Jahrhundert materiell 
nicht stärkste der europäischen Großmächte verstand sich kraft seiner geo­
graphischen Mittellage in politischer wie in kultureller Hinsicht als Bindeglied 
zwischen Okzident und Orient 184. Gestützt auf den Donauraum als Kern­
gebiet, die deutsche und italienische Staaten welt als Seitenpfeiler war es be-

180 Vgl. auch die Weisung Buols an Hübner (Entwurf), Wien 29. Dezember 1855 (EBENDA 
51 f. 380v ): « L' examen calme et impartial de l' ensemble de la situation ne permet pas 
a S. M. d'envisager sa participation immediate a la guerre, qui ouvrirait un vaste champ 
ades chances incalculables, comme le moyen le plus efficace de rendre promptement a 
l'Europe et sans I'ebranler jusques dans ses fondements, le repos dont le besoin se fait si 
generalement sentir. » 

181 Vgl. Anm. 179. Hervorhebung im folgenden Zitat von mir. 
182 Vgl. GOLLWITZER, Europabild S. 183-191 (Kapitel "Metternich und sein Lager", das 

eines ergänzenden Abschnittes über Buol bedarf). 
183 Diktat Bismarcks, Varzin 9. November 1876 (DIE GROSSE POLITIK II S. 88 [Nr. 256]. Vgl. 

dazu SCHIEDER S. 32. 
184 Vgl. Metternich an Buol, Wien 27. Mai 1854 (METTERNICH S. 157): "Unter der Wucht der 

Ereignisse in den Jahren 1811 und 1812 und in denen, 1853 und 1854, war aus materiellen 
Gründen die Stellung Oesterreichs, eine Mittel-Stellung, wie dieß stets der Fall in Kämpfen 
zwischen dem Occident und dem Orient sein wird." 
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strebt, politisch die Balance aufrechtzuerhalten zwischen den europäischen 
Flügelmächten England und Rußland, deren Gegensatz sich seit dem Ende des 
18. Jahrhunderts angekündigt hatte und der die Geschichte des 19. J ahrhun­
derts beherrschte. Auf kulturellem Gebiet betrachtete es sich als Mittler der 
geistigen und materiellen Überschüsse des Westens an den Osten 185. 

Diesem europäischen Konzept entsprach im innerpolitischen Raum als 
Hauptagens das Bestreben, die Kräfte der Revolution niederzuhalten, wie sie 
seit der Französischen Revolution besonders in den Formen des Liberalismus 
und des Nationalismus die überkommene soziale Ordnung des habsburgi­
schen Staatswesens zu überspülen drohten. Buol und sein Herrscher waren von 
dieser Aufgabe zutiefst durchdrungen. Sie tritt aus ihren Erörterungen über 
die Schwierigkeiten der österreichischen Position auf dem Pariser Kongreß 
nachhaltig in das Bewußtsein des Betrachters. Als am 11. Februar 1856 in der 
Ministerkonferenz die innerpolitischen Einrichtungen der Donaufürstentümer 
besprochen wurden 186, für die der Kongreß den Rahmen zu setzen hatte, trug 
der Kaiser seinem Minister auf, jeden Versuch zu vereiteln, "demokratische 
oder modern liberale Instituzionen in den Fürstenthümern einzuführen oder 
dieselben zu einer Zufluchtstätte für politische Flüchtlinge und Wühler zu 
machen". Serbien betreffend sollte in den Friedensverhandlungen vorausge­
setzt werden, "daß der Grund der fürstlichen Gewalt [ ... ] von dem Sultan 
ausgehen und daß die Concurrenz jeder Art populärer Wahl dabei ausgeschlos­
sen bleiben muß" 187. 

Diese hier zum Vorschein kommende Furcht vor der Wiederkehr der Revo­
lution ist das wenig beachtete Hauptmotiv für die von Österreich im Krim­
krieg bezogene politische Stellung. Von einem jugoslawischen Forscher ist 
demgegenüber kürzlich behauptet worden 188, daß diese Revolutionsfurcht ein 
"Mythos" sei. Gewisse Vorbedingungen für eine größere revolutionäre Bewe­
gung unter den Balkanchristen hätten zwar im Krimkrieg bestanden - Hun­
gersnöte, Streben nach sozialer Gerechtigkeit und nationaler Unabhängigkeit-, 
doch hätten derart motivierte Aufstände keine europäische Revolution auslö­
sen können. Diese Argumentation widerlegt indes nicht die Begründetheit der 
Revolutionsfurcht der österreichischen Staatsführung, zumal sie sich geogra­
phisch auf einen engen Bereich Bosnien, Herzegowina, vor allem Monte­
negro - und kulturgeographisch bzw. -soziologisch auf kleinere Bauern- und 
Bergvölker auf dem Westbalkan beschränkt. Wichtiger für die Fragestellung 
wäre die Analyse von Revolutionssymptomen unter den "Staatsnationen" des 
Habsburgerreiches, vor allem den Ungarn, gewesen. Erst wenn sie von der 

185 V gl. die in dieser Gesinnung während des Krimkrieges entstandene Schrift des Staats-
wissenschaftlers STEIN, Österreich und der Frieden, besonders S. 30-46. 

186 Protokoll (Abschrift) in HHSTA, PA XII 220 f. 9-16. 
187 Erlaß an Buol, Wien 25. Februar 1856 (EBENDA f. 15v). 

188 EKMECIc. 
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Forschung erbracht ist, läßt sich ein abschließendes Urteil darüber fällen, ob 
die Revolutionsfurcht der österreich ischen Regierung im Krimkrieg motiviert 
war oder nicht. Überdies bezog sich diese Furcht zuvorderst auf die Revolu­
tion im eigenen Reich, nicht auf die Revolution in Europa. 

Man kann bei Buol und Franz Joseph geradezu von einem «cauchemar des 
revolutions» während des Krimkriegs sprechen 189. Er war innen- wie außen­
politisch nur zu gut begründet: Der Beginn der orientalischen Wirren trennte 
Österreich gerade um vier Jahre von der schwersten inneren Krise seit Beste­
hen des Reiches. Die direkten und jedem Bürger fühlbaren Nachwehen der 
Revolution reichten bis in den Krimkrieg hinein. So wurde der Belagerungs­
zustand in Wien und Pr ag erst am 1. September 1853, in Galizien, Ungarn, im 
Banat und in Lombardo-Venetien am 1. Mai 1854 und in Siebenbürgen gar 
erst am 15. Dezember 1854 aufgehoben. Österreich im 19.Jahrhundert war 
kein Einheitsstaat wie Frankreich, sondern ein Reichsbau, ein Vielvölkerstaat 
wie das osmanische oder das russische Reich. Gleich jenen war seine Reichs­
einheit seit der Französischen Revolution durch das Sprengmittel des Nationa­
lismus immer und überall gefährdet. Dahlmann hatte in Frankfurt 1848 190 die 
Auflösung des ungefügen Reichskörpers gefordert; Mazzini hatte sie sich zu 
seiner Lebensaufgabe gemacht; Pogodin, der wortgewaltigste und bedeutend­
ste Publizist in Rußland, wurde während des Krimkrieges nicht müde zu beto­
nen, daß der kürzeste Weg nach Konstantinopel über Wien führe 191. Die An­
schauung, daß der Nationalismus im Habsburgerreich sich bis zum Zusammen­
bruch habe austoben müssen, beruht auf Determinismus und ist daher unhisto­
risch 192. Das Zarenreich ist zwar zusammengebrochen, aber der russische Viel­
völkerstaat besteht heute weiter. Gewiß besaß es gegenüber dem Habsburger­
reich den Vorteil der Weiträumigkeit und der europäischen Randlage, die es 
vor äußerer Einwirkung besser schützten, und die Voraussetzungen zur Russi­
fizierung im Zarenreich mögen günstiger gewesen sein als jene zur Germani­
sation (oder Magyarisierung) in Österreich; doch die Virulenz des Nationalis-

189 Vgl. Franz Joseph an Friedrich Wilhelm IV., 16. Juli 1853 (EcKHART S. 5): "Vergessen 
wir auch nicht, daß die heutige christliche Welt einen schlimmeren Erbfeind hat als die 
Türken. Dieser Feind aller göttlichen und menschlichen Ordnung ist die Revolution. So 
lange sie nicht gänzlich besiegt ist, würde nicht die Zersplitterung der Kräfte der Kon­
tinentalstaaten für die Neugestaltung des Orients abermalige Zuckungen des Geistes der 
Zerstörung im Abendlande hervorrufen?" 

190 HAYM S. 63. 
191 Zur neueren Forschung über Pogodin vgl. BAUM GART, Probleme S. 391-393. 
192 V gl. TAYLOR, The Habsburg Monarchy S. 7: "The conflict between a super-national 

dynastie state and the national principle had to be fought to the finish. [ ... ] The national 
principle, once launched, had to work itself out to its conclusion." Eine durchdringende, 
abgewogene und breite Darstellung des hier angesprochenen Problems bietet KANN. V gl. 
besonders seine "Schlußfolgerungen" in Bd. 2 S. 303-305. - Eine Gegenposition zu 
Taylor nimmt auch BÖHM ein (vgl. BÖHM, besonders S. 251-252). 
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mus war für den Zusammenhalt Rußlands grundsätzlich genau so gefährlich 
wie für Österreich. Die polnischen Aufstände des 19. Jahrhunderts, der jahr­
zehntelange Unterdrückungskampf gegen die kaukasischen Bergvölker, der 
gewaltige Abfallprozeß im Bürgerkrieg nach 1918 beweisen das. Die Zählebig­
keit des ottomanischen Reiches, der gewaltigsten Reichsschöpfung seit dem 
Imperium Romanum, hätte im 19. Jahrhundert niemand außer ein paar Turko­
philen geahnt, denn die Türkei war nicht nur wie Rußland und Österreich vom 
Sprengsatz des Nationalismus bedroht, sondern darüber hinaus auch vom 
Gegensatz zweier Weltreligionen und von der ihr aufgezwungenen Symbiose 
mit einer fremden - der abendländischen - Kultur. 

Die Einsicht in die Strukturgesetze eines Reichsbaus im 19. Jahrhundert, die 
Erfahrungen der jüngsten Vergangenheit, d.h. der Revolution von 1848/49, und 
die in Wien bekannten Revolutionierungspläne Napoleons für Europa wie des 
Zaren für den Balkan - sie verboten der österreichischen Staatsführung - woll­
te sie das Reich nicht der Gefahr des Untergangs aussetzen - die bis zur Kriegs­
teilnahme gehende Option für das eine oder das andere der kriegführenden 
Lager. Die Mitwirkung an den nikolaitischen Teilungsplänen auf dem Balkan 
hätte Österreich zum Komplicen an der Auflösung des osmanischen Reiches 
gemacht, hätte durch die Revolutionierung der türkischen Balkanvölker­
schaften die Gefahr des Überspringens des Revolutionsbrandes auf die slawi­
schen Bevölkerungsteile des eigenen Reiches heraufbeschworen und die Dro­
hung Napoleons wahr gemacht, das Habsburgerreich in Italien, vielleicht auch 
in Ungarn und Galizien zu revolutionieren. Die Teilnahme am Krieg auf west­
licher Seite hätte Österreich die Hauptlast des Krieges aufgebürdet, den finan­
ziellen Ruin des finanzschwachen Staates herbeigeführt und bei der ersten 
angesichts der russischen militärischen Übermacht rasch zu erwartenden Nieder­
lage das Zeichen zur Revolution gegeben. Für die österreichische Staatsführung 
gab es also keine echte Alternative, sondern nur den einen, in seinen Folgen 
einigermaßen kalkulierbaren Weg der exspektativen Stellung, des "Zuwartens 
auf freiem Standpunkt". Jede Forderung auf Teilnahme am Krimkrieg, von Pe­
tersburg, Paris, London oder sonstwo erhoben, entsprang rücksichtslosem Ego­
ismus oder beruhte auf Verkennung der Lebenselemente des Habsburgerreiches. 
Jedes Verurteilen der österreichischen Politik im Krimkrieg durch die Historie 
ist daher simplifizierende, d. h. unhistorische Betrachtungsweise. 

Es genügt, sich die Revolutionsfurcht und ihre Begründetheit an Hand 
einiger markanter Quellenzeugnisse anschaulich zu machen. Im Sommer 1853, 
noch vor Ausbruch der offenen Feindseligkeiten, als noch die Hoffnung auf 
eine friedliche Lösung des Konflikts bestand, schrieb Buol an Hübner und 
Colloredo 193: «[ ... ] si nous nous jetions completement dans le bras de la 

193 Lettre particuliere (Abschrift), Wien 21. Juni 1853 (HHSTA, PA VIII 38 f. 47). V gl. 
auch UNCKEL S. 94. 
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France et de l' Angleterre, ce serait decidement la guerre. [ ... ] en nous mettant 
a la disposition de la Russie et en partageant toutes les consequences de sa 
politique plus que temeraire, ce serait non seulement guerre, mais la perturbation 
generale de l'Europe - peut-etre meme le triomphe de la revolution.» Die zuvor 
eingeleitete Leiningen-Mission nach Konstantinopel, Vorbild für die berühm­
tere Mensikov-Mission, verfolgte den ausgesprochenen Zweck, einen türki­
schen "Unterjochungskrieg" gegen Montenegro zu verhindern, den, so fürch­
tete man in Wien, die "Umsturzpartei" der Kossuths und Mazzinis als Signal 
zur Revolution ansehen würde l94 • Der Warnung Napoleons gegenüber Hüb­
ner Ende 1853 195 : «J'insurgerai l'Italie» entsprach die gleichzeitige Drohung 
Nikolaus' 196: «Je marcherai au nom de notre sainte foi a la delivrance du 
christianisme du joug musulman; et je fais un appel atout ce qui est chretien.» 
In Frankfurt sah sich der Österreich und besonders dem Grafen Buol nicht ge­
rade wohlwollende preußische Gesandte am Bundestag nach monatelanger 
Beobachtung der orientalischen Verwicklung gezwungen, die Richtigkeit der 
Buolschen Außenpolitik zu bestätigen. Er glaubte,daß Frankreich die Teilnahme 
Österreichs am Krieg nicht so sehr suche, um Rußland, sondern um Österreich 
ins Gedränge zu bringen l97 • "Führt Oe [streich] erst Krieg gegen R[ußland], 
so ist es ,unter dem Daumen' von Frankreich und muß acceptiren, was ihm in 
Betreff seiner Stellung zu Italien, zum Orient oder zu Polen von dem Verbün­
deten, der am langen Ende des Hebels sitzt, auferlegt wird." Das gleiche Urteil 
trifft umgekehrt für den Fall der österreichischen Option für Rußland zu. 
Beweise für die minderrangige, abhängige Stellung Österreichs in einem Bünd­
nis mit Rußland hatte das Wirken der "Heiligen Allianz" in den Vorjahren 
zur Genüge geliefert. 

Der Aktionsspielraum der österreichischen Politik war sowohl durch die 
aus Petersburg kommende Warnung, Österreich sei "der Achilles, dessen 
Ferse überall ist" 198, wie durch die Drohung Napoleons, er habe - nach der 
geistreichen Formulierung eines italienischen Zeitgenossen 199 - «in mano la 
fiaccola per incendiare e la pompa per spegnere» auf einen schmalen Grat ein-

194 EBENDA S. 75. 
195 ENGEL-JANOSI S. 114. 
196 Nikolaus an Franz Joseph, Petersburg 24. Dezember 1853 CA. M. ZAJONCKOVSKIJ II S. 254). 

Vgl. auch UNCKEL S. 110-112. 
197 Bismarck an L. v. Gerlach, Frankfurt 27. April 1855 (BISMARCK XIV, 1 S.399). - Vgl. 

auch folgende Stelle in dem Brief Bismarcks an seinen Jugendfreund Carl Friedrich Ernst 
von Canitz u. Dallwitz vom 27. April 1854 (NEUE QUELLEN S. 462): "Ist Deutschland 
einmal zum Kriege gegen Rußland gebracht, so ist die Situation für Frankreich sehr ver­
führerisch, es kann sich leicht mit R. über unsere Köpfe fort verständigen, oder doch 
durch die Drohung, dieses zu tun, die Hauptlast des Krieges auf uns abwälzen, die 
etwaigen Vorteile des Friedens aber für sich erlangen, selbst auf unsere Kosten." 

198 Ein Epigramm F. 1. Tjutcevs, zitiert bei FADNER S. 289. 
199 Aus dem Tagebuch Margherita Provana di Collegnos, zitiert bei DI NOLFO, Europa S. 8. 
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geschränkt, der die Richtung unerbittlich vorschrieb: den Weg des Friedens, 
der Nichtbeteiligung am orientalischen Kriege. Es war diejenige Politik, die 
dem Habsburgerreich die größten Überlebenschancen bot. Buol dachte und 
handelte, der Lebensgesetze des Vielvölkerreiches eingedenk, sehr realpoli­
tisch. Realpolitik treiben bedeutete im 19. Jahrhundert nicht nur - wie es 
Cavour oder Bismarck in besonderem Maße zugeschrieben wird 200 -, im gün­
stigen Augenblick zum Sprung nach vorn anzusetzen, sondern auch, im all­
gemeinen Kesseltreiben stillhalten oder den geordneten Rückzug antreten zu 
können 201. 

Der österreichischen Politik im Krimkrieg gebührt das Verdienst, das aus­
zusprechen ihr von der Mitwelt wie von der Historie versagt worden ist, den 
Krieg durch die Besetzung der Donaufürstentümer 1854 vom Pulverfaß des 
Balkans ferngehalten und damit auf der Krim lokalisiert zu haben. Es gebührt 
ihr ferner das Verdienst, den Krieg durch Ergreifen der Friedensinitiative im 
Herbst 1855 auch zeitlich begrenzt zu haben. Sie hat Europa vor einem Welt­
krieg bewahrt. 

Auf das Zustandekommen der österreichischen Friedensinitiative sei nun 
kurz eingegangen, wobei das Augenmerk vor allem auf einige weniger bekannte 
Einzelheiten gerichtet werden soll. 

b) Zustandekommen 

Bei der Vielzahl der Friedensvermittlungsversuche und Friedensinitiativen im 
Herbst 1855 ist es wichtig, sich ihre chronologische Abfolge vor Augen zu 
halten. Die bisherigen Darstellungen leiden darunter, daß sie diesen Grundsatz 

200 Vgl. KAEHLER (S. 142-148, 164-165), der die "Realpolitik" Bismarcks und Cavours in 
einen u. E. unzulässigen Gegensatz zu Buols "Kabinettspolitik" setzt. 

201 Buols deutsche Politik, die hier noch am Rande erwähnt werden soll, hat nicht das ihr zu­
geschriebene Ziel verfolgt, Österreich die Unterstützung des Deutschen Bundes und vor 
allem Preußens zum Zweck des (dann weniger gefährlichen) Kriegseintritts zu sichern. 
Sie hat sich vielmehr ihrer zu bedienen gesucht, um Druck sowohl nach Westen wie nach 
Osten im Sinne des Friedens auszuüben. Dafür nur zwei Belege (Hervorhebungen von 
mir): Im Januar 1854 trug Buol dem Kaiser vor (UNCKEL S. 121): "Gelänge es [ ... ], 
ganz Mitteleuropa, das über höchst imposante Streitkräfte verfügen kann, in ein und die­
selbe moralische Haltung zum Zwecke der Bewahrung des Weltfriedens zu bringen, so wäre ein 
solches Resultat vollkommen geeignet, sowohl die Sprache, die wir in Petersburg zu 
führen hätten, wesentlich zu unterstützen, als auch jedem ungestümen Drängen Englands 
und Frankreichs mit Nachdruck und Würde entgegenzutreten." Gegenüber Beust ver­
teidigte Buol im Sommer 1855 seine Politik folgendermaßen (BrsMARcK XIV, 1 S. 424): 
,,[ ... ] wir haben niemals daran gedacllt, Kriegführen Zu wollen, und auch, wenn Frankreich 
unsre Vorschläge durch Drouyn de L'Huys angenommen hätte, würden wir keinen Schuß 
abgefeuert haben; die ,Demonstration' Oestreichs würde ohne das gewirkt haben, wenn 
Deutschland sich ihr nur angeschlossen hätte." 
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mißachten und daher zu falschen ursächlichen Zusammenhängen gelangen 
oder daß sie einem dieser Versuche durch Nichterwähnung der anderen zu viel 
Gewicht beimessen. So läßt sich die jahrzehntelang vertretene, auf Friedjung 
zurückgehende Auffassung, BuoI habe die Initiative aus Furcht vor einem 
direkten Einvernehmen zwischen Petersburg und Paris (über die Verbindung 
Seebach-Nesselrode und Morny-Gorcakov) ergriffen202, auf Grund der Chrono­
logie nicht aufrechterhalten. Auch wird man in dem Gespräch zwischen Walew­
ski und Hübner vom 13. September, in dem der französische Außenminister 
sagte: « Quand il s' agira de faire la paix ce serait pour l' Autriche le moment de 
jouer un grand role en appuyant resolument les Puissances maritimes» 203, 

wegen der Zweideutigkeit des Ausspruchs und seines Kontextes nicht ohne 
weiteres die Aufforderung an Österreich zum Ergreifen der Friedensinitiative 
erblicken dürfen 204. Buol hat noch Anfang Oktober einem Diplomaten seine 
Ansicht mitgeteilt, daß die Zeit noch nicht gekommen sei, "mit Ausgleichsvor­
schlägen zwischen zwei Feinde zu treten, wovon der eine keine Spur von Ent­
muthigung zeige, der andere aber durch Erfolge montirt sei" 205. Bourqueney 
allerdings hat einige Wochen später dem Grafen Buol "die Ehre der ersten 
Auffaßung" des Friedensvorschlages, den er Anfang Oktober nach Paris 
gebracht habe, zugesprochen 206. 

Solange nicht sämtliche archivalischen Quellen analysiert sind, wird über 
die Friedensinitiative das letzte Wort nicht gesprochen werden können. 
Methodisch ratsam wäre es, die bisherige Behandlung dieses Kapitels in der 
Forschung möglichst außer acht zu lassen, da sie zu summarisch vorgeht und 
die Akzente nicht richtig setzt. Im übrigen dürfte es kaum möglich sein, jemals 
einem Part die Initiative im Sinne eines unvermittelten Hervortretens eindeutig 
zuzurechnen. Vielmehr wird man in den ersten Wochen nach Sevastopol' von 
zahlreichen mehr oder minder voneinander unabhängigen Sondierungen und 
von gegenseitigem Abtasten sprechen müssen. 

202 FRIEDJUNG S. 173-174. Friedjung stützt sich seinerseits z. T. auf die offiziöse russische 
Darstellung von JOMINI (S. 375), der in der Chronologie stets mit Vorsicht zu benutzen 
ist. Als Beispiel der Literatur nach Friedjung sei genannt: BORRIES S. 315. 

203 Aufzeichnung Hübners, Paris 13. September 1855 (HHSTA, PA IX 50 f. 146). 
204 Wie es zuletzt noch UNCKEL (S. 228; dort Nachweis der früheren Forschung) getan 

hat. 
205 Wich v. d. Reuth an König Max, Wien 4. Oktober 1855 (BGSTA, MA I 597 Nr. 100). V gl. 

auch Weisung (Entwurf) Buol an Koller, Wien 1.0ktober 1855 (HHSTA, PA XII 58 f. 260V): 

« Nous ne sommes pour le moment guere encore en mesure de calculer jusqu'a quel point la 
prise de Sebastopol aurait avance l'ceuvre de la pacification; car jusqu'ici ni les Puissances 
occidentales ni la Russie ne se sont encore montrees disposees a s'arreter sur la route sang­
lante de la guerre pour avoir recours au moyen des negociations. Il faudra donc attendre 
que l'une ou l'autre des parties combattantes juge apropos de prendre !'initiative des pro­
positions. )} 

206 Lerchenfeld an König Max, Wien 22. Dezember 1855 (BGSTA, MA I 598 Nr. 50). 
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Ähnliches gilt auch von den inoffiziellen Bemühungen in Paris und Peters­
burg, direkt miteinander ins Gespräch zu kommen. Hier ist die Frage nach der 
Initiative allerdings eindeutig zu beantworten: Jede Seite ging davon aus, daß 
die andere sie ergreife oder ergreifen müsse. Frankreich durfte auf Grund seiner 
Bündnisverpflichtungen offiziell nicht hervortreten, Rußland hielt es bei dem 
dermaligen Stand der militärischen Lage für ehrenrührig, um den Frieden zu 
bitten. So stellte sich auf beiden Seiten nur die Bereitschaft heraus, die V or­
schläge der anderen Seite anzuhören. Gorcakov setzte am 12. September in 
Wien einen Ausspruch in Umlauf, der die beiderseitigen Sondierungen der 
folgenden Wochen im Kern traf: «Nous serons muets, mais nous ne serons pas 
sourds)}.207 Er fügte ihm in deutscher Sprache hinzu: "Wir müßen vor Allem 
den Thron unseres neuen Kaisers vor Erniedrigung schützen." Ähnlich ließ 
sich Nesselrode in Petersburg vernehmen 208: «Nous attendons [ ... ] qu'on 
nous fasse des conditions raisonnables - nous accepterons.» Der Hinweis auf 
die militärische Lage genügte aber, um deutlich zu machen, daß Rußland es 
nicht eilig habe, mit Friedensvorschlägen hervorzutreten. Man schmeichelte 
sich in Petersburg mit der Hoffnung, daß Napoleon, nachdem er einen bedeu­
tenden militärischen Erfolg in der Krim errungen habe, nun seinerseits Ruß­
land die Hand zum Frieden bieten werde 209. 

In Paris sprach der französische Außenminister dem österreichischen Ge­
sandten gegenüber die Erwartung aus, daß Österreich im gegenwärtigen 
Augenblick keine Friedensverhandlungen einleite 210. Es waren die Tage, in 
denen Napoleon in London die Erweiterung der alliierten Kriegsziele durch 
Einbeziehung der polnischen Frage anregte und auf dem Kriegsschauplatz als 
nächsten Erfolg die Besetzung der ganzen Krim erwartete. Die Hoffnung in 
Sachen Polen wurde noch im September durch die ablehnende englische Ant­
wort zunichte gemacht, sehr zur persönlichen Erleichterung Walewskis, der 
die weitgreifenden Pläne seines Herrn nicht teilte. Erst jetzt sprach der Mini­
ster gegenüber Hübner von den Vorteilen eines baldigen Friedens211 : «Elle [la 
paix] terminerait la question d'Orient, sans entamer la question russe.» Die 
"russische Frage" anschneiden - das bedeutete, das Kriegszielprogramm Pal­
merstons in Angriff nehmen; es bedeutete die Möglichkeit, daß nach Einnahme 
der Krim das Gros der französisch-englischen Truppen nach Bessarabien über­
setze und dort der Krieg fortgeführt werde, oder nach den Worten Hübners: 

207 Wich v. d. Reuth an König Max, Wien 13. September 1855 (BGSTA, MA 1597 Nr. 73). 
Gorcakov bezog sich allerdings in erster Linie auf österreichisch-russische Kontakte. 

208 Hompesch an König Max, Petersburg 21. September 1855 (EBEN DA 597). 
209 Nesselrode an Gorcakov, Petersburg 21. September 1855 (zitiert im Bericht Schweizer an 

Rüdt, Paris 10. Oktober 1855. GLA, Abt. 48, Nr. 2050 f. 604-605). 
210 Am 15. und 18. September. Hübner an Buol (geheim), Paris 21. September 1855 (HHSTA, 

PA IX 50 f. 151v-152, 155). 
211 Hübner an Buol, Paris 2. Oktober 1855 (EBENDA f. 181-185). 
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«La grande guerre se fera en Pologne et la petite an Crimee.» Walewski führte 
Hübners Gedankengang fort: «Il faudrait dcher de faire la paix avant que des 
questions plus vastes ne se presentent.» 212 

Hier tat sich für Buol das Schreckbild des nicht mehr lokalisierbaren, des 
europäischen Krieges auf. Es galt zu handeln. Die Einzelheiten über den gefaß­
ten Entschluß, den Frieden anzubahnen, sind noch nicht bekannt. Buol 
wünschte zunächst die genaue Formulierung des alliierten Kriegszielprogramms 
kennenzulernen, und stellte seinerseits, einem Wink Bourqueneys folgend, als 
österreichische Druckmaßnahme gegenüber Petersburg den Abbruch der di­
plomatischen Beziehungen zu Rußland in Aussicht 213. Seine eigenen Vorstel­
lungen über die Kriegsziele faßte er folgendermaßen zusammen 214 : Von den 
Vier Punkten sollten die ersten beiden verschärft (<< renforce ») werden, damit 
die Donaufürstentümer ein wirksameres Bollwerk gegen Rußland bildeten. 
Festungen könnten in diesen Provinzen angelegt werden, Rußland solle vom 
linken Donauufer durch Zession eines Gebietsstreifens gänzlich abgedrängt 
und von jeglicher Mitwirkung an Abmachungen über die Donauschiffahrt aus­
geschlossen werden. Grundlage des dritten Punktes müsse die Neutralisierung 
des Schwarzen Meeres sein. Der vierte Punkt solle ohne russische Beteiligung 
in Konstantinopel behandelt werden. 

Anfang Oktober reiste Bourqueney mit diesen Vorschlägen nach Paris. Es 
dauerte vier Wochen, bis er mit französischen Gegenvorstellungen nach Wien 
zurückkehrte. Inzwischen dürfte Napoleon auch die Hoffnung aufgegeben 
haben, daß sich die militärische Lage auf der Krim weiter zugunsten der See­
mächte gestalten würde. Die einzigen französischen Änderungsvorschläge 
betrafen die ersten beiden Punkte 215: Die Moldau und die Walachei seien unter 
der Regierung eines ausländischen Fürsten und bei Wahrung der Suzeränität 
der Pforte zu vereinigen; den vereinigten Fürstentümern müßten die 1829 an 
Rußland abgetretenen Gebiete Bessarabiens zurückgegeben werden. 

212 Die Zitate TEMPERLEYS (Austria S. 628) aus diesem Bericht sind völlig irreführend. Die 
Worte Hübners: «L'Autriche etait resolue a imposer la pa ix a la Russie par la force des 
armes [ ... ]» sind aus dem Zusammenhang gerissen und vermitteln einen falschen Ein­
druck. Die im folgenden von Temperley zitierten Worte geben nicht die inneren Zustände 
Frankreichs, sondern Englands wieder und können nicht "for the private edification of 
Buol" bestimmt gewesen sein. Sie sind vielmehr Ausdruck der seinerzeit auf dem Konti­
nent vorherrschenden Skepsis gegenüber der Tragfähigkeit des englischen Verfassungs­
sytems. (Vgl. oben S. 62.) 

213 Weisung (Entwurf) Buol an Hübner, Wien 1. Oktober 1855 (HHSrA, PAIX 51 f. 287). 
214 TEMPERLEY, Austria S. 629, der aus einem Brief Cowleys an Clarendon vom 13. Oktober 

1855 zitiert. Die Buol hier zugeschriebenen Äußerungen sind besonders sorgfältig abzu­
wägen, da sie nicht auf direkter, sondern auf in mehreren Stufen erfolgter indirekter 
Wiedergabe (Buol zu Bourqueney, Bourqueney zu Cowley, Cowley zu Clarendon) be­
ruhen. 

215 Cowley an Cl aren don, 30. Oktober 1855 (CONVERSATIONS S. 97). 
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Der Gedanke einer Grenzberichtigung zwischen Rußland und dem otto­
manischen Reich war im Herbst 1855 nicht völlig neu. Er war schon im Früh­
jahr auf den Wiener Konferenzen von den Bevollmächtigten Englands und 
Frankreichs berührt worden, hatte aber zu keiner konkreten Formulierung 
geführt. Der Anstoß zu der Angelegenheit war jetzt von Buol ausgegangen 
und von Frankreich aufgegriffen worden. Da nach dem Friedensvertrag von 
Adrianopel an Rußland kein Teil Bessarabiens abgetreten worden war, son­
dern nur das Donaumündungsgebiet, hat Buol in den folgenden Gesprächen 
mit Bourqueney offenbar auf RichtigsteIlung gedrängt. In der von Bourqueney 
am 7. November aufgesetzten Niederschrift ist als neue Grenze eine Linie 
zwischen Lippesani 216 und Kilia angegeben, die von Buols eigener Hand in 
die von Chotin zum Sasyk-See führende, weiter vorgeschobene Linie geändert 
worden ist 217. Die Abtretung wurde in dem Schriftsatz als "Austausch gegen 
die von den alliierten Armeen besetzten Festungen und Gebiete" motiviert. 

Der Umfang des von Rußland abzutretenden Gebiets geht also unzweifel­
haft in erster Linie auf österreichische Einwirkung zurück. In dieser Forderung 
scheint unseres Erachtens der größte Fehler der österreichischen Politik wäh­
rend des Krimkriegs zu liegen. 

Man hat im allgemeinen in der Neutralisierung des Schwarzen Meeres das 
schwerste Opfer gesehen, das Rußland auferlegt wurde. Die russische offiziöse 
Darstellung des Krimkriegs leistete dieser Deutung Vorschub. Doch zeigt 
der Gang der Friedensvorbereitungen und -verhandlungen, daß die Gebiets­
abtretung in Bessarabien der eigentliche Ehrenpunkt für Rußland war. An die 
Forderung nach einem Machtabbau im Schwarzen Meer hatte man sich seit 
langem gewöhnt. Die Neutralisierung konnte an dem 1855/56 faktisch herr­
schenden Zustand im Schwarzen Meer nichts ändern, da es dort kein einziges 
russisches Schiff mehr gab. Sie mochte als Anerkennung des Status quo gewertet 
werden. Eine Gebietszession aber war etwas seit Peter d. Gr. nie Dagewe­
senes. Sie würde die erste territoriale Abtretung Rußlands an die Türkei, den 
russischen Erbfeind, sein. 

Gebietsabtretungen sind in der europäischen Geschichte des 19.Jahrhun­
derts bis zum Versailler Friedensvertrag das dem Gegner abgezwungene Ein­
geständnis seiner Niederlage, die das Ehrgefühl der betroffenen Nation aufs 
tiefste verletzen. Nach dem Zweiten Weltkrieg scheint sich mit dem Abnehmen 
des Nationalgefühls eine Bewußtseinsänderung in solchen Fragen eingestellt 
zu haben. Im Krimkrieg mußte Rußland sich durch eine Gebietsforderung in 
seinem Nationalstolz um so mehr getroffen fühlen, als es kein Geheimnis blei­
ben konnte, daß sie von Österreich herrührte, das während des ganzen Krieges 
keinen Schuß abgefeuert hatte. In dem abzutretenden Territorium lag zudem 

216 Gemeint offenbar die Ortschaft Lipkany am oberen Pruth. 
217 HHSTA, PA XII 218 f. 107v, 108. 
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die Festung Ismail, deren Eroberung durch Suvorov unter Katharina als Glanz­
leistung russischer Kriegskunst in der Erinnerung geblieben war. 

Buol hat die Schwere des Rußland aufzuerlegenden Opfers zwar nicht ver­
kannt, seine Bedeutung aber geringer veranschlagt als diejenige der geforder­
ten Neutralisierung des Schwarzen Meeres. "Sich diesen Bedingungen zu 
unterwerfen", berichtete er am 9. November dem Kaiser 218, "wird [ ... ] Ruß­
land sehr schwer fallen. [ ... ] Das Aufgeben seiner Vormacht und der sich 
daran knüpfenden Pläne ist das härteste Opfer für Rußland. Von dieser Forde­
rung aber werden die Seemächte nie ablassen. Entschließt sich Rußland zu 
diesem Opfer, so scheint mir die Territorialabtretung, die uns so unberechen­
bare Vorteile verspricht, nicht unerreichbar." 

Unter den "unberechenbaren Vorteilen" verstand Buol offenbar, wie seine 
vorhergehenden Ausführungen andeuten, den Umstand, daß Rußland nun von 
der Donau gänzlich abgedrängt war. "Die Donau würde bis zu ihrer Ausmün­
dung faktisch ein deutscher Strom werden." Sie war für die Wirtschaft des 
Habsburgerreiches die Hauptschlagader, die, solange Rußland seine Hand 
darauf hatte, am einen Ende zugeschnürt war. Denn Rußland hatte die Donau­
mündungen seit ihrer Inbesitznahme zugunsten des aufstrebenden Odessa weit­
gehend unpassierbar werden lassen 219. Wenn es um die "Freiheit der Donau­
schiffahrt" ging, hätte sich Österreich mit der Forderung auf Abtretung eines 
schmalen Gebietsstreifens am linken Ufer begnügen müssen oder überhaupt 
nur mit dem linken Donauufer (des Kilia-Armes), so wie es vor 1829 die tür­
kisch-russische Grenze gebildet hatte. Die nunmehrige Forderung beruhte auf 
einer schweren Selbsttäuschung. Sie mußte das Vertrauens verhältnis zwischen 
den beiden Mächten, das durch die zurückliegenden Ereignisse zwar stark 
angeschlagen, aber noch keineswegs geschwunden war, gänzlich zerstören. 

Wie weit die Territorialforderung Buol überhaupt persönlich anzulasten ist, 
muß als noch nicht geklärt gelten. Die Wendung von den "unberechenbaren 
Vorteilen" ermöglicht keineswegs die Deutung, daß Buol mit dem Umfang der 
Gebietsabtretung einverstanden gewesen wäre. Einige Quellen lassen vielmehr 
den Schluß zu, daß sich Buol in einer Lage befunden hat, in die sich auch Bis­
marck 1871 in bezug auf Metz gestellt sah 220. Anfang Januar 1856 erfuhr die 
preußische Regierung 221, daß österreichische Generale eine Fluß grenze als 
unzweckmäßig verworfen hätten. Ein Memorandum des Generalquartiermei­
sters Heß vom 22. Januar 1856 222 läßt erkennen, daß die Grenzziehung im 

218 HHSTA, PA XL 49. 
219 V gl. unten S. 166. 
220 Darüber zuletzt KOLB (besonders S. 107-108). 
221 Tagebucheintragung L. v. Gerlachs vom 7. Januar auf Grund eines Briefes E. v. Man­

teuffels aus Wien (L. v. GERLACH II S. 379). 
222 CORESPONDENTA LUI CORONINI S. 874-877. Dem Memorandum liegt offenbar der Auftrag 

zugrunde, sich'über die militärischen Vor- und Nachteile eventueller ästerreichischer Retro-
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Norden in der Gegend von Chotin sich auch auf militärische Erwägungen 
gründete, da von dieser Schlüsselfestung aus das österreichische Festungssy­
stern in Galizien und der Bukowina fortgesetzt werden konnte. Von militäri­
scher Seite stammte auch die neuerliche Forderung, Österreich im Frieden das 
Recht einzuräumen, die Donau bis zu ihrer Mündung mit Kriegsschiffen zu 
befahren und an einigen festen Plätzen österreichische Garnisonen einzurich­
ten. Da sich auch der Kaiser dieses Verlangen zu eigen machte, brachte Buol 
nur schwache Bedenken dagegen vor 223; sein Verhalten gegenüber Rußland 
im Januar und in den folgenden Friedensverhandlungen zeigt aber, daß er 
bestrebt war, die Härte der österreichischen Forderungen abzuschwächen. Daß 
er sie von vornherein nicht auf das niedrigste Maß (linkes Donauufer) be­
schränkt gehalten hat, läßt sich mit seiner unbedingten Loyalität gegenüber der 
kaiserlichen Willens meinung erklären. 

Wie dem auch sei - die Forderung nach einer "Grenzberichtigung" war von 
der französischen Regierung gebilligt worden. In dem Bourqueneyschen 
Schriftsatz vom 7. November wurde auf Drängen Buols der Passus über die 
Vereinigung der Donaufürstentümer fortgelassen. Dagegen ließ sich Buol 
bestimmen, zu den vier Punkten einen fünften hinzuzufügen: «Les Puissances 
belligerantes reserveront le droit qui leur appartient de produire dans un inte­
ret Europeen des conditions particulieres en sus des quatre garanties. » 

Dieser bedenklich klingende Punkt, der weitreichende Interpretationen 
ermöglichte, ist Ausdruck der französischen Taktik gegenüber dem englischen 
Bundesgenossen. Er sollte den englischen Kriegszielvorstellungen pauschal 
Rechnung tragen, ohne sie im einzelnen zu nennen. Eine Spezifikation hätte 
viel Zeit in Anspruch genommen, da zwischen den drei Kabinetten zu verhan­
deln gewesen wäre. Die Diskussion darüber hätte bis ins englische Parlament 
reichen und weitere unliebsame Verzögerungen einbringen können. Geheim­
haltung und rasches Handeln in der Winterpause, in der nach dem damaligen 
Stand der Kriegstechnik keine entscheidenden Kriegshandlungen stattfin­
den konnten, waren Vorbedingungen für das Gelingen des Friedenswerks. 

Österreich, das als Überbringer der Friedensbedingungen fungieren wollte, 
hatte kein Interesse, sich neue Forderungen Englands, die sich aus der Kriegs­
lage unmittelbar ergaben, zu eigen zu machen. Deshalb wurde in Punkt 5 die 
unbestimmte Formulierung gewählt, so daß neue Bedingungen als Bedingungen 
der Kriegführenden und nicht Österreichs erscheinen würden. Daß derartige 
Forderungen kein "unübersteigbares Hindernis für die Wiederherstellung des 

zessionen bessarabischen Gebiets zu äußern. Wichtiger als der genaue Grenzverlauf in 
Bessarabien war für Heß die im folgenden genannte Sicherung der Donau selbst. V gl. 
auch UNCKEL S. 243-244. 

223 Protokoll (Abschrift) der Ministerkonferenz unter Vorsitz des Kaisers, 11. Februar 1856 
(HHSTA, PA XII 220f.11): "Gf. Buol machte darauf aufmerksam, daß das Recht der freien 
Schiffahrt [für Kriegsschiffe auf der Donau] schwer zu erreichen sein dürfte [ ... ]." 
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Friedens" sein dürften, ließ sich Buol durch Bourqueney noch eigens zu­
sichern 224. Über ihren Inhalt hatten sich Frankreich und England untereinander 
auseinanderzusetzen. 

Die fünf Punkte wurden am 14. November 1855 in Wien von Buol und 
Bourqueney als «Projet de preliminaires de paix» paraphiert. Gleichzeitig 
wurde ein "Memorandum" abgezeichnet, in dem sich der Hergang der Frie­
densinitiative und das weitere Vorgehen der drei Alliierten gegenüber Rußland 
skizziert fanden 225. Österreich werde das Friedensprogramm der russischen 
Regierung zur bedingungslosen, befristeten Annahme vorlegen, im Falle der 
Ablehnung die diplomatischen Beziehungen zu Rußland abbrechen und sich 
über die weiteren Maßnahmen mit seinen Alliierten beraten. 

Dieser "Vorfriedensvertragsentwurf" erfüllte alle völkerrechtlichen V or­
aussetzungen eines Ultimatums, ohne diesen Terminus indessen offiziell zu 
tragen. Die Repressalie in der Form des Abbruchs der diplomatischen Bezie­
hungen, und nicht des Kriegsbeitritts, war allein schon aus Rücksicht auf die 
vertraglichen Bindungen Österreichs mit Preußen (Aprilvertrag 1854) und dem 
Deutschen Bund (Akzession zum Aprilvertrag Juli 1854) geboten: Eine öster­
reichische Kriegserklärung an Rußland hätte nach den Rechtsverhältnissen des 
Deutschen Bundes einen "bundesfremden" Krieg eröffnet (Art. 46 der Wien er 
Schlußakte), wogegen umgekehrt Rußland Österreich an keinem Punkt hätte 
angreifen können, ohne auf Grund der verschiedenen Bundesverpflichtungen 
den Deutschen Bund mit Preußen auf den Plan zu rufen. 

Mit dem Ultimatum war Österreich aus seiner bisherigen MittlersteIlung 
zwischen Ost und West, wie es sie noch im Frühjahr 1855 eingenommen hatte, 
herausgetreten. Es hatte sich zu einer Friedensaktion entschlossen, die mit der 
Androhung einer eindeutig feindseligen, jedoch nicht automatisch kriegsaus­
lösenden Demarche verbunden war. Aber nicht diese Aktion verbietet es, Buol 
als den "ehrlichen Makler" im Friedensgeschäft zu bezeichnen, sondern der 
Umstand, daß sich Österreich sein Dazwischentreten mit einem Preis bezahlen 
ließ, der sich aus den Kriegsereignissen direkt nicht herleiten ließ. Ebenso­
wenig wie Buol bis zum Herbst 1855 konnte auch ein Bismarck es 1878 ver­
hindern, daß durch seine Vermittlungs aktion im russisch-türkischen Krieg eine 
Phase der Entfremdung zu Rußland eingeleitet wurde. Doch Buol hat durch die 
allenthalben als österreichische Eigennützigkeit empfundene Forderung der 
bessarabischen Gebietsabtretung die bislang unvermeidliche Abkühlung des 
österreichisch-russischen Verhältnisses in eine vermeidbare Verfeindung umge­
wandelt. Die hohe Verantwortung, die er durch den Entschluß zu dem schwer­
wiegenden Schritt des Ultimatums ohnehin übernommen hatte, gerät vor der 
Geschichte durch die Zugabe der Territorialforderung in ein schiefes Licht. 

224 In dem in der folgenden Anm. genannten Memorandum f. 317. 
225 Text: HHSTA, PA IX 51 f. 305, 316-321. 
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Das am 14. November paraphierte Friedensprojekt wurde gemäß der zwi­
schen Buol und Bourqueney vereinbarten Rollenverteilung der englischen 
Regierung offiziell von Paris aus mitgeteilt. Das englische Kabinett stimmte 
nach heftigen internen Auseinandersetzungen nolens volens zu. Es erhob 
einige vor allem den dritten und fünften Punkt betreffende Änderungsvor­
schläge 226, die in Wien außer der Forderung auf Spezifizierung der Conditions 
particulieres im wesentlichen angenommen wurden. Am 16. Dezember reiste 
GrafValentin Esterhizy, der österreichische Botschafter am Zarenhof, mit dem 
Ultimatum nach Petersburg. Ihm wurde eine Geheiminstruktion 227 mitgege­
ben, in der sein Verhalten genau geregelt war. Falls acht Tage nach Übergabe 
des Ultimatums noch keine bedingungslose Antwort eingegangen sei, habe er 
dem Reichskanzler zu eröffnen, daß er im Falle der Nichtannahme nach vier­
zehn Tagen mit dem Botschaftspersonal Petersburg verlassen werde. Die In­
struktion ermächtigte ihn, zum fünften Punkt gegebenenfalls die vertrauliche 
Erklärung abzugeben, daß die Spezialbedingungen sich weder auf Territorial­
abtretungen noch auf eine Kriegsentschädigung erstrecken und auch sonst 
kein "ernsthaftes Hindernis für den Friedensschluß" darstellen würden. 

Der Mangel an aussagekräftigen Quellen macht es schwer, die Frage zu be­
antworten, ob und gegebenenfalls wie sich die österreichische Staatsführung 
auf die Eventualität der Nichtannahme des Friedensprojekts durch Rußland 
eingerichtet hat. Die Frage ist um so drängender, als Buol und Franz Joseph 
die Erfolgsaussichten ihres Schrittes in Petersburg nicht besonders hoch einge­
schätzt zu haben scheinen. Nach der Paraphierung des Memorandums meldete 
Bourqueney nach Paris, der Kaiser sei überzeugt, Rußland werde nicht anneh­
men, Buol halte die Chancen einer Annahme oder Ablehnung für gleich 228. 

Der bayrische Gesandte in Wien gewann aus seinem Gespräch mit Buol von 
Mitte Dezember die "betrübende Überzeugung, daß Graf Buol selbst nicht an 
das Gelingen der jetzt einzuleitenden Friedensversuche glaubt" 229. An Herzog 
Ernst schrieb Buol am Tage der Absendung des Ultimatums 230: "Ob Ruß­
lands Stolz deren Annahme zugeben wird, ist außer dem Kreise meiner Berech­
nungen." 

226 Vgl. oben S. 63 (betreffend den 5. Punkt); ferner Clarendon an Seymour, London 6. De­
zember1855 (HHSTA, PA VIII 42f. 86-87) ; GEFFCKEN S. 201-203 (zu den anderen Punkten). 

227 Weisung (Abschrift) Buol an Esterhazy (vertraulich), Wien 16. Dezember 1855 (HHSTA, 
PA X 42 f. 191-196, 204L 205); Weisung (Entwurf) Buol an Esterhazy (geheim), Wien 
16. Dezember 1855 (EBENDA f. 207-210). 

228 Cowley an Clarendon, 18. November 1855 (TEMPERLEY, Austria S. 630-631). Die Quelle 
ist wiederum (vgl. oben Anm. 214) mit Vorsicht aufzunehmen. 

229 Lerchenfeld an König Max, Wien 16. Dezember 1855 (BGSTA, MA 1598 Nr. 32).V gl. auch 
Clarendon an Hudson, London 20. Dezember 1855 (FONTI Bd. 98 S. 192): "As I can't be­
lieve that Count Buol or the Emperor look to it being accepted by the Czar, they must 
have made up their minds to Austria taking a more active part." 

230 ERNST II S. 286. 
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Irgendein Kalkül anzustellen schien dem Minister deshalb schwierig, weil 
es sich auf keine sicheren Elemente stützen ließ. Die damalige Nachrichten- und 
Spionagetechnik machte es nicht möglich, ein zuverlässiges Bild von den inne­
ren Zuständen Rußlands und der Stimmung in den russischen Regierungskrei­
sen zu gewinnen. Einen dem Zaren persönlich attachierten Militärbevollmäch­
tigten, der aus der unmittelbaren Umgebung des Zaren hätte berichten können 
(wie es der preußische Bevollmächtigte, Graf Münster, tat, der allerdings Ende 
1855 die meiste Zeit in Berlin weilte), hatte Franz Joseph nicht. Der österreichi­
sche Botschafter in Petersburg war seit September 1855 auf Urlaub und führte 
nach seiner Rückkehr Ende Dezember wochenlang ein Paria-Dasein. Buol war 
daher auf Mutmaßungen angewiesen. "Wir wissen nur soviel", so äußerte er 
sich gegenüber dem bayrischen Gesandten, "daß das militärische Übergewicht, 
auf welches Kaiser Nikolaus pochte, mittelst welchem jeder Russe in arrogan­
ter Weise Schiedsrichter in europäischen Angelegenheiten zu sein wähnte, sich 
nicht bewährt hat, und daß seit dem Kriege das russische Kabinett mit seinen 
Zugeständnissen immer um drei Monate hinter den Ereignißen zurückgeblie­
ben ist, und den rechten Augenblick zur Annahme der ihm gestellten Bedin­
gungen verpaßt hat. Ich fürchte [ ... ], daß es auch dies Mal so gehen werde." 

Trotz der Unsicherheit der politischen Berechnungen sind von österreichi­
scher Seite in dieser entscheidenden Phase offenbar keinerlei militärische V or­
kehrungen für den Fall der russischen Nichtannahme getroffen worden. Ein 
österreichischer Kriegsbeitritt kam für diese Eventualität nicht in Frage. Zu 
den oben genannten Gründen kommt ein weiterer hinzu: die bedenkliche 
finanzielle Lage des Reiches, die, falls es zum Krieg gekommen wäre, zum 
Staatsbankrott geführt hätte. Das seit den dreißiger Jahren chronische Defizit 
im Staatshaushalt war schon für Metternich eine der größten Sorgen gewesen. 
In seinen Weisheitssprüchen, mit denen er Buol während des Krimkriegs 
bedachte, fehlt auch der Hinweis auf diesen wunden Punkt nicht: "Zu den 
größten Uebeln des Tages gehört die Innere und in derselben, unsere Finan­
zielle Lage." Auch aus diesem Grunde komme als die einzig mögliche Politik 
Österreichs in der Verwicklung des Tages nur "das Stehen [ ... ] auf seiner 
eigenen Grundlage und sein Handeln im Bereich der moralischen Freiheit, als 
ein rationelles Verfahren" in Frage 231. 

Die Armee verschlang in den Friedensjahren nach 1849 ohnehin fast die 
Hälfte der Staatseinnahmen. Ihre Mobilisierung im Krimkrieg hatte den Mili­
täretat auf das Doppelte (für 1855) anwachsen lassen 232. Der Finanzminister, 

231 Mettemich an Buol, Wien 29. März 1854 (METTERNICH S. 156 [Nr. 108]). Zur neuesten 
Literatur über die österreichische Finanzgeschichte im 19. Jahrhundert vgl. BAUM GART, 
Probleme S. 80-81. 

232 Der Staatshaushalt der österreichischen Monarchie in den Jahren des Krimkrieges bietet 
folgendes Bild; 
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Baumgartner, hatte im Januar erklärt 233, "daß ein derartiger Militäraufwand 
den Staat unaufhaltbar zu Grunde richten" müsse. Der neuernannte Finanz­
minister Bruck hielt eine Sanierung der Staatsfinanzen nur für möglich, wenn 
der Etat für das Militärwesen den Betrag von 110 Mio., also den normalen 
Friedensbedarf, nicht überschreite. Das Programm Brucks wurde von der 
Ministerkonferenz als unabweisbar anerkannt. Die Reduktion des Heeres, die 
allein schon wegen des schlechten Gesundheitszustands bei der 3. (Ungarn) 
und 4. Armee (Galizien) dringlich war 234, bildete darin die wichtigste Maß­
nahme. Weitere Maßnahmen, die der tatkräftige Finanzminister ergriff oder 
im Sinne seines Vorgängers weiterführte, waren der Verkauf von Staatsbesitz 
(Eisenbahnen, Domänen) und die Gründung einer neuartigen Bank in Form 
des Kreditinstitutes. 

Gerade die letztere Maßnahme, im Herbst 1855 nach französischem V or­
bild (Credit mobilier) eingeleitet und auf Mobilisierung von Privatkredit 
berechnet, wirkte belebend wie ein elektrischer Schlag. Anfang Dezember 1855 
wurde in der neuen Kreditbank für Handel und Gewerbe die Zeichnung von 
Aktien angenommen. Im Gegensatz zu der schwachen Reaktion auf die Aus­
gabe der Nationalanleihe von 1854 beteiligten sich an der neuen Form des 
Effekten-Austauschs alle besitzenden Schichten. Der Zudrang zur Kreditbank 
in den Dezembertagen war so groß, daß sich jeden Abend Tausende von Men­
schen auf der Straße anstellten, um sich am nächsten Morgen den Zutritt zu 
erkämpfen, und die Polizei und herangezogenes Militär nur mit Mühe Ruhe 
und Ordnung zu halten vermochten 235. 

Für das Gelingen von Brucks umfassendem Sanierungsprogramm war der 
baldige Friedensschluß die wichtigste Voraussetzung. Buol rechnete offenbar 
damit, daß auf eine russische Ablehnung noch eine erfolgversprechende Phase 
diplomatischer Aktivität folgen könne, in der die russische Regierung ihren 
Entschluß revidieren würde. Die neutralen Staaten Europas müßten aufgefor­
dert werden, durch Friedensdemarchen in Petersburg Druck auf die Entschei­
dung der russischen Regierung auszuüben. Die zunehmende moralische "lso-

1854 1855 1856 

Einnahmen (in Gulden) 245 Mio. 263 Mio. 273 Mio. 
Ausgaben 386 Mio. 402 Mio. 335 Mio. 
davon 
a) ordentl. Militäraufwand 117 Mio. 114 Mio. 110 Mio. 
b) außerordentl. Militäraufwand 91 Mio. 101 Mio. 14 Mio. 

(Quelle: Amtliche österreichische Verlautbarungen als Beilagen der badischen diplomati­
schen Korrespondenz aus Wien. GLA, Abt. 48, Nr. 2504 und 2507.) 

233 UNCKEL S. 223. 
234 FRIEDJUNG S. 166-169. 
235 Lerchenfeld an König Max, Wien 5. Dezember 1855 (BGSTA, MA I 598); Lerchenfeld an 

König Max, Wien 13. Dezember 1855 (EBENDA Nr. 25). 
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Herung" Rußlands in Europa werde dann ihre Wirkung nicht verfehlen 236. Es 
war eine gewagte Rechnung, die jedoch durch das hohe Maß an Bewegungsun­
fähigkeit der österreichischen Außenpolitk diktiert war, wie es sich aus den 
erörterten unabweisbaren Rücksichten fast zwangsläufig ergeben hatte. 

Am Tage der Absendung des österreichischen Ultimatums richtete Franz 
J oseph sowohl an König Friedrich Wilhelm wie an König Max ein Handschrei­
ben, in dem er um Unterstützung seines Friedensschrittes bat 237. Da die bei den 
deutschen Kabinette an der Ausarbeitung der österreichischen Friedensvor­
schläge nicht mitgewirkt hatten, fühlten sie sich nun vor ein Fait accompli 
gestellt. Ihre Unterstützung in Petersburg, besonders die bayrische, fiel ent­
sprechend schwach aus. Sie hat die Entschlußbildung in Petersburg kaum 
beeinflußt; keineswegs hat sie, wie Friedrich Wilhelm nachträglich glauben 
machte und wie in der Forschung zum Teil behauptet wird 238, den Ausschlag 
gegeben. 

Bevor auf die historische Entscheidung des russischen Kronrats vom 
15. Januar 1856 und auf die ihr zugrundeHegenden Motive eingegangen wird, 
seien noch die neben der österreichischen Friedensinitiative einherlaufenden 
anderen Friedensversuche vom Herbst 1855 kurz erläutert. 

9. Friedensvermittlungsversuche von neutraler und 
Friedensfühler von französischer Seite 

Die preußische Regierung unternahm im Herbst 1855 mehrmals den Versuch, 
den seit dem Frühjahr abgerissenen Faden zu Friedensgesprächen wieder anzu­
knüpfen. Am 12. September besprach sich König Friedrich Wilhelm mit seinem 
Minister Manteuffel über eine nach Wien zu richtende Anfrage, ob die beiden 
deutschen Höfe gemeinsam ihre guten Dienste in Paris und London zur Wie­
derherstellung des Friedens anbieten sollten 239. In Wien wurde eine derartige 
Demarche für verfrüht gehalten 240. Inzwischen waren auch die Geschäftsträger 
der beiden Seemächte in Berlin, Lord Loftus und Baron Malaret, von der Idee 
des Königs vertraulich informiert worden. Ihre Regierungen lehnten jedoch ab. 

236 Weisung (Entwurf) Buol an Hübner, Wien 29. Dezember 1855 (HHSrA, PA IX 51 f.381). 
Im gleichen Sinne sprach Buol zu Bourqueney. Vgl. CHARLES-Roux S. 58-59. 

237 Der Nachweis des Schreibens an König Friedrich Wilhelm bei ECKHARr S. 193 Anm. 724. 
Das Schreiben an König Max in BGSrA, MA I 598. 

238 Z. B. ECKHARr S. 201. 
239 Montgelas an König Max, Berlin 26. September 1855 (BGSrA, MA I 597 Nr. 89). 
240 Meysenbug an HübnerjKarolyi, Wien 27. September 1855 (HHSrA, PA IX 51 f. 283); 

Wich v. d. Reuth an König Max, Wien 28. September 1855 (BGSTA, MA 1597 Nr. 90). 
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Walewski stellte dem preußischen Gesandten in Paris, Graf Hatzfeldt, die ver­
fängliche Frage, ob Preußen im Falle der russischen Ablehnung der Friedens­
bedingungen gewillt sei, für diese Bedingungen mit Waffengewalt einzutre­
ten 241. 

Nachdem sich Napoleon für den Frieden entschieden hatte, ließ die fran­
zösische Regierung nun ihrerseits in Berlin sondieren (Anfang Oktober), ob 
man nicht von Petersburg einige versöhnliche Eröffnungen empfangen habe; 
es sei bedauerlich, daß niemand den ersten Schritt zum Frieden tun wolle 242. 

Die Sondierung wurde nach Petersburg übermittelt, fand dort aber keinen 
Anklang. Nesselrode sprach von der großen Verlegenheit, in welcher Weise 
man denn russischerseits mit einer Manifestation hervortreten solle 243. 

Berlin wurde im Herbst 1855 zum Umschlagplatz von Nachrichten und 
Sondierungen aus West und Ost. Friedrich Wilhelm hatte inzwischen aus Paris 
erfahren, daß es dem französischen Kaiser in erster Linie auf die Durchsetzung 
des dritten Punktes in Form der Neutralisierung des Schwarzen Meeres an­
komme. Ende November ließ er eine von ihm selbst entworfene Depesche nach 
Petersburg abgehen, in der er seinen Neffen, den Zaren, aufforderte, den ersten 
Schritt zu tun und den Frieden unter der ausdrücklichen Bedingung anzubie­
ten, daß der "Pontus Euxinus mare clausum (neutrum)" werde für jedermann, 
darüber eine direkte Abmachung zwischen Rußland und der Pforte getroffen 
und diese von den europäischen Großmächten garantiert werde 244. 

Bezeichnend für den Stil der preußischen Außenpolitik ist es, daß der Kö­
nig außer direkten Einwirkungsversuchen von Souverän zu Souverän und 
solchen auf dem üblichen diplomatischen Weg auch die Kontaktnahme durch 
Angehörige seiner näheren Umgebung wünschte. Er forderte mehrmals seinen 
Generaladjutanten, General Leopold von Gerlach, auf, in seinem Sinne über 
den Militärbevollmächtigten nach Petersburg zu schreiben und für den Frieden 
zu wirken 245. 

Der preußische König war am Zustande kommen des Friedens in den näch­
sten Monaten um so mehr interessiert, als er auf Grund der ihm zugekommenen 
Nachrichten zu der Überzeugung gelangt war, daß der Krieg im Jahre 1856 
nicht nur den Hauptschauplatz wechseln, sondern auch seinen Charakter ändern 
würde. Es war kein Geheimnis, daß die Alliierten im Fall ihrer erfolglosen 
Friedensbestrebungen den für das Frühjahr in Aussicht genommenen Feldzug 

241 Schweizer an Rüdt, Paris 28. September 1855 (GLA, Abt. 48, Nr. 2050 f. 579-581). 
242 JOMINI S. 369. 
243 Werther an Manteuffel, Petersburg 24. Oktober 1855 (MANTEUFFEL III S. 163-164); Bray 

an König Max, Petersburg 27. November 1855 (BGSTA, MA I 598 Nr. 8). 
244 Montgelas an König Max (vertraulich; über Gespräch mit König Friedrich Wilhe1m), 

BerUn 23. November 1855 (BGSTA, MA I 598). V gl. auch die Tagebucheintragung L. 
v. Gerlachs vom 28. November 1855 (L. v. GER LACH II S. 358). 

245 EBENDA; ferner EBEN DA S. 360 die Tagebucheintragung vom 1. Dezember 1855. 
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im Norden, in der Ostsee führen würden. Durch die Landung alliierter Expedi­
tionskorps an den Küsten Kurlands und Livlands würde der Krieg in die Nähe 
der preußischen Grenzen getragen werden. Eine Fortsetzung der preußischen 
Neutralität mußte dann sehr schwierig werden. Napoleon hatte in seine Rede 
vorn 15. November, am Schluß der Pariser Weltausstellung, eine Drohung 
gegen die neutralen Staaten Europas aufgenommen: Inmitten des umfassenden 
europäischen Kampfes sei "die Gleichgültigkeit eine schlechte Berechnung und 
das Schweigen ein Irrtum" 246. Ende November karn der Allianzvertrag zwi­
schen dem bislang neutralen Schweden und den Seemächten zustande 247. Nach 
dem 16. Dezember erfuhr der König, daß Österreich durch die Drohung des 
Abbruchs seiner diplomatischen Beziehungen zu Rußland einen deutlich feind­
seligen Schritt zu unternehmen gewillt war. Auch fürchtete er wie die öster­
reichische Staatsführung, daß Napoleon als neues Kampfmittel die Revolutio­
nierung der Nationalitäten ins Spiel bringen würde 248. Für Preußen bedeutete 
das die Gefährdung seiner östlichen Flanke und seiner eigenen polnischen Pro­
vinzen. Anfang Januar karn ihm obendrein auf diplomatischem Wege das 
Gerücht von Napoleons Absichten auf einen Krieg am Rhein zu Ohren 249. 

Diese Nachrichten und die darauf sich gründenden Überlegungen mußten 
zu dem Schluß führen, daß im Jahre 1856 die Entscheidung zum Übertritt in 
eines der beiden kriegführenden Lager Preußen höchstwahrscheinlich abge­
zwungen werden würde. Erstes deutliches Zeichen, daß Friedrich Wilhelm 
diese nahezu unausweichliche Konsequenz klar zu erkennen begann, ist die 
genannte Depesche an den Zaren von Ende November. Den Beweis für die 
entsprechende Überzeugung, die sich im Laufe des Dezember in ihm gefestigt 
haben muß, liefert sein zweites Handschreiben, das er im Gefolge des öster­
reichischen Ultimatums am 6. Januar 1856 an Alexander H. richtete 250. Noch 
im ersten Brief vorn 30. Dezember 251 hatte er aus Ärger vor der Zumutung 
Österreichs, sich den Friedensschritt, an dessen Vorbereitung er nicht beteiligt 
war, zu eigen machen zu sollen, von den «propositions qui me sont etrangeres» 
gesprochen und nur im allgemeinen von der Verantwortung, die auf ihm und 
Alexander laste (<< je fremis [ ... ] en me penetrant de la responsabilite qui pese 
sur nous deux»). Nunmehr fühlte er sich von den schlimmen Aussichten der 
nahen Zukunft derart beeindruckt, daß sein Brief einern Appell an den Zaren 

246 MONITEUR vom 16. November 1855. 
247 Vgl. oben S. 32 und unten S. 112, 114. 
248 V gl. die Tagebucheintragung L. v. Gerlachs vom 28. November 1855 (L. v. GERLACH 11 

S. 358): "Im Fall der Nichtannahme von Seiten Rußlands, sieht S. M. die Einnahme 
Petersburgs durch Schweden und Franzosen, das Auftreten der Nationalitäten u. s. w., 
Alliance der Westmächte mit Oesterreich, Schweden und Dänemark." 

249 Vgl. oben S. 49. 
250 Druck bei BORRIES S. 385-386. 
251 Druck bei GEFFCKEN S. 208-209. 
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gleichkam, den Frieden wegen der Preußen drohenden Kriegsgefahr anzubie­
ten. Preußen sei jetzt von den drei Alliierten zum «dindon de Ia fete» auser­
sehen. «[ ... ] je crois fermement que c'est arrete [ ... ]. La France veut le Rhin, 
l' Autriche la Silesie 252 et l' Angleterre la ruine de notre industrie.» Die Rußland 
direkt betreffenden Argumente kommen erst an zweiter Stelle: die Aussichten 
des nächsten Feldzuges, die Kronstadt und Petersburg drohenden Gefahren 
und - «l'insurrection arretee de la Pologne ». 

* 

Wie für Preußen barg auch für die übrigen deutschen Staaten das Jahr 1856 die 
ernsteste Kriegsgefahr in sich. Von ihnen entfalteten Bayern und Sachsen eine 
besonders rege Tätigkeit, um sie zu bannen. Eine Vermittlerrolle glaubten die 
beiden Höfe sich nicht nur wegen der Bedeutung, die sie in der deutschen 
Staatenwelt genossen, zuschreiben zu müssen; sie ergab sich einfach aus dem 
Umstand, daß während des Krieges der bayrische Gesandte in Petersburg, 
Graf Bray, die französischen Interessen in Rußland und der sächsische Gesandte 
in Paris, Baron Seebach, die russischen Interessen in Frankreich wahrnahmen. 

Paris war im Sommer und Herbst 1855 wegen der dort stattfindenden Welt­
ausstellung Treffpunkt der europäischen Diplomatie. Sowohl der sächsische 
Minister v. Beust als auch der bayrische Minister v. d. Pfordten reiste Ende 
Oktober 1855 in die französische Hauptstadt. Daß sie dort "rein zufällig" 
zusammentrafen und Pfordten gar sich davon "peinlich überrascht" zeigte, wie 
er verbreiten ließ und wie es die Geschichtsschreibung übernommen hat 253, ist 
eine bewußt falsche Darstellung des bayrischen Ministers. Beust hatte einen 
Paris-Besuch schon seit längerer Zeit geplant. Als Pfordten davon im Oktober 
von Dresden her Kenntnis erhielt 254, beeilte er sich, den König um Erlaubnis 
zu einem eigenen Besuch zu bitten 255, damit ihm Beust nicht "zuvorkomme". 
Die Reise lasse sich als "improvisiert" darstellen, wenn er zunächst am 23. Ok­
tober der Eröffnungsfeier der Pfälzer Eisenbahn beiwohne und dann von der 
Pfalz aus einen "Abstecher" nach Paris mache. Die Industrieausstellung sei 
dazu ein hinreichender Vorwand. 

Die Motive für die Reise der beiden deutschen Minister waren einmal, 
sich nach dem Waffenerfolg der Westmächte auf der Krim von dem Vorwurf 

252 Es finden sich sonst kaum Belege für derartige geheime Absichten Österreichs auf Schle­
sien. Die Bedeutung Schlesiens für die preußisch-österreich ischen Beziehungen von 
Friedrich d. Gr. bis zum Ende des Ersten Weltkrieges bedarf einmal einer zusammen­
hängenden Untersuchung. So reizvoll das Thema ist, so schwierig ist natürlich die Quel­
lenbeschaffung. V gl. oben S. 50 Anm. 96. V gl. auch SRBIK II S. 250. 

253 P. HOFFMANN S. 111; ECKHARr S. 191. 
254 Gise an König Max, Dresden 16. Oktober 1855 (BGSrA, MA I 597 Nr. 109). 
255 Antrag v. d. Pfordtens an König Max, München 18. Oktober 1855 (EBEN DA Nr. 114). 
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prorussischer Neigungen freizumachen und sich in Paris rückzuversichern -
ein angesichts der Pläne Napoleons für das Jahr 1856 natürliches Bestreben -; 
zum anderen, durch Sondierung des politischen Terrains und Übermittlung der in 
Paris vorgefundenen Stimmungen und Absichten nach Petersburg eine Rolle in 
der europäischen Diplomatie zu spielen - nach den Worten König Maximilians, 
"im Rathe der Großmächte mitzusprechen" 256. Pfordten stellte denn auch in 
einem Vortrag vor König Max als Vorteile seiner Reise heraus "Befestigung 
guten Einvernehmens mit Frankreich, Vertretung der griechischen Frage und 
vielleicht eine kleine Mitwirkung zur Wiederherstellung des Friedens". 

In München wurde in jenen Wochen eine Karikatur herumgereicht, welche 
den Eindruck, den die Paris-Reisen der deutschen Minister auf die Öffentlich­
keit machte, gut kennzeichnet 257: Louis Napoleon, vor sich Pfordten und 
Beust als ähnlich aussehende Kinder, und darunter die Unterschrift: "Lasset 
die Kleinen zu mir kommen, denn ihrer ist das Deutsche Reich." 

Pfordten hatte in Paris neben Gesprächen mit Walewski, dem dort noch 
weilenden Bourqueney und dem Prinzen Jerome zwei längere Unterredungen 
mit dem Kaiser. Er faßte sie in einem Schreiben zusammen, das er dem nach 
Petersburg zurückkehrenden Grafen Bray für den russischen Reichskanzler 
mitgab 258. Frankreich sei bereit, sofort in Friedensverhandlungen einzutreten, 
heißt es darin, werde jedoch den ersten Schritt hierzu nicht tun, sondern erwarte 
ihn von St. Petersburg. Es werde in den Friedensverhandlungen weder eine 
Gebietsschmälerung noch sonst eine Demütigung Rußlands verlangen. Als 
Friedensgrundlage betrachte es noch immer die bekannten vier Punkte, aber in 
einer präziseren Fassung. Als Lösung des dritten Punktes habe man vorzugs­
weise die Neutralität des Schwarzen Meeres im Auge, so daß dort weder Ruß­
land noch die Türkei, noch eine andere Seemacht eine Kriegsflotte unterhalten 
dürfe. Wenn bis zum nächsten Frühjahr der Friede nicht geschlossen sei, wür­
den die Westmächte "den Krieg mit aller Energie fortsetzen, sein Gebiet zu 
erweitern suchen, zu diesem Zwecke hauptsächlich die Theilnahme Öster­
reichs erstreben, und zwar zunächst auf dem regelmäßigen diplomatischen 
Wege, eventuell aber durch Aufruf der Nationalitäten in Italien, Ungarn und 
hauptsächlich Polen". 

Dieses Resultat seiner Beobachtungen stellte Pfordten als den "wahren Aus­
druck der Absichten des Kaisers Napoleon" hin. Man hege in Frankreich keine 
Erbitterung gegen Rußland. Die Friedensneigung sei dort nach dem Erfolg von 

256 Marginalie König Max' zu einem Antrag v.d. Pfordtens, München 9.Januar1856 (BGSTA, 
MA I 598 Nr. 91): "Ich belobe sehr die Absicht, Bayern in seinen Beziehungen zu den aus­
wärtigen Staaten auf die möglichst hohe Machtstufe zu heben. - Das Verlangen, vorher im 
Rathe der Großmächte mitzusprechen, scheint Mir aber unter den gegenwärtigen Ver­
hältnissen doch weiter zu gehen, als räthlich sein dürfte." 

257 Bismarck an L. v. Gerlach, Frankfurt 21. Dezember 1855 (BISMARCK XIV, 1 S. 424). 
258 München 12. November 1855 (BGSTA, MA I 597 Nr. 132). 
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Sevastopol' "entschieden stärker" als in England, man glaube aber, daß England 
dem Beispiel Frankreichs folgen müsse. Der Wunsch nach Frieden sei indes nicht 
so stark, "um die Fortführung des Krieges auszuschließen", und Napoleon kön­
ne auf die Unterstützung der Nation im nächsten Frühjahr fest rechnen. 

In ähnlichem Sinne, wie hier gegenüber Nesselrode, äußerte sich Pfordten 
auch gegenüber Bismarck in einer Unterredung am 14. Dezember 259. Er fügte 
dem ganzen allerdings noch eine Wendung Napoleons hinzu, die das Wesen 
des Krimkriegs, so wie er 1853-55 tatsächlich geführt worden war, und zu­
gleich den Charakter, den er vom folgenden Jahre an angenommen hätte, tref­
fend kennzeichnet: Wenn der Krieg im nächsten Jahre noch fortdauere, werde 
seine Grundlage nicht mehr "das europäische Recht, sondern der Egoismus 
der einzelnen Staaten" sein. 

In diesem Ausspruch lag eine versteckte Drohung gegen die deutschen 
Staaten und ihre Politik der Neutralität, die Pfordten nach Petersburg nicht mit­
zuteilen brauchte. In den Berichten, die über die Unterredung zwischen Napo­
leon und Beust vorliegen 260, ist sie noch deutlicher enthalten. Napoleon warf 
dem sächsischen Minister die wenig frankreichfreundliche Haltung des Deut­
schen Bundes vor. Wenn der Bund in seiner bisherigen Stellung verharre, 
werde der Krieg größere Ausmaße annehmen (<<la guerre doit prendre de plus 
grandes proportions»). Beust ließ sich nicht einschüchtern und scheint gegen­
über Napoleon die Neutralität des Deutschen Bundes, ebenso wie es Pfordten 
getan hatte, aufrecht verteidigt zu haben. 

Die Berichte der beiden deutschen Minister über ihre Paris-Reise liefen Ende 
November in Petersburg ein 261 und ließen dort wiederum, wie schon die preu­
ßischen Mitteilungen, die Friedensneigung Napoleons unmißverständlich er­
kennen. Doch die Reaktion der russischen Regierung war eindeutig ablehnend. 
Dem preußischen Gesandten, Baron Werther, wurde am 28. November vom 
Reichskanzler und auch vom Zaren persönlich erklärt 262, daß im jetzigen 
Augenblick auf "einen von Rußland ausgehenden Friedensantrag" verzichtet 
werden müsse. In einem zwei Tage zuvor an Beust gerichteten Schreiben 263 

hatte Nesselrode sich geweigert, auf die Forderung der Neutralisierung des 

259 Bismarck an König Friedrich Wilhelm, 21. Dezember 1855 (BISMARCK II S. 84-85). Vgl. 
auch den in Anm. 257 genannten Brief. 

260 Gise an König Max (vertraulich), Dresden 8. November 1855 (BGSTA, MA I 597). 
261 BEUST behauptet in seinen Memoiren (I S. 202), daß sein entsprechender Bericht an Nessel­

rode im Dresdner Archiv (in Abschrift oder als Entwurf) nicht aufgefunden worden sei. 
Auch STRAUBE (S. 108), der die Dresdner Akten zwar benutzt hat, aber kaum ausge­
schöpft haben dürfte, scheint ihn nicht ermittelt zu haben. 

262 Bray an König Max, Petersburg 27. November 1855 (BGSTA, MA I 598 Nr. 8); Brayan 
v. d. Pfordten, Petersburg 28. November 1855 (EBEN DA Nr. 9). 

263 Druck: BEUST I 205-206. - Die nach München gerichtete Antwort Nesselrodes (an 
Severin [Abschrift], Petersburg 23. Dezember 1855. BGSTA, MA 1598 Nr. 65) hielt sich in 
nichtssagenden Gemeinplätzen. 
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Schwarzen Meeres einzugehen. Nach russischer Auffassung, wie sie bereits 
während der Wiener Konferenzen vom Frühjahr 1855 sich geäußert hatte, war 
diese Forderung ehrenrührig, da die Neutralisierung eine Beschränkung der 
russischen Souveränität bedeute. Wie Kaiser Napoleon könne Rußland eine 
bestimmte Grenze des Zumutbaren nicht überschreiten. 

Die russische Ablehnung entsprang der persönlichen Entscheidung des 
Zaren, der soeben in der zweiten Novemberhälfte - von einer ausgedehnten 
Inspektionsreise nach Südrußland zurückgekehrt war. Alle früheren preußi­
schen Friedenssondierungen hatte Nesselrode ad referendum genommen und 
dabei stets auf die Rückkehr des Zaren verwiesen. Der russische Reichskanzler 
war gleich dem österreichischen Minister des Äußern der treue Diener seines 
Herrn, der die Außenpolitik (wie die Kommandogewalt über das Heer) als die 
ureigenste Sphäre der herrscherlichen Gewalt vorbehaltlos anerkannte. Es war 
für ihn selbstverständlich, daß der Zar über die entscheidende Frage: Krieg 
oder Frieden, wie sie jetzt gestellt war, in alleiniger Machtvollkommenheit zu 
befinden habe. Sein Einfluß beschränkte sich auf Beratung. Die eigenen mäßi­
genden Ansichten konnte er jetzt noch nicht zur Geltung bringen, da Alexan­
ders Kriegsbereitschaft ungebrochen war. 

Die Aufgabe der Festung Sevastopol', seit Wochen erwartet, hatte den 
Zaren weder erschüttert, noch hatte sie irgendwelche Friedensneigungen in ihm 
aufkommen lassen. In dieser seelischen Verfassung fand er sich durch die krie­
gerische Gesinnung seines vorwiegend aus militärischen Ratgebern bestehen­
den Gefolges bestätigt. Dem Fürtsen M. D. Gorcakov, Verteidiger Sevasto­
pol's, sandte er nach dem Fall der Festung die beziehungs reichen Trostwor­
te 264 : "Lassen Sie den Mut nicht sinken, sondern denken Sie an das Jahr 1812 
und vertrauen Sie auf Gott. Sevastopol' ist nicht Moskau, und die Krim ist 
nicht Rußland. Zwei Jahre nach dem Brand Moskaus zogen unsere siegrei­
chen Heere in Paris ein. Wir sind noch die gleichen Russen, und Gott ist mit 
uns." Während der Inspektionsreise kamen ihm Nachrichten über die 
schlechte Ernte und die Unzufriedenheit der unteren Schichten in Frankreich 
zu. Er glaubte darin die ersten Anzeichen gewaltsamer Unruhen zu erblicken. 
Ja, in Verkennung der innenpolitischen Verhältnisse Frankreichs ging er noch 
weiter: "Früher haben Revolutionen fast stets so begonnen, deshalb wird es 
bis zu einem allgemeinen Umsturz vielleicht nicht mehr lange dauern. Darin 
sehe ich den wahrscheinlichsten Ausgang des jetzigen Krieges, denn einen 
echten Wunsch nach Frieden, unter vorteilhaften und für Rußlands Ehre aus­
reichenden Bedingungen, erwarte ich weder von Napoleon noch von England, 
und solange ich lebe, nehme ich keinen anderen an." So schrieb er an Gorcakov 
am 28. Oktober aus Nikolaev 265. 

264 Alexander an Fürst M.D. Gorcakov, Moskau 15. Sep. 1855 (IMPERATOR ALEKSANDR S.220). 
265 An M. D. Gorcakov (EBENDA S. 325). 
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Der Eindruck, den Alexander und seine Umgebung von der Reise mitge­
bracht hatten, war günstig. Allenthalben war der junge Zar von Bevölkerung 
und Soldaten stürmisch begrüßt worden. Die Truppen in Nikolaev und in der 
Krim hatte er in gutem Zustand vorgefunden. Die wichtige Festung Nikolaev, 
die noch zwei Monate zuvor ohne Schwierigkeiten von der Seeseite her hätte 
in Brand gesetzt werden können, war durch Schiffssperren und Festungsanla­
gen nach Ansicht russischer Fachleute unangreifbar geworden. An eine Evaku­
ierung der Krim, auf die man sich russischerseits im September gefaßt gemacht 
hatte, war nun nicht mehr zu denken. Nach Auskunft Nesselrodes 266 war die 
Krimarmee auf Monate hinaus mit Munition und Lebensmitteln versorgt, und 
der Bau einer Heerstraße, die eine bessere Nachschubverbindung mit der Krim 
herstellen sollte, machte rasche Fortschritte. 

Dies waren die eigentlichen Beweggründe für die Entscheidung Alexanders 
von Ende November, alle aus Berlin, Dresden und München kommenden Vor­
schläge zur Friedensanbahnung und -vermittlung abzulehnen. Hinzu kam noch 
ein Umstand: Napoleon hatte inzwischen direkte Friedensfühler ausgestreckt. 

Die erste preußische Sondierung Anfang Oktober war der preußischen Regie­
rung von Napoleon eingegeben, nach der gleichzeitigen österreichischen Initia­
tive jedoch nicht weiterverfolgt worden. Die von Beust und Pfordten ent­
wickelte Friedenstätigkeit erweist sich als eine selbstgewählte, in den üblichen 
diplomatischen Kanälen verlaufende Vermittlungsaktion, die Napoleon nicht 
unerwünscht war, dem Petersburger Kabinett aber doch ungebeten kam. Der 
genaue Tag, von dem an Napoleon den Weg der Geheimdiplomatie einschlug 
und direkte Fäden zwischen Paris und Petersburg zu spinnen begann, ist nicht 
auszumachen; er wird, dem Charakter einer derartigen Kontaktnahme entspre­
chend, wohl kaum jemals zu fixieren sein. Der Entschluß dazu ist jedenfalls 
irgendwann im Oktober gefaßt worden und führte zu zwei zeitweise parallel 
verlaufenden Aktionen, von denen Alexander auf seiner Inspektionsreise infor­
miert wurde. Er versprach sich von ihnen einen günstigeren Ausgang als vom 
Dazwischentreten der preußischen Regierung oder anderer Höfe minderen 
Ranges. Aus einem am 24. Oktober in Nikolaev geschriebenen Brief Alexan­
ders 267 scheint hervorzugehen, daß der Zar von dem Versuch Napoleons zu 
direkter Fühlungnahme damals zum erstenmal Kenntnis erhalten hatte: "Wir 
haben Informationen", heißt es darin, "nach denen Napoleon zu direkten Ver­
handlungen mit uns geneigt zu sein scheint, doch ich traue der Sache nicht ganz. 
Wenn aber tatsächlich etwas daraus wird, dann ziehe ich natürlich direkte Ver­
handlungen mit ihm jeder Einmischung von anderer Seite vor." Der hier ange­
deutete und erwartete Meinungsaustausch zwischen den Tuilerien und Peters-

266 Bray an König Max, Petersburg 27. November 1855 (BGSTA, MA I 598 Nr. 8). 
267 An M. D. Gorcakov (IMPERATOR ALEKSANDR S. 322). 
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burg war bereits im Gange, als die mit konkreten Aufforderungen verbundenen 
Vermittlungsangebote der verschiedenen deutschen Höfe Ende November ein­
trafen. Alexander beschied diese daher ablehnend. 

Die Fäden zwischen den französischen und russischen Regierungskreisen 
waren trotz der Kriegssituation nie ganz abgerissen. In Paris hatte es immer 
eine ansehnliche russische Kolonie gegeben, deren führende Köpfe bei Kriegs­
ausbruch zwar von der Bildfläche verschwanden, sich aber bald wieder in der 
Hauptstadt einrichteten. So war die Fürstin Lieven, die "Sibylle Europas", die 
in Paris seit 1839 einen bedeutenden politischen Salon unterhielt, nach Brüssel 
übergesiedelt, doch schon nach wenigen Monaten mit ausdrücklicher Erlaub­
nis Napoleons wieder zurückgekehrt. Sie hatte die Verbindung zwischen Paris 
und Petersburg während des Krieges aufrechterhalten. In Paris pflegte sie 
besonders engen Kontakt zum Herzog von Morny, dem "zweiten Mann" im 
Second Empire, seit 1854 Präsident des Corps legislatif268• Außer über die 
russische Kolonie in Paris liefen die Verbindungen auch über die beiderseiti­
gen diplomatischen Vertretungen bei den neutralen Regierungen, vor allem in 
der belgisehen Hauptstadt, in Berlin, Wien und anderen deutschen Residenzen 
wie München, Stuttgart, Hannover und beim Deutschen Bundestag in Frank­
furt. 

Nach der Eroberung Sevastopol's, genauer gesagt, nach seinem Ende Sep­
tember/Anfang Oktober gefaßten Entschluß zum Frieden, öffnete sich Napo­
leon zwei dieser Kanäle, um die Absichten der russischen Regierung zu erfor­
schen und seine eigenen durchsickern zu lassen. Sie spielten in seinem Friedens­
instrumentarium, d. h. neben seinen Gesprächen mit zahlreichen Souveränen, 
Fürsten und Ministern Europas, den öffentlichen Reden und anonymen Bro­
schüren, den Sondierungen über neutrale Regierungen und dem Weg über das 
Wiener Kabinett zeitweilig eine wichtige Rolle. Es handelte sich einmal um die 
Fühlungnahme zwischen Morny und dem russischen Botschafter in Wien, 
A. M. Gorcakov, zum andern um die Verbindung zwischen Baron Seebach, 
mit Walewski als Auftraggeber, und Nesselrode. 

Beide Verbindungen ergänzten einander in mancher Hinsicht, da sie einen 
unterschiedlichen Vertraulichkeitsgrad trugen. Morny konnte wegen seiner 
nichtoffiziellen Stellung in seinen Äußerungen weitergehen und konkreter 
werden als der Außenminister. Er ließ sich im gegebenen Fall aber auch leichter 
desavouieren. Morny, in seiner Gesinnung ausgesprochen russophil, hatte das 
Kommen des Krieges allein schon wegen seiner Position in der Geschäfts- und 
Finanzwelt bedauert. Wie sein kürzlich veröffentlichter Briefwechsel mit der 
Fürstin Lieven während des Krimkriegs zeigt, hatte er ein baldiges Ende der 

268 Zur neueren Literatur über ihn und seine Beziehungen zur Fürstin Lieven vgl. BAUM GART, 
Probleme S. 78-79. Vgl. auch die Briefe der Fürstin aus der Krimkriegszeit an Baron 
Meyendorff (MEYENDORFF III Nr. 516, 518, 521-523, 525). 
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Feindseligkeiten herbeigewünscht. Auf die Nachricht vom Fall Sevastopol's 
schrieb er an die Fürstin 269 : «Comme nous n'avons rien a gagner materielle­
ment et que nous avons tous les honneurs de la campagne, [ ... ] nous ne pou­
vons que perdre a continuer. » In diesem Sinne suchte er seinen Einfluß für die 
Anbahnung des Friedens ins Spiel zu bringen. 

Die Initiative zu vertraulichen Sondierungen über Gorcakov mag in diesem 
Brief zu suchen sein oder in dem folgenden wohl nicht mehr erhaltenen Brief­
wechsel mit der Fürstin,dessen Inhalt diese nachWien oder Petersburg vermitteln 
konnte. Sie mag aber auch, wie das bisher teilweise angenommen wurde, von 
Gorcakov ausgegangen sein 270. Der lückenhaft veröffentlichte Schriftwechsel 
zwischen Morny und Gorcakov 271, der mit der zweiten Novemberhälfte be­
ginnt, gibt darüber keinen Aufschluß. Als Zwischenträger dienten zwei Wiener 
Bankiers, Eskeles und Sina. Beide waren Mitglieder im Aufsichtsrat der Gesell­
schaft, die mit Hilfe des Credit mobilier einen Teil der österreichischen Staats­
bahnen aufgekauft hatte. Eskeles hielt sich im Herbst 1855 gelegentlich in 
Paris auf und konnte auf diese Weise den Briefwechsel, der sonst als Geschäfts­
post lief, unauffällig vermitteln. 

Das Hauptziel Mornys, wie es aus seinen Briefen an Gorcakov hervortritt, 
war, die russische Regierung von der Notwendigkeit zu überzeugen, sich auf 
die neue Fassung des entscheidenden dritten Punktes einzulassen 272. England 
werde ohne die Neutralisierung des Schwarzen Meeres nicht zum Frieden zu 
bewegen sem. Morny stellte den Vorteil der neuen Fassung gegenüber der 
Limitationsformel heraus. Sie sei unbestimmter, bedeute zwar eine verschlei­
erte Machtbegrenzung, aber gerade wegen ihrer verschleiernden Form sei sie 
weniger ehrenrührig. Als weiteres Argument nahm er die Geschichte zu Hilfe. 
Der übliche Ausdruck für den Tatbestand der Niederlage in einem Krieg seien 
Zahlung von Kriegsentschädigung und Gebietsabtretungen. Die Forderung 
nach einer Machteinschränkung wie im vorliegenden Fall aber sei wenig ein­
schneidend, wenn man die Dauer ihrer Wirksamkeit in Betracht ziehe. Man 
nenne ihm ein Beispiel, wo solche Vertragsbestimmungen strikt eingehalten 
wurden. Morny mag etwa an die im Tilsiter Frieden festgelegte drastische 
Reduzierung der preußischen Armee und ihre praktische Handhabung gedacht 
haben. Jedenfalls schrieb er derlei Stipulationen keine lange Wirkung zu: Nach 
ein paar Jahren schon seien sie hinfällig. «Souvent meme, c'est la nation qui a 
impose la condition de la limitation des forces qui est la premiere a en demander 
la violation.» Morny machte schließlich noch mit einem nicht sehr treffend 
gewählten historischen Vergleich eine Anspielung auf den Thronwechsel in 
Rußland vom Frühjahr 1855 und seine Bedeutung für den Frieden: Wenn der 

269 Nades 14. September 1855 (Au TEMPS DE LA GUERRE DE CRIMEE S. 559). 
270 CHARLES-RouxS.49.]OMINI (S. 373) und TATISCEV(I S.162) schreiben sie dagegen Mornyzu. 
271 MORNY. 
272 Niederschrift Mornys, undatiert [Ende November 1855] (EBENDA S. 17-25). 
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Zar Franz I. hieße, würde er die Bedingungen nicht annehmen; wenn er Karl V. 
wäre, dann um so eher. 

Gorcakov ließ in seinen Antworten die Argumente Mornys im wesentlichen 
nicht gelten, machte aber aus seinen «sympathies napoleoniennes}) kein Hehl 
und wies mit dem Blick auf die guten Beziehungen zwischen Napoleon I. und 
Alexander I. 273, die in Erfurt ihren Höhepunkt erreicht hatten, auf die Frucht­
barkeit eines Rapprochements zwischen den bei den Mächten hin. 

An diesen ersten, schriftlich vermittelten Gedankenaustausch sollte sich auf 
Vorschlag Mornys ein persönliches Zusammentreffen in einer deutschen Stadt, 
etwa in Dresden, anschließen; doch wurde die Verbindung Morny-Gorcakov 
Anfang Dezember auf Anweisung aus Petersburg abgerissen 274. Der Grund 
war, daß Nesselrode den von ihm über Seebach direkt zu Walewski laufenden 
Draht jetzt ungestört allein spielen lassen wollte. Der russische Kanzler wird 
schon damals in Gorcakov seinen Nachfolger geahnt haben und dürfte nicht 
gewillt gewesen sein, ihm, seinem politischen Widerpart, freien Raum für die 
Anbahnung des Friedens zu gewähren. 

Obwohl über das Verhältnis zwischen Nesselrode und Gorcakov bisher 
wenig bekannt ist, darf doch als sicher gelten, daß der Gegensatz in den politi­
schen Anschauungen der beiden Staatsmänner zu diesem Zeitpunkt bereits 
deutlich zutage getreten war. Nesselrode blieb selbst noch im Krimkrieg der an 
den Grunderfordernissen der Heiligen Allianz orientierten Vorstellungswelt, 
nach der er über drei Jahrzehnte lang die russische Außenpolitik geleitet hatte, 
verhaftet. Eines ihrer bestimmenden Elemente war das Bestreben, Frankreich, 
das er als Brutstätte der revolutionären Ideen und Ursprung aller revolutionären 
Bewegungen ansah, aus seinem Bündnissystem herauszuhalten. Gorcakov 
dagegen, der in Wien zu einem abgründigen Haß gegen alles Österreichische 
gelangt war - er nannte Buol und die anderen Minister «d'infames gueux» 275_, 

gab 1855 in Petersburg mehrfach seine Vorliebe für eine Allianz mit Frank­
reich, dem "natürlichen" Bundesgenossen Rußlands, zu erkennen und schien 
damit Anklang zu finden. Sie war jetzt im Briefwechsel mit Morny erneut und 
kräftiger als zuvor zur Schau gestellt worden. 

Der Kontakt Morny-Goreakov ist also in dem Augenblick, als er verbind­
lichere Formen anzunehmen begann, abgeschnitten worden und deshalb bloße 
Episode geblieben. In der frühen russischen Geschichtsschreibung ist ihm ein 
breiter Raum gewährt worden, der ihm aber nicht zukommen dürfte. Seine 
Überschätzung läßt sich auf die von Gorcakov selbst veranlaßte offiziöse Dar­
stellung der russischen Diplomatie im Krimkrieg zurückführen. 

273 Gorcakov an Morny (über SinaJEskeles), 21. November 1855 (EBEN DA S. 10): «C'est 
pourquoi il m'est permis de rappeler que l'apogee de la puissance de Napoleon Ier fut 
l' epoque de son etroite union avec 1a Russie.» 

274 JOMINI S. 376. 
275 Granville an Canning, 16. Januar 1856 (FITZMAURICE I S. 143). 
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Der von Paris über Seebach ausgehende Friedensfühler ist demgegenüber der 
wichtigere, erstens weil er nur über ein einziges, das absolut notwendige Zwi­
schenglied lief und weil er zweitens von Napoleon während des gesamten 
Ablaufs der österreichischen Friedensinitiative, wenn auch in verschiedenen 
Funktionen, gehandhabt wurde. Er ist von allen Friedensanbahnungsversuchen 
am Ende des Krimkriegs aber auch der mysteriöseste. Kein einziger der zwi­
schen Seebach und Nesselrode gewechselten Briefe ist bisher veröffentlicht 
worden. Es ist nicht anzunehmen, daß sich die Mission Seebach jemals lücken­
los rekonstruieren lassen wird. Ihre entscheidende Phase, die Reise nach Peters­
burg Ende Dezember 1855/ Anfang Januar 1856, als das österreichische Ulti­
matum übergeben wurde, entsprang wahrscheinlich einem mündlich erteilten 
Auftrag Napoleons, dessen sich Seebach in derselben Form entledigte. Falls 
sich Seebach darüber nicht Aufzeichnungen privater Natur gemacht hat, die 
eines Tages ans Licht kommen könnten, wird darüber wohl für immer der 
Schleier des Geheimnisses gebreitet bleiben. 

Auch wichtige mittelbar mit der Seebach-Mission zusammenhängende 
Fragen lassen sich bei dem heutigen Quellenstand noch nicht schlüssig beant­
worten. Welche Erwartungen hat Napoleon an diesen Friedensfühler geknüpft? 
Hatte er jemals genaue Vorstellungen über Voraussetzungen und Folgen einer 
direkt zwischen Rußland und Frankreich herbeigeführten Beendigung des 
Krieges? Welche Rolle wäre England in einer solchen Konstellation zugefal­
len? Oder war ihre eigentliche Funktion nur eine vordergründige, wie sie z. B. 
Buol aufzufassen schien: die österreichische Friedensinitiative zu unterstützen 
durch Vorhaltungen in Petersburg, die keinen Zweifel lassen sollten an der 
Ernsthaftigkeit Frankreichs, sich mit dem Buolschen Friedensprojekt zu identi­
fizieren? Oder sollten sie mit der Drohung eines direkten französisch-russischen 
Einverständnisses auf Österreich Druck ausüben und damit die österreichische 
Initiative forcieren? Durch wen, zu welchem Zeitpunkt und mit welcher Ab­
sicht erhielten Franz Joseph und Buol Kenntnis von dem Kontakt Seebach­
Nesselrode ? Aus den amtlichen Akten werden solche Fragen nicht vollständig 
beantwortet werden können. 

Die Initiative zu diesem Friedensfühler scheint diesmal von Nesselrode aus­
gegangen zu sein 276. See bach war sein Schwiegersohn und hatte schon nach 
dem Tod Nikolaus' im März des Jahres als Briefträger fungiert, durch den 
Napoleon dem neuen Zaren sein Beileid ausgesprochen hatte. Vielleicht waren 
es nach Sevastopol' die preußischen Mitteilungen, die Nesselrode Ende Okto­
ber oder irgendwann im November veranlaßten, diesen Kanal zu ersten Son­
dierungen wieder zu öffnen. Die bisherigen Nachrichten über die Friedensge­
neigtheit Napoleons fand Nesselrode dadurch bestätigt. Walewski ließ ihn auf­
fordern, Friedensvorschläge zu formulieren, und teilte seinerseits die allgemei-

276 CHARLES-Roux S. 53-55. 
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nen Vorstellungen Frankreichs über den dritten Punkt mit: Rußland müsse 
entweder die Begrenzung seiner Seestreitkräfte im Schwarzen Meer, die durch 
ein direktes Abkommen mit der Pforte zu vereinbaren sei, oder die Neutralisie­
rung akzeptieren. Obwohl er selbst der ersten Alternative den Vorzug gab, 
bemerkte er zur zweiten, daß sie Rußland immerhin die Möglichkeit belasse, 
Kriegsschiffe im Azovschen Meer zu unterhalten 277, was die Türkei ihrerseits 
auch im Marmarameer tun könne. Die Antwort Nesselrodes war unverbind­
lich. Die Begrenzung wurde abgelehnt, da sie für Rußland eine Erniedrigung 
sei; Neutralisierung sei eine vage Formel, die der Präzisierung bedürfe. 

Inzwischen hatten Nesselrode und Alexander von Gorcakov aus Wien erfah­
ren, daß von österreichischer Seite ein Ultimatum zu erwarten sei. Diese Nach­
richt stimmte den Zaren nachdenklich. Falls sie zutreffe, schrieb er am 25. No­
vember an seinen Oberbefehlshaber in der Krim 278, werde sich die Lage für 
Rußland im Frühjahr "noch schwieriger gestalten". 

Es ist dies das erste in Alexanders Zukunfts erwartungen feststellbare Alarm­
zeichen, das seiner durch die Inspektionsreise gehobenen Stimmung Abbruch 
zu tun begann. Am 24. November 279 berichtete Gorcakov aus Wien von einer 
Modifizierung in den französischen Vorstellungen, den dritten Punkt betref­
fend 280: Napoleon, der sich jetzt für die Neutralisierung entschieden habe -
sie entsprach nunmehr dem österreichisch-französischen Friedensprojekt vom 
14. November -, verstehe darunter das Nichtvorhandensein von Kriegsschiffen 
im Schwarzen Meer «a l'exception des forces que la Russie et la Porte jugerai­
ent necessaires pour la surete de leurs c6tes ». Die von Walewski ursprünglich 
für die Limitation in Aussicht gestellte Spezialkonvention war also auf die 
Neutralisierungs-Formel übertragen worden 281. Der Zar notierte neben die­
sem Passus: «Cette clause change tout a fait la question teIle qu'elle nous etait 
connue jusqu'a present; je n'y verrai pas d'obstacle de mon cote.» Gorcakov 
hielt das Prinzip, daß die Zahl der Seestreitkräfte durch eine direkte Abmachung 
zwischen den Uferstaaten ohne ostensible Beteiligung der Westmächte festge­
setzt werde, für wichtig, da hiernach die Souveränitätsrechte Rußlands nicht 
angetastet würden. Der Zar stimmte dieser Deduktion zu. 

277 Der Vergleich ist nicht zutreffend. Das Azov-Meer ist sehr flach (mittlere Tiefe 9 m) und 
für das Befahren von Seekriegsschiffen (außer sehr flachgehenden kleinen Fahrzeugen) 
nicht geeignet. 

278 IMPERATOR ALEKSANDR S. 599. 
279 Post zwischen Wien und Petersburg war 8-10 Tage unterwegs; die Nachricht wird in 

Kurzform aber auch durch den Telegrafen übermittelt worden sein. 
280 Druck bei GORIAINOW S. 127-128. Die Nachricht stammte wahrscheinlich aus dem Kanal 

Morny oder war Gorcakov durch Indiskretion vom Wiener Außenministerium zuge­
gangen. 

281 Davon wurde das Petersburger Kabinett etwa gleichzeitig auch durch die erwähnte De­
pesche Friedrich Wilhelms und die Mitteilungen des Grafen Bray unterrichtet. V gl. oben 
S. 89 Anm. 244 und S. 92 Anm. 258. 
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Gorcakov fuhr in seinem Bericht fort: Die russische Schwarzmeer-Flotte 
existiere nicht mehr. Ihr Wiederaufbau sei eine Angelegenheit der Zukunft. Die 
Prüfung der Frage, ob die Interessen Rußlands es erheischten, daß die zukünf­
tige Flotte eine Stärke erreiche, in der Europa wieder, wie schon einmal, eine 
Gefahr erblicken werde, und ob es nicht andere wirksamere Mittel gebe, die 
Größe Rußlands zu entfalten - diese Prüfung obliege Seiner Majestät. Wenn die 
V orstellungen Napoleons auch in anderen wichtigen Einzelheiten der Wieder­
aufnahme von Verhandlungen nicht im Wege stünden, dürfe dann dieser einzi­
ge Punkt der Grund sein, solche Verhandlungen von vornherein abzulehnen? 
Alexander schrieb neben diese Bemerkungen: "Nein." 

Dies ist der Zeitpunkt, zu dem das russische Kabinett aus seiner bisherigen 
Reserve heraustrat. In der modifizierten Neutralisierungs-Formel wurde end­
lich ein Ausweg erblickt, der «la dignite de l'Empereur» und «1' amour-propre 
du peuple russe» - das waren im 19. Jahrhundert durchaus nicht nur schablo­
nenhafte Wendungen, hinter denen lediglich der Machtegoismus des Staates 
steckte - wenigstens dem Schein nach unangetastet ließ. Zu dieser Überlegung 
kam die Nachricht von dem in Vorbereitung befindlichen österreichischen 
Ultimatum. Sie erforderte rasches Handeln. An Walewski wurde daher über 
Seebach folgender russischer Vorschlag zum dritten Punkt übermittelt 281a: 

1. Schließung der Meerengen; 2. keine Kriegsflotte im Schwarzen Meer mit 
Ausnahme der Fahrzeuge, die von Rußland und der Pforte für notwendig 
erachtet werden; 3. Festsetzung der Zahl dieser Fahrzeuge in einer direkt zwi­
schen Rußland und der Pforte zu vereinbarenden Konvention ohne offene 
Beteiligung der anderen Mächte. 

Ein Vergleich des Terminus a quo der österreichischen Friedensinitiative 
mit dem Zeitpunkt, zu dem dieser russische Friedensvorschlag erfolgte, erweist 
die bisherige Behauptung 282 als irrig, daß die österreichische Regierung durch 
die Kenntnis der direkten französisch-russischen Gespräche und aus Furcht vor 
den möglicherweise daraus sich ergebenden Konsequenzen zu ihrer Friedens­
initiative veranlaßt worden sei. Richtig ist vielmehr, daß umgekehrt die russi­
sche Regierung durch die Nachrichten über den österreichischen Friedensplan 

281aNach dem am 2. Dezember an Gorcakov gesandten Telegramm (GORIAINOW S. 128), das 
dem gleichzeitig oder kurz vorher an Seebach übermittelten Telegramm, wie es JOMINI 
(S. 379) bringt, entspricht. Vgl. auch Bray an König Max, Petersburg 3. Januar 1856 
(BGSTA, MA I 598 Nr. 104). 

282 Die auf JOMINIS Darstellung zurückzuführen ist, die sich, wiewohl auf den amtlichen 
russischen Akten basierend, durch das konstante Fehlen genauer Daten auszeichnet. An 
der betreffenden Stelle heißt es (S. 376-377): «Mais deja l'attention du cabinet de Vienne 
etait eveillee. Une indiscretion de M. de Beust l'avait mis sur la trace des pourparlers du 
baron de Seebach [was sich aus den österreichischen Akten bisher nicht bestätigen läßt]. 
L'Autriche [ ... ] se voyait menacee d'etre mise de cöte. [ ... ] Le cabinet de Vienne profita 
avec une incontestable habilete du moment d'incertitude qui, apres le denoument du 
siege de Sevastopol, presida a la marche des cabinets [ ... ].» 
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zu ihrem Friedensvorschlag aufgeschreckt worden ist 283, und möglich ist es, daß 
die Wiener Regierung, nachdem sie ihrerseits von der russischen Initiative 
informiert worden war, erkannt hat, daß es für sie kein Zurück mehr gebe und 
Eile geboten sei 284. 

Gorcakov in Wien, der von dem an Walewski gerichteten Vorschlag seiner 
Regierung gleichfalls unterrichtet worden war 285, wies neuerdings darauf 
hin 286, daß die Spezialkonvention auf Verlangen der Seemächte nun doch dem 
Gesamtfriedensvertrag beigefügt werden werde mit der Klausel, daß ihre 
Bestimmungen nicht ohne Mitwirkung aller Unterzeichner geändert werden 
dürften. Obwohl die ostensible Beteiligung der anderen Mächte an der Rege­
lung dieser entscheidenden Frage wieder in Aussicht stand 287, wurde Gorca­
kov dennoch ermächtigt, den russischen Vorschlag auch dem österreichischen 
Kabinett mitzuteilen. Er wurde kurz darauf noch anderen deutschen Höfen 
übermittelt 288. 

Buol, dem Gorcakov am 6. Dezember den russischen Friedensvorschlag 
mündlich vortrug mit den einleitenden Worten, er bringe den Frieden, nahm die 
Mitteilung lediglich ad referendum, leitete sie nach Paris und London weiter 
und knüpfte daran den Wunsch, daß die drei Kabinette sich baldigst auf das 

283 Das wußte man auch schon von J OMINI; nur hat man die Ungenauigkeit und Widersprüch­
lichkeit seiner Deduktionen nicht beachtet. Er schreibt S. 380: «Cette conviction determina 
le cabinet imperial a prendre les devants [unsere Hervorhebung] en communiquant au gou­
vernement autrichien les conditions auxquelles nous etions prets a souscrire. [ ... ] Toute­
fois, cette demarche ne put arreter l'impulsion decidee que l'habilete du comte Buol avait 
su donner a sa negociation separee.» Die österreichische Friedensinitiative stand im Prin­
zip und in den meisten Einzelheiten jedoch schon fest, so daß es nichts gab, dem "zuvor­
zukommen" war. 

284 Die letztere Interpretation wird durch ein für die englische Regierung bestimmtes Schrei­
ben Walewskis vom 18. November 1855 (CHARLEs-Roux S. 61) nahegelegt, wenn auch 
nicht schlüssig bewiesen: «L'empereur envisage l'offre qui nous est faite comme une 
chance heureuse et inesperee que nous devons saisir avec empressement, sans laisser le 
temps au cabinet de Vienne de revenir sur une ouverture dont il n'a peut-etre pas mesure 
toute l'etendue, ni bien approfondi toutes les consequences [ ... ].» Diese Stelle läßt 
wiederum die Vermutung zu, daß Napoleon durch das Öffnen verschiedener Friedens­
kanäle diese sich gegenseitig vorantreiben lassen und daß er nach allen Seiten, auch 
gegenüber seinem englischen Bundesgenossen, Druck zum Zwecke eines raschen 
Friedensschlusses ausüben wollte. 

285 V gl. Anm. 281 a. 
286 Telegramm Gorcakov an Nesselrode, Wien 25. November 1855 (GORIAINOW S. 129). 
287 Der Zar schrieb an den Rand dieser Mitteilung Gorcakovs: «Tout cela ne fait prevoir rien 

de bon.» 
288 Tagebucheintragung L. v. Gerlachs vom 14. Dezember 1855 (L. v. GERLACH II S. 364): 

"Ueberall Friedenslüfte. Rußland wendet plötzlich um und geht auf die Neutralisation 
des Schwarzen Meeres ein." Vgl. auch Nesselrode an Severin (Abschrift), Petersburg 
23. Dezember 1855 (der bayrischen Regierung am 31. Dezember 1855 überreicht. BGSTA, 
MA I 598). V gl. auch AKTENSTÜCKE S. 314-315. 
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eigene Friedenprojekt einigen möchten 289. In Paris schien Seebach noch keine 
Antwort auf den russischen Vorschlag bekommen zu haben. Napoleon kannte 
inzwischen den Entschluß des englischen Kabinetts - von dem er am 26. No­
vember auch persönlich von der Königin unterrichtet worden war 290 -, daß 
England sich auf eine Spezialkonvention zwischen der Türkei und Rußland 
betreffend die Seestreitkräfte im Schwarzen Meer nicht einlassen werde. Die 
Forderung gehörte zu den englischen Gegenvorschlägen auf die am 18. No­
vember erfolgte Mitteilung des französisch-österreichischen Memorandums. 
Napoleon wollte nun offenbar auf die russische Initiative nicht vor der end­
gültigen Fassung des österreichischen Ultimatums, die unmittelbar bevor­
stand, eingehen. 

Am 16. Dezember, dem Tage der Absendung des österreichischen Ultima­
tums, wurde Seebach von Walewski eröffnet 291, daß die russischen Vorschläge 
nicht ausreichend seien (( n' etaient pas suffisantes»). Er werde vereinbarungs­
gemäß das Wien er und Londoner Kabinett von der russischen Demarche 
unterrichten. Im übrigen seien vollständige, gemeinsam von den drei Alliierten 
abgesprochene Friedensvorschläge nach Petersburg unterwegs 292. 

Die Seebach-Mission war damit nicht beendet; sie trat vielmehr in eine neue 
Phase ein - die mysteriöseste, über die bislang nur Quellen aus zweiter Hand 
vorliegen. Ihr Hauptzweck in der voraufgehenden Phase bestand darin, das 
Friedensgespräch zwischen Paris und Petersburg erst einmal in Gang zu brin­
gen. Des weiteren verfolgte sie das Ziel, entweder eine direkte russisch-fran­
zösische Verständigung zu bewerkstelligen oder auch nur durch entsprechende 
Indiskretionen das Londoner Kabinett unter Druck zu setzen, es durch das 
Gespenst eines russisch-französischen Rapprochements zum Frieden zu zwin­
gen und das Wiener Kabinett bei der Stange zu halten. Ihre Funktion im fol­
genden Stadium, in das sich Napoleon jetzt direkt einschaltete, scheint darin 
bestanden zu haben, der russischen Regierung das österreichische Ultimatum 
zu explizieren, ihr eine schonende Behandlung, wie sie das Ultimatum gerade 

289 Weisung (Entwurf) Buol an Hübner/Colloredo, Wien 11. Dezember 1855 (HHSTA, PA IX 
51 f. 350-351). 

290 Königin Viktoria an Napoleon, 26. November 1855 (MARTIN III S. 529). V gl. auch den 
englischen Anderungsvorschlag betr. Punkt 3 bei GEFFCKEN S. 202-203. 

291 So die Darstellung Walewskis gegenüber der österreichischen Regierung, die dadurch 
zum erstenmal offiziell von den Seebach-Kontakten informiert wurde. Hübner an Buol, 
Paris 17. Dezember 1855 (HHSTA, PA IX 50 f. 261-262); Weisung (Entwurf) Buol an Ester­
hazy, Wien 22. Dezember 1855 (HHSTA, PA X 42 f. 219-220). 

292 Die Version ]OMINIS (S. 380), die in die Literatur eingegangen ist und die sich anhand der 
benutzten Akten weder widerlegen noch bestätigen läßt, ist folgende: Walewski habe der 
russischen Regierung den Vorwurf gemacht, daß sie ihre Eröffnungen auch in Wien mit­
geteilt habe, und diesen Umstand zum Vorwand genommen, um von dem zweiten Gleis, 
das ihn jetzt ebenso wie das erste in ein neues Verhandlungsstadium führte, wieder abzu­
springen, d. h. den Kontakt abzuschneiden (<<POli! declarer sa tache terminee»). 
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nicht verhieß, auf dem Friedenskongreß in Aussicht zu stellen und sie durch 
eine Mischung von Schmeichelei und Drohung - dem außenpolitischen Stil 
Napoleons entsprechend - zu der geforderten bedingungslosen Annahme des 
Ultimatums zu bewegen. 

Sowohl das Wiener wie das Londoner Kabinett haben die Reise Seebachs 
nach Petersburg unter einem dieser Aspekte gesehen. Buol war der Auffassung, 
Seebach habe den Auftrag, Rußland von den englischen Spezialbedingungen 
zu unterrichten, die in das Ultimatum aufzunehmen er sich geweigert hatte 293. 

Clarendon wollte in der Reise Seebachs die Absicht Napoleons sehen, der rus­
sischen Regierung mitzuteilen, daß er es ernst mit dem österreichischen Ulti­
matum meine und sich mit den darin enthaltenen Forderungen identifiziere294• 

Die preußische Regierung legte in die Seebach-Mission noch eine ganz 
andere Deutung. Manteuffel war Anfang Januar aus Brüssel das schon erwähn­
te 295 Gerücht zu Ohren gekommen, daß Napoleon sein Ausscheiden aus der 
englischen Allianz Rußland um den Preis der preußischen Rheinprovinz ver­
sprochen und dieses sich bereit erklärt habe, auf das Geschäft einzugehen. 
Clarendon, von Bernstorff um vertrauliche Stellungnahme dazu ersucht, hielt 
die Sache sogar für wahrscheinlich; das Anerbieten, falls es ergangen sei, werde 
indes kaum von Napoleon, sondern von Rußland gekommen sein. Er habe die 
feste Überzeugung, daß Rußland keinen Augenblick Bedenken tragen würde, 
diesen Preis zuzusichern, wenn es dadurch einen Separatfrieden mit Frankreich 
erreichen könnte. Für Manteuffel lag es nahe, das Gerücht mit der Mission 
Seebach in Verbindung zu bringen. Es ist auch, wie erwähnt 296, in den 
Brief Friedrich Wilhelms an Alexander vom 6. Januar 1856 eingegangen, ohne 
daß dort natürlich die Verbindung zur Seebach-Mission direkt gezogen wurde. 

Für die Möglichkeit, daß ein derartiges russisches Anerbieten zu diesem 
Zeitpunkt an Frankreich ergangen ist, findet sich in den Quellen noch ein wei­
terer Anhaltspunkt. In einer 1909 an entlegener Stelle auszugsweise gedruckten 
geheimen Spezialinstruktion, die Gorcakov im August 1856 für den russischen 
Botschafter in Paris, Graf Kiselev, aufgesetzt hatte, steht der bedeutsame 
Satz 297: Wenn Napoleon seine Pläne in bezug auf Italien, Nizza und Savoyen 
ausführen wolle, möge er das ruhig tun. Wenn er Österreich angreifen wolle, 
werde Rußland ihn nicht daran hindern. «S'il songeait aretablir l'ancienne 
frontiere du Rhin, qu'il sache que la Russie n'abandonnera pas la Prusse. Elle 
offrira ses bons offices sans aller au-de/a.» 

293 Lettre particuW::re (Abschrift) Buol an Hübner, Wien 1. Februar 1856 (HHSTA, PA IX 
54 f.98). 

294 Clarendon an Palmerston, The Grove 26. Dezember 1855 (DI NOLFO, Europa S. 466-467). 
295 Vgl. oben S. 49. 
296 V gl. oben S. 90-91. 
297 F. DE MARTENS XV S. 298-299. Die Hervorhebung im folgenden Zitat (das die Instruktion 

indirekt wiedergibt I) von mir. 
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Rußland war also im Sommer 1856 grundsätzlich bereit, Napoleon an der 
Verlegung der französischen Grenze an den Rhein nicht zu hindern. Ob die 
Bereitschaft schon Anfang 1856 bestanden hat, läßt sich noch nicht eindeutig 
belegen. Es ist aber gerade wegen der Bemühungen des russischen Kabinetts, 
Frankreich in diesem Stadium des Krimkriegs aus der westmächtlichen Koali­
tion herauszulösen, zu vermuten, daß sie schon zu diesem Zeitpunkt vorhanden 
war. Das allgemeine Bestreben Rußlands, zu einem Separatfrieden mit Frank­
reich zu gelangen, tritt in der offiziösen russischen Darstellung des Krimkriegs 
jedenfalls deutlich hervor 298. Den eventuell dafür angebotenen Preis der Rhein­
grenze konnte sie selbstverständlich darin nicht mit angeben. Der Schleier des 
Geheimnisses, der über diese Angelegenheit heute noch gebreitet ist, wird sich, 
wenn überhaupt, wohl nur durch die russischen Akten lüften lassen. Aus den 
französischen Akten ist kaum Aufschluß darüber zu erwarten, da die höchst­
persönliche Geheimdiplomatie Napoleons in den französischen Archiven im 
allgemeinen nur wenige Spuren hinterlassen hat. 

Wie dem auch sei - bei der Ermittlung des Auftrags, den Seebach von Napo­
leon für seine Reise nach Petersburg erhielt, sind wir auf die Darstellung 
J ominis und auf die von Paris aus in den verschiedenen diplomatischen Kanä­
len in Umlauf gesetzten Andeutungen angewiesen. Am 19. oder 20. Dezember 
wurde Seebach von Napoleon zu einer Abschiedsaudienz empfangen 299. Der 
Kaiser legte ihm seine Vorstellungen folgendermaßen auseinander 300 : Es gebe 
zwei Wege, um einen großen Krieg zu beenden: indem entweder eine der bei­
den Parteien in einen Zustand vollständiger Erschöpfung gebracht oder indem 
der Kampf zu einem Zeitpunkt abgebrochen werde, da die Parteien noch gleich 
stark seien, so daß beide ihre Ehre retten können. Seiner Meinung nach befinde 
man sich jetzt in der letztgenannten Lage. In der Ostsee hätten die Allüerten 
nichts Bemerkenswertes erreicht; auf der Krim hätten sie einen Sieg errungen, 
der indes teuer bezahlt worden sei. Die Russen hätten tapferen Widerstand 
geleistet. Durch die guten strategischen Dispositionen des Fürsten Gorcakov 
habe sich Rußland für den Winter die Krim noch gesichert. Die Allüerten 

298 JOMINI S. 380: «Si la France l'avait fermement voulu, elle eut pu se stparer de l'Autriche 
et de l' Angleterre.» Es ist möglich, daß die geheime Bündnisofferte an Frankreich auf Vor­
stellungen Gorcakovs oder anderer Mitglieder der frankophilen Partei am Petersburger 
Hofe (z. B. Orlov) zurückzuführen ist und Alexander sie sich zu eigen gemacht hat. Dar­
auf deutet hin: erstens ein Telegramm Gorcakovs nach Petersburg vom 12. Januar 1856, 
in dem er drängte, das österreichische Ultimatum abzulehnen und "sich direkt an Napoleon 
mit Vorschlägen, die Frankreich zufrieden stellen würden, zu wenden" (JOMINI S. 389 
Anm.; TATISCEV I S.170-171); zweitens die Warnung Nesselrodes an Alexandervom 11. 
Februar 1856 (NEssELRoDE XI S. 113), mit Napoleon gemeinsame Sache zu machen, wenn 
er das linke Rheinufer erobern wolle. Diese Warnung konnte nur ausgesprochen werden, 
wenn es entsprechende Vorstellungen in der Umgebung Alexanders zu bekämpfen gab. 

299 Hübner an Buol, Paris 22. Dezember 1855 (HHSTA, PA IX 50 f. 417V). 

300 JOMINI S. 381-382. 
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hätten sie im September besetzen können, wenn ihre Energie größer gewesen 
wäre. 

Nach dieser für russische Ohren schmeichelhaften Schilderung der vergan­
genen Kriegsereignisse entwickelte Napoleon seine Zukunftsvorstellungen : 
Die Aussichten des Krieges im nächsten Jahr seien für die Alliierten weit gün­
stiger als für Rußland. Man werde den Krieg angesichts früherer Erfahrungen 
nicht ins Innere Rußlands tragen; doch werde man sich die technischen Fort­
schritte bei den Seekampfmitteln zunutze machen, um Kronstadt zu zerstören. 
Im Schwarzen Meer solle die Blockade aufrechterhalten bleiben, was Rußland 
zum Bereithalten starker Kräfte zwinge. All dies werde nur zu Blutvergießen 
und nutzlosem Kräfteverschleiß führen. Er, Napoleon, wünsche eine dauer­
hafte Verbindung mit Rußland; dieses müsse jetzt aber, da es ohne Verbündete 
dastehe, Opfer bringen. Die überbrachten Friedensbedingungen seien das Mini­
mum dessen, was die Alliierten zu fordern hätten. Die Staatsräson erheische 
ihre Annahme. 

Napoleon wies des weiteren auf seine Schwierigkeiten mit London hin. Er 
habe nur mit größter Mühe die englische Forderung abgewiesen, das Prinzip 
der Neutralisierung auch auf das Azovsche Meer auszudehnen und den Hafen 
von Nikolaev zerstören zu lassen. In London hoffe man, daß die Friedens­
bedingungen abgelehnt würden301• 

Seebach ließ darauf die Bemerkung fallen, daß er angesichts solch absoluter 
Forderungen der Alliierten keinen Raum für Verhandlungen mehr sehe. Napo­
leon quittierte sie mit den Worten «qu'il desirait se rapproeher de nous, et 
qu'il en donnerait des preuves dans le cours des discussions». 

So lautet die offiziöse russische Darstellung, die möglicherweise auf der 
Berichterstattung See bachs beruht. Trifft sie zu - abgesehen von dem, was sie 
eventuell verschweigt -, so ist in Napoleons Auftrag ein zwar unverbind­
liches, aber unmißverständliches Angebot auf ein Bündnis oder doch Rappro­
chement zu erkennen. Hier könnte dann Alexander angesetzt und den Sepa­
ratfrieden mit dem Preis der Rheinprovinz in Aussicht gestellt haben, wenn 
er das nicht schon früher, irgendwann ab Ende November getan hatte. Der 
geheimnisvolle Satz Napoleons: «La Russie me fait des avances », den er 
Mitte Januar zu Baron Hübner sprach 302, müßte damit in Zusammenhang zu 
bringen sein. 

301 In den für die Londoner und Wiener Adresse bestimmten Mitteilungen über diesen Teil 
der Unterredung heißt es, daß Napoleon das russische Kabinett davor gewarnt habe, auf 
ein Zerwürfnis mit dem englischen Bundesgenossen zu spekulieren. (Clarendon an 
Palmerston, The Grove 26. Dezember 1855. DI NOLFo, Europa S. 466. - Hübner an Buol, 
Paris 11.Januar 1856. HHSTA, PA IX 52 f. 15). Ähnlich äußerte sich Seebach selbst gegen­
über dem bayrischen Gesandten in Petersburg. (Bray an König Max, Petersburg 13. Januar 
1856. BGSTA, MA I 598 Nr. 137.) 

302 Hübner an Buol, Paris 17. Januar 1856 (HHSTA, PA IX 52 f. 52V). 
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Mag Seebach bei seinem Aufenthalt in St. Petersburg 303 eine solche Ge­
heiminstruktion von Alexander empfangen und nach Paris mitgebracht haben 
oder nicht - er hatte jedenfalls einen ostensiblen Auftrag, der in diplomatischen 
Kreisen kein Geheimnis blieb 304. Danach sollte Napoleon mitgeteilt werden, 
daß Rußland über die Grenze, die es in seinem Gegenprojekt zum österreichi­
schen Ultimatum sich selbst gesetzt habe 305, nicht hinausgehen werde. In dem 
Gegenvorschlag, der auch der österreichischen Regierung direkt übermittelt 
wurde, nahm Rußland die Punkte 2, 3 und 4 an, strich in Punkt 1 die Forderung 
auf die Gebietsabtretung in Bessarabien und Punkt 5 vollständig. 

Nesselrode schlug in einem (wohl Seebach anvertrauten) Brief an Walewski 
eine Konferenz in Paris vor, in der das russische Projekt in Form von Friedens­
präliminarien zu sanktionieren sei 306. Napoleon wurde in dem Brief als «l'ar­
bitre de la situation» bezeichnet. Es fiel auch das Wort von den « sympathies 
naturelles des deux nations» - eine Selbstverleugnung, die sich Nesselrode auf­
erlegt hatte, da sein Lebenswerk nun in Trümmern lag, und ein Leitmotiv der 
künftigen russischen Außenpolitik. Alexander war also auf das französische 
Anerbieten eines Rapprochements, wie es ihm zuletzt durch See bach übermit­
telt und aller Welt in der Schrift «Necessite d'un congres europeen» mitgeteilt 
war, in der Seebach mitgegebenen Antwort eingegangen. 

Napoleon war geneigt, den russischen Gegenvorschlag zu dem österreichi­
schen Ultimatum anzunehmen und damit von dem mit Österreich vereinbarten 
Modus procedendi abzuspringen. Am 14. Januar teilte er seine Überlegungen 
Königin Viktoria in einem von der Forschung wenig beachteten Brief mit 307. 

Er stellte die Königin mit aller Deutlichkeit vor die schwerwiegende Alterna­
tive, wie sie sich den Alliierten nach seiner Anschauung jetzt darbot: Nach den 
Abmachungen müsse Österreich eigentlich die diplomatischen Beziehungen 
abbrechen. Und England und Frankreich? Sie müßten den Krieg fortsetzen! 
Für ein "rein österreichisches Interesse" und für eine Frage, die das ottomani­
sche Reich in keiner Weise konsolidiere! Damit war die bessarabische Gebiets­
abtretung angesprochen. Daß Napoleon mit dieser Frage die Entscheidung 
über Krieg und Frieden verknüpfte, zeigt, welche unglückseligen Folgen für 
Österreich sich darin schon keimhaft ankündigten. Napoleon schlug folgenden 
Ausweg vor: Da Rußland ganz Kleinasien zu räumen bereit sei, sollten sich die 

303 Darüber läßt sich an konkreten Einzelheiten nichts feststellen, außer daß er eine Reihe 
mehrstündiger Audienzen beim Zaren hatte. V g!. Esterbazy an Buol, Petersburg 12. Januar 
1856 (HHSTA, PA X 43 f. 24-25). 

304 Vgl. Hübner an Buo!. Paris 17. Januar 1856 (HHSTA, PA IX 52 f. 51-54). 
305 Nessclrode an Gorcakov (Abschrift; in der Beilage der formulierte Gegenvorschlag), 

Petersburg 5. Januar 1856 (HHSTA, PA X 44f. 21-26). Deutsche Übersetzung in AKTEN­
STÜCKE S. 315-318. 

306 Auszug im Tagebuch L. v. Gerlachs unterm 10. Januar 1856 (L. v. GERLACH II S. 382). 
V gl. GEFFCKEN 213-214. 

307 VICTORIA III S. 162-163. 
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Alliierten darauf beschränken, für die Türkei statt der Gebietsabtretung in 
Bessarabien befestigte Plätze an der Donau, wie Ismail und Kilia, zu verlangen. 
Den fünften Punkt betreffend solle man die Nichtbefestigung der Alandinseln 
und eine Amnestie für die (Krim-)Tataren fordern. Die öffentliche Meinung in 
Frankreich werde es nicht verstehen, wenn um ein paar bessarabischer Heide­
gebiete willen (<< pour obtenir quelques landes de la Bessarabie») das Wohler­
gehen des französischen Volkes aufs Spiel gesetzt würde. 

Nimmt man an, daß Seebach aus Petersburg neben dem russischen Gegen­
vorschlag zum österreichischen Ultimatum auch ein geheimes Bündnisangebot 
mitgebracht hat, so darf dem Schreiben Napoleons an Königin Viktoria außer 
der vordergründigen Funktion, den englischen Partner von der Notwendigkeit 
zu überzeugen, unter den russischen Gegenbedingungen Frieden zu schließen, 
noch ein weiteres Motiv zugeschrieben werden. Als einzige zur Weiterführung 
des Krieges noch geltende Berechtigung stellte Napoleon die bessarabische 
Angelegenheit hin; Rußland habe ja alle anderen Kriegsziele der Alliierten (die 
Vier Punkte) erfüllt. Der Beendigung des Krieges stand in seinen Augen also 
sonst kein Hindernis mehr im Wege. Ging England auf diese Argumentation 
ein, konnte über Österreich hinweg der Friede geschlossen werden. Lehnte es 
ab - was möglich war, da sich das englische Kriegszielprogramm ja keineswegs 
in der bessarabischen Frage erschöpfte -, so war Napoleon in der Lage, das 
anglo-französische Bündnis als hinfällig zu betrachten, da es die Verfolgung 
partikularer Interessen im Krieg gegen Rußland verbot - hier das österreichi­
sche Interesse an Bessarabien und die englischen Eigeninteressen. Dergestalt 
vor der öffentlichen Meinung Frankreichs und Europas salviert, konnte er mit 
Hilfe einer neuen französisch-russischen Allianz seinen eigenen Grand Dessein 
in die Tat umzusetzen beginnen. 

Solche verborgenen Motive müssen in dem Brief stecken, wenn man nicht 
unterstellt, Napoleon habe den im österreichischen Ultimatum vereinbarten 
Modus procedendi nicht genau gekannt. Die Instruktion Buols an Esterhazy 
hatte das Vorgehen des österreichischen Botschafters in zwei deutlich vonein­
ander unterschiedene Phasen geteilt: in eine erste, «la phase de la persua­
sion»308, in der Esterhazy vertrauliche Mitteilungen über den ersten und fünf­
ten Punkt machen konnte, und in eine zweite, «celle de la menace ». Erst in der 
zweiten sollte mit dem Abbruch der Beziehungen gedroht werden, um eine 
«acceptation pure et simple» zu erreichen. Diese zweite Phase war am 14. Januar 
noch nicht abgelaufen, eine bedingungslose Annahme Rußlands, d. h. die 
Zurücknahme des russischen Gegenvorschlags, also noch möglich. Daß sich 

308 Bourqueney an Walewski, 17. Januar 1855 (CHARLES-Roux S. 63). - Paul W. Schroeder 
(vgl. seine oben am Schluß des Vorwortes genannte Schrift) ist der Auffassung, daß Napo­
leon (ebenso wie England) nach dem österreichischen Ultimatum versucht habe, Öster­
reich aus den weiteren Friedensvorbereitungen (mithin auch den Friedensverhandlungen) 
auszuschalten. 
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Buol genau an den Modus procedendi hielt, wußte auf Grund laufender tele­
graphischer Unterrichtung aus Wien sowohl das Pariser wie das Londoner 
Kabinett. Die Alternative, wie Napoleon sie am 14. Januar Königin Viktoria 
vorlegte, war demnach nicht echt oder doch verfrüht gestellt. 

Die Königin und ihre Minister konnten auf diese einfachen chronologischen 
Zusammenhänge hinweisen und brauchten daher die ihnen abverlangte Ent­
scheidung gar nicht zu treffen. Viktoria, die zu diesem Zeitpunkt noch durch­
aus an die Fortsetzung des Krieges glaubte 309 und sie auch erhoffte, antwortete 
Napoleon tags darauf310 und hielt ihm folgende Argumente vor: «Nous som­
mes au 15; le 18les relations diplomatiques entre l'Autriche et la Russie doivent 
etre rompues; je crois que notre position vis-a-vis de la Russie sera meilleure en 
discutant ses propositions apres la rupture et apres en avoir vu les effets. » 

Der Kulminationspunkt der letzten Phase des europäischen Dramas war am 
folgenden Tag schon erreicht. Am 16. Januar um 1 Uhr erging aus Petersburg 
über den elektrischen Draht die Meldung über die bedingungslose Annahme 
des österreichischen Ultimatums nach Wien und von dort auf demselben Wege 
in die beiden anderen europäischen Hauptstädte 311. 

"Russia's submissiveness amazed the world then, and has perplexed histori­
ans since that day", so schrieb 1938 der englische Krimkriegsforscher Harold 
Temperley 312. Der Vordersatz läßt sich aus den Quellen vielfach bestätigen; 
der Nachsatz, bisher kaum in Frage gestellt, darf heute nicht mehr aufrechter­
halten werden. 

Es gilt nun, den Motiven, die dem Entschluß der russischen Staatsführung 
zum Frieden in einem der schicksalsschwersten Momente der Geschichte des 
19. Jahrhunderts zugrunde liegen, in ihrer Vielfalt nachzuspüren. So manche 
Einzelheiten fehlen noch, um das Motivgeflecht bis in die feinsten Verwurze­
lungen hinein zu analysieren; doch die Hauptstränge, die den schwerwiegenden 
Entschluß erklären, liegen zutage. 

309 Königin Viktoria an Clarendon, Windsor 15. Januar 1856 (VICTORIA III S. 163): "[The 
Queen's feelings] canno! be for peace now [ .. . ]. The Queen cannot yet bring herself 
to believe that the Russians are at all sincere, or that it will now end in peace." Vgl. auch 
Palmerston an Königin Viktoria, London 17. Januar 1856 (EBENDA S. 165-166). 

310 EBENDA S. 164. 
311 Nesselrode an Gorcakov, Petersburg 16. Januar 1856 1 Uhr (Eingang 5 Uhr 10 Minuten. 

HHSTA, PA X 44). Vgl. auch die Tagebucheintragung Hübners vom 16. Januar 1856 
(HÜBNER I S. 382). 

312 Austria S. 634. - Der Aufsatz gereicht dem großen Forscher nicht zur Ehre. Man merkt 
ihm allenthalben das Aussehen eines Rohentwurfs und den Charakter der Vorläufigkeit an. 
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10. Rußlands Entscheidung für den Frieden 

Wenige Tage nach Übergabe des österreichischen Ultimatums berief Zar Alex­
ander einen "Kronrat" ein. Er fand am 1. Januar 1856 um 20 Uhr im kaiserli­
chen Kabinett des Winterpalastes statt 313• Zugegen waren außer dem Zaren 
Großfürst Konstantin Nikolaevic, Chef des Marinedepartements, Staatskanz­
ler Graf Nesselrode, der Minister für Staatsvermögen, Graf Kiselev, die Gene­
raladjutanten Fürst Voroncov und GrafOrlov, Staatssekretär Graf Bludov und 
der frühere Botschafter in Wien Baron Meyendorff. Der Zar verlas den Text 
des österreichischen Ultimatums und holte sich von den Anwesenden Rat ein 
über die Frage, ob die gegenwärtige Lage Rußland zur Annahme zwinge oder 
die Fortsetzung des Krieges erlaube. 

Als erster wies Nesselrode darauf hin 314, daß ein neuer Feldzug zu weit 
ungünstigeren Friedensbedingungen führen werde; man müsse jetzt versuchen, 
von dem gefährlichen fünften Punkt loszukommen. Kiselev lenkte den Blick 
auf die finanzielle und wirtschaftliche Lage des Reiches, die sich durch die Fort­
setzung des Krieges verschlechtern werde. Alle anderen Ratgeber außer Bludov 
sprachen sich für die Annahme des Ultimatums im Sinne der von Nesselrode 
angedeuteten Änderung aus. Bludov bezeichnete es als mit der Ehre Rußlands 
unvereinbar, die österreichischen Bedingungen zu akzeptieren. Die Versamm­
lung einigte sich darauf, nach Wien die Antwort abgehen zu lassen, daß Ruß­
land die Bedingungen außer Punkt 5 und der Gebietsabtretung in Punkt 1 
annehme. 

Die Antwort wurde am 11. Januar in Wien durch Fürst Goreakov über­
reicht 315. Buol bestand auf bedingungsloser Annahme und stellte im Falle der 
Ablehnung den Abbruch der diplomatischen Beziehungen für den 18. Januar 
in Aussicht. Esterhazy wurde erneut an seine Geheiminstruktion erinnert, nach 
der er vertrauliche Aufklärungen über die beanstandeten Punkte geben konnte. 
Der fünfte Punkt impliziere keine Verpflichtung für Rußland. Er gewähre allen 
kriegführenden Mächten den gleichen Spielraum; seine Aufrechterhaltung sei 
also im Interesse Rußlands. Das war eine deutliche Anspielung auf die Ein­
nahme von Kars, die bei den Beratungen über das österreichische Ultimatum 
noch nicht bekannt gewesen war und auf die jetzt Rußland im Sinne besserer 

313 Quellen: Aufzeichnung Meyendorffs, undatiert (MEYENDORFF III S. 212-214 [Nr.526]); 
Tagebucheintragung Kiselevs (ZABLOCKIJ-DESJ ATOVSKIJ III S.3-5). - Ich übertrage in 
diesem Kapitel den aus der preußischen Verfassungsgeschichte stammenden (noch unzu­
reichend erforschten) Begriff "Kronrat" der Anschaulichkeit halber auf die russischen Ver­
hältnisse. In den russischen Quellen ist etwas farblos von "Sitzung, Beratung, Konferenz" 
u. a. "unter Vorsitz des Zaren" die Rede. 

314 TARLEII S. 503-504 (ohne Quellenangabe). 
315 Vgl. oben S. 107. 
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Friedensbedingungen hinweisen konnte. Die bessarabische Angelegenheit 
betreffend gab Buol zu verstehen, daß die endgültige Grenzziehung den Ver­
handlungen vorbehalten bleibe 316. 

Zar Alexander berief zum 15. Januar abermals einen Kronrat ein. Die Quel­
len über diese historische Zusammenkunft sind inzwischen derart ergiebig 317, 

daß sich ein ziemlich vollständiges Bild über die von den einzelnen Teilneh­
mern 318 vorgetragenen Gründe für die bedingungslose Annahme gewinnen 
läßt. Die Vorträge der Minister zeichnen sich durch ein hohes Maß an Sach­
lichkeit und Verantwortungs bewußtsein aus. 

Nur Graf Bludov ließ sich wiederum vom Gefühl leiten. Seine Äußerungen 
spiegeln eine Stimmung wider, wie sie damals in Petersburger und Moskauer 
Literatenkreisen vorherrschte 319. Zu diesen zählten auch die Slavophilen, die 
sich, wie etwa Ivan Aksakov, in der zwiespältigen Situation wähnten, den Frie­
den zwar für schandhaft, den Krieg jedoch für aussichtslos halten zu müssen. 
Sie glaubten aber nur in der Fortführung des Krieges bis zum bitteren Ende 
den einzigen Weg sehen zu können, der Rußland die Augen öffnen und der 
russischen Gesellschaft die inneren Gebrechen des nikolaitischen Systems 
schonungslos bloßlegen werde. Es war dies eine geistige Ausnahmesituation, 
in die sich in der folgenden europäischen Geschichte auch in anderen Ländern 
patriotische Männer und Frauen - etwa die deutschen Widerstandskämpfer im 
Dritten Reich - immer wieder gestellt fanden: die totale Niederlage wünschen 
zu müssen, um die Unhaltbarkeit und Untragbarkeit des alten Herrschaftssy­
stems zutage treten zu lassen. Graf Bludovs Äußerungen vom Januar 1856 
lassen sich mit den Gesinnungen solcher Intellektueller zwar nicht ohne weite­
res vergleichen; sein Verzweiflungs denken kommt aber deutlich in dem Bon­
mot zum Ausdruck, das schon Choiseul auf die ausweglose Lage Frankreichs 
am Ende des Siebenjährigen Krieges angewandt hatte: Wenn wir den Krieg 
nicht richtig zu führen verstehen, müssen wir eben Frieden schließen. 

Es dürfte wohl ein müßiges Unterfangen sein, unter den gewichtigen Argu­
menten, die im zweiten Kronrat für die Beendigung des Krieges vorgebracht 
wurden, eine Rangordnung aufstellen und etwa dem außenpolitischen Moment, 
wie das vornehmlich in der älteren Literatur getan wurde, oder dem wirtschaft-

316 Telegramm (Abschrift) Buolan Esterhazy,Wien 12.Januar 1856 (HHSTA, PAX43 f. 9-10); 
Telegramm (Abschrift) Buol an Esterhazy, Wien 14. Januar 1856 (EBENDA f. 11). 

317 Denkschrift Nesselrodes vom 15. Januar 1856 (TATISCEV I S. 171-172); Aufzeichnung 
Meyendorffs vom 15. Januar 1856 (MEYENDORFF III S. 214-217 [Nr. 527]); Denkschrift 
Miljutins für den Kriegsminister, o. D. (BESTUZEV, Iz istorii S. 206-208). 

318 Es war der gleiche Kreis wie beim ersten Kronrat, hinzugetreten war nur der Kriegs­
minister, Fürst Dolgorukov. 

319 Vgl. TARLE II S. 507-509. - Über den hier nur berührten, im Gesamtzusammenhang des 
Krimkriegs jedoch sehr wichtigen Aspekt der geistigen und "weltanschaulichen" Aus­
einandersetzung zwischen dem Westen und dem Osten Europas vgl. zusammenfassend 
SCHELTING S. 186-205; für die neuere Literatur dazu vgl. BAUMGART, Probleme S. 388-394. 
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lichen, wie es jetzt in der marxistischen Historiographie geschieht, den ersten 
Platz zuschreiben zu wollen. Jedes einzelne allein hätte schwer genug gewogen, 
um den Entschluß zum Frieden als den einzig vernünftigen erscheinen zu 
lassen. 

Es ist für Nesselrode als Politiker wie auch überhaupt für die Regierungs­
verfassung Rußlands im 19. Jahrhundert charakteristisch, daß sich der Reichs­
kanzler im wesentlichen auf die Darlegung der politischen und diplomatischen 
Situation beschränkte und auf eine Gesamtanalyse verzichtete. Daß Nesselrode 
nicht als großer Staatsmann zu bezeichnen ist, liegt nicht so sehr daran, daß er 
keine schöpferischen Ideen hatte, sondern vielmehr an der autokratischen 
Regierungsstruktur des zaristischen Rußland. Danach ruhten die Entschei­
dungsgewalt und die Verantwortung für die gesamte Politik allein in der Hand 
des Zaren. Nesselrodes Stellung als Reichskanzler ist also nicht mit derjenigen 
des späteren deutschen Reichskanzlers, der die politische Verantwortung mit 
dem Herrscher teilte, zu vergleichen. Die Trennung der Ressorts war in Ruß­
land schärfer vollzogen als in anderen Ländern. Nesselrode war in bezug auf 
sein Dienstverhältnis gleichrangig mit den übrigen Ministern und in seiner 
Stellung von den anderen nur dadurch hervorgehoben, daß die Außenpolitik 
unter Nikolaus alle anderen Ressorts an Bedeutung übertraf. 

Nesselrode konnte in seiner außenpolitischen Lage-Schilderung vor dem 
Kronrat auf zwei unheilschwangere Ereignisse der jüngsten Vergangenheit 
hinweisen: die neuerdings deutlich feindselige Haltung sowohl Österreichs 
wie auch Schwedens. 

Für Alexander ist der tiefe Eindruck, den bereits die ersten Nachrichten über 
das österreichische Ultimatum auf ihn ausübten, aus seinen Briefen an den 
Oberbefehlshaber in der Krim nachweisbar. Danach rechnete Alexander zwar 
nicht - wegen der inzwischen bekanntgewordenen Reduktion der österreichi­
schen Armee - mit einem sofortigen Kriegseintritt Österreichs, machte sich 
aber doch für 1856 auf das Schlimmste gefaßt ("nam dolzno gotovit'sja 
k chudsemu") und hielt die Lage Rußlands im Frühjahr für "sehr kritisch" 
und "sehr schwierig" 320. 

Eine kaum minder große psychologische Wirkung hatte in Petersburg der 
schwedisch-westmächtliche Vertrag vom 21. November 1855 321 hinterlassen. 
Die rußlandfeindlichen Neigungen König Oskars 1. und die kriegsbereite 
Stimmung des Kronprinzen Oskar waren schon zu Beginn des Krimkriegs in 
den beiden westlichen Hauptstädten bekannt. Allianzverhandlungen waren 
mehrfach begonnen worden, aber immer wieder an den zu hohen schwedischen 

320 Alexander an M. D. Gorcakov, Petersburg 23. Dezember 1855 und 6. Januar 1856 (IM­
PERATOR ALEKSANDR S. 605 und 608). 

321 V gl. oben S. 32. Nordin an Stjerneld, Petersburg 18. Dezember 1855 (HALLENDORFF, 
Konung Oscar S. 103-105 [Nr. 36]). - Text des Traktats bei MARTENS XV S. 628-631. 
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F orderungen( englischeSu bsidienszahlungen,Rückkehr Finnlands an Schweden, 
Kriegseintritt Schwedens nur gleichzeitig mit demjenigen Österreichs) ge­
scheitert. Im November 1855 hatten die Verhandlungen schließlich zu einem 
Traktat geführt, in dem die Westmächte die Integrität des schwedisch-norwe­
gischen Königreiches garantierten und in dem auch eine Offensivallianz an­
gekündigt war. König Oskar hat ihn mit der Absicht eines baldigen Kriegs­
eintritts abgeschlossen. Der Traktat wurde der russischen Regierung offiziell 
am 17. Dezember durch den schwedischen Gesandten, Generalmajor Nordin, 
mitgeteilt 322. Nesselrode nahm die Mitteilung überrascht und bestürzt ent­
gegen mit den Worten: «Commentl il y a un traite?» Er vermutete, daß 
neben dem Traktat auch ein Geheimvertrag, der den Kriegseintritt Schwe­
dens vorsah, abgeschlossen worden war. Besonders die Fassung des Artikels 2 
mochte eine solche Vermutung nahelegen. Die Hauptbedeutung des Stock­
holm er Vertrages für das politische Kalkül Nesselrodes lag darin, daß er die 
erste mächtige Bresche in ,die Phalanx der neutralen Staaten Europas geschla­
gen hatte. 

In seinen Ausführungen vor dem Kronrat zog Nesselrode aus diesen Er­
eignissen die Folgerung, daß der westmächtlichen Koalition sich bald die 
skandinavischen Staaten (womöglich auch Dänemark) und Österreich mit dem 
ganzen Deutschen Bund anschließen würden. Es sei zwar möglich, daß Öster­
reich im Laufe des Jahres 1856 der Kriegskoalition förmlich noch nicht bei­
trete; doch auf dem alliierten Kriegsrat in Paris sei beschlossen worden 323, 

die ganze Krim zu besetzen und französische Truppen von der Donau her 
nach Bessarabien vordringen zu lassen. Der Krieg werde dadurch unmittelbar 
an die Grenzen Österreichs herangetragen, das auf diese Weise leicht 
in den Krieg verwickelt werden könne. Auch Preußen werde dem auf 
ihn ausgeübten Druck nicht mehr standhalten. So würde allmählich ganz 
Europa gegen Rußland zu Felde ziehen, das früher oder später die 
Friedensbedingungen annehmen müsse; nur würden sie später, den Er­
folgen der Gegner entsprechend, höher ausfallen. Schon jetzt habe England 
sich nur unter großen Schwierigkeiten zu den fünf Punkten bestimmen 
lassen. Nehme man sie dagegen zum gegenwärtigen Zeitpunkt an, 
habe man die Möglichkeit, die Uneinigkeit innerhalb der gegnerischen Koali­
tion, die nach Friedensschluß zutage treten werde, auszunutzen. Napoleon habe 
seine Neigungen zu Rußland bereits zu erkennen gegeben. Die Ablehnung der 
Friedensbedingungen würde ihn für lange Zeit, vielleicht für immer, in die 
Arme Englands werfen, während die Annahme es Rußland und Frankreich 

322 Nordin an Manderström, Petersburg 25. Dezember 1855 (HALLENDORFF, Oscar S. 353 bis 
355 [Nr. 58]). Vgl. auch EBENDA S. 125-127. 

323 Diese Nachricht dürfte Nesselrode aus französischen Presseverlautbarungen, die den 
Kriegsrat ankündigten, oder aus den Mitteilungen Seebachs geschöpft haben. 
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ermöglichen werde, "einen politischen Weg einzuschlagen, der die Interessen 
beider zusammenführen wird". 

Selbst Nesselrode also wollte die Gunst des Augenblicks nicht ungenutzt 
lassen, um mit Hilfe Beelzebubs den Teufel, d. h. den englischen Gegner, aus 
dem russischen Haus zu werfen. Am Schluß seiner Ausführungen nahm Nessel­
rode noch Gelegenheit, auch auf Grund der geheimen österreichischen Zusiche­
rungen für den Frieden zu sprechen. Die endgültige Festlegung der bessarabi­
schen Grenze hänge von den Verhandlungen ab. Über Kars und Nikolaev sei bis 
jetzt nicht gesprochen worden. Diese Fragen seien noch ganz offen und negozia­
bel. Nesselrode spekulierte dabei zweifellos auf die Unterstützung Napoleons. 

Als nächster Vortragender sprach sich Fürst V oroncov entschieden für den 
Frieden aus. Der langjährige Statthalter des Kaukasus konnte mit besonderem 
Gewicht auf die trübe Aussicht hinweisen, daß Rußland bei längerer Dauer des 
Krieges die Krim, den Kaukasus, Finnland und Polen verlieren könnte. Graf 
Kiselev, einer der nächsten Sprecher, griff diesen Gedanken auf. Aus der von 
Meyendorff überlieferten Aufzeichnung über den Kronrat geht deutlich hervor, 
daß nach Auffassung der Teilnehmer diese Randprovinzen nicht infolge neuer 
militärischer Niederlagen, sondern wegen ihres besonderen politischen Status 
und ihrer völkischen Eigenart dem russischen Reich abspenstig gemacht wer­
den könnten. Rußland habe diese Provinzen, so sagte Kiselev, erst vor einem 
halben Jahrhundert erobert; der kurze Zeitraum habe eine organische Verbin­
dung (<<une fusion complete») zwischen ihnen und dem Mutterland noch nicht 
vollständig herbeiführen können. In Wolhynien und Podolien seien schon aus­
ländische Emissäre am Werk; Finnland sei trotz des bislang bezeugten guten 
Willens der Bevölkerung ein "zweifelhafter Besitz" ; Polen werde sich erheben, 
sobald entsprechende militärische Operationen von seiten der Alliierten einge­
leitet seien 324. 

Diese Ausführungen sind der schlagende Beweis dafür, daß die russische 
Staatsführung mit der Revolutionierung der Randvölker im Jahre 1856 ernst­
haft rechnete. Man fürchtete die Absplitterung dieser Provinzen in einer Form, 
wie sie nach 1917 für kurze Zeit tatsächlich eingetreten ist. Rußland hätte auf 
seine Eroberungen von zwei oder drei viertel Jahrhunderten verzichten müs­
sen und wäre auf den territorialen Status der Zeit vor Katharina d. Gr. oder 
gar, wenn nach den Vorstellungen Palmerstons auch die baltischen Provinzen 
bedroht worden wären, auf den vorpetrinischen Stand reduziert worden. Der 
Vergleich Kiselevs, daß angesichts dieser Einbußen die jetzigen Bedingungen 
"minimal" seien, traf ins Schwarze. 

Baron Meyendorff zog seinerseits eine Reihe historischer Vergleiche heran, 
um die bedrohliche Lage Rußlands zu veranschaulichen. Werde der Krieg fort­
gesetzt, so gerate Rußland angesichts der finanziellen Opfer, die der Krieg 

324 Zur neueren Literatur über Finnland und Polen vgl. BAUMGART, Probleme S. 385-388. 
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fordere, in die Situation, in der sich Österreich nach dem Wiener Kongreß 
befunden habe. Damals habe Österreich, erschöpft durch lange Kriege gegen 
die Revolution, auf jede politische Initiative verzichten müssen. 1847 habe 
Metternich 30000 Soldaten in die Schweiz zur Niederschlagung der Revolution 
senden wollen, das Vorhaben wegen des drohenden Staatsbankrotts jedoch auf­
geben müssen. Die Revolution habe in der Schweiz, bald darauf in Paris und 
Wien gesiegt. Meyendorff versuchte also, mit diesem Vergleich das Gespenst 
der Revolution in Rußland an die Wand zu malen. Der weitere Hinweis auf 
Karl XII. sollte wiederum die sich aus der finanziellen Lage ergebenden Folgen 
eines langjährigen Krieges für den Status einer Großmacht verdeutlichen. 
Schweden sei zu Beginn des letzten Jahrhunderts eine bedeutende Macht gewe­
sen; die Kriege Karls XII. hätten es aber derart erschöpft, daß es auf die Stufe 
eines drittrangigen Staates zurückgesunken sei und sich nie wieder erholt habe. 
Die daraus zu ziehenden Schlußfolgerungen waren für Meyendorff evident: 
Ein jetzt abgebrochener Krieg beeinträchtige die Entwicklung der russischen 
Machtstellung in keiner Weise und präjudiziere nicht Rußlands Zukunft. Ein 
gegenwärtig geschlossener Friede sei nur ein Waffenstillstand, nach dessen 
Ablauf Rußland das erreichen könne, was die jetzigen Umstände ihm versag­
ten. Werde der Friede aber ein oder zwei Jahre hinausgezögert, gerate Rußland 
in einen Schwäche- und Erschöpfungszustand, aus dem es sich in fünfzig J ah­
ren nicht wieder werde erheben können. 

Irgendwelche aufschlußreichen Zahlen über die damalige finanzielle Lage 
Rußlands, über die Höhe der Kriegskosten, ihre Relation zum Gesamtbudget 
des Staates und ihre inflationären Auswirkungen werden in der kurzen Auf­
zeichnung Meyendorffs leider nicht geboten. Meyendorff zitiert lediglich den 
Ausspruch des Finanzministers (von Brock), daß die Weiterführung des Krie­
ges Rußland unweigerlich zum Bankrott führen werde, der Krieg bisher 
300 Mio. Silberrubel gekostet habe und das Defizit enorm sei. 

Es gibt weder eine Wirtschafts- noch eine Finanzgeschichte Rußlands für 
die Zeit des Krimkriegs. Hätte der Krieg fortgedauert und wären seine wirt­
schaftlichen und finanziellen Folgen daher deutlicher zutage getreten, hätte sich 
die Forschung dieser wichtigen Seite des Krieges wohl eher zugewandt. Auch 
wenn die Wirtschaft und die Finanzen Rußlands durch den Krimkrieg wegen 
seiner verhältnismäßig kurzen Dauer nicht ruiniert worden sind, bedürfen sie 
doch noch eingehender Analyse, damit ihre Zusammenhänge mit dem Krieg 
klarer und die Prognosen Brocks, Meyendorffs und anderer besser begründet 
werden können. 

Die russische Staatsschuld, die vor dem Krieg im Verhältnis zu anderen 
Ländern nicht übermäßig hoch war und nach amtlichen Vorlagen im Jahre 1852 
400 Mio. Rubel betrug 325, schnellte durch den Krieg in die Höhe. Der Militär-

325 Bray an König Max, Petersburg 2. Mai 1854 (RUSSLAND 1852-1871 S.33). 
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etat, der schon im Frieden weitaus den größten Posten, nämlich 4/5 (gegenüber 
etwa 1/2 in Österreich) der in den Jahren 1851-53 sich durchschnittlich auf 
220 Mio. Rubel jährlich belaufenden Staatseinnahmen 326 verschlang, lag in den 
beiden Kriegsjahren 1854/55 um jeweils 500 Mio. (d. h. um das Dreifache) 
höher als in den Vorkriegsjahren. Der Mehrbedarf für das dritte Kriegsjahr 
sollte nach den Berechnungen des Finanzministers mindestens ebensoviel aus­
machen 327. Die Regierungseinnahmen waren demgegenüber im wesentlichen 
konstant geblieben. Für das Jahr 1855 verzeichneten sie im Vergleich zu den 
Vorjahren eine geringfügig absteigende Tendenz (206 gegenüber 220 Mio.). 
Die Folge des Krieges war ein Defizit, das für 1856 (307 Mio.) elfmal so 
hoch war wie durchschnittlich in den Jahren 1851-53. Der höhere Geldbe­
darf konnte nur durch die Notenpresse und im Wege öffentlicher, meist 
außer Landes (Berlin, Amsterdam) kontrahierter Anleihen befriedigt werden. 
Der Geldumlauf verdoppelte sich von 1853 bis 1856 (auf 600 Mio.). Die 
Inflationsrate läßt sich für 1856 auf 30% für Export- und 13% für Import­
waren berechnen. 

Zu erheblichen Preis steigerungen kam es erst im Herbst 1855. Sie blieben 
noch 1856 sehr stark spürbar. In den einzelnen Teilen des Landes waren sie 
unterschiedlich, am schärfsten in den südlichen Provinzen, d. h. im Kriegsge­
biet, und im westlichen Aufmarschgebiet. Landwirtschaftliche Produkte waren 
stärker betroffen (Roggenmehl z. B. bis zu 270% im Jahre 1856) als Fertigwaren 
(15% im Durchschnitt auf 60 Fertigwaren der Niznij-Novgorod-Messe von 
1856). 

Von der Gesamtwirtschaft Rußlands war der Außenhandel naturgemäß am 
stärksten betroffen. Das Gesamtvolumen der Ausfuhren sank von 1853 bis 1854 
um mindestens die Hälfte, von 1853 bis 1855 um etwa vier Fünf tel 328. Der 
beste Abnehmer und Verkäufer, England, fiel im Krieg durch die Blockade 
weitgehend, wenn auch nicht vollständig fort. Sein Platz wurde bis zu einem 
gewissen Grade - Einzelheiten sind noch nicht erforscht - von Preußen, in 
geringerem Maße von Österreich eingenommen. 

Die Auswirkungen des Krieges auf die einzelnen Wirtschaftszweige waren 
sehr unterschiedlich. Nach dem sowjetischen Wirtschaftshistoriker Strumilin 
war der Krimkrieg anfänglich ein "schwerer Schlag" für die russische Wirt­
schaft, vor allem für die Industrie. Doch verzeichnete gerade die Industrie, 
besonders in den nördlichen Gouvernements, in den Jahren 1855 und 1856 
einen Aufschwung, der zum Teil auf den militärischen Bedarf zurückzuführen 

326 V gl. die Tabelle 5 bei PINTNER S. 85 mit den dort angegebenen Quellen. 
327 BEsTuzEV, Krymskaja vojna S. 197-198. 
328 Die Tabelle 4 bei PINTNER, S. 85, und die von der österreichischen Botschaft aus Petersburg 

nach Wien gesandten, ebenfalls aus amtlichen Quellen stammenden Angaben (Esterhazyan 
Buol, Petersburg 29. Januar 1856. HHSTA, PA X 43f. 73-74,76, 78) stimmen nicht über­
ein. 
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sein dürfte 329. Die Landwirtschaft litt am meisten, da ihr Hunderttausende von 
Arbeitskräften und eine ebenso große Zahl von Zugtieren genommen wurden. 

Von den verschiedenen Schichten der russischen Bevölkerung ist keine in 
der Substanz ihres Vermögens getroffen worden 330. Ausgenommen werden 
müssen jene Küstenbewohner, die unter dem Zerstörungs- und Plünderungs­
system der englischen Marine und der türkischen Soldateska zu leiden hatten, 
und die Schicht der "obrok" (Grundzins) zahlenden Bauern, die sich zum 
Lebensunterhalt das teuer gewordene Getreide kaufen mußten, ihre eigene 
Arbeitskraft oder ihre handwerklichen Produkte aber kaum teurer als zuvor 
verkaufen konnten. Die wirtschaftlichen Auswirkungen des Krieges auf die 
Masse der Bauern dürften weit geringer gewesen sein als die normalen Folgen 
einer schlechten Ernte. Der Herbst 1855 hatte eine gute Mittelernte erbracht. 

Der große Verlierer des Krimkriegs in finanzieller Hinsicht war der russi­
sche Staat. Er hatte durch die drastische Erhöhung der Staatsschulden die 
Zeche zu bezahlen. Das Gleichgewicht zwischen den Einnahmen und Aus­
gaben, das schon in den letzten Vorkriegsjahren nicht mehr bestand, wurde 
empfindlich gestört. Die von Meyendorff im Kronrat vorgetragene Prognose 
des Finanzministers, daß die Fortführung des Krieges unaufhaltsam zum 
Staatsbankrott führen werde, war vollauf begründet. 

Der Krimkrieg wurde für die Wirtschaft Rußlands, wie auch - mit Aus­
nahme Englands - für die Wirtschaft Europas, im richtigen Augenblick been­
det. Langfristige Auswirkungen des Krieges auf die russische Wirtschaft 
scheint es nicht gegeben zu haben. Der Wert des Außenhandels stieg in den 
ersten beiden Friedensjahren weit über den Vorkriegsstand, selbst wenn die 
inzwischen eingetretene Inflationsrate berücksichtigt wird. Die Weltwirt­
schaftskrise des Jahres 1857 hat in Rußland erst im Jahr darauf ihre Spuren 
hinterlassen, die im Vergleich zu den anderen betroffenen Ländern aber gering 
waren. 

Die trüben finanziellen Aussichten für den Staat, wie sie am 15. Januar 1856 
von mehreren Sprechern im Kronrat beschworen wurden, haben in der Ent­
scheidung über Krieg und Frieden eine wichtige Rolle gespielt. Noch viel nie­
derschmetternder auf die Teilnehmer muß - obwohl wir darüber kein direktes 
Zeugnis besitzen - der Bericht des Kriegsministers, Fürst Dolgorukov, gewirkt 
haben. Erst vor wenigen Jahren ist der Forschung ein um die Jahres­
wende von 1855 auf 1856 erstelltes Gutachten über die kriegs wirtschaftliche 
Lage Rußlands bekanntgeworden, das bisher kaum Beachtung gefunden hat. 
Es stammt aus der Feder des Generalmajors i. G. D. A. Miljutin, des großen 

329 STRUMILIN S. 478-479. 
330 Bray an König Max, Petersburg 19. April 1855 (RUSSLAND 1852-1871 S. 43-44); Bray an 

König Max, Petersburg 18. April 1856 (EBENDA S. 51, 53). V gl. auch PINTNER S. 86-87; 
BLACKWELL S. 186. 
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russischen Heeresreformers der sechziger und siebziger Jahre. Miljutin war 
gegen Ende des Krieges dem Kriegsminister zur besonderen Verwendung 
zugeteilt. Das Gutachten, überschrieben "Die Gefahren der Fortsetzung des 
Krieges im Jahr 1856" 331, breitet ein beeindruckendes Zahlenmaterial aus. An 
die Schlußfolgerungen, die Miljutin bereits mehr oder minder deutlich selbst 
daraus gezogen hat, lassen sich einige grundsätzliche Überlegungen über die 
Sozialverfassung des russischen Heeres knüpfen. Die statistischen Angaben 
Miljutins können im übrigen durch inzwischen bekanntgewordene Einzelhei­
ten ergänzt werden. 

Der Grundgedanke, der das Gutachten Miljutins durchzieht, ist die Über­
zeugung von der Unfähigkeit Rußlands, mit Hilfe seiner auf die Leibeigen­
schaft des Bauern sich gründenden Wirtschaft einen längeren Krieg gegen 
zwei in voller industrieller Entwicklung befindliche Großmächte mit Aussicht 
auf Erfolg zu führen. Als Beweis führt Miljutin folgende Argumente an: 

1. Der Truppenbestand, der seit Kriegsbeginn außerordentlich verstärkt wor­
den sei, habe sich trotz der schweren Gefechtsverluste und der hohen Zahl 
der Krankheitsfälle zwar in der ursprünglichen Größenordnung erhalten. 
(Miljutin bezifferte die Truppenstärke auf 1,8 Mio. Mann. Hinzu kamen 
noch 400000 Landwehrleute.) Doch die Masse der seit Kriegsbeginn einge­
zogenen Rekruten (ebenfalls 400000 Mann) sei unausgebildet. Für ihre Aus­
bildung fehle es an Offizieren. Der Schluß, den Miljutin aus dieser Sachlage 
zieht, ist, "daß zur weiteren Auffüllung des Truppenbestands die Menschen­
reserven erschöpft sind, da bei Fortführung des Krieges unsere Truppen 
nicht wachsen können, sondern im Gegenteil unweigerlich abenhmen müs­
sen". 
Die Truppenzahl von über 2 Mio. Mann entsprach einem Satz von reichlich 
3% der Gesamtbevölkerung. 1854 und 1855 waren von 1000 der wehrfähi­
gen männlichen Bevölkerung 55 Mann, 10 bis 12 mehr als in Friedenszeiten, 
eingezogen. Mit anderen Worten: Aus dem Arbeitsprozeß waren minde­
stens 800000 Mann herausgenommen worden. Der Entzug von Arbeits­
kräften in dieser Größenordnung und mit dieser Plötzlichkeit bedeutete für 
die russische Leibeigenen-Wirtschaft mit ihrer niedrigen Produktivität nahezu 
eine Katastrophe. Auf den Bauern lasteten nicht nur die Kriegsdienstpflicht, 
sondern auch die verschiedensten Frondienste. Die Bauern in den Kriegsge­
bieten waren zudem von den Truppeneinquartierungen, den Naturalliefe­
rungen und dem Zwang zur Transportgestellung besonders hart betroffen. 
Weitere Rekrutierungen hätten zum Zusammenbruch der Landwirtschaft, 
der Grundlage der russischen Wirtschaft, führen müssen. 
Aus Miljutins Angaben geht auch indirekt der hohe Blutzoll, den Rußland 

331 BESTUZEV, Iz istorii S. 206-208. 
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für den Krieg bisher zu zahlen hatte, hervor. Heute lassen sich die Menschen­
verluste aus Unterlagen der Inspektionsabteilung des Kriegsministeriums 
genauer als bisher feststellen 332. Danach schieden in den 30 Kriegsmonaten 
256295 Mann durch Tod aus der Armee aus. Von dieser Zahl ist die "nor­
male" Sterblichkeitsziffer (35 Promille im Jahr, doppelt so hoch wie in den 
westlichen Armeen 333) abzuziehen. Die reinen Kriegsverluste betrugen 
demnach etwa 150000 Mann. Das Heer der durch den Krieg dienst- und 
arbeitsunfähig Gewordenen ist aus den amtlichen Angaben nicht zu 
entnehmen, läßt sich jedoch annähernd auf dem indirekten Wege über die 
genau vorliegenden Berichte der Sevastopoler Garnison während der 
349 Belagerungstage ermitteln. Die Zahl der Gesamtverluste von 130000 
Mann setzt sich zusammen aus 15000 Gefallenen und an Verwundung 
Gestorbenen, über 4000 Vermißten, über 70000 Verwundeten und 
40000 Kranken (von denen über 8000 ihrer Krankheit erlagen). Die Rela­
tion zwischen Gefallenen und Invaliden ist etwa 1: 4. Auf sämtliche Kriegs­
schauplätze übertragen, ergibt dies eine Zahl von 120000 bis 130000 Kriegsbe­
schädigten. Dazu kommen 50000 gegen Ende 1856 aus den Lazaretten ent­
lassene Invaliden. Zusammen mit den Verlusten unter der Zivilbevölkerung 
ergibt sich eine Zahl von mindestens 300000 Mann. Unter Anlegung 
strengster Maßstäbe betrug der Gesamtverlust für die russische Wirtschaft 
also eine halbe Million Arbeitskräfte. 
Die Verluste im Pferde- und Zugviehbestand dürften sich nach ähnlichen 
Berechnungen auf eine drittel bis eine halbe Million belaufen eine für die 
russische Landwirtschaft gleichfalls schwere Einbuße. 

2. Miljutin geht in seinem Gutachten des weiteren auf die Waffen- und Muni­
tionsvorräte Rußlands ein 334. Auf diesem Gebiet machte sich die Unter­
legenheit Rußlands gegenüber dem industriellen Westen eklatant bemerkbar. 
Mit der Ausrüstung der Armee stand und fiel ihre Defensivkraft. Der Krieg 
traf die Armee zu einem Zeitpunkt, da ihre Umrüstung eben erst begonnen 
hatte. Die Schlachten an der AI'ma und von Inkerman brachten der russi­
schen Infanterie vor allem deshalb so hohe Verluste ein, weil sie noch mit 
dem völlig veralteten Steinschloßgewehr, dessen Grundelemente seit dem 
17. Jahrhundert sich nicht verändert hatten, ausgerüstet war, während die 
gegnerischen Truppen schon das moderne Minie-Gewehr mit gezogenem 
Lauf, das weitertragend und treffsicherer war, verwandten. Ende 1855 waren 

332 Vgl. BESTUZEV, Krymskaja vojna S. 195-196 (mit den dortigen Nachweisen). Ferner CUR­

TISS S. 359-361. 
333 CURTISS S. 250-251. Im russisch-türkischen Krieg von 1828/29 wurde 1829 die Hälfte 

der russischen Armee von Krankheiten (Malaria, Ruhr, Typhus) dahingerafft (EBEN DA 

S.248). 
334 Vgl. auch BESTUZEV, Krymskaja vojna S. 196-197; CURTISS S.123-130; P. A. ZAJONCKOV­

SKI] S. 28. 
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die Waffen- und :Munitionsvorräte nahezu erschöpft. Von den 1 Mio. zu 
Kriegsbeginn in den Waffendepots lagernden Gewehren waren jetzt noch 
90000, von den 1656 Feldgeschützen noch 253 vorhanden. Die rückständige, 
ja primitive russische Waffenindustrie konnte den eigenen Bedarf nicht im 
entferntesten decken. Ihr Ausbau und ihre Modernisierung ließen sich in 
kurzer Frist nicht bewerkstelligen. Die im Ausland (Belgien, USA) getätig­
ten Waffenkäufe besserten die Lage nicht, zumal die englische Blockade 
immer wirksamer wurde. 

3. Um die Pulver- und Geschoßvorräte war es noch schlimmer bestellt. Die 
Pulvererzeugung im Jahre 1855 war gegenüber den Friedensjahren zwar um 
das Vier- bis Fünffache gestiegen (von 60000 bis 80000 auf 300 000 Pud) ; die 
Steigerung bedeutete aber allein angesichts des Verbrauchs in der Festung 
Sevastopol' (250000 Pud) nicht viel. Es ist errechnet worden, daß auf einen 
russischen Artillerieschuß 8-10 gegnerische fielen. Die Grundstofflage war 
katastrophal. Salpeter und Schwefel waren nicht in ausreichenden Mengen 
vorhanden 335. Die russischen Bleivorräte hätten genau die Hälfte des 
Geschoßbedarfs für 1856 gedeckt. 

4. Die Gestaltung der Verpflegungslage hielt Miljutin im kommenden Jahr 
für schwierig. Die Lebensmittelvorräte in den Kriegsgebieten würden sich 
rasch erschöpfen. Der Transport aus dem Innern des Landes sei teuer und 
zeitraubend. 
Die Krimarmee konnte ihren Getreidebedarf aus der Umgebung tatsäch­
lich nicht decken. Das Getreide mußte aus Hunderte von Kilometern ent­
fernt liegenden Gebieten herangeschafft werden. Dafür den Transport nur der 
Landweg in Frage kam und ein Pferd über eine große Entfernung selbst 
mehr Getreide verbrauchen würde, als es hätte tragen oder ziehen können, 
war der Nachschub überhaupt nicht gewährleistet 336. Von den aus Südruß­
land in die Krim abgehenden Fuhren erreichte der größere Teil erst gar 
nicht sein Ziel. Aus den drei südlichen Gouvernements sollen 1854 10000 
Fuhren gestellt worden sein, von deren Schicksal niemand etwas wußte. In 
der zweiten Hälfte des Jahres 1855 sollten aus denselben Gouvernements 
wiederum 40000 Fuhren abgehen, deren Ankunft ebenso ungewiß war 337. 

5. Im letzten Punkt ist das für die russische Armee im Krimkrieg grundlegende 
Problem der Transportschwierigkeiten berührt. Miljutin weist in seinem 
Gutachten darauf hin, daß wegen der unzureichenden Verbindungswege 
innerhalb Rußlands nicht nur der Nachschub, sondern auch Truppenver-

335 Rußland scheint einen Teil seines Bedarfs durch Einfuhren aus Deutschland gedeckt zu 
haben. Memel war der Umschlagplatz für den geheimen Handelsverkehr mit Preußen. 
Vgl. Bray an König Max, Petersburg 6. November 1854 (RUSSLAND 1852-1871 S.36). 

336 MARTIN III S. 377. 
337 Aufzeichnung Prinz Wilhe1ms von Preußen über seinen Aufenthalt in Petersburg Juli 1855 

(SCHNEIDER S. 233). 
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schiebungen in gewünschtem Ausmaß und erforderlicher Schnelligkeit 
unmöglich seien. Die russische Armee konnte daher den Vorteil der inneren 
Linie überhaupt nicht ausnutzen. Es ergab sich die groteske Situation, daß 
alliierte Truppen aus Frankreich und England für den Seetransport zur 
Krim drei Wochen benötigten, während russische Truppen aus der Gegend 
von Moskau für den Marsch zur Krim drei Monate brauchten 338. 

Der Eisenbahnbau war in den Vorkriegsjahren von der Regierung sträf­
lich vernachlässigt worden 339. Von den geplanten sternförmig aus dem 
Zentrum an die Peripherie verlaufenden strategischen Bahnen waren im Krieg 
nur die Moskau-Petersburger und ein Teil der Moskau-Warschauer Bahn 
fertig. Die Magistrale nach Feodosija auf der Krim und wichtige Zweigbah­
nen nach Riga und nach Kremencug am Dnepr waren seit 1851 genehmigt, 
ihr Bau aber nie begonnen worden. "Keine Unterlassung", so schrieb schon 
Ende 1854 ein Beobachter in Petersburg 340, "straft sich übrigens jetzt emp­
findlicher als die des Eisenbahnbaus in Rußland, wo der ,Kampf gegen den 
Raum' mehr als in irgendeinem europäischen Lande Aufgabe und Pflicht 
der Regierung war. [ ... ] Nur durch Dampfkraft konnten an den bedrohten 
Punkten des Territoriums Truppen und Material in genügenden Massen 
schnell zugeführt werden, während jetzt die nur zu zahlreichen Heere das 
eigene Land erdrücken, und dennoch, zerstreut auf dem unermeßlichen 
Raume, fast nirgends feindlichen Angriffen in genügender Stärke zu rechter 
Zeit entgegenzutreten vermögen." 

Der unmittelbare Eindruck, den die Denkschrift Miljutins bei den Teilnehmern 
des Kronrats hinterlassen hat, ist nicht bekannt, aber unzweifelhaft. Vielleicht 
ist die Denkschrift vor der Sitzung schon in Umlauf gegangen, denn alle Red­
ner von Nesselrode bis Meyendorff erwähnten neben ihrem ressorteigenen 
Thema auch die finanzielle und wirtschaftliche Lage Rußlands und beurteilten 
einmütig die ungünstigen Aussichten für einen neuen Feldzug im Jahre 1856. 
Die dargelegten Tatsachen und Zahlen waren jedenfalls unmißverständlich. 
Rußland verfügte weder über die notwendigen Truppenreserven noch über die 
materielle Rüstung zu aussichtsreicher Fortführung des Krieges. Nie zuvor war 
der Kern der russischen Großmachtposition als derart bedroht empfunden 
worden wie zu Anfang des Jahres 1856, als die russische Staatsführung durch 
das diplomatische Vorgehen Österreichs zu einer erbarmungslos nüchternen 
Analyse der Grundlagen ihrer Stellung gezwungen wurde. 

338 Hompesch an König Max, Petersburg 2. Oktober 1855 (BGSTA, MA I 597 Nr. 103). 
339 Brayan König Max, Petersburg 26. Juni 1852 (RUSSLAND 1852-1871 S. 21); Bray an König 

Max, Petersburg 30. November 1852 (EBENDA S. 28-29). - Zur Bedeutung der Eisen­
bahnen für die Kriegführung im 19. und 20. Jahrhundert vgl. meinen Überblick: BAUM­
GART, Eisenbahnen (für den Krimkrieg S. 202-203, 208). 

340 Bray an König Max, Petersburg 6. November 1854 (EBENDA S. 35). 
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Alexander, der die nicht von ihm geschaffene Lage als schweres Erbe von 
seinem Vorgänger übernommen hatte, zog aus der Situationsanalyse, umgeben 
von verantwortungsbewußten Ratgebern, die für die Erhaltung seiner Herr­
schaft einzig denkbare Schlußfolgerung: die Annahme des österreichischen 
Ultimatums. 

Miljutin hat zur sozialpolitischen Seite der zur Entscheidung stehenden Frage 
nicht Stellung genommen. Es dürfte aber nicht zweifelhaft sein, daß die Teil­
nehmer des Kronrats sich ihrer mehr oder minder klar bewußt gewesen sind. 
Die sowjetrussische Forschung hat nachgewiesen 341, daß die Zahl der Bauern­
unruhen gegen Ende 1854 gegenüber dem mittleren Stand von 1853/ An­
fang 1854 auf das Zweifache gestiegen war. Die Aufstände nahmen, besonders 
wenn es sich um Einberufungen in die Landwehr handelte, teilweise einen 
großen Umfang an, erfaßten ganze Gouvernements und mußten in einzelnen 
Fällen durch Truppen in Bataillons- und Regimentsstärke, unterstützt durch 
Kavallerie und Artillerie, niedergeschlagen werden. Den Mitgliedern des 
Kronrats wird das Bild eines Bauernkrieges deutlich vor Augen gestanden 
haben. 

Alexander, nach dessen Vorstellungen die Armee sichtbares Symbol und 
zuverlässigster Garant der Großmachtstellung Rußlands sein sollte, hatte schon 
im Sommer 1855 den Generaladjutanten Graf Rüdiger aufgefordert, Verbes­
serungen im russischen Heerwesen vorzuschlagen 342. Die im Juni vorgelegten 
Denkschriften Rüdigers bewegten sich jedoch an der Oberfläche, da sie nur zu 
einzelnen Mißständen Stellung nahmen. Es war wiederum Miljutin, der, seit 
Februar 1856 Mitglied des "Sonderausschusses für die Verbesserung des Mili­
tärwesens", in einem im März 1856 verfaßten Memorandum das Kernproblem 
der Heeresstruktur behandelte: Als die Grundübel bezeichnete er das Fehlen 
einer territorialen Heeresorganisation und den Umstand, daß eine Armee von 
großer Friedenspräsenzstärke, aber ohne leistungsfähige Reserve, wie sie in den 
anderen kontinentaleuropäischen Staaten bestand, unterhalten werden müsse. 
Um sie zu beheben, waren nach Ansicht Miljutins die Herabsetzung der Dienst­
zeit auf 2 oder 3 Jahre und die Garnisonierung des größeren Teils der Armee 
im Landesinnern erforderlich. Der Weg zu diesen Reformen war jedoch durch 
drei Eigenheiten des russischen Reiches versperrt: die geographische Größe 
Rußlands, seinen Charakter als Vielvölkerstaat und die Leibeigenschaft. Nur 
letztere konnte der Staat ändern. "Die Leibeigenschaft", so schrieb Miljutin, 
"macht es uns unmöglich, die Dienstzeit herabzusetzen und die Zahl der Wehr­
dienstleistenden unbegrenzt zu erhöhen." I\1it anderen Worten: Voraussetzung 

341 Vgl. BAUM GART, Probleme S. 87-88. 
342 THE POLITICS OF AUTOCRACY S. 24-26. Zum folgenden vgl. auch P. A. ZAJONCKOVSKIJ 

S.3-67. 
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für die Schaffung einer Wehrpflichtigen-Armee war die Aufhebung der Leib­
eigenschaft. 

Der Soldat der regulären Armee der Krimkriegszeit unterschied sich vom 
Angehörigen der Landwehr in sozialer Hinsicht: Er war nicht leibeigen. Ein 
persönliches Abhängigkeitsverhältnis von Untergebenem und Vorgesetztem 
im Sinne der Feudalbindungen zwischen Grundherr und Bauernstand oder im 
Sinne des mittelalterlichen Heeresaufgebots war mit den an eine moderne regu­
läre Armee zu stellenden Anforderungen unvereinbar. Die auf die Leibeigen­
schaft sich gründende Landwirtschaft - der Bauernstand machte fast 80% der 
Gesamtbevölkerung aus - konnte ohne Schaden nur eine begrenzte Zahl von 
Arbeitskräften an die Armee abgeben. Diese durfte sich daher nicht aus kurz­
dienenden Wehrpflichtigen, die nach ihrer Rückkehr in die Leibeigenschaft ein 
gefährliches Element unter den Leibeigenen bilden konnten, zusammensetzen, 
sondern mußte aus langdienenden (bis 25 Jahre) Berufssoldaten bestehen. 
Um nicht eine wirtschaftliche und soziale Katastrophe heraufzubeschwören, 
durfte der Anteil der Armee an der Gesamtbevölkerung 2-3% nicht über­
schreiten. Für das Rußland der Mitte des 19.Jahrhunderts mit einer Bevölke­
rung von etwa 60 Mio. 343 bedeutete das einen waffentragenden Stand von 
höchstens 1,5-2 Mio. Mann. Das war, wie schon dargelegt, auch tatsächlich 
die Stärke der russischen Armee im Krimkrieg. 

Vor dem Krimkrieg wurden jährlich etwa 80000 Rekruten zum Heer einge­
zogen. Sie wurden zunächst 1 Jahr lang in Reservebataillonen ausgebildet und 
traten dann in die reguläre Armee ein. Eine strategische Reserve konnte unter 
diesem System nicht entstehen. Um die Armee nach Kriegsbeginn zu erhöhen 
und im Kriegsverlauf ihre Verluste auszugleichen, wären jährlich mehrere 
Hunderttausend Mann nötig gewesen, die aus den dargelegten Gründen unter 
der leibeigenen Bevölkerung nur in begrenztem Umfang rekrutiert werden 
konnten. Die Regierung versuchte aus der Zwangslage durch den Kunstgriff 
des Landwehraufgebots herauszukommen. Während der Kriegsdienstzeit 
unterschied sich der Landwehrmann vom Längerdienenden nur durch die 
andere Uniform; nach dem Krieg war seine soziale Lage aber grundlegend 
anders: Er mußte nach der Demobilmachung in den Leibeigenenstand zurück­
kehren. Schon 1812 war dieser Kunstgriff mit einigem Erfolg angewandt wor­
den, als der Charakter des Krieges und seine Kürze soziale Schwierigkeiten 
kaum erwarten ließen. 1854 jedoch konnte das Manöver nicht ohne Gefahr 
wiederholt werden. Die Bauern folgten zwar gern der Einberufung in die Land­
wehr, forderten aber gleichzeitig die Aufhebung ihrer Leibeigenschaft. Sie 
meldeten diese Forderung in Zusammenrottungen an, die leicht zu Unruhen 
und Aufständen ausarten konnten. Bei längerer Dauer des Krieges war ein 

343 Bray an König Max, Petersburg 6. November 1854 (RUSSLAND 1852-1871 S. 39). 
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regulärer Bauernkrieg zu befürchten. Das Institut der Landwehr hatte für den 
Zarismus seinen Sinn verloren. 

Die Staatsführung fand sich in einer bedenklichen Lage: Auf der einen 
Seite war eine reguläre Armee von 1 Y2 bis 2 Mio. Mann für einen größeren 
Krieg nicht ausreichend. Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang, 
daß von dieser Armee nicht weniger als Y2 Mio. Mann zur Aufrechterhaltung 
der Ruhe im Innern, d. h. in erster Linie gegen Bauernunruhen, benötigt wur­
den. Weitere 250000 Mann mußten zu Pazifizierungsaufgaben im Kaukasus 
(gegen Samil') und in Turkestan eingesetzt werden. Von den restlichen kamen 
250000 Soldaten aus den verschiedensten Gründen - da sie in der Etappe, im 
Sanitätsdienst, zur Rekrutenausbildung usw. verwendet wurden - für Feldauf­
gaben nicht in Frage. Schließlich blieben nur etwa 700000, bei Einrechnung 
der Landwehr über 1 Mio., für den Frontdienst übrig. Auf der anderen Seite 
war angesichts der Wirtschafts struktur Rußlands an eine Änderung dieser Zah­
lenverhältnisse nicht zu denken. Die Alternative war also: entweder Absage 
an die Ordnungsprinzipien der Leibeigenenwirtschaft und Aufbau des Heeres 
auf einer neuen Grundlage oder Verzicht auf eine aktive, d. h. expansive Außen­
politik, was unter den Gegebenheiten des 19. Jahrhunderts dem Verzicht auf 
die Großmachtstellung und dem Absinken in eine zweitrangige, dem ottomani­
schen Reich ähnliche Stellung gleichkam. 

Der Zwang zur Abschaffung des Leibeigenenrechts ergab sich also nicht 
nur aus sozialen, sondern auch aus außenpolitischen und rein militärischen Ein­
sichten und Notwendigkeiten. Der Krimkrieg hat sie allen Klarblickenden in 
der russischen Führungsschicht unabweisbar erscheinen lassen. Miljutin hat 
als einer der ersten daraus die gedanklichen Konsequenzen gezogen. Alexander 
brachte den moralischen Mut auf, die Herausforderung anzunehmen und den 
einzig möglichen weisen Entschluß zu fassen: den Krieg im jetzigen Augen­
blick zu beenden. 

Der Weg war nun frei für Friedensverhandlungen. 



11. DIE FRIEDENSVERHANDLUNGEN 

1. Der Präliminarfriede 

Noch bevor der russische Entschluß zur Annahme des österreichischen Ulti­
matums in den drei europäischen Hauptstädten bekannt wurde, waren unter 
den drei alliierten Kabinetten die Differenzen eingetreten, auf die Nesselrode 
in seinem Plädoyer für den Frieden spekuliert hatte. Sie schienen für einen 
Augenblick das ganze Friedenswerk in Frage zu stellen. 

Die englische Regierung hatte bereits am 6. Dezember 1855 - zur gleichen 
Zeit, als sie ihre Amendements zum französisch-österreichischen Memorandum 
nach Wien sandte - Buol gegenüber die Erwartung ausgedrückt, daß die engli­
schen Spezialbedingungen (Nichtbefestigung der Aland-Inseln, Zulassung von 
Konsuln in den russischen Schwarzmeerhäfen, Behandlung der Stellung der 
kaukasischen Gebiete in den künftigen Konferenzen) der russischen Regierung 
bekanntgegeben würden!. Buol hatte es strikt abgelehnt, sich darauf einzu­
lassen. Am 4. Januar 1856 teilte Clarendon dem österreichischen Botschafter 
in London, Graf Colloredo, mit, daß die drei Spezialbedingungen für den Frie­
densschluß ebenso notwendig seien wie die im Memorandum enthaltenen all­
gemeinen Bedingungen 2. Die Friedensverhandlungen, so formulierte er es 
einige Tage später 3, würden scheitern wie die Wiener Konferenzen, wenn Eng­
land nicht vor dem Abschluß des Präliminarfriedens und des Waffenstillstands 
die Garantie bekomme, daß seine Forderungen von Rußland angenommen 
würden. In Paris sprach Lord Cowley davon, daß England den Krieg fortsetzen 
werde, wenn es seine Bedingungen nicht erfüllt sehe 4. 

Das Motiv, das den englischen Ministern diese Forderung eingab, war die 
Furcht vor der öffentlichen Meinung, wie sie vor allem in der Presse sich mani­
festierte. Als die Nachricht von der russischen Annahme bekannt wurde, war 
die Enttäuschung groß 5. Man hatte allgemein damit gerechnet, daß Rußland 

1 V gl. oben S. 85 Anm. 226. 
2 Colloredo an Buol, London 4. Januar 1856 (HHSTA, PA VIII 42 f. 21). 
3 Colloredo an Buol, London 16. Januar 1856 (EBENDA f. 31). 
4 Hübner an Buol (geheim), Paris 19. Januar 1856 (HHSTA, PA IX 52 f. 63v ). 

5 V gl. die Tagebucheintragung Grevilles vom 22. Januar 1856 (GREVILLE VII S. 193): "The 
Press has succeeded in inoculating the public with such an eager desire for war that there 
appears a general regret at the notion of making peace." - Zur neueren Literatur über die 
öffentliche Meinung während des Krimkriegs vgl. BAUM GART, Probleme S. 388-394. 
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ablehnen werde. Eine neue Kampagne, schrieb jetzt die "Times", sei vorteil­
hafter als der Friede. Die Rüstungen der Alliierten und der Umfang ihrer Hilfs­
quellen ließen die "totale Erschöpfung und die vollständige Niederlage" des 
russischen Reiches erwarten 6. Das Kabinett werde vom Parlament gestürzt 
werden, äußerte sich Cowley gegenüber Walewski, wenn es Rechenschaft abzu­
legen habe und dabei die Garantie der Nichtbefestigung der Aland-Inseln nicht 
vorweisen könne. Für die englische Marine sei dies ohnehin eine unabweisbare 
Ehrenforderung 7. 

Der "most English minister" sandte ein großtönendes Telegramm nach 
Wien 8: "England cannot consent to be told by any foreign government that 
England must sign without hesitations or conditions a national engagement. 
[ ... ] England cannot recede from her position." Es war die alte Taktik Pal­
merstons, nach außen hin mit starken Worten und auch mit Kriegsdrohungen 
den unbeugsamen Willen kundzutun, man werde Englands Ehre schon ver­
teidigen. Der englische Botschafter in Wien, Hamilton Seymour, und der fran­
zösische Außenminister wurden jetzt zu Sündenböcken erklärt. Ersterer wurde 
gerügt, daß er die englischen Forderungen in Wien nicht nachhaltig genug ver­
treten habe9, Walewski wurde wie üblich der Falschspielerei beschuldigt und 
zum Haupt der "cabal of stock-jobbing politicians" gestempelt 10• Er kenne ja 
keine nationale Ehre, und seine Interessen fänden ihre Grenze an der Börse 
von Paris. 

Palmerston sah jedoch ein, daß mit kleinen Schikanen keine große Politik 
zu machen war, wenn die beiden Verbündeten, Frankreich und Österreich, 
einen ebenso festen Willen bekundeten wie er. Nicht ohne Bitterkeit, aber im 
vollen Bewußtsein seiner Verantwortung schrieb er der Königin, England setze 
sich ins Unrecht, wolle es den Krieg jetzt, nach der russischen Annahme, fort­
führen. Es war das indirekte Eingeständnis, daß eine Fortsetzung des Krieges 
in erster Linie englischen Interessen dienen würde. 

Der österreichische Außenminister stellte sich den englischen Spezialbedin­
gungen gegenüber auf den Standpunkt 11, daß nach den bisherigen Abmachun­
gen solche Forderungen der Kriegführenden erst in den Friedensverhandlun­
gen vorgebracht werden dürften. Punkt 5 in der Fassung des Ultimatums sei 
ohne Sinn, wenn er den Russen gleichzeitig mit den einzelnen Spezialbedin­
gungen präsentiert werde. Österreichs Aufgabe sei nicht, mit Rußland über 
den Definitivfrieden zu verhandeln, sondern es zur Annahme der Präliminarien 

6 Zitiert bei CHARLES-Roux S. 78. EBENDA S. 78-79 weitere Pressestimmen. 
7 Vgl. Anm. 4. 
8 Palmerston an Seymour, 25. Januar 1856 (TEMPERLEY, Austria S. 635). 
9 EBENDA. 

10 Palmerston an Königin Viktoria, London 17. Januar 1856 (VICTORIA III S. 166). Vgl. 
auch Anm. 4. 

11 Weisung (Entwurf) Buol an Hübner, Wien 9. Januar 1856 (HHSTA, PA IX 54 f.7-9). 
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zu bewegen 12. Er wies im übrigen darauf hin, daß die englische Forderung, 
Konsuln in den Schwarzmeerhäfen einzusetzen, in Punkt 3 des Ultimatums 
schon berücksichtigt sei. Er hege auch keinen Zweifel, daß die Aland-Frage im 
Sinne Englands schließlich gelöst werde, «mais elle doit etre negociee et non 
escamoü~e» 13. Buol vermied es, seine Argumente in London direkt vortragen 
zu lassen. Er gab sie an das französische Kabinett weiter und wies diesem die 
Aufgabe zu, die englische Regierung "zur Räson zu bringen" 14. Mit dieser 
Rollenverteilung glaubte er am besten ans Ziel zu kommen. 

Napoleon hatte sich anfänglich von der englischen Festigkeit beeindrucken 
lassen. Er räumte ein, man habe das Ultimatum überhastet redigiert; es zeige 
jetzt seine Schwächen, "when examined by real men ofbusiness in England" 15. 

Die Einwände Buols hielt er für formalistisch 16. Er fürchtete den Bruch mit 
England, wenn man ihm nicht mindestens auf halbem Wege entgegenkomme. 
Als England am 24. Januar in Paris die Forderung stellte, Rußland die Mittei­
lung zukommen zu lassen, daß England und Frankreich die Nichtbefestigung 
der Aland-Inseln und die Erörterung der Lage der Kaukasus-Gebiete (von der 
Angelegenheit der Konsuln war nun nicht mehr die Rede) als Conditiones sine 
quibus non ansähen, weigerte sich Walewski zwar, ein "zweites Ultimatum" 
an Rußland abgehen zu lassen; doch erklärte er sich im Einvernehmen mit 
Napoleon bereit, der russischen Regierung die beiden englischen Spezialbe­
dingungen bekanntzugeben und die englische Regierung insgeheim davon zu 
verständigen, daß ihre Erfüllung in den Verhandlungen von England und 
Frankreich als Condido sine qua non angesehen werde 17. Das Wiener Kabinett 
erfuhr nichts direkt von dieser geheimen Abmachung, doch wußte es, daß 
Walewski den Draht Seebach für die entsprechende Mitteilung nach Peters­
burg benutzen werde 18. Damit war das Mißverständnis - wie Napoleon es 
nannte - zwischen Paris und London ausgeräumt. 

Die Differenzen, die unter den drei Alliierten auf dem Wege zum Frieden ent­
standen waren, und die Formen ihrer Lösung hatten die Position, die jeder 

12 Telegramm (Abschrift) Buol an HübnerjColloredo, Wien 20. Januar 1856 (EBENDA f. 56). 
13 Telegramm (Abschrift) Buol an HübnerjColloredo, Wien 22. Januar 1856 (EBENDA f. 63). 
14 Lettre particuW:re Buol an Hübner, Wien 18. Januar 1856 (EBENDA f. 54-55). 
15 Granville an Canning, 21. Februar 1856 (FITZMAURICE I S. 167). V gl. auch Hübner an 

Buol, Paris 27. Januar 1856 (HHSTA, PAIX52 f.113). 
16 Hübner an Buol (geheim), Paris 19. Januar 1856 (EBENDA f. 58, 65). 
17 Telegramm Hübner an Buol, Paris 24. Januar 1856 (EBENDA f. 86); Granville an Canning, 

London 26. Januar (FITZMAURICE I S. 146). 
18 Am 19. Januar informierte Walewski Hübner zunächst, daß er die Mitteilung über den 

russischen Gesandten am Deutschen Bundestag in Frankfurt, Brunnov, leiten wolle: 
Hübner an Buol, Paris 19. J anuar1856 (HHSTA, PA IX 52 f. 68). V gl. auch Lettre particuliere 
Buol an Hübner, Wien 1. Februar 1856 (HHSTA, PA IX 54 f. 98). 
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von ihnen in den künftigen Friedensverhandlungen einnehmen würde, in Um­
rissen schon abgesteckt. 

Österreich hatte sich zur Verschärfung der Friedensbedingungen bereit er­
klärt, insoweit sie aus den ursprünglichen vier Punkten, dem in die Anfänge 
des Krimkriegs zurück reichenden Friedensprogramm, direkt abzuleiten war. 
Die neuen Forderungen Englands wurden als Eigeninteresse eines der Krieg­
führenden aufgefaßt, das mit dem Ursprung des Krieges, der orientalischen 
Frage, und dem Kriegsziel, Schutz der Integrität des ottomanischen Reiches, 
nichts oder nur indirekt etwas zu tun hatte. Die Aland-Frage besonders war 
nach österreichischer Vorstellung mit diesem Kriegsziel überhaupt nicht zu 
vereinbaren; sie deutete die neuen Dimensionen an, die der Krieg künftig 
annehmen würde. Sie war aus keiner der förmlichen Abmachungen unter den 
Alliierten zu deduzieren, weder aus dem englisch-französischen Bündnisver­
trag vom 10. April 1854 noch vom Dezemberbündnis desselben Jahres. Erneu­
ter Ausdruck des begrenzten österreichischen Interesses, wie es sich zuletzt im 
Memorandum vom 14. November und im Ultimatum vom 16. Dezember nie­
dergeschlagen hatte, ist die den österreichischen Bevollmächtigten für die Frie­
densverhandlungen mitgegebene "Punktation" vom 11. Februar 1856, die den 
engen Kreis der orientalischen Frage nicht verläßt 19• Der fünfte Punkt wird 
darin ohne nähere Analyse als Rechtsvorbehalt der Kriegführenden bezeichnet, 
der die Aufstellung von Partikularbedingungen nur erlaube, sofern sie "die 
Wahrung europäischer Interessen bezwecken und die Herstellung des Friedens 
nicht in ernstlicher Weise behindern". 

England war in allen Stadien der Friedensanbahnung der Führung seiner 
Verbündeten nur höchst widerwillig gefolgt. Der Krieg war in den Augen 
Palmerstons, der Mehrheit seiner Ministerkollegen, der Monarchin, des Prinz­
gemahls und der überwältigenden Mehrheit der öffentlichen Meinung minde­
stens ein Jahr zu früh zu Ende gegangen. Der Schutz der durch die russischen 
Aktionen erschütterten Integrität des ottomanischen Reiches war im engli­
schen Kriegszielprogramm kein Selbstzweck, sondern eines der Mittel, um 
Rußlands Expansionsstreben Grenzen zu setzen. Hauptziel war die möglichst 
nachhaltige Schwächung Rußlands, auf welchem Wege sie auch zu erreichen 
sei, ob durch Aufrechterhaltung und Stärkung der Türkei, Zerstörung der 

19 Abschrift (HHSTA, PA XII 218f. 13-20). Analyse bei UNCKEL S. 244-246. Ich kann dem 
Urteil Unckels, daß die Punktation "in allen Punkten" die Handschrift des Kaisers 
trage und wie kaum ein anderes Dokument ein Zeichen dafür sei, "wie sehr die 
österreichische Politik der Krimkriegszeit seine, des Kaisers, eigene Politik gewesen" 
sei, nicht voll zustimmen. Formal gesehen, war die Punktation von Buol aufgesetzt, wie 
das Ministerrratsprotokoll vom 11. Februar (Abschrift. HHSTA, PA XII 220 f. 9v) beweist. 
Inhaltlich kann ein Passus wie etwa der, daß in der Verwaltung der Donaufürstentümer 
"zeitgemäß erscheinende Verbesserungen" eingeführt werden sollen, nur von Buol stam­
men, der sich der Notwendigkeit nicht verschloß, Mißstände in den Provinzen auszu­
räumen. 
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russischen Seemacht im Schwarzen Meer und in der Ostsee, wirtschaftliche 
Blockade, Revolutionierung der fremdvölkischen Bestandteile und nachfol­
gende Dekomposition des russischen Reiches. So jedenfalls sah es nach den 
Vorstellungen Palmerstons aus. Die Königin faßte es einmal in die einfacheren 
und unverbindlicheren Worte, die sich wohl jeder Engländer, gleich welcher 
politischer Schattierung, zu eigen gemacht hätte 20: "England's policy through­
out has been the same, singtllarb tlnselfish, and soleb actuated by the desire of seeing 
Etlrope saved from the arrogant and dangerotls pretensions of that barbarotls power 
Russia - and ofhaving stich safegtlards estabIished for the ftlttlre, which may ensure 
us against arepetition of similar tlntoward events." Der Krimkrieg war nach eng­
lischen Vorstellungen nur in mittelbarer Weise ein Krieg um die Erhaltung 
der Türkei; im eigentlichen Sinne war er der erste Krieg zwischen den beiden 
Weltrivalen des 19. Jahrhunderts. England (oder doch Palmerston) wollte ihn, 
da es einen mächtigen Verbündeten zur Seite hatte, bis zur Entscheidung, d. h. 
bis zur Wiederherstellung des im englischen Sinne interpretierten europäischen 
Gleichgewichts, durchkämpfen, um das eigene außereuropäische Übergewicht 
in um so günstigerer Position erhalten und fördern zu können. 

Napoleon kannte das englische Fernziel, wenigstens soweit es sich auf den 
europäischen Raum bezog, weil es dem seinen nur zu sehr ähnelte und er sich, 
in trauter und vertraulicher Gemeinschaft mit Palmerston, in der Rolle eines 
Verteilers europäischer Landstriche gefiel. Doch suchte er den Ansatzpunkt, 
die neue weiche Stelle im russischen Panzer, nachdem durch den gemeinsam 
angesetzten Hebel die erste russische Bastion erbrochen war, in anderer Rich­
tung, nicht im Kaukasus, nicht im Finnischen Meerbusen, wo es Früchte nur 
für England zu pflücken gab, sondern in Polen, durch dessen Revolutionierung 
- oder wie es gegenüber dem englischen Bundesgenossen hieß: dessen Rück­
führung in den Stand von 1815 - das europäische Remaniement am wirksam­
sten und folgenreichsten begonnen werden konnte. Als in der Erörterung dar­
über die beiderseitigen Eigeninteressen deutlich zutage traten und sich vonein­
ander abhoben, steuerte Napoleon den Frieden an, wendig und einfallsreich, 
wie er in der Verfolgung seines außenpolitischen Grand Desseins war, dem 
russischen Gegner einen glimpflichen Frieden anbietend. Konnte nicht das 
große Ziel, die Gewinnung der festländischen Vormachtstellung über den Weg 
der Revolutionierung der Nationalitäten, mit weniger Opfern erreicht werden, 
wenn das großmütig behandelte Rußland dereinst wertvolle Rückendeckung 
bieten würde? Das revolutionsgeschwächte und revolutionsbedrohte Öster­
reich, mit dem Napoleon eben noch in einer konservativen Allianz stand, ließ 
sich mit Nutzen als Organ für die rasche Herbeiführung des Friedens gebrau­
chen. Napoleon schien den ersten Gipfel seiner Macht erklommen zu haben: 
Er zwang das kriegsgerüstete England, ihm auf dem Weg zum Frieden zu fol-

20 Königin Viktoria an König Leopold, Windsor 29. Januar 1856 (VICTORIA ur s. 169). 
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gen; er liebäugelte schon mit dem noch feindlichen Rußland, das seine Lieb­
äugelei mit den gleichen Blicken erwiderte; er nutzte die existentielle Friedens­
sucht Österreichs aus, um es gegen Rußland vorzuschieben und sich mit ihm 
verfeinden zu lassen, wohl wissend, daß er in Piemont - nach dem Wort des 
damaligen preußischen Gesandten in Turin - "eine Pistole im Anschlag auf 
Österreich" in der Hand hielt. Das Wort seines Ministers unmittelbar nach dem 
Fall Sevastopol's 21: «Qui pourrait nier que la France ne sorte de tout ceci gran­
die et la Russie diminuee? La France seufe aura grandi dans cette lutte. Elle tient 
aujourd'hui le premier rang en Europe» - dieses Wort fand ein vielfaches Echo 
in der Umgebung des französischen Kaisers. So schrieb die Fürstin Lieven ein 
paar Wochen später aus Paris an Baron Meyendorff22 : «Je suis frappee de la 
prostration generale devant l'Empereur Napoleon. Cette guerre l'a fait monter 
bien haut, lui et la France; elle n' a pas grandi l' Angleterre.» Tief schon hatte 
sich ins Bewußtsein der Zeitgenossen die Verlagerung des Machtzentrums in 
Europa vom Osten, wo es in Nikolaus, dem «gendarme de l'Europe», und in 
seiner furchtgebietenden Militärmaschine, der "Feuerwehr Europas", verkör­
pert war, zum Westen, zu Napoleon, dem Arbiter mundi, eingeprägt. 

Das Symbol für diese nach Sevastopol' eingetretene Machtverschiebung war 
die Wahl von Paris als Ort der Friedensverhandlungen. Sie stand Ende Januar 
1856 schon fest. Der Kommentar des «Constitutionnel»: «Paris redevenant le 
cent re des negociations de la paix d'Orient, c'est la France redevenant le pivot 
de la politique des Gouvernements de l'Europe» 23 konnte zwar den Anstrich 
nationaler Selbstgefälligkeit nicht verleugnen, gab aber der allenthalben vor­
herrschenden Empfindung über die neue Gestaltung der Machtverhältnisse in 
Europa durchaus treffenden Ausdruck. Diesem Gefühl begegnet man schon 
unmittelbar nach Sevastopol' 24, was nicht allein auf das große militärische 
Ereignis am Schwarzen Meer, sondern auch auf das Scheitern sämtlicher Frie­
densvermittlungsversuche, die bisher von Wien ausgegangen waren, zurück­
zuführen ist. Paris, ohnehin schon seit Ludwig XIV. als das geistige und kul­
turelle Zentrum Europas anerkannt, war 1855 obendrein monatelang Schau­
platz der glänzenden Weltausstellung - auch dies ein Symbol für die mitten im 
Krieg auf den Frieden gerichtete schöpferische Kraft des französischen Geistes. 

21 Walewski an Napoleon, Paris 11. September 1855 (W ALEWSKI S. 488). 
22 Paris 9. November 1855 (MEYENDORFF III S. 211 [Nr. 525]). 
23 Zitiert bei GEFFCKEN S. 219. 
24 Vgl. etwa Amim an Manteuffel, Wien 19. September 1855 (MANTEUFFEL III S. 161); 

Granville an Clarendon, Paris 7. Oktober 1855 (FITZMAURICE I S. 123); Bismarck an L. v. 
Gerlach (über Gespräch mit König Wilhelm von Württemberg), Frankfurt 21. Dezember 
1855 (BISMARCK XIV, 1 S. 424-425): "Im Auslande sei gereiztes Mißtrauen gegen Oest­
reich der Punkt, wo selbst die streitenden Theile einig darüber seien, wie schon jetzt die 
Westmächte und Rußland gleichmäßig nicht in Wien verhandeln wollten." 
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In London allerdings konnte man sich mit dem Gedanken von Paris als Ort 
der Friedensverhandlungen anfänglich nicht befreunden, da man offensichtlich 
auch dort den Symbolwert der Ortswahl nicht unterschätzte, und schlug daher 
eine neutrale Stadt in Mitteleuropa, Brüssel, Frankfurt oder noch besser Mainz, 
vor. Entschieden lehnte man englischerseits Wien ab - ein deutliches Zeichen 
der Verbitterung, die man gegenüber dem österreichischen Kabinett, das doch 
die Hauptschuld an der unzeitigen Friedensinitiative trug, empfand 25. Als dann 
Anfang Januar Paris geschickterweise von Nesselrode empfohlen wurde 26, 

war die Angelegenheit so gut wie abgemacht. 
Auch für Buol war die Wahl der französischen Hauptstadt ein Indiz dafür, 

daß die Rolle Wiens als Centre d'entente ausgespielt war. Der zu Beginn der 
orientalischen Krise getane Ausspruch eines Metternich, der noch ganz den 
V orstellungen der Jahrzehnte nach 1815 verhaftet war: "Wien ist und bleibt 
der beste Ort zur Verständigung" 27 - er hatte seine Gültigkeit jetzt verloren. 

Ein mehr praktischer Grund für die Wahl von Paris lag darin, daß die von 
auswärts kommenden Bevollmächtigten in der Person Napoleons ein ausglei­
chendes Element zu erblicken meinten. Jeder rechnete sich aus, daß er die 
Intrigen des andern durch persönliche Intervention beim Kaiser wirkungslos 
machen könne. Clarendon und Buol gedachten dadurch die rußlandfreundlichen 
Tendenzen des französischen Hauptbevollmächtigten, Walewski, zu durch­
kreuzen. Orlov dagegen durfte auf Grund der durch Seebach vermittelten 
Freundschaftsbeweise erst recht auf die Gunst Napoleons rechnen. Cavour 
vollends mußte in der Wahl von Paris die günstigste Gelegenheit erblicken, die 
italienischen Gravamina durch die Hintertür vor das Forum Europas zu brin­
gen. Wien wäre dafür der denkbar schlechteste Ort gewesen. Tatsächlich hat 
dann Napoleon durch das häufig ins Spiel gebrachte Mittel der Privataudienz 
den Gang der Verhandlungen entscheidend beeinflußt. 

Es geschah mehr aus technischen Rücksichten, daß nach der Annahme des 
österreichischen Ultimatums durch Rußland der nächste Schritt auf dem Weg 

25 Granville an Canning, 17. Januar 1856 (FITZMAURIcE I S. 144); Bismarck an Manteuffel, 
Frankfurt 25. Januar 1856 (BIsMARcK II S. 99 [Nr. 110]); Clarendon an Hudson, London 
20. Dezember 1855 (FONTI Bd. 98 S. 193): "Whenever negotiations are recommended we 
of course do not intend that they shall be held at Vienna; some small neutral town must 
be selected for the purpose. " 

26 Vgl. oben S. 107, Anm.306. 
27 Metternich an Buol, 18. November 1853 (METTERNICH S. 148 [Nr. 101, Beilage zu 

Nr. 100]). - Der zweite englische Bevollmächtigte, Lord Cowley, bedauerte später die Wahl 
von Paris wegen der Ablenkungen, welche die französische Hauptstadt biete: "[ ... ] the 
thing to have done would have been to have them [die Konferenzen] in so me dull German 
town, where there would have been no amusements and occupations, and no intrigues, 
and where they would have applied themselves vigorously to their work in order to get 
it done as quickly as possible." (Tagebucheintragung Grevilles vom 1. März 1856. GRE­
VILLE VII S. 209.) 
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zum Frieden noch in Wien getan wurde. Nesselrode hatte am 18. Januar der 
österreichischen Regierung vorgeschlagen 28, das Fünf-Punkte-Programm als 
«Projet de Preliminaires» - diese Bezeichnung trug es ja von vornherein -
umgehend in Wien zu paraphieren und ihm ein kurzes Protokoll voranzusetzen, 
aus dem hervorgehe, daß die beteiligten Regierungen Bevollmächtigte ernenn­
ten, die spätestens in drei Wochen zu Paris einen formellen Präliminärvertrag, 
einen Waffenstillstand und den endgültigen Friedensvertrag abschließen wür­
den. Dieser Modus procedendi wurde allerseits gutgeheißen, vor allem da er das 
Friedenswerk rasch voranzutreiben geeignet war. Am 1. Februar 1856 wurde 
ein entsprechendes "Konferenzprotokoll" in Wien von den Botschaftern der 
beiden Westmächte und Rußlands, dem türkischen Gesandten und von Buol 
paraphiert 29. 

* 

Die Historie hat sich auffallend wenig mit dem Institut des Vorfriedensvertrags 
(Präliminarfrieden) im Zusammenhang mit dem Komplex der Kriegsbeendi­
gung und Friedensanbahnung beschäftigt. In der Geschichte der europäischen 
Friedensschlüsse scheint sich eine typische Normalabfolge der Kriegsbeendi­
gungsstufen herausgebildet zu haben, die bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts zu 
beobachten ist 30: Als einleitendes Stadium lassen sich die vielfältigen, neben 
dem Kriegsgeschehen einhergehenden Friedenssondierungen bzw. -verhand­
lungen bezeichnen; sie konnten mit einem die Prinzipien des endgültigen Frie­
densvertrags bindend festlegenden Vorfriedens vertrag als zweiter Stufe vor­
läufig beendet werden. Ein Waffenstillstand markiert dann die dritte Stufe, die 
zum endgültigen Friedensvertrag, der vierten Stufe, als Ergebnis detaillierter 
Verhandlungen, weiterführt. 

Zum Bild des Dreißigjährigen Krieges und der Kabinettskriege des 18. Jahr­
hunderts gehört die frühzeitige Aufnahme von Friedensverhandlungen. Dieses 
Bild ist noch auf den Krimkrieg voll anwendbar. In den folgenden Kriegen des 
19. Jahrhunderts und des beginnenden 20. Jahrhunderts hat sich die Reihenfolge 
der Kriegbeendigungsstufen zwei und drei zum guten Teil umgekehrt. Der 
Grund dafür wird besonders im Waffenstillstandsvertrag von Versailles (1871) 

28 Nesselrode an Gorcakov (Abschrift) Petersburg 18. Januar 1856 (HHSTA, PA X 44 f. 33-
34). 

29 Text: DECLERcQ VII S. 21-22. Über den Ausschluß des sardinischen Geschäftsträgers in 
Wien von der Unterzeichnung des Protokolls vgl. Dr NOLFO, Europa S. 201-206. 

30 Das Institut des Präliminarfriedens führt HAUSMANN in seiner Skizze nur bis zum Ende 
des 17. Jahrhunderts zurück (Berliner Präliminar-Traktat zwischen Dänemark und Holland 
am 6. Juli 1688). Es läßt sich indes mindestens bis in die Vorgeschichte des Westfälischen 
Friedens zurückverfolgen (z. B. Hamburger Präliminar-Rezeß von 1641). In der ersten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts wird der Abschluß eines Präliminarfriedens zur Regel. Zum 
Verfahren bei zwei Friedensschlüssen des 20. Jahrhunderts vgl. BAUMGART, Brest-Litovsk 
und Versailles S. 601-603 (=62-63). 
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deutlich. Dieser hatte durch Aufnahme politischer und territorialer Bestimmun­
gen seinen Charakter gegenüber früheren Waffenstillstandsverträgen, die rein 
militärischer Natur waren, grundlegend verändert, indem er den Definitivfrie­
den selbst in Einzelheiten schon vorwegnahm. 

Von diesen Regeln gibt es indes manche Ausnahme. Jeder Friedensvertrag 
mit seinen voraufgehenden Stufen muß in erster Linie im Hinblick auf seine 
konkreten Umstände untersucht und darf nicht an einer fiktiven Völkerrechts­
norm gemessen werden. 

So hat es am Ende des Krimkriegs einen förmlichen Präliminarfrieden im 
eigentlichen Sinn gar nicht gegeben, obwohl er im Wiener "Konferenzproto­
koll" vom 1. Februar 1856 vorgesehen war. In einer vertraulichen Sitzung am 
21. Februar kamen die Bevollmächtigten der Seemächte und Österreichs über­
ein, auf den Abschluß eines förmlichen Präliminarfriedens zu verzichten und 
das Wiener Protokoll durch Anhängen an das erste Friedenskonferenz-Proto­
koll kurzerhand in einen Präliminarfrieden zu verwandeln 31. Dieser Vorschlag 
wurde von Walewski, der zu Beginn der ersten Sitzung am 25. Februar zum 
Präsidenten gewählt worden war, vorgebracht und einstimmig angenommen 32. 

Das Motiv für diese Prozedur ist darin zu suchen, daß man dadurch die Not­
wendigkeit, den Präliminarfriedensvertrag auszuhandeln und zu ratifizieren, 
umging und Zeit sparte. Eine möglichst kurze Dauer der Friedensverhand­
lungen lag ganz besonders im französischen Interesse: Napoleon dürfte an der 
Aufrichtigkeit Englands, den Frieden zu erreichen, gezweifelt haben 33. Er 
mußte daher versuchen, möglichst rasch ein Fait accompli zu schaffen, von dem 
es kein Zurück mehr gebe. Sein Verhalten während des Kongresses, besonders 
dasjenige seines Willensorgans, Walewski, bietet dafür zahlreiche Anhalts­
punkte. In den Berichten der österreichischen Bevollmächtigten ist immer 
wieder von der «precipitation calculee », vom "steten kaum erklärlichen Drän­
gen" Walewskis die Rede 34. 

Ein weiterer wichtiger Grund für das Bemühen Napoleons, zu einem 
raschen Friedensschluß, ohne Aushandlung eines Präliminarfriedens, zu kom­
men, ist in dem katastrophalen Gesundheitszustand der französischen Expedi­
tionsarmee auf der Krim zu suchen, der eine Fortsetzung des Krieges fast 
unmöglich erscheinen lassen mußte. War im ersten Kriegswinter die englische 
Armee durch Klima- und Krankheitseinwirkungen dezimiert worden (weit 
mehr als durch Feindeinwirkung), während die französische über ein gutorgani­
siertes Lazarettwesen verfügte, so hatten sich die Verhältnisse im zweiten Win-

31 Buol/Hübner an Franz Joseph, Paris 24. Februar 1856 (HHSTA, PA XII 220 f. l V ). 

32 Buol/Hübner an Franz Joseph, Paris 26. Februar 1856 (EBEN DA f. 18-19). 
33 Vgl. oben S. 108. Vgl. auch Königin Viktoria an König Leopold, Windsor 29. Januar 1856 

(VICTORIA III S. 169). 
34 Buol/Hübner an Franz Joseph, Paris 23. März 1856 (HHSTA, PA XII 219 f. 159V); Buol 

an Pranz Joseph, Paris 9. März 1856 (HHSTA, PA XII 220 f. 38v ). 
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ter umgekehrt. Die französische Armee wurde von verheerenden Krankheiten 
(Skorbut, Typhus, Schwindsucht) heimgesucht, so daß der Sanitätsdienst völ­
lig zusammenbrach. Von der englischen Armee lagen im April 1856 etwa 
5000 Krankmeldungen (von 63000 Soldaten), von der französischen zur glei­
chen Zeit 42000 (von 150000 Soldaten) vor. Von den Kranken starben auf 
englischer Seite täglich 3, auf französischer 250. Ein schneller Friedensschluß, 
der eine rasche Rückführung der Truppen ermöglichte, erschien zwingend 35. 

Ebenso wie der Präliminarfriede hat auch der Waffenstillstand von 1856 seine 
Besonderheiten, für die sich allerdings in der Geschichte der Friedensschlüsse 
verschiedentlich Parallelen finden lassen. Nachdem in der ersten Konferenz­
sitzung beschlossen worden war, daß das Wiener Protokoll «aurait la valeur de 
preliminaires formels de paix» 36, kam man überein, einen bis zum 31. März 
geltenden Waffenstillstand durch die Oberbefehlshaber auf der Krim abschlie­
ßen zu lassen. Die Anweisung zur Einstellung der Feindseligkeiten 37 sollte auf 
telegraphischem Wege übermittelt werden. Ein Waffenstillstandsabkommen 
wurde am 14. :März an der Traktir-Brücke abgeschlossen 38, nachdem die Feind­
seligkeiten schon am 29. Februar beendet waren. Der Waffenstillstand war 
jedoch nur partiell, da die über die russische Küste verhängte Blockade davon 
ausgeschlossen blieb. Die Marinekommandanten erhielten Befehl, während der 
Dauer des Waffenstillstands keine feindseligen Operationen gegen Gebiete des 
Gegners zu unternehmen, doch durften sie gegen Konvois und Truppenbewe­
gungen in Küstennähe vorgehen 39. 

Die Ausdehnung des Waffenstillstands auch auf Seeoperationen hätte nach 
Ansicht der englischen Admiralität und der englischen Friedensdelegation ein­
seitig zugunsten der Russen gewirkt, da diese ihn zum Ausbau von Verteidi­
gungsstellungen benutzt haben würden. Die milde Jahreszeit ließ die Schiff­
fahrt in der Ostsee bereits zu. Als Buol in der vertraulichen Vorbesprechung 
vom 21. Februar auch einen förmlichen Waffenstillstand auf See wünschte, 

35 Prinz Albert an Stockmar, London 13. April 1856 (MARTIN III S. 481; vgl. auch EBENDA 
S. 482). Ende Februar 1856 lagen von der französischen Armee 22000 Krankmeldungen 
vor: Tagebucheintragung Grevilles vom 5. März 1856 (GREVILLE VII S. 212); Claren­
don an Stratford de Redcliffe, 25. April 1856 (LANE-PooLE II S. 436). 

36 V gl. Anm. 32; ferner DE CLERCQ VII S. 23. 
37 Einstellung der Feindseligkeiten (suspension des operations de guerre, d'hostilites) ist 

nicht identisch mit Waffenstillstand (armistice). Die entsprechende Begriffsverwendung im 
offiziellen Protokoll der ersten Sitzung (DE CLERCQ VII S. 23-24) ist unkla.t - Auch der 
zwischen Bismarck und Favre am 28. Januar 1871 abgeschlossene Waffenstillstand trägt 
die unrichtige Überschrift «Convention entre la France et l'Allemagne pour la suspension 
des hostilites»; in den einzelnen Artikeln steht dagegen richtig «armistice». 

38 Text: DE CLERCQ VII S. 56-58. Dort S. 58-59 auch ein Verlängerungsabkommen vom 
26. März 1856. 

39 DE CLERCQ VII S. 24, 56. 
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wies Clarendon darauf hin, daß es nach den Regeln des Völkerrechts einen 
Zwischenzustand zwischen Krieg und Frieden, wie es der Abschluß eines Waf­
fenstillstands auf See bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung der Blockade dar­
stelle, nicht gebe 40. Man half sich dann mit dem genannten Befehl an die Mari­
nekommandanten aus. 

Die Fortgeltung der Blockade und auch die eigens vorgesehene Möglich­
keit, eine Blockade über noch nicht oder nicht wieder (wegen der Witterungs­
verhältnisse) gesperrte Seegebiete zu verhängen 41, ist deutlicher Ausdruck 
des englischen Mißtrauens gegenüber den Absichten Rußlands und ein Zeichen, 
daß sich England für eine eventuelle Fortführung des Krieges gerüstet halten 
wollte. Anderseits verrät die verhältnismäßig kurze Dauer des Waffenstillstands 
auf dem Lande wiederum den französischen Wunsch nach möglichst raschem 
Friedensschluß. Die kurzfristige Vereinbarung konnte als Druckmittel gegen­
über Rußland benutzt werden, um die Verhandlungen voranzutreiben. 

2. Verhandlungsablauf und Verhandlungsgegenstände 42 

a) Territorialfragen (Bessarabien, Kaukasus, Aland-Inseln) 

Die erste Friedenssitzung fand, wie schon erwähnt, am 25. Februar 1856 statt. 
Die beiden Seemächte waren durch ihre Außenminister, Clarendon und Walew­
ski, und je einen mit der Materie vertrauten Botschafter, Cowley für England 
und Bourqueney für Frankreich, vertreten. Österreichs Interessen nahmen Buol 
und der Gesandte Hübner wahr. Der Zar hatte seinen Generaladjutanten Orlov 
und den Gesandten am Deutschen Bundestag in Frankfurt, Brunnov, ge­
schickt. Für die Türkei hatte sich der Großwesir Ali Pascha, der höchste Wür­
denträger unter den Delegierten, eingefunden; ihm war der türkische Gesandte 
in Paris Mehemed Djemil beigegeben. Aus Turin war Ministerpräsident Cavour 
gekommen, dem der sardinische Gesandte in Paris Villamarina zur Seite stand. 

40 Clarendon bezog sich offensichtlich auf den auf Cicero zurückgehenden Satz "inter pacem 
et bellum nihil medium", der in der modernen Völkerrechtslehre, etwa bei Grotius, 
Pufendorf und Vattel, eine bedeutende Rolle gespielt hat. 

41 Im ersten Sitzungsprotokoll heißt es (DE CLERCQ VII S. 24): «Les PP. decident, en outre, 
que l'artnistice sera sans effet sur les blocus etablis ou ai/ab/ir [ ... ].» (Hervorhebung von 
mir). 

42 Eine genauere Analyse soll der späteren umfangreicheren Darstellung, für die umfassende 
Archivstudien vorgesehen sind, vorbehalten bleiben. In der bisherigen Literatur ist der 
Verhandlungsablauf am besten zusammengefaßt bei GEFFCKEN S. 222-292; CHARLES­
Roux S. 81-108; TEMPERLEY, Paris. - Eine Charakteristik der einzelnen Delegierten bei 
Dr NOLFO, Europa S. 226-251. 
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Erst am 18. März wurde Preußen hinzugezogen, das durch Ministerpräsident 
Otto v. Manteuffel und den Grafen Hatzfeldt, Gesandter in Paris, vertreten war. 

Durch die russische Annahme des österreichischen Ultimatums und durch 
das Wiener Protokoll waren die eigentlichen Causae belli im Prinzip schon 
bereinigt. Es konnte jetzt nur mehr darum gehen, den Komplex der fünf Punkte 
in einzelne Vertragsbestimmungen umzuwandeln. An ein Scheitern der Ver­
handlungen war, sofern allseits die Friedensabsichten ernst waren, kaum zu den­
ken. England ging mit der größten Unzufriedenheit und anfänglich starkem 
:Mißtrauen in die Verhandlungen. Auf französischer und österreichischer Seite 
war die Sorge um den Frieden echt; sie glich fast einer Sucht nach dem Frieden. 
Leitstern der russischen Delegation, wie er in der Hauptinstruktion Nessel­
rodes zum Ausdruck kommt 43, war ebenfalls das Bestreben, den Frieden heim­
zubringen. Die Türkei, das Reich von Europas Gnaden, war in allem von dem 
Willen der drei Alliierten abhängig. Die Beteiligung Cavours an den Verhand­
lungen war von nur marginaler Bedeutung; sie erschöpfte sich hauptsächlich 
im Intrigenspiel hinter den Kulissen. Preußen mußte sich mit der Rolle eines 
ungern geduldeten Gastes begnügen. Der Friede wurde von den vier Groß­
mächten ausgehandelt. 

Auch wenn Rußland die Friedensgrundsätze bereits angenommen hatte, so 
war doch zu erwarten, daß es Momente in den Verhandlungen geben würde, in 
denen von dem einen oder anderen Bevollmächtigten die rhetorische Frage 
nach Krieg oder Frieden gestellt werden würde, sobald einmal eine der eigenen 
Hauptforderungen unerfüllt zu bleiben schien. "Wenn der Friede erreicht 
wird", so schrieb ein außenstehender Beobachter mit einigem Sarkasmus44, "so 
wird ihm natürlich ein Moment vorhergehn, wo jeder probiert, was er etwa dem 
Gegner abdrücken kann, und wie ein Pferdejude die Thürklinke faßt, als wollte 
er gehn." Solch ein Moment trat schon bald nach Verhandlungs beginn ein. 

Am 26. Februar kamen auf Wunsch Orlovs die Bevollmächtigten der West­
mächte und Rußlands zu einer vertraulichen Besprechung über die beiden nach 
russischer Meinung noch offenen Probleme Bessarabien und Kars zusammen 45. 

In der Instruktion für die russische Delegation war die "Grenzberichtigung" 
in Bessarabien als die wichtigste Detailfrage der künftigen Verhandlungen 
bezeichnet worden, da es in dem abzutretenden Gebiet nicht allein um mate­
rielle Nachteile gehe, sondern um das Aufgeben von "glorreichen Traditionen", 

43 11. Februar 1856 (K ISTORII PARIZSKOGO MIRA S. 16). - Die kurz vor Beginn des Zweiten 
Weltkriegs im Krasnyj Archiv in russischer Übersetzung veröffentlichten Akten des rus­
sischen Außenministeriums über den Pariser Friedenskongreß sind noch nicht ausge­
wertet worden. Sie werden in der folgenden Darstellung weitgehend herangezogen. 

44 Bismarck an L. v. Gerlach, Frankfurt 26. Februar 1856 (BISMARCK XIV, 1 S. 434). 
45 Nesselrode an Orlov, 29. Februar 1856 (K ISTORII PARIZSKOGO MIRA S. 24). Vgl. auch 

GEFFCKEN S. 227; TEMPERLEY, Paris S. 404 (dort irrtümlich als Datum der 27. Februar). 
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die mit dem Lande verbunden seien 46. Rußland hatte von vornherein ein 
Junktim zwischen Kars und Bessarabien herstellen wollen, Napoleon war inner­
lich sofort bereit gewesen, ein solches anzuerkennen, und hatte im Januar auf 
Österreich eingewirkt, ein Gleiches zu tun 47. Buol konnte im Ministerrat vom 
11. Februar erreichen, daß ihm in der Angelegenheit die Hände nicht gebunden 
wurden. Ohnehin hatte er dem Petersburger Kabinett schon die geheime Zu­
sicherung geben lassen, daß die endgültige Rektifikation der Grenze Sache der 
Verhandlungen sein werde. Nesselrode nahm bereits Ende Februar Gelegen­
heit, ihn an diese Zusicherung zu erinnern 48. Als Buol am 20. Februar zu seiner 
ersten Audienz bei Kaiser Napoleon empfangen wurde, versuchte ihn dieser 
für den Gedanken der Aufgabe eines Teiles des bessarabischen Gebietes zu 
gewinnen, wenn Rußland die Zession von Kars verweigere. Buol gestand dies 
für den äußersten Fall zu 49. Im Prinzip war auch Clarendon dazu bereit, ob­
wohl er am 27. Februar nach London schrieb 50: "We may in the next forty­
eight hours find ourselves standing alone and having to decide the grave 
question of pe ace or war." 

Die Alliierten hatten also ihre eigene Verhandlungsposition schon unter­
einander geschwächt, kaum daß die Verhandlungen angelaufen waren. Ge­
wiß war den Russen in später Stunde durch die Eroberung von Kars ein kapi­
tales Tauschobjekt in den Schoß gefallen. Aber Ausgangspunkt der unnöti­
gen Komplikation war die österreichische Torheit, über das für die Freiheit 
der Donauschiffahrt unbedingt nötige Uferterrain hinaus aus militärstrategi­
schen Erwägungen umfangreiche Landstriche in Bessarabien zu fordern. Buol 
ließ seinen kaiserlichen Herrn bereits am 28. Februar wissen 51, daß "die bes­
sarabische Gränze den Knotenpunkt der ganzen Verhandlung" bilden, Rußland 
selbst auf die Gefahr eines Bruches die Festung Kars nur gegen eine volle 
Kompensation herausgeben werde und die Westmächte ihrerseits Kars nicht in 
den Händen der Russen lassen würden. Buol empfahl, Rußland die Rückgabe 
eines Teiles von Bessarabien für die Zession von Kars anzubieten (und dadurch 
die ursprünglichen an Rußland gestellten Bedingungen tatsächlich zu mildern). 
Lehne Rußland den Kompromiß ab, so sei dies als eine Verwerfung der 
ursprünglichen Bedingungen zu betrachten. Die Friedensverhandlungen wür­
den dann "evident" durch die Schuld Rußlands abgebrochen, und Österreich 
könne nach den im französisch-österreichischen 1'lemorandum vorgesehenen 

46 K ISTORIl PARrZSKOGO MIRA S. 15. 
47 Hübner an Buol (geheim; über Unterredung mit Napoleon), Paris 19.Januar1856 (HHSTA, 

PA IX 52f. 59V -61); Hübner an Buol (über Unterredung mit Walewski), Paris 19. Januar 
1856 (EBENDA f. 67-69). 

48 Nesselrode an Orlov, 29. Februar 1856 (K ISTORIl PARIZSKOGO MIRA S. 24). 
49 Buol an Franz Joseph, Paris 24. Februar 1856 (HHSTA, PA XII 219 f. 10-12). 
50 TEMPERLEY, Paris S. 404. 
51 Buol an Franz Joseph, Paris 28. Februar 1856 (HHSTA, PA XII 220 f. 25-29). 
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Modalitäten verfahren, d. h. die diplomatischen Beziehungen zu Rußland 
abbrechen und die "weiteren Schritte" mit den Alliierten beraten. 

In zwei der folgenden Sitzungen, am 5. und 8. März, wurden von den beiden 
gegnerischen Seiten nicht weniger als je drei Demarkationsvorschläge vorge­
legt, von denen die russischen von der Minimal- bis zur Maximalkonzession, 
die österreichischen umgekehrt von der Maximal- zur Minimalforderung gin­
gen. Aus einem bislang völlig unbeachtet gebliebenen, ausführlichen Bericht 
Orlovs an seine Regierung über den bessarabischen Grenzstreit 52 in diesen bei­
den Sitzungen und der folgenden vom 10. März geht die französisch-russische 
Zusammenarbeit besonders augenfällig hervor. Sie ging so weit, daß man 
geradezu von zwei Lagern - in dem einen Frankreich und Rußland, im andern 
Österreich und England - sprechen kann, die mit der Mächtegruppierung der 
Kriegszeit nichts mehr zu tun hatten. Nach außen, in den Sitzungen, trat diese 
Trennung noch nicht allzu kraß in Erscheinung, aber hinter den Kulissen war 
sie, was die bessarabische Angelegenheit betrifft, perfekt vollzogen. 

In der Sitzung vom 6. März ersuchte Brunnov, nicht ohne Sarkasmus, die 
österreichischen Bevollmächtigten, die genaue Trasse anzugeben, da ja die 
Gebietsabtretung "auf Verlangen und im Interesse Österreichs" gefordert wor­
den sei. Buol wies spitz darauf hin, daß Österreich diese Bedingung als Manda­
tar der drei Alliierten gestellt habe, und lehnte das Ersuchen ab. Er hielt an dem 
Prinzip fest, daß die Trasse, von Chotin in südöstlicher Richtung entlang der 
Wasserscheide von Pruth und Dnestr zum Sasyk-See verlaufend, von Rußland 
durch Annahme des Ultimatums bereits grundsätzlich konzediert sei. Die Sit­
zung wurde wegen "vorgerückter Stunde" ergebnislos abgebrochen 53. 

Orlov versuchte jetzt, sich der direkten Unterstützung Napoleons zu ver­
sichern. Er unterbreitete dem Kaiser drei Trassierungsvorschläge, worauf die­
ser den dritten, mit der weitestgehenden russischen Konzession, zu unterstüt­
zen versprach. Mit Walewski wurde verabredet, daß die russische Delegation in 
der folgenden Sitzung zunächst ihre Projekte 1 und 2 nacheinander präsentieren 
würde, um "den Anschein vorgängiger Abmachung" zwischen Rußland und 
Frankreich zu vermeiden. Nach der erwarteten Ablehnung durch England und 
Österreich würde dann das dritte Projekt auf den Tisch gelegt werden, das 
Walewski sich zu eigen machen würde. 

So geschah es - bis zu einem gewissen Grad. In der Sitzung am 8. März 
verlas Brunnov den ersten russischen Vorschlag, nach dem Rußland nur das 
Donaudelta zwischen dem Sulina- und Kilia-Arm abtreten wollte. Er wurde 
erwartungsgemäß "mit Zeichen der Überraschung" von den österreichischen 
und englischen Bevollmächtigten abgelehnt, desgleichen der zweite, der außer 
dem Delta noch ein kleines Dreieck zwischen Donau, Pruth und Jalpuch-See 

52 Orlov an Nesselrode, 11. März 1856 (Iz ISTORII PARIZSKOGO MIRA S. 39-43). 
53 Buol/Hübner an Franz Joseph, Paris 7. März 1856 (HHSTA, PA XII 219 f. 57V-59). 
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konzedierte. Doch nun legte Buol seine Kompromißlinie vor, nachdem zuvor 
Hübner noch einmal an die aus dem Ultimatum ableitbare grundsätzliche Kon­
zession Rußlands erinnert hatte, und bezeichnete sie als "das letzte Wort der 
Alliierten". Die Russen erbaten sich daraufhin Bedenkzeit, um neue Instruk­
tionen einholen zu können 54. 

Der österreichische Kompromißvorschlag und das russische Projekt 3 unter­
schieden sich im wesentlichen nur in dem einen Punkt, daß sich nach russi­
schen Angaben etwa auf halber Höhe der Grenzlinie eine bulgarische und eine 
deutsche Kolonie befanden, auf deren Einbeziehung in das russische Bessara­
bien Zar Alexander persönlich ein besonderes Gewicht legte. In einem erneuten 
direkten Appell brachte Orlov eine dahingehende Bitte am 9. März bei Napo­
leon vor, der ihr nachzukommen versprach. In der am folgenden Tag statt­
findenden Sitzung gingen auch die österreichischen und englischen Delegier­
ten darauf ein, nachdem auf österreichisches Verlangen die Russen ihrerseits an 
den beiden Endpunkten der Grenzlinie ein paar unwesentliche Konzessionen 
gemacht hatten. Am 14. März gab Orlov die Zustimmung seines Hofes zu der 
vereinbarten Linie bekannt 55. 

Die Erledigung der bessarabischen Angelegenheit, der schwierigsten Frage 
der Friedensverhandlungen, kann nicht, wie das der gemeinhin als Autorität in 
Sachen Krimkrieg anerkannte Historiker Temperley tut 56, als englischer Sieg 
angesehen werden. Wenn man überhaupt in solchen Kategorien urteilen will, 
so muß sie eher als russischer Triumph, wesentlich erreicht durch französische 
Unterstützung, und als wenigstens halbe Niederlage Österreichs, im Ergebnis 
zwar gemildert durch die englische Hartnäckigkeit, bezeichnet werden. Die 
Schilderung der Affäre, wie sie Orlov nach Petersburg sandte, ist im ganzen 
zutreffend: "Die direkte Intervention [Napoleons] entschied, so darf ich mei­
nen, die Frage zu unseren Gunsten. Wir hatten Anlaß, uns angesichts der deut­
lich aufgeweichten, ich würde sagen, fast demütigenden Position unserer Geg­
ner davon zu überzeugen." 

Die Vorteile der endgültigen Grenzregelung für Rußland waren folgende: 
1. Sie beließ Rußland Bolgrad, den Mittelpunkt der bulgarischen Kolonie in 
Bessarabien. Orlov kommentierte dieses Ergebnis mit den Worten: "Unsere 
Gegner verstanden nicht, wie mir scheint, die Bedeutung dieser Konzession." 
Darin dürfte der bisher noch nicht erbrachte Beweis für das bewußt betriebene 
Falschspielen Rußlands in der Bolgrad-Angelegenheit, die einige Monate dar­
auf so viel Staub aufwirbelte 57, liegen. 2. Im Gegensatz zu der ursprünglich im 

54 Vgl. Anm. 52; ferner BuoljHübner an Pranz Joseph, Paris 9. März 1856 (HHSrA, PA 
XII 219 f. 61-67). 

55 Vgl. Anm. 52; ferner BuoljHübner an Pranz Joseph, Paris 12. März 1856 (HHSrA, PA 
XII 219 f. 83-88); DE CLERCQ VII S. 38 (Protokoll der Sitzung vom 14. März). 

56 TEMPERLEY, Paris S. 406; TEMPERLEY, Austria S. 637. 
57 Vgl. unten S. 242. 
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Ultimatum geforderten Gebietsabtretung grenzte der türkisch gewordene Teil 
Bessarabiens nun nicht direkt an die Bukowina. Der Plan österreichischer Mili­
tärs, das Festungssystem der Bukowina in gerader Linie bis an die Donau­
mündung fortzusetzen, war gescheitert. Rußland behielt die Schlüsselfestung 
Chotin. 3. Die Grenze zwischen Bessarabien und der Moldau am Oberlauf des 
Pruth (bis Katimor) war unverändert. 4. Bei Rußland verblieben die strategisch 
wichtigen Höhenzüge, die von Chotin aus in südöstlicher Richtung ver­
laufen. 

Mit anderen Worten: Rußland sicherte sich in den Friedensverhandlungen 
die Retrozession von zwei Dritteln des im Ultimatum und im Präliminarfrieden 
grundsätzlich schon aufgegebenen bessarabischen Gebiets lOhne die in den 
Sitzungen mehr oder minder offenkundige, hinter den Kulissen noch verstärkt 
betriebene Unterstützung Rußlands durch Frankreich, die das Signum der Pari­
ser Friedensverhandlungen bildet und in dieser Angelegenheit am hervor­
stechendsten zum Ausdruck kommt, wäre dieses Ergebnis nicht erreicht wor­
den. 

Für Österreich, d. h. für die österreichische Armeeführung, war das Ergeb­
nis in strategischer Hinsicht eine glatte Niederlage. Sie wurde noch akzentuiert 
durch die Weigerung Buols, die ihm am 11. Februar im Ministerrat aufgetra­
gene (sicher von den Militärs und Franz Joseph ausgehende) Forderung auf 
ein österreichisches Garnisonsrecht an der unteren Donau und auf Befahren 
der unteren Donau mit österreichischen Flußkriegsschiffen 58 in den Verhand­
lungen vorzubringen. Buol konnte sich, ohne sich in direkten, offenen Gegen­
satz zu seinem kaiserlichen Herrn und zu den führenden Generälen stellen zu 
müssen, auf die Inopportunität dieser Forderung berufen: Ihr Vorbringen in 
den Verhandlungen würde Österreich, nachdem die bessarabische Frage nun 
einmal so und nicht anders gelöst war, in eine isolierte und damit unhaltbare 
Lage versetzt haben. Buol ergriff in dieser Sache die Gelegenheit, von Paris aus 
gegen Forderungen der Militärs, die österreichisches Interesse allzu nackt her­
vorkehrten, verhüllten Widerstand zu leisten, nachdem er in Wien, wo er im 
Bewußtsein der eigenen isolierten Stellung von der Nutzlosigkeit offenen 
Kampfes gegen die Militärs überzeugt gewesen sein dürfte, lediglich technische 
Bedenken vorgetragen hatte. In Paris konnte er sich hinter das Argument ver­
schanzen, daß einem Friedensunterhändler Spielraum zum Verhandeln, d. h. 
auch zum Aufgeben als unhaltbar erkannter Positionen gegeben werden müsse. 

In politischer und vor allem wirtschaftlicher Hinsicht erbrachte die Lösung 
der bessarabischen Angelegenheit Österreich dennoch den grundlegenden 
Vorteil, daß Rußland nun von der Donau abgedrängt war. Diesen Vorteil 
konnten Buol und Hübner hervorheben, um beim Kaiser den ungünstigen Ein­
druck zu verwischen, der wegen der in militärisch-strategischer Hinsicht erlit-

58 Vgl. auch UNCKEL S. 261-262 (mit einer andersgerichteten Interpretation). 
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tenen Niederlage entstehen mochte. In einem gemeinsamen Bericht 59 feierten 
sie ihn als «l'affranchissement de la grande artere de I' Autriche, de ce fleuve 
essentiellement allemand [ ... ] [qui] sera aux yeux de I' Autriche, de l' Alle­
magne et de I'Europe, la justification la plus eclatante de la politique de Votre 
Majeste ». Der Kaiser, der sich in den entscheidenden Situationen des Krim­
kriegs stets von den Argumenten seines Ministers beeindrucken ließ, dankte 
Buol denn auch dafür, daß "von Bessarabien trotz vielem Widerstand ein ziem­
liches, und jedenfalls das wichtigste Stück erobert" sei 60. 

* 
Auch in einer weiteren Territorialfrage der Pariser Verhandlungen mußten die 
Alliierten, hier besonders England, eine Niederlage einstecken: in der Frage 
"der Behandlung der Gebiete an der Ostküste des Schwarzen Meeres". Sie 
gehörte zu den in Punkt 5 vorbehaltenen englischen Spezialforderungen und 
war bislang, auch gegenüber den eigenen Alliierten, nie genau formuliert wor­
den. In der ersten vertraulichen Besprechung der drei Verbündeten am 21. Fe­
bruar gab Clarendon auf die Frage Buols, was er unter der «prise en considera­
tion des questions qui se rattachent aux territoires situes a l'Est de la mer noire» 
denn verstehe, die nicht sehr hilfreiche Erläuterung, es sei schwierig, die eng­
lischen Vorstellungen zu präzisieren. Man müsse Rußland vorschlagen, seine 
dortige Grenze mit der Türkei zu rektifizieren; der Kuban'-Fluß könne als 
Scheidelinie zwischen den beiden Reichen angesehen werden. Cowley fügte 
hinzu, aus den künftigen Vertrags bestimmungen dürfe nicht hervorgehen, daß 
man die von Rußland beanspruchte Souveränität über "Abchasien, Mingrelien, 
Imeretien und andere transkaukasische Provinzen" implicite anerkenne 61. 

Walewski hatte nichts Eiligeres zu tun, als der russischen Delegation die 
Eröffnungen Clarendons zu hinterbringen: Es gehe den Engländern darum, 
Rußland das Recht auf die Gebiete südlich vom Kuban' zu bestreiten, es zur 
Anerkennung ihrer Unabhängigkeit und Neutralität zu veranlassen oder die 
Gebiete wieder der nominellen Herrschaft der Pforte zu unterstellen. Napo­
leon habe diesen Absichten seine Zustimmung versagt 62. 

Als die Angelegenheit am 1 .. März in der dritten Sitzung zur Sprache kam, 
vermochte Brunnov, mit entsprechenden Dokumenten ausgerüstet, die Recht­
mäßigkeit der russischen Ansprüche auf die fraglichen Gebiete nachzuweisen. 

59 BuoljHübner an Franz Joseph, Paris 9.März 1856 (HHSTA, PA XII 219 f. 73). - Die gemein­
samen Berichte waren nach Hübners Zeugnis (HÜBNER 1 S. 396 [Tagebucheintragung 
vom 22. Februar 1856], S. 413 [Tagebucheintragung vorn 6. April 1856]) von ihm, 
Hübner, redigiert, tragen aber bei der Unterschriften. Daneben sandte Buol regelmäßig 
eigene Berichte an den Kaiser. 

60 Franz Joseph an Buol, Wien 13. März 1856 (HHSTA, PA XL 277a f.33). 
61 BuoljHübner, Paris 24. Februar 1856 (HHSTA, PA XII 220 f.9-10). 
62 Orlov an Nesselrode, 11. März 1856 (lz ISTORII PARIZSKOGO MIRA S. 32). 
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Er stützte sich besonders auf Artikel 4 des Vertrages von Adrianopel und 
Artikel 1 der russisch-türkischen Konvention von St. Petersburg aus dem 
Jahre 1834. Er versagte sich nicht den Genuß, den türkischen Großwesir um 
Bestätigung des Sachverhalts zu ersuchen. Ali Pascha erkannte die Richtigkeit 
des Gesagten an und bat nur um Einsetzung einer gemischten russisch-türki­
schen Kommission zur Verifikation der Grenzziehung, da sie an einigen Punk­
ten streitig sei. Orlov stimmte unter dem Vorbehalt zu, daß damit keinerlei 
Gebietsabtretung verbunden sein dürfe. Auf Vorschlag Walewskis sollten der 
Kommission auch englische und französische Mitglieder angehören. Außer­
halb der Sitzung gab er den Russen zu verstehen, daß die Anwesenheit eines 
französischen Kommissars Rußland nur nützen könne. 

Clarendon mußte in derselben Sitzung auch seine Forderung, Rußland solle 
auf das Recht des Wiederaufbaus seiner am Ostufer des Schwarzen Meeres zer­
störten Festungen verzichten, zurückziehen, da er sich ohne jegliche französi­
sche Unterstützung fand 63. 

Dergestalt wurde auch dieser Verhandlungs gegenstand, nicht ohne Schimpf 
für die Engländer, zugunsten Rußlands erledigt. 

* 
Wie sehr ein russischer Verhandlungs erfolg jeweils von der Haltung Frank­
reichs abhängig war, zeigte sich in der Angelegenheit der Festung Kars. Das 
Ergebnis, selbst wenn es jetzt negativ für Rußland ausfiel, beruhte auch dies­
mal auf einem französisch-russischen Zusammenspiel. Orlov war am 28. Fe­
bruar von Napoleon in den Tuilerien zu einer Audienz empfangen worden 64. 

Er hatte dem Kaiser eröffnet, Zar Alexander habe seinerzeit das österreichische 
Ultimatum angenommen in der Erwartung, die sich auf "verschiedene Anzei­
chen" gründete, daß Kars als russisches Kompensationsobjekt für die alliierten 
Forderungen in Punkt 1 und 5 anerkannt werde. 

Napoleon gab zu, seinerzeit angedeutet zu haben - gemeint war die Verbin­
dung Seebach -, daß Kars als Tauschobjekt für Bessarabien gelten könne. 
Doch sei er bei England und Österreich auf unerwarteten Widerstand gestoßen. 
Überhaupt sei es nur seiner entschiedenen Sprache zu verdanken, daß England 
extreme, für Rußland demütigende Forderungen, wie die Zerstörung Niko­
laevs, Einbeziehung des Azov-Meeres in die Neutralisation des Schwarzen Mee­
res, zurückgestellt habe. Napoleon deutete hiermit die Auseinandersetzungen 
mit England von Ende Januar an, in deren Verlauf er sich ja verpflichtet hatte, 
die Restitution von Kars als Conditio sine qua non in den Verhandlungen 
zu betrachten 65. 

63 Ebenda S. 32-33. Ferner Cavour an Cibrario, 2. März 1856 (CAVOUR VII S. 239-240); das 
offizielle Protokoll der 3. Sitzung vom 1. März 1856 (DE CLERCQ VII S. 27). 

64 Orlov an Nesselrode, 2. März 1856 (Iz ISTORII PARIZSKOGO MIRA S. 30). 
65 Vgl. oben S. 129. 
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Karte 5: Rußlands Verluste durch den Pariser Friedensvertrag 1856 

Aus dem Pariser Friedensvertrag vom 30. März 1856: 

Art. 3. Sa Majeste l'Empereur de toutes les Russies s'engage a restituer a Sa Majeste le 
Sultan la ville et citadelle de Kars [ ... ]. 

Art. 9. Sa Majeste Imperiale le Sultan [ ... ] a resolu de communiquer aux Puissances 
Contractantes ledit firman, spontanement emane de sa volonte. Les Puissances Contractantes 
constatent la haute valeur de cette communication. II est bien entendu qu'elle ne saurait, en 
aucun cas, donner le droit auxdites Puissances de s'immiscer, soit collectivement, soit separe­
ment, dans les rapports de Sa Majeste le Sultan avec ses sujets, ni dans l'administration in­
terieure de son Empire. 

Art. 11. La Mer Noire est neutralisee [ ... ]. 

Art. 15. L' Acte du Congres de Vienne ayant etabli les principes destines aregIer la 
navigation des fleuves qui separent ou traversent plusieurs Etats, les Puissances Contractantes 
stipulent entre elles qu'a l'avenir ces principes sero nt egale me nt appliques au Danube et a ses 
embouchures. Elles declarent que cette disposition fait, desormais, partie du droit public de 
l'Europe, et la prennent sous leur garantie. [ ... ] 

Art. 20. [ ... ] Sa Majeste l'Empereur de toutes les Russies consent a la rectification da sa 
frontiere en Bessarabie. [ ... ] 

Art. 22. Les Principautes de Valachie et de Moldavie continueront a jouir, sous la 
suzerainete de la Porte et sous la garantie des Puissances Contractantes, des privileges et des 
immunites dont elles sont en possession. Aucune protection exclusive ne sera exercee sur e1les 
par une des Puissances garantes. [ ... ] 
Troisieme Annexe, Art. 1. Sa Majeste l'Empereur de toutes les Russies [ ... ] declare que les 
lIes cl' Aland ne seront pas fortifiees, et qu'il n'y sera maintenu ni cree aucun etablissement 
militaire ou naval. 
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Orlov entnahm dem Gespräch, daß er in der Angelegenheit Kars auf ein­
mütigen Widerstand stoßen werde. Nachdem er in der Besprechung mit den 
französischen und englischen Bevollmächtigten am 26. Februar den Bruch der 
Friedensverhandlungen hatte durchblicken lassen, wenn Kars als Kompensa­
tionsobjekt für Bessarabien nicht anerkannt werde, teilte er in der offiziellen 
Sitzung vom 1. März mit, daß Rußland auf eine Entschädigung (in Bessarabien) 
für die Rückgabe von Kars verzichte. Er knüpfte daran den Wunsch, daß man 
in der Regelung der anderen Punkte konziliant und großzügig verfahre 66. 

Diese für die österreichischen und englischen Vertreter unerwartete Nachgie­
bigkeit war durch das Gespräch zwischen Napoleon und Orlov vom Vortage 
veranlaßt worden. 

* 

Unter den englischen Spezialbedingungen war schließlich noch die Demili­
tarisierung der Aland-Inseln, deren Festungswerke von der englischen Marine 
zerstört worden waren. 

König Oskar 1. von Schweden hatte noch im Januar den Regierungen der 
beiden Seemächte eine vertrauliche Denkschrift 67 zukommen lassen, in der er, 
vom fünften Punkt des Ultimatums ausgehend, als Voraussetzungen für die 
"Sicherheit des Nordens" aufstellte: Begrenzung der russischen Seestreitkräfte 
in der Ostsee und im Weißen Meer, Rückgabe der Aland-Inseln an Schweden 
oder ihre Neutralisierung, Entfestigung der Aland-Inseln und der finnischen 
Küste westlich und nördlich von Sveaborg. Die wenig günstigen Nachrichten 
aus Paris und London hatten ihn indes veranlaßt, die drei Bedingungen auf die 
dritte zu reduzieren. Ihre Vertretung wurde seinem Spezialgesandten für die 
Pariser Verhandlungen, Baron Manderström, anvertraut 68. 

Die russischen Bevollmächtigten waren instruiert 69, in den Verhandlungen 
zu erklären, daß Rußland die zerstörten Befestigungen nicht wiederaufzubauen 
gedenke. Die Erklärung sollte in Form eines Notenaustauschs zwischen Ruß­
land und den beiden Seemächten, also unabhängig vom Friedensvertrag, aus­
gesprochen werden. 

Als die englische Forderung in der Sitzung vom 1. März vorgebracht wurde, 
gab Orlov ohne weitere Diskussion das russische Einverständnis bekannt und 
motivierte es mit einiger Ironie damit, daß man in Petersburg keinen Wert auf 
die Befestigungen von Bomarsund (auf der Hauptinsel)lege, da sie eine Fehlkon-

66 Buol/Hübner an Franz Joseph, Paris 2. März 1856 (HHSTA, PA XII 219 f.43-44). 
67 18. Januar 1856 (HALLENDORFF, Konung Oscar S.118-119 [Nr. 50]); vgl. auch König 

Oskar an Napoleon, 18. Januar 1856 (EBENDA S. 119-120 [Nr. 51]). 
68 Spezialinstruktion König Oskars für Manderström, Stockholm 12. Februar 1856 (EBENDA 

S. 135-139). - Manderström agierte natürlich hinter den Kulissen; Schweden war nicht 
Verhandlungsteilnehmer. 

69 Nesselrode an Orlov, 29. Februar 1856 (Iz ISTORII PARIZSKOGO MIRA S. 26). 
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struktion der Ingenieure seien. Er knüpfte an den russischen Verzicht wieder­
um den Wunsch, daß man sich über die anderen Verhandlungs gegenstände um 
so rascher verständige, und bat im übrigen, den Verzicht in einer Spezialkon­
vention zwischen Rußland und den Seemächten festzulegen. Auch hierfür 
wartete er mit einer ironischen Begründung auf: Als Bomarsund besetzt wor­
den sei, habe sich Österreich in einem "engen Bündnis" mit Rußland befunden; 
Sardinien habe damals Rußland noch nicht den Krieg erklärt, und die Türkei 
interessiere die Angelegenheit ohnehin nicht 70. 

Buol erblickte in dem Vorgehen Orlovs den Versuch, der Konzession ihren 
europäischen Charakter zu nehmen, wie er in Punkt 5 gefordert war, und 
erreichte es später, als man an die Redaktion des Vertrags textes ging, daß die 
Spezialkonvention in einem Artikel des Generalvertrages erwähnt und so mit 
dem Friedensinstrument verknüpft wurde. Die Motivation, die Buol seinem 
Verlangen gab und mit der sich die englischen Vertreter identifizierten, ist 
besonders vom völkerrechtlichen Standpunkt bemerkenswert: Buol sah in 
einer separaten Spezialkonvention einen gefährlichen Präzedenzfall, der im 
Norden Europas einen gesonderten völkerrechtlichen Zustand schaffen kön­
ne 71. Der Umstand, daß die Aland-Konvention und der Friedensvertrag dann 
stipulationsgemäß ein Ganzes bildeten, zeigt, daß sich der Pariser Friedenskon­
greß, wie in anderen noch zu erörternden Angelegenheiten, als satzunggeben­
des Organ des Völkerrechts verstand. Die spätere russische Fachwissenschaft 
allerdings hat die These der russischen Vertreter aufrechterhalten, daß der 
Geltungsbereich der Konvention sich auf ihre drei Unterzeichner be­
schränke 72. 

Die Demilitarisierung der Aland-Inseln war der einzige Verhandlungs gegen­
stand und die einzige Vertrags bestimmung, die mit dem Krimkrieg und seiner 
vordergründigen Ursache, der orientalischen Frage, in keinem unmittelbaren 
Zusammenhang standen. Sie ist dasjenige Element des Pariser Friedenswerkes, 
das - rückt man das im Hintergrund stehende übergreifende Problem des 
"Krim"-Krieges, den Zusammenstoß der bei den Weltmächte England und 
Rußland ins Blickfeld - seine Unvollkommenheit am sichtbarsten zum Vor­
schein bringt. Sie zeigt, daß die englisch-russische Auseinandersetzung auf hal­
bem Wege abgebrochen worden ist. Die Aland-Inseln markieren den geogra­
phischen Umkreis, in dem der Kampf der Weltrivalen fortgesetzt worden wäre. 
In der Zerstörung ihrer Festungswerke hatte England nur den ersten Riegel 
der nördlichen Eingangspforte zum russischen Machtzentrum aufgesprengt. 
Nur wenn man die Aland-Konvention für sich betrachtet, kann sie als "bedeu-

70 BuolJHübner an Franz Joseph, Paris 2. März 1856 (HHSTA, PA XII 219f. 37-38); Claren­
don an Palmerston, Paris 2. März 1856 (FONT! Bd. 98 S. 245). 

71 BuolJHübner an Franz Joseph, Paris 29. März 1856 (HHSTA, PA XII 219 f.21O). 
72 F. DE MARTENS XV S. 288-290. V gl. auch GEFFCKEN S. 258. 
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tender Gewinn [ ... ] Englands" 73 aufgefaßt werden. In dem größeren Zusam­
menhang des Krieges ist sie paradigmatisch für die Halbheit und V orläufigkeit 
seines Ergebnisses. 

b) Die Neutralisierung des Schwarzen Meeres 

Am südlichen Ausfalltor seines Expansionsdranges ist Rußland durch den 
Pariser Friedensvertrag wirksamer paralysiert worden - zu Wasser im Schwar­
zen Meer und auf dem Lande in den Donaufürstentümern. 

Die im dritten Punkt des österreichischen Ultimatums festgelegte Neutrali­
sierung des Schwarzen Meeres erheischte nach der bessarabischen Angelegen­
heit und den in Punkt 5 enthaltenen englischen Sonderwünschen die meiste 
Aufmerksamkeit der Verhandlungspartner und stellte im Ergebnis den bedeu­
tendsten Sieg der Alliierten über Rußland dar. 

Das Petersburger Kabinett hatte Graf Orlov in einer Spezialinstruktion 74 

zum dritten Punkt aufgetragen, in den Verhandlungen zwei Vorbehalte anzu­
melden und sie in den Vertrag entsprechend einzubringen. Der eine bezog sich 
auf Nikolaev, das nicht eigentlich an der Küste des Schwarzen Meeres, sondern 
22 km landeinwärts am Bug gelegen ist. Es konnte unter den dritten Punkt also 
nicht fallen. Zweitens sollte das Azov-Meer von der Neutralisierung ausge­
schlossen bleiben. Außerdem war darauf hinzu wirken, daß unter den Begriff 
Marinearsenale nicht auch Forts und Festungen fielen. Das Verbot der Unter­
haltung einer Flotte im Schwarzen Meer betreffend, sollte Orlov darauf hin­
weisen, daß sich die beiden Uferstaaten nicht in der gleichen Lage befänden: 
Rußland verfüge über den größeren Teil der Küste und müsse zudem gegen 
den Sklavenhandel und den Kriegskonterbandeverkehr an der Ostküste an­
kämpfen. 

Über die Angelegenheit Nikolaev und des Azov-Meeres hatte man auch auf 
englischer Seite schon vor Verhandlungs beginn Überlegungen angestellt. Zum 
Leidwesen Palmerstons fanden die Kronjuristen heraus, daß der Grundsatz der 
Zerstörung von Militär- und Marinearsenalen sich nicht auf das Azov-Meer 
und landeinwärts gelegene Häfen wie Nikolaev und Cherson anwenden ließ. 

Orlov betrieb in den Verhandlungen, die sich zum ersten Mal am 4. März 
mit dem dritten Punkt ausführlich beschäftigten 75, folgende Taktik 76. Im 
österreichischen Ultimatum vom 16. Dezember 1855 hatte der Eingangspassus 
zu Punkt 3 gelautet: «La Mer Noire sera neutralisee. Ouvertes a la marine 
marchande de toutes les nations, ses eaux resteront interdites aux marines 

73 TEMPERLEY, Paris S. 396. 
74 Wiedergegeben bei TARLE II S. 512-513. 
75 Protokoll der Sitzung bei DE CLERCQ VII S. 28-29. Hervorhebungen in den folgenden Zi­

taten von mir. 
76 Orlov an Nesselrode, 11. März 1856 (Iz ISTORII PARIZSKOGO MIRA S. 34-45). 
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militaires. Par consequent il n'y sera ni cree ni conserve d'arsenaux militaires 
maritimes.» Im russischen Gegenentwurf vom 5. Januar 1856 war der letzte 
Satz präzisiert worden: «Par consequent il ne sera ni cree ni conserve d' arse­
naux militaires maritimes sur les rives de la mer Noire. »In dieser neuen Fassung 
konnte nach russischer Ansicht die Forderung auf Einbeziehung Nikolaevs in 
das Verbot rechtmäßig überhaupt nicht gestellt werden. Der Gegenentwurf 
war von Österreich jedoch abgelehnt worden. Der in der 4. Verhandlungs­
sitzung von Walewski verlesene Redaktionsentwurf des dritten Punktes, an dem 
die Russen mitgearbeitet hatten, griff jetzt nicht nur die Fassung des russischen 
Gegenentwurfs vom Januar sinngemäß wieder auf, sondern hatte für Rußland 
darüber hinaus noch den Vorteil, daß er den Entschluß der bei den Uferstaaten, 
an den Küsten keine Seearsenale zu unterhalten, in angemessener, d. h. das 
russische Ehrgefühl nicht verletzender Form motivierte: «La mer Noire hant 
declaree neutre [ ... ]. En consequence, Sa Majeste l'Empereur de Russie et sa 
Majeste le Sultan s'engagent a n'elever et a ne conserver, sur ce littoral, aucun 
arsenal militaire-maritime.» Durch diese Fassung war Nikolaev nicht berührt. 

Die Erwähnung Nikolaevs durch Clarendon im Verlauf der Diskussion gab 
Orlov Gelegenheit, den Unterschied klarzustellen 77: Es sei mit der Ehre seines 
Herrn unvereinbar, eine förmliche Verpflichtung über einen im Innern seines 
Reiches gelegenen befestigten Platz einzugehen. Doch sei er zu der Erklärung 
ermächtigt, daß Rußland nicht beabsichtige, Kriegsschiffe außer der noch zu 
bestimmenden Anzahl von Polizeifahrzeugen für das Schwarze Meer zu bauen. 
Als Beweis für Rußlands loyale Absichten werde seine Regierung um Genehmi­
gung nachsuchen, die beiden zur Zeit in Nikolaev im Bau befindlichen Kriegs­
schiffe die Meerengen in Richtung Ostsee passieren zu lassen. Diese freiwillig 
abgegebene Erklärung, die ins Protokoll aufgenommen wurde, machte auf die 
anderen Teilnehmer einen günstigen Eindruck, der noch dadurch verstärkt 
wurde, daß sie in der folgenden Sitzung am 6. März auch auf den Hafen von 
Cherson und das Azov-Meer ausgedehnt wurde 78. 

Im Gegensatz zu der raschen Einigung über das Prinzip von Punkt 3, den 
Kernpunkt des offiziellen alliierten Kriegszielprogramms, und seine Auslegung 
in bezug auf den Geltungsbereich kam es über eine Nebenfrage noch einmal zu 
einer Verhandlungskrise, die ähnlich scharfe Formen annahm wie jene über die 
bessarabische Angelegenheit. 

Anzahl und Art der von den beiden Uferstaaten im Schwarzen 1\1eer zu 
unterhaltenden Polizeifahrzeuge sollten in einer dem Hauptvertrag angehäng­
ten Spezialkonvention zwischen Rußland und der Pforte festgelegt werden. 
England meldete sofort zu Verhandlungsbeginn sein Recht auf Mitsprache bei 

77 V gl. Anm. 75 und 76; ferner BuolJHübner an Pranz Joseph, Paris 5. März 1856 (HHSTA, 
PA XII 219 f. 50). 

78 DE CLERCQ VII S. 29-30. 
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der Ausarbeitung der entsprechenden Bestimmungen an. Es fürchtete, Rußland 
werde eine möglichst große Zahl solcher Fahrzeuge und Hilfsfahrzeuge mit 
einem möglichst großen Tonnengehalt zu erreichen suchen, die den Kern für 
eine künftige Kriegsflotte bilden könnten. Es stellte sich bald heraus, daß Ruß­
land unter "leichten Kriegsschiffen" nicht nur Korvetten, sondern auch Fre­
gatten verstanden wissen wollte und zur Aufrechterhaltung der Hafenpolizei, 
Sanitäts- und Zoll ordnung eine stattliche Zahl von Transportschiffen und 
Hulks verlangte. 

Der Streit zwischen England und Rußland darüber braucht in Einzelheiten 
nicht verfolgt zu werden 79. Ihm lagen englischerseits Zweifel und Argwohn 
über die Wirksamkeit der einer Großmacht aufgezwungenen Beschränkung 
seiner Machtmittel und russischerseits das Bestreben zugrunde, sich dieser 
Beschränkung soweit als möglich zu entziehen. Orlov pflegte den raschen 
Wechsel seiner Forderungen mit der Bemerkung zu erklären, er sei kein See­
mann und müsse sich bei jeder neu auftauchenden Einzelheit fachmännischen 
Rat einholen; Clarendon drohte mit dem Abbruch der Verhandlungen, wenn 
sich Orlov und mit ihm Walewski unnachgiebig zeigten. Am Schluß einigte 
man sich auf je sechs Dampfschiffe mit einem Tonnengehalt von höchstens 
800 t und 4 leichte Dampf- oder Segelschiffe von höchstens 200 t 80• 

Mit dieser Gesamtregelung von Punkt 3 ist das Hauptziel der Alliierten im 
Krieg gegen Rußland erfüllt worden. War es zu Beginn der orientalischen Aus­
einandersetzung noch vage formuliert als "Revision der Meerengenkonvention 
im Interesse der europäischen Sicherheit", so hatte es jetzt seine konkrete Aus­
gestaltung bekommen, die nach Auffassung seiner Initiatoren das nach mensch­
lichem Ermessen wirksamste Mittel zur Beendigung der russischen Vorherr­
schaft vor den Toren Konstantinopels und zur Wiederherstellung des europä­
ischen Gleichgewichts bilden mußte. Die seit Beginn des 19. Jahrhunderts gel­
tende Regel der Neutralisierung der türkischen Meerengen, d. h. das Durch­
fahrverbot für Kriegsschiffe in Friedenszeiten, ist im Pariser Frieden gewisser­
maßen auf das ganze Schwarze Meer ausgedehnt worden. Da diese «regle 
antique» des ottomanischen Reiches unter internationaler Garantie stand und 
im Pariser Vertrag aufs neue unter die Garantie der Großmächte gestellt wur­
de8!, ist auch das Schwarze Meer, das von 1453 bis zu Peter d. Gr. ein türki­
sches Binnenmeer gewesen war und sich danach zu einem türkisch-russischen 
Streitobjekt entwickelt hatte, von nun an zu einer europäischen Angelegenheit 

79 Vgl. TEMPERLEY, Paris S. 407-408; GEFFCKEN S. 237-241 (beide auf Grund englischer 
Akten). 

80 V gl. Anhang zu Protokoll Nr. 10 (DE CLERCQ VII S. 41); ferner EBENDA S. 71 den Text der 
russisch-türkischen Konvention vom 30. März 1856. 

81 V gl. die dem Hauptvertrag angehängte Spezialkonvention betreffend Schließung der 
türkischen Meerengen vom 30. März 1856 (DE CLERCQ VII S. 69-70). 
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geworden. Durch die Neutralisierung des Schwarzen Meeres in Form seiner 
Demilitarisierung ist der 150 Jahre alte türkisch-russische Spannungsherd ent­
schärft worden. Das Schwarze Meer blieb anderthalb Jahrzehnte, bis 1871, ein 
befriedetes Meer. Seine Neutralisierung ist der in der Geschichte einzige Fall 
der Befriedung82 eines ganzen Meeres. Versuche, auch die Ostsee für Kriegs­
schiffe zu schließen - 1780/81 im Zusammenhang mit der "Bewaffneten Neu­
tralität" und erneut von russischer Seite nach dem Ersten und Zweiten Welt­
krieg unternommen -, haben zu keinem Erfolg geführt. 

c) Die Donaufiirstentiimer 

Was die Neutralisierung des Schwarzen Meeres zu Wasser leisten sollte - die 
Zurückdrängung der russischen Macht vor Konstantinopel und den Meer­
engen -, das sollten die Bestimmungen über die Donaufürstentümer und die 
Donau auf dem Lande erfüllen. 

In allen bedeutenderen Friedensverhandlungen der Neuzeit hat es Fragen 
gegeben, die, auch auf kurze Sicht, nur halb oder gar nicht gelöst worden sind, 
deren Lösung vielmehr vertagt worden ist, weil die Auffassungen der Verhand­
lungspartner unüberbrückbar waren - sofern sie nicht in einem Siegfrieden dem 
unterlegenen Gegner aufgezwungen werden konnten. 

Eine solche Frage war während der Pariser Friedensverhandlungen diejenige 
der Donaufürstentümer. Ihre Besonderheit liegt darin, daß die Vertagung 
ihrer Lösung nicht auf Differenzen zwischen den Kriegsgegnern, Rußland und 
den Seemächten, sondern auf grundlegende Meinungsverschiedenheiten inner­
halb der Siegerkoalition zurückzuführen ist. Der Auffassung Frankreichs, der 
sich Rußland aus verhandlungstaktischen Gründen und Sardinien aus speziellen 
Eigeninteressen anschlossen, stand diejenige Österreichs und der Türkei gegen­
über. England nahm eine weniger entschiedene Position ein. Unter den Siegern 
war man sich nur darüber einig, daß Rußlands Protektorat über die Donau­
fürstentümer aufzuhören habe, uneins aber darüber, welche Organisation der 
Fürstentümer an seine Stelle zu setzen sei. Die ganze Angelegenheit muß 
schließlich auch im Zusammenhang mit der noch zu erörternden italienischen 
Frage gesehen werden, nicht nur in dem direkten Sinn, daß sie in Cavours 
territorialen Tauschplänen eine Rolle spielte, sondern auch in dem indirekten 
Sinn, daß Napoleon in den Donaufürstentümern (und nicht in Norditalien) den 
ungefährlichsten Ansatzpunkt sah für sein Vorhaben, dem Nationalitätenprin­
zip zu einem Sieg zu verhelfen, und überhaupt für seinen Plan eines allgemeinen 
Remaniements der europäischen Landkarte. 

82 Zu den Unterschieden der Begriffe Befriedung, Demilitarisierung und Neutralisierung 
vgI. WÖRTERBUCH DES VÖLKERRECHTS I S. 165. 
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Der die Fürstentümer Moldau und Walachei betreffende erste Punkt sollte 
ursprünglich wie der letzte Punkt des alliierten Kriegszielprogramms gemäß den 
Abmachungen der Westmächte und Österreichs vom Herbst 1855 Gegenstand 
einer Botschafterkonferenz in Konstantinopel sein. Der Gedanke, der hinter 
dieser Regelung stand, war nicht nur, die Friedensverhandlungen durch vor­
herige Beratungen über die komplizierte innere Organisation der Fürstentümer 
- ohne russische Beteiligung - in einem Kreis von Kennern der Materie zu ent­
lasten, sondern auch die Fürstentümer sozusagen zu "entrussifizieren", Ruß­
land, wie es in einer Weisung Buols vom Dezember 1855 hieß83, eine "fühlbare 
Niederlage in seiner säkularen Politik" zu bereiten. Das jahrzehntelange russi­
sche Protektorat hatte in den beiden Provinzen tiefe Spuren hinterlassen, nicht 
zuletzt in ihren Verwaltungseinrichtungen, die auf Grund eines von der russi­
schen Besatzungsarmee in den Jahren 1828-1834 erlassenen « Reglement 
organique» aufgebaut worden waren. 

Es erübrigt sich, auf die Beratungen der Konstantinopler Konferenz in 
Einzelheiten einzugehen, da sie den Pariser Friedensverhandlungen tatsächlich 
nicht als Vorarbeit und Grundlage gedient haben. Doch muß das ihnen zugrun­
de liegende Prinzip - als eine Variante der zahlreichen aus jener Zeit stammen­
den Organisationsformen, mit denen die Provinzen bedacht werden sollten -
umrissen werden. 

Von den drei Botschaftern waren besonders Lord Redcliffe und Prokesch­
Osten84 von dem Bestreben geleitet, die locker gewordenen, kaum noch sicht­
baren Bande zwischen den Fürstentümern und dem ottomanischen Reich auf 
dem Wege der Reformen wieder fester zu knüpfen und so den Zusammenhalt 
des Reiches von diesem Außenposten her zu stärken. Ausdruck dieser Bemü­
hungen, mit denen sich der türkische Gesprächspartner, Außenminister Fuad 
Pascha, identifizierte, war das von den drei Botschaftern am 11. Februar 1856 
ausgearbeitete Projekt, das in 30 Artikeln die Grundzüge der Organisation der 
Fürstentümer entwarf85. Es heißt darin, daß kraft des Krieges die auf die Mol­
dau und Walachei bezüglichen türkisch-russischen Verträge und das aus ihnen 
herzuleitende «Reglement organique» ungültig geworden seien. Die Pforte 
erneuere daher die Immunitäten und Privilegien, die den Provinzen seit Sultan 
Bajezid 1. und Mehmed H. eingeräumt waren. In Artikel 2 wird klar festge­
stellt, daß die Moldau und Walachei integrierende Bestandteile des ottomani­
sehen Reiches seien und der Suzeränität des Sultans unterstünden. Was unter 
der Bezeichnung Suzeränität zu verstehen war, ging aus den folgenden Arti­
keln hervor: Die Vertretung der Interessen der Fürstentümer im Ausland wird 

83 Buol an Hübner/Colloredo, Wien 3. Dezember 1855 (HHSTA, PA IX 51 f.346). 
84 Prokesch-Osten war, streng genommen, nicht Botschafter, sondern Internuntius bei der 

Hohen Pforte. 
85 « Projet concernant le 1 er point de garantie arrete entre les Representans des trois Puis­

sances et ceux de la S. Porte dans la reunion du 11 Fevrier» (HHSTA, PA XII 56 f. 256-266). 
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von der Pforte wahrgenommen; Verträge der Pforte sind auch auf die Fürsten­
tümer anwendbar; beide Fürstentümer haben einen jährlichen noch festzu­
setzenden Tribut zu zahlen; im Falle innerer Unruhen hat die Pforte das Inter­
ventionsrecht ; die Streitkräfte der Fürstentümer können zur Verteidigung der 
"gemeinsamen Sicherheit" des Reiches herangezogen werden. Mit anderen 
Worten: Es sollte ein Abhängigkeitsverhältnis wiederhergestellt werden, nach 
dem die Fürstentümer als Vasallen nur noch über eine stark eingeschränkte völ­
kerrechtliche Handlungsfähigkeit verfügen würden. In einem Zusatzartikel be­
anspruchte die Pforte für sich das Recht, die Festungen am linken Donauufer 
von der Pruthmündung ab und andere befestigte Plätze an der moldauisch­
russischen Grenze nach Friedensschluß zu besetzen. - Diese Vorschläge Red­
cliffes und Prokesch-Ostens Thouvenel war mangels entgegenstehender Wei­
sungen Mitunterzeichner - entsprangen ihrer innersten Überzeugung von der 
Lebens- und Regenerationsfähigkeit des ottomanischen Reiches. 

Als am 9. März in Konstantinopel bekannt wurde, daß man in Paris auf Ver­
einigung der beiden Fürstentümer hinarbeite, war die Ablehnung einmütig. 
Napoleon hatte seinen Botschafter telegrafisch angewiesen, bei der Pforte auf 
Zustimmung zu drängen. Aus den Gesprächen, die Prokesch-Osten über das 
französische Unionsprojekt führte, geht die Richtung der Argumente 86, die 
dagegen geltend gemacht wurden, mit aller Deutlichkeit hervor. Sie sind ein 
markantes Beispiel für ein Denken in imperialen Bezügen, das auf Gefahren 
für den Zusammenhalt des Reiches mit Leidenschaft reagiert. 

In einem vereinigten Land an der unteren Donau sah Prokesch eine zweite 
Schweiz für Österreich, ein Aggressionsinstrument in den Händen Rußlands 
und einen Pfahl im Fleische der Türkei. Die Rumänen würden die Suzeränität 
der Pforte bald als Ungerechtigkeit empfinden und einen unabhängigen Staat 
fordern, der die Bukowina, den rumänischen Teil Transsilvaniens und das 
Banat umfassen und den Balkan als Grenze im Süden haben werde. Das Bei­
spiel werde auf Serbien anspornend wirken, und diese Länder würden sich auf 
Rußland stützen, um ihre Ziele zu erreichen. Es würde Österreich bis "ins 
Mark seiner Knochen" treffen. Dem zerstörerischen Prinzip der Nationalität 
stellte Prokesch den "höheren und versöhnenden Begriff des Staates" gegen­
über. Ersteres sei nach 1849 glücklicherweise wieder gebeugt worden. Man 
könne es nicht an einem Punkte wachrufen, ohne es auch an anderen Punkten, 
in Italien, in Polen, in Ungarn anzuregen und damit "eine Saat für unberechen­
bare Kämpfe" auszustreuen. 

86 Billet (Abschrift] Prokesch-Ostens für Thouvenel, 10. März 1856 (EBENDA f. 472-473; 
Druck bei THOUVENEL, Trois annees S. 6-7); Prokesch-Osten an Buol, Konstantinopel 
13. März 1856 (HHSTA, PA XII 56 f. 477-486). 
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Die Gefahren, die dem Habsburger- ebenso wie dem ottomanischen Reich von 
einer auf Vereinigung zielenden Organisation der Fürstentümer drohen wür­
den, hat Prokesch-Osten hier mit Schärfe ins Licht gerückt. Die gleichen 
Schlußfolgerungen wurden auch in Wien gezogen, doch identifizierte man sich 
nicht mit der Prämisse, wie sie Prokesch aufgestellt hatte. 

Kaiser Franz J oseph hat sich in jenen Tagen mit der Zukunft der Fürsten­
tümer intensiv beschäftigt. Er ging von der Grundidee aus, daß die Bande 
zwischen der Pforte und den Fürstentümern keinesfalls enger geknüpft werden 
dürften, sondern im Gegenteil die Unabhängigkeit der letzteren verstärkt, d. h. 
ihre sämtlichen Privilegien, ob sie von den Sultanen aus freiem Antrieb erteilt 
worden oder Ausfluß russisch-türkischer Verträge seien, bestätigt werden müß­
ten. Folgerichtig lehnte er auch die türkische Forderung auf Errichtung von 
Festungen in der Moldau ab und wollte das Interventionsrecht der Pforte so­
weit als möglich eingeschränkt sehen. Die Maxime, die er seinem Vertreter in 
Konstantinopel und seinem Minister in Paris zugehen ließS7, lautete, daß 
Österreich sich "allem türkischen Umsichgreifen in jenen Gegenden" entgegen­
stemmen müsse. 

Die Beweggründe für solche Vorstellungen und Forderungen des Kaisers 
lassen sich aus den Quellen zwar nur indirekt, aber doch schlüssig entnehmen. 
Außer der im österreichischen Herrscherhause des 19. Jahrhunderts untergrün­
dig aus früheren Notzeiten nachwirkenden Erbfeindschaft gegen die türkischen 
Eroberer, die im Habsburgerreich einstmals die Vormauer des christlichen 
Abendlandes bedroht hatten, wird das Hauptmotiv in dem elementaren Sicher­
heits- und Ruhebedürfnis Österreichs zu suchen sein. Österreich mußte bestrebt 
sein, an seinen Reichsgrenzen im Süden und Südosten keine Quellen der Un­
ruhe und keine Reibungsflächen aufkommen zu lassen. Die türkischen Garniso­
nen unter den christlichen Balkanvölkerschaften waren solche Unruheherde, 
wie zuletzt die Vorgänge von 1852/53 in Montenegro bewiesen hatten und wie 
täglich die Mißstände in Serbien es augenfällig machten, wo türkische Truppen, 
die in Belgrad und anderen Plätzen das Besatzungsrecht hatten, in ständigem 
Kleinkrieg mit der Bevölkerung lagen. Dem Sicherheitsverlangen des eigenen 
revolutions gefährdeten Reiches waren die Vorstellungen über die Neuorgani­
sation der Donaufürstentümer streng untergeordnet: daher der Wunsch 
Franz Josephs nach Reduzierung der türkischen Herrschaft auf das in den frü­
heren Bindungen begründbare Maß; daher seine Forderung nach einer Über­
gangsregelung für die innere Verwaltung der Fürstentümer, nach der neue 
Gewalten (von der Türkei einzusetzende Kaimakame) nicht plötzlich an Stelle 
der bewährten alten (der auf Grund des Reglement organique ernannten Hos­
podare) gesetzt werden dürften; daher schließlich auch sein Widerstand gegen 

87 Werner an Buol, Wien 25. Februar 1856 (HHSTA, PA XII 220 f. 7-16); Erlaß Werner 
an Prokesch-Osten, Wien 25. Februar 1856 (EBENDA f. 17-20). 



VERHANDLUNGSABLAUF UND VERHANDLUNGSGEGENSTÄNDE 155 

französische Unionsprojekte, nach deren Verwirklichung sich zwar die Bin­
dungen zwischen Konstantinopel und den Fürstentümern bis zur Loslösung 
lockern würden, die jedoch ein Land mit starkem Bedürfnis der Anlehnung an 
Rußland schaffen würden. Österreichs Interesse erheischte also einen möglichst 
machtfreien Raum im Südosten, d. h. einen Raum, in dem keines der angren­
zenden Reiche einen vorherrschenden Einfluß, direkt oder indirekt, ausübte. 

Logisch zu Ende gedacht, bedeuteten diese Überlegungen, daß auch Öster­
reich sich von der Beherrschung dieses Raumes fernhalten mußte. Wir meinen, 
daß in der österreichischen Staatsführung vielleicht Franz J oseph, ganz gewiß 
aber Buol sich dieser Konsequenz bewußt gewesen ist, nicht jedoch einfluß­
reiche Minister wie Bruck und erst recht nicht die militärische Führung der 
HeB, Coronini usw., die sich der Einsicht in den Nutzen eines Machtvakuums 
im Südosten verschlossen und Sicherheit für Österreich nur in der Ausbreitung 
österreichischer Herrschaft dorthin sich versprachen. 

Diese in der österreichischen Staatsführung der Krimkriegszeit in bezug auf 
die Donaufürstentümer feststellbaren grundlegenden Differenzen sind bisher 
von der Forschung unbeachtet geblieben88, oder es sind, falls sie auf Grund 
neuer Quellenfunde nicht geleugnet werden können, daraus andere Schlüsse 
gezogen worden89• 

Für die Auffassung Kaiser Franz Josephs sind, außer den in früherem 
Zusammenhang gebrachten Äußerungen 90, noch die folgenden Belege wichtig 
und aufschlußreich. Gegenüber den türkischen Reorganisationsabsichten, hin­
ter denen er die Bemühungen Lord Redcliffes um Einführung konstitutioneller, 
nach englischem Vorbild geschaffener Organe sah, erhob er die Frage91 : "War­
um die jetzt in den Fürstenthümern bestehende und daselbst Ruhe und Ord­
nung handhabende Autorität umstürzen, um sie durch eine neue, unbekannte, 
allem Parteigetriebe ausgesetzte Behörde zu ersetzen, und dadurch muthwillig 
diese Länder den Gräueln der Anarchie auszusetzen?" Und über das französi­
sche Projekt der Vereinigung der Fürstentümer stellte er folgende Überlegun­
gen an: Rußland habe dem französischen Ansinnen natürlich zugestimmt, um 

88 Neuerdings hat SCHROEDER (vgl. dazu BAUM GART, Probleme S.248) die Legende, Buol 
habe während des Krimkriegs die österreich ische Herrschaft über die Donaufürsten­
tümer in irgendeiner Form zu erreichen versucht, zerstört. Ich identifiziere mich im 
Grundsätzlichen mit seiner Beweisführung und setze sie für die Zeit der Pariser Friedens­
verhandlungen fort. 

89 In der wichtigen Arbeit von Unckel werden zwischen Buol auf der einen Seite und Heß 
auf der anderen kaum prinzipielle, sondern nur graduelle Unterschiede gesehen. Das 
Nachgeben Buols in Paris wird als Resignation bezeichnet, seinen in den Verhandlungen 
vorgebrachten Forderungen Mangel an Realitätsbezogenheit zugeschrieben. V gl. UNCKEL 
S.260-261, 267-268. 

90 V gl. oben S. 73; auch UNCKEL S. 252-253. 
91 Werner an Buol, Wien 25. Februar 1856 (HHSTA, PA XII 220f. 12); FranzJoseph an Buol, 

Wien 13. März 1856 (HHSTA, PA XL 277a f. 33v , 36, 34). 
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aus der Uneinigkeit unter den Alliierten Nutzen zu ziehen. Was solle aber aus 
den vereinigten Fürstentümern werden? Doch nur ein unabhängiger Staat oder 
ein unter der Suzeränität der Pforte stehendes Land. 

Den ersten Fall lehnte Franz Joseph ab, weil dadurch der feierlich ausge­
sprochene Grundsatz der (für Österreich notwendigen) Integrität der Türkei 
verleugnet würde und ein fremder Prinz für den Thron der vereinigten Fürsten­
tümer gesucht werden müßte. Die von Napoleon angedeutete Idee der Trans­
ferierung des Herzogs von Modena hielt er für gefährlich, weil sie der Anfang 
der Rectification de la carte de l'Europe sein würde, wobei Österreich die Zeche 
zu bezahlen hätte. Einen anderen Erzherzog würden die Großmächte kaum 
annehmen. Auch das Land selbst, wenn man ihm die Wahl überlasse, würde 
sich kaum einen Erzherzog aussuchen. Franz Joseph führte seine Begründung, 
warum er die Einsetzung eines Zweiges der Habsburger in Jassy oder Buka­
rest ablehnte, folgendermaßen fort: "Der erste Erzherzog, den ich mir dorthin 
denken könnte, wird immer ein guter Österreicher bleiben, aber die Geschichte 
lehrt uns, daß weitere Generationen in ähnlichen Fällen bald das Stammland 
verleugnet haben, dem sie entsproßen sind." Jeder andere Prinz auf diesem 
Thron werde sich Rußland anschließen, wohin ja die Länder in so vielen Bezie­
hungen von Haus aus gravitierten. 

Den zweiten Fall, nach dem die vereinigten Fürstentümer der Pforte unter­
stehen würden, lehnte Franz J oseph aus folgenden Gründen ab: Das Land 
würde einerseits zu stark, anderseits zu schwach in seiner Stellung sein; zu 
stark, weil es sich der Herrschaft der Türken leichter entziehen könne; zu 
schwach, um seine Selbständigkeit gegenüber Rußland wahren zu können. "In 
beiden Fällen entsteht doch ein dacoromanisches Reich, was uns bei unseren 
zahlreichen romanischen Unterthanen nicht gleichgültig sein kann." 

Gehen aus Franz Josephs Briefen und Weisungen in erster Linie die Argu­
mente hervor, mit denen der Kaiser jeglichen Absichten auf drastische Ände­
rung des Status quo in der inneren Organisation der Fürstentümer begegnen 
wollte, so ist aus Buols vertraulichen Schreiben aus Paris an den Kaiser ziem­
lich deutlich der Beweis für die Auffassung des Ministers zu entnehmen, daß 
Österreich im Südosten keine eigenen Erwerbsabsichten verfolgen dürfe. Dar­
über hinaus lassen Buols Überlegungen die Deutung zu, daß er insofern poli­
tisch, ja staatsmännisch dachte, als er nicht nur wie Franz J oseph das Interesse 
Österreichs im Auge hatte, sondern auch den Anspruch Gesamteuropas, soweit 
es sich in den Großmächten verkörperte, auf Mitsprache an der Ordnung in den 
Donaufürstentümern als legitim anerkannte. 

Als in der Sitzung vom 8. März der französische Vorschlag auf Vereinigung 
der Fürstentümer offiziell vorgebracht wurde und die Teilnehmer sich nicht 
grundsätzlich dagegen aussprachen, auch die Haltung der Pforte keineswegs 
bestimmt formuliert war und Buol also mit einem Nachgeben der türkischen 
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Delegation zu rechnen hatte, hielt er einen schroffen Widerstand im Sinne sei­
ner Instruktionen für nutzlos. Ja, er sah es für Österreichs Stellung als gefähr­
lich an, als einzige Macht Widerstand zu leisten. Wenn selbst die Pforte, so ließ 
er gegenüber dem Kaiser durchblicken92, der Union nicht abgeneigt sei, dann 
müßten Österreichs Interessen, so gewichtig sie auch sein möchten, hinter den 
Interessen oder Forderungen Europas zurücktreten. Für Österreich könne es 
dann nur darauf ankommen, der Vereinigung ihren gefährlichen Charakter zu 
nehmen, d. h. die Vereinigung dürfe höchstens den Schlußstein der politischen 
Konstituierung der Fürstentümer, nicht den Anfangspunkt bilden. Unter die­
sen Umständen mußte Buol es für das kleinste Übel halten, wenn den Fürsten­
tümern schließlich doch ein Erzherzog an die Spitze gestellt werde. Nur dürfe 
seine Wahl nicht, den französischen Intentionen gemäß, Anlaß zu einer Terri­
torialveränderung in Italien bieten. 

Diese Überlegungen konnte Buol in der Sitzung selbst natürlich nicht aus­
sprechen. Aber auch hier verhielt er sich, da alle anderen Teilnehmer sich mehr 
oder minder positiv zu dem französischen Unionsvorschlag stellten, keines­
wegs starr ablehnend 93• Er wies zwar die Berufung Walewskis auf den Willen 
des Volkes, wie er sich gegenwärtig manifestiere, zurück. Derartige aus den 
Fürstentümern kommende Stimmen seien "das Werk von Intriganten". Er 
bestreite nicht, daß es in den Fürstentümern "lautere Männer" geben könne, 
die eine Vereinigung forderten; es ließen sich aber mindestens ebenso viele 
finden, die für die Trennung votieren würden. Das niedere Volk halte er in 
seinem Bewußtsein nicht für so weit fortgeschritten, daß es ein Votum abzuge­
ben im Stande wäre über eine Frage, die es nicht verstehe und die ihm gleich­
gültig sei. Die internationale Kommission, die man für die Revision der inne­
ren Verhältnisse der Fürstentümer ernennen wolle, möge die Voraussetzungen 
für die Bildung je eines Senates in der Moldau und Walachei schaffen. Wenn 
diese zusammenträten und den Wunsch nach Vereinigung aussprächen, sei für 
die Großmächte der Augenblick gekommen, sich in einer Konferenz mit die­
sem Wunsch zu beschäftigen und, wenn man ihn als praktisch durchführbar 
erachte, ihm nachzukommen. 

Es ist nicht politisch, im Konzert der europäischen Mächte der Auffassung 
aller übrigen Teilnehmer ein schroffes non possumus entgegenzusetzen, wenn 
man voraussieht, daß in der Folge die eigene Minderheitsauffassung rücksichts­
los überrollt wird und man selbst schließlich der Geschädigte ist. Politisch ist 
es vielmehr, unter mehreren unausweichlichen Übeln das kleinere zu wählen 
und seinen Einfluß im Spiel zu halten, um dem Übel möglichst viele nachtei­
lige Auswirkungen zu nehmen. 

92 Buol an Franz Joseph, Paris 9. März 1856 (HHSTA, PA XII 220 f. 40-43). 
93 BuolJHübner an Franz Joseph, Paris 9. März 1856 (HHSTA, PA XII 219 f. 67-70). 
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Nach diesem Prinzip handelte Buol, auch wenn ihm der Kaiser von Wien 
aus strenge Beachtung seiner Instruktionen auftrug. Buol erreichte es in den 
Verhandlungen, daß für die Zukunft der Fürstentümer nichts Bindendes fest­
gelegt wurde, sondern sich nur einige Grundsätze ausgesprochen fanden, wel­
che die zukünftige Entwicklung nicht präjudizierten. 

Während aus dem Verhalten Buols in dieser wichtigen Frage der Vereinigung 
oder Getrennthaltung der beiden Donaufürstentümer sein Denken in euro­
päischen Dimensionen herauszulesen ist, läßt sich an Hand seiner Stellung­
nahme zu dem nicht minder bedeutenden Problem der Fortdauer der österrei­
chischen Okkupation in den Fürstentümern sein Widerstand gegen eine direkte 
österreichische Einwirkung auf die Fürstentümer beweisen. Es versteht sich 
von selbst, daß Buol einen absoluten Verzicht auf indirekten österreichischen 
Einfluß (der sich vor allem in wirtschaftlicher Hinsicht vollziehen würde) in 
den Fürstentümern nicht postulieren konnte. Eine solche Einflußnahme mußte 
jedoch auf ein Minimum beschränkt bleiben und sich an dem Maß der Beein­
flussung durch die anderen Mächte orientieren. 

Die Frage der Evakuierung aller fremden Truppen auf türkischem Terri­
torium wurde nach der Unterzeichnung des Friedensvertrages in der Sitzung 
vom 4. April aufgegriffen 94. In Anwesenheit der russischen Delegation kam es 
zu peinlichen Auseinandersetzungen unter den allüerten Vertretern über die 
Modalitäten des Abtransports der anglo-französischen und der österreichischen 
Truppen. Walewski forderte die Österreicher auf, einen Zeitpunkt für den 
Abschluß der Räumung der Fürstentümer anzugeben. Die österreichischen 
Truppen könnten ja, da sie in der Nähe ihres Heimatlandes stünden, schneller 
als die englischen und französischen abgezogen werden. Ihre Anwesenheit sei 
außerdem dazu angetan, die innere Reorganisation der Fürstentümer zu behin­
dern. Auch Clarendon wies darauf hin, daß die Anwesenheit fremder Truppen 
in einem Lande, dessen Bevölkerung zu einer Willenskundgebung über seine 
politische Organisation aufgerufen werde, unzulässig sei. Buol und Hübner 
konnten sich den französischen und englischen Forderungen nicht verschlie­
ßen, sie mußten aber deren Motivierung ablehnen. Nach unerquicklichen Dis­
kussionen erreichten sie es, daß an die Evakuierung der verschiedenen Trup­
penteile der gleiche Maßstab angelegt wurde, d. h. die Frist für die Räumung 
in allen Fällen dieselbe sein müsse, nämlich sechs Monate. Da aber gleichzeitig 
der Grundsatz aufgestellt wurde, daß die fremden Truppen "so schnell wie 
möglich" die Türkei zu verlassen hätten, ergab sich für Österreich die morali­
sche Verpflichtung, seine Truppen wegen der geringeren Entfernung tatsäch­
lich in schnellerem Rhythmus abzuziehen. 

94 Vgl. das Protokoll bei DE CLERCQ VII S. 74-75. Zum folgenden Buol/Hübner an Franz 
Joseph, Paris 6. April 1856 (HHSTA, PA XII 219 f. 231-244). 
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Die Berichterstattung Hübners und Buols über diese Debatten nach Wien 
ist ein massiver Angriff auf die verantwortlichen österreichischen Generale, die 
eine Fortdauer der Besetzung mindestens bis zum Abschluß der politischen 
Organisierung der Fürstentümer, d. h. auf unbestimmte Zeit verlangten. Eine 
Handhabe sah die Generalität in dem Abkommen von Boyadji-Köi vom 
14. Juni 1854, kraft dessen die Türkei die Besetzung durch österreichische 
Truppen erbeten hatte, in dem aber der Abzug der Truppen, im Gegensatz zur 
anglo-französischen Truppenstationierung, zeitlich nicht festgesetzt war, son­
dern auf Grund späterer österreichisch-türkischer Übereinkunft erfolgen sollte. 
Die Generale hatten die Besetzung mit der erklärten Absicht vollzogen, daß 
sich Österreich dort für immer etabliere. Besonders die Korrespondenz Coro­
ninis 95 ist ein Beweis dafür, mit welch kulturmissionarischem Eifer und zu­
gleich politischem Unverstand die Besetzung durchgeführt wurde und wie sich 
die Generale an den Aussichten für die Erweiterung der österreichischen 
Machtsphäre geradezu berauschten. Eine passende Analogie findet sich wohl 
nur in dem Verhalten einiger deutscher Generale im vierten Jahr des Ersten 
Weltkrieges, der Lossows, Ludendorffs und Seeckts, die von der Eroberung 
des Kaukasus für Deutschland und der Flankenbedrohung des britischen 
Empire in Indien träumten 96. 

Hübner weist in seinem Bericht97 auf die eigentliche Zweckbestimmung 
der österreichischen Besetzung hin: Die Truppen seien in die Provinzen ein­
marschiert, um sie gegen eine eventuelle Rückkehr der Russen zu verteidigen, 
um die europäische Türkei zu schützen und von Rußland die Annahme der 
Friedenspräliminarien zu erzwingen. Der Auftrag der Truppen sei in erster 
Linie militärischer Art gewesen; der politische, eine Gewähr für die öffentliche 
Sicherheit der Provinzen zu bieten, sei höchstens von sekundärer Bedeutung. 
Sobald der militärische Auftrag erfüllt sei, d. h. die Russen aus dem abgetre­
tenen Teil Bessarabiens herausgezogen seien, könne die Besetzung nicht weiter 
verlängert werden, ohne daß sie den Anstrich einer politischen Bestimmung 
annähme. Ziehe Österreich jetzt nicht ab, werde es dies früher oder später unter 
dem Druck ganz Europas tun müssen. 

Buol konnte in seinem vertraulichen Brief98 an den Kaiser noch deutlicher 
werden. Der Brief ist eines jener wenigen Quellenzeugnisse, in denen man 
deutlicher als sonst die Motive der Politik Buols entdecken kann. Nachdem er 
darin dem Kaiser zunächst Vorschläge für die Modalitäten der Räumung unter­
breitet hatte, äußerte er den Wunsch, daß die militärischen Autoritäten ihre 

95 Veröffentlicht in CORESPONDENTA LVI CORONINI. Vgl. auch UNCKEL S. 250-251. 
96 Vgl. BAUM GART, "Kaspi-Unter~ehmen". 
97 V gl. Anm. 94. 
98 Buol an Franz Joseph, Paris 6. April 1856 (HHSTA, PA XII 220 f. 86-90). Vgl. auch 

UNCKEL S. 267-268 (mit anderer Interpretation, da von einem anderen Ausgangspunkt 
herkommend). 
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politische Mission als beendet ansehen möchten. Der Eindruck, den die öster­
reichische Okkupation in den Fürstentümern und vor der Welt hervorgerufen 
habe, sei ungünstig. Die Schuld treffe nicht das Verhalten der Truppen, son­
dern "die unglückliche Vorliebe unserer Generäle, Politik zu machen, zu der 
ihnen der richtige Blick fehlt. Feldzeugmeister von Heß hatte von Anfang an 
seine Stellung vergriffen, die Ansichten des Gr. Coronini sind von einer ver­
zweifelnden Einseitigkeit, auch Gr. Paar war auf diesem Felde nicht glück­
lich". Während die strategischen Bewegungen der österreichischen Truppen 
ihren Zweck vollständig erfüllt hätten, sei der politische Schaden, der durch 
die Okkupation angerichtet worden sei, nicht wiedergutzumachen. Buol plä­
dierte wie Hübner für eine möglichst schnelle Räumung, damit die österreichi­
sche Politik wieder frei ihren Einfluß auszuüben imstande sei. Österreich könne 
sehr gut zulassen, "daß sich die künftige Organisirung der Fürstenthümer auch 
außerhalb des Schutzes unserer bajonete bespreche". Buol sah jetzt mit Kriegs­
ende die Gelegenheit gekommen, die unheilvolle Machtstellung der Militärs zu 
reduzieren, die Generale aus dem Bereich der Politik, in den sie sich während 
des Krieges, am längeren Hebel sitzend, hineingedrängt hatten, möglichst wie­
der auszuschalten und sie auf ihr eigentliches Tätigkeitsfeld, das Kriegshand­
werk, zu verweisen. 

Die Auseinandersetzung zwischen Buol und Heß während des Krimkriegs 
ist ein klassischer Fall von gestörtem Verhältnis zwischen Politik und Krieg­
führung in Kriegszeiten, in denen von politischem Tatendrang und Missions­
bewußtsein erfüllte Generale das ihnen naturgemäß zufallende erhöhte Maß an 
Macht mißbrauchen, um das Ziel der Politik eines Landes, für die sie nur die 
Mittel bereitzustellen berufen sind, mitzubestimmen oder entscheidend zu 
beeinflussen. Diese Auseinandersetzung, die bisher ziemlich unbeachtet geblie­
ben ist oder in falschem Licht gesehen wurde, weil es so wenig schlüssige 
Quellen darüber gibt, ist in die Zahl derjenigen Situationen einzureihen, in 
denen Kriegführung und Politik um den Primat der Macht rangen, die Krieg­
führung die Oberhand gewann und das Staats schiff Kurs in Richtung auf den 
Abgrund nahm. In diesem Falle steuerte es in das Jahr 1859, das nicht zuletzt 
wegen des aus dem Krimkrieg herrührenden Mangels an Koordination zwi­
schen politischer und militärischer Führung zu einem Schicksalsjahr der öster­
reichischen Geschichte wurde 99. 

Unsere Deutung der Politik Buols im Krimkrieg und besonders während 
der Friedensverhandlungen wird durch intime Quellenzeugnisse Hübners 
bestätigt. Hübner nennt in seinem Tagebuch den Brief seines Chefs an den 
Kaiser einen mutigen Schritt und spricht von dem «lutte sourde)} zwischen 
ihnen und den Militärs, der den Gang der Verhandlungen ständig behindert 

99 V gl. dazu allgemein CRAIG S. 16. 
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habe 100• In einer späteren Audienz beim Kaiser beklagte er sich heftig über 
"das Übel des Politisierens innerhalb der Armee", das er direkt für die Isolie­
rung Österreichs in Europa verantwortlich machte 101. Jahrzehnte später ließ 
er in einer Reichsratsrede der Politik seines Vorgesetzten, die er während des 
Krimkriegs nicht immer verstanden hat, in bezug auf die Donaufürstentümer 
indirekt Gerechtigkeit widerfahren, indem er auf folgenden Grundsatz öster­
reichiseher Balkanpolitik hinwies 102: Österreichs Interessen verlangten ledig­
lich, daß auf der Balkanhalbinsel nicht eine andere Großmacht herrsche; sie 
forderten nicht, daß es selbst dort herrsche. 

* 
Die Behandlung der Frage der Donaufürstentümer in den Pariser Friedensver­
handlungen wurde, wie schon mehrfach angedeutet, durch das französische 
Projekt, die beiden Provinzen zu vereinigen, noch verwickelter. Der Unions­
plan hatte in Napoleons politischem Programm besonders zwei Funktionen. 
Er bot zum einen den Ansatzpunkt für ein Remaniement Europas, zum andern 
konnte Napoleon dadurch zum erstenmal dem Nationalitätenprinzip zum Sieg 
verhelfen. 

In seiner ersten Funktion geht der Plan in die Anfänge des Krieges zurück. 
Bereits für 1854 ist nachweisbar, daß die Fürstentümer ein Tauschobjekt für 
den Verzieht Österreichs auf seine italienischen Besitzungen bilden sollten 103. 

Vor den Friedensverhandlungen und während derselben nahm der Plan dann 
folgende Gestalt an: Der Herzog von Modena sollte von der Bevölkerung zum 
König der vereinigten Fürstentümer erkoren werden. Die Herzogin von Par­
ma würde dann nach Modena transferiert und letzteres an Sardinien geschlagen 
werden, das dadurch nicht nur für seinen militärischen Beitrag entschädigt, 
sondern auch in französischer Dankesschuld gehalten würde 104. 

In seiner zweiten Funktion läßt sich der Unionsplan in die Wiener Konfe­
renzen vom Frühjahr 1855 zurückverfolgen. Hier wurde er von Bourqueney 
als mit den Wünschen der Bevölkerung übereinstimmend bezeichnet 105. Wäh­
rend der Friedensverhandlungen vermochten die rumänischen Nationalisten in 
Paris den französischen Kaiser durch ihre Propaganda zu beeindrucken. Sie ent­
falteten hinter den Kulissen eine rege Tätigkeit im Sinne der Union der Fürsten­
tümer und bedachten diejenigen Konferenzteilnehmer, von denen sie Für­
sprache für ihre Vorstellungen erwarteten, also Walewski, Cavour und Claren­
don, mit zahlreichen Broschüren und Denkschriften. 

100 Eintragung vom 6. April 1856 (HÜBNER I S. 413-414). 
101 CORTI S. 173. 
102 ENGEL-JANOSI S. 210-211. 
103 DI NOLFO, Europa S. 265-266. 
104 Ausführlich dazu DI NOLFO, Europa S. 263-275; MARCELLI S. 184-193. 
105 UNCKEL S. 207. 
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Am 5. März schrieb Napoleon an Walewski 106, er habe sich in bezug auf die 
Donaufürstentümer folgende Meinung gebildet: « Il est evident pour moi que 
les principautes veulent leur reunion et leur independance. Rcunies, dIes for­
ment un pays aus si peuple que la Baviere. Elles comptent pour quelque chose 
dans la balance de l'Europe. Divisees, elles ne sont rien.» Aus diesen Worten 
spricht nicht nur das Bestreben, den Wünschen der Bevölkerung nachzukom­
men; in ihnen liegt auch ein Kernpunkt jahrhundertealter französischer Außen­
politik verborgen: der Grundsatz, mit Hilfe von Staatengruppierungen in 
Mittel- und Osteuropa - Rheinbund, Schweden, Polen, Türkei - die habsbur­
gische Großmacht in Schach zu halten. Das Prinzip, auf die vereinigten Donau­
fürstentümer übertragen, konnte jetzt auch gegenüber der russischen Groß­
macht ins Spiel gebracht werden. In diesem Sinne setzte Napoleon seine Notiz 
an Walewski fort: « Formant un royaume a part, dIes sont une veritable barriere 
contre la Russic, qui y regardera a deux fois avant de violer le territoire d'un 
souverain independant. [ ... ] Dans l'interet bien entendu de l'independance de 
l'Empire ottoman, dans l'interet du repos de l'Europe, il faut que les deux prin­
cipautes soient reunies et independantes. » Dem Prinzip der Integrität des otto­
manischen Reiches, nach türkischem Selbstverständnis, mußte der Plan aller­
dings geradewegs zuwiderlaufen. 

Für Walewski war die Willensäußerung des Kaisers das Stichwort, den 
Unionsplan am 8. März in die Friedensverhandlungen einzubringen 107. Der 
österreichische und auch der türkische Widerstand ließen eine baldige Einigung 
darüber unter den Mächten nicht erwarten. Einverständnis wurde nur darüber 
erreicht, im Friedensvertrag die Privilegien der Fürstentümer und ihre Stellung 
zur Pforte in allgemeinen Sätzen zu erwähnen und Einzelheiten von einer euro­
päischen Kommission, mit Sitz in Bukarest, und von der Pforte ad hoc einzu­
setzenden Divanen ausarbeiten zu lassen. Einzelregelungen konnten in den Ver­
handlungen schon aus dem französischen Wunsch heraus, das Friedenswerk 
möglichst rasch zu beenden, gar nicht getroffen werden 108. 

Clarendon hat sich in der Sitzung vom 8. März merkwürdigerweise für die 
Union der Fürstentümer ausgesprochen. Sein Votum ist um so erstaunlicher, 
als er noch am 6. März in einer Unterredung mit Napoleon, der ihn für das 
Unionsprojekt einzunehmen versuchte, eine Reihe von Gegenargumenten vor­
gebracht hatte 109. An erster Stelle hatte er die Schwierigkeit genannt, einen aus­
ländischen Fürsten zu finden. Dieser müsse entweder katholisch oder grie­
chisch-orthodox sein. Ferner müsse er die Suzeränität der Pforte anerkennen. 

106 W ALEWSKI S. 506. 
107 V gl. das Protokoll bei DE CLERCQ VII S. 33-34. 
108 In dem Sinne lautet ein Telegramm Buols vom 10. März 1856 nach Wien (HHSTA, PA XII 

220 f. 58): « Pour en hat er la conclusion on se bornera a deposer dans le traite de paix les 
principes [ ... ].» 

109 Clarendon an Palmerston, 6.[?) März 1856 (MARTIN III S. 465-466). 
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Sei er katholisch, habe er mit scharfer Opposition der griechischen Popen und 
der Bevölkerung zu rechnen und werde sich daher auf russische Hilfe stützen. 
Sei er griechisch-orthodox, stehe er erst recht unter russischem Einfluß. ~ian 
werde also ein zweites Griechenland schaffen, nur unter weit ungünstigeren 
Aussichten für Europa. Die Türkei habe das Recht, sich gegen ein solches Pro­
jekt zur Wehr zu setzen, denn der ausländische Fürst werde nach ein paar Jah­
ren die türkische Oberhoheit abschütteln und die Unabhängigkeit des Landes 
ausrufen. Die gleiche Entwicklung werde dann auch in Serbien eintreten: 
"Turkey would thus be deprived of about six millions of her subjects, and her 
power and position in Europe would be at an end, and I did not see what an­
swer could be given to the Sultan if he appealed to us as the defenders of the 
integrity of the Ottoman Empire against such an act of spoliation." 

Der Völkerrechtslehrer F. Heinrich Gdfcken, der sich in seiner Darstellung 
der Verhandlungen vornehmlich auf englische Akten stützt, erklärt sich den 
nicht wegzudeutenden Widerspruch zwischen den gewichtigen Bedenkengegen 
die Union und dem Votum in der Sitzungfilr die Union mit einem Irrtum im 
Protokoll llO : Dieses spreche von Clarendons Zustimmung zu Walnvskis Äuße­
rungen im allgemeinen, also auch zum Unionsprojekt, während sich Clarendons 
Zustimmung wohl nur auf die Diskussion, die Inbetrachtnahmf der Unionsfrage 
bezogen habe. Clarendon hat der Union aber nicht nur nach dem Protokoll, 
das er ja selbst unterschrieben hat, sondern auch nach dem österreichischen 
Sitzungs bericht zugestimmt 111. 

Der Widerspruch läßt sich nicht ausräumen. Man darf sich nicht scheuen, in 
der Argumentation der englischen Unterhändler - ebenso wie bei den anderen­
eine Logik mit doppeltem Boden zu sehen. In der englischen Geschichts­
wissenschaft wird zwar der in den fünfziger und sechziger Jahren des 19. J ahr­
hunderts feststellbare Verfall in der Moral des zwischenstaatlichen Zusammen­
lebens Napoleon und seinen "gangster-followers" Drouyn, Walewski u. a. zuge­
schrieben 112, doch bieten die Pariser Verhandlungen mehrfach Beispiele auch 
für englisches "unmoralisches" Verhalten, das sich vom französischen höch­
stens dadurch unterscheidet, daß es nicht systematisch ins Spiel gebracht wurde. 

Es ist nicht auszumachen, welchem Verhandlungspartner Clarcndon mit 
seinem Votum vorsätzlich schaden wollte. Nutzen verschaffte er jedenfalls 
Napoleon - und Cavour. Hier könnte vielleicht des Rätsels Lösung liegen. 
Cavour hatte bisher seine ganze Kraft dareingesetzt, für das Unionsprojekt 

llO GEFFCKEN S. 244. 
111 BuoljHübner an Franz Joseph, Paris 9. März 1856 (HHST1\, PA XII 219f. 67): «LeCte 

Walewski, sans donner de motif, propose la reunion de la Valaquie et de la Moldavie. Lord 
Clarendon adhere a cette proposition en la basant sur le vccu de la nation moldo-valaque. 
Le Oe Walewski dit qu'il a oublie de mentionner ce motif, puise dans le vccu de la nation, 
qu'il adopte et met en avant comme point de depart de sa proposition.» 

112 TAYLOR, Struggle S. 81 Anm. 1. 
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Stimmung zu machen, da es ja durch die Annexion Parmas einen eminent rea­
len Gewinn für Sardinien einzubringen versprach. Cavours Einfluß auf Claren­
don läßt sich in der Behandlung der italienischen Angelegenheiten auf dem 
Kongreß unbezweifelbar nachweisen. In London entwickelte sich ein ähnli­
ches Zusammenspiel zwischen dem sardinischen Gesandten, d' Azeglio, und 
Palmerston. Tatsächlich hat Palmerston am 7. März ein Schreiben an Clarendon 
nach Paris gerichtet 113, in dem er, auch wenn er sich den Schwierigkeiten des 
Unionsprojektes nicht verschloß, doch deutlich zur Union hinneigte: "If it was 
intended to have for the Principalities any Foreign Prince then of course they 
must be united. As far as England is concerned it would I should say be our 
interest and wish to increase the territories of Sardinia in Italy and the addition 
of Parma would be a great acquisition." Dieses Schreiben dürfte Clarendon zu 
seiner Stellungnahme am folgenden Tag 114 veranlaßt haben. Cavour stellte 
denn auch mit einiger Befriedigung fest: Clarendon habe die Union unterstützt, 
wenn auch nicht mit Nachdruck. Man müsse ihn weiter anheizen 115. 

Die Diskussion über die Donaufürstentümer hatte zwar das negative Ergeb­
nis erbracht, daß der bedeutende russische Einfluß in den beiden Provinzen -
das russische Protektorat, wie es in den Präliminarien hieß - beseitigt wurde, an 
seine Stelle aber zunächst nur die unbestimmte Kollektivgarantie der Unter­
zeichner für die "Privilegien und Immunitäten" der Moldau und Walachei 
gesetzt. Sie ist für das Gepräge der Pariser Friedensverhandlungen insofern von 
großer Bedeutung, als in der Berücksichtigung der Wünsche einer Völker­
schaft durch zwei der Großmächte zum erstenmal in einem internationalen 
Kongreß das Nationalitätenprinzip mit seinen Folgerungen anerkannt wurde. 
Demgegenüber stand das - am reinsten von Österreich vertretene - Prinzip 
der Staatsräson, das Nationen übergreifende, imperiale Prinzip des Großstaa­
tes, wie es sich noch auf dem Wiener Kongreß in voller Einmütigkeit unter den 
Großmächten manifestiert hatte. 

Napoleon hat sich zur Rechtfertigung seines Standpunktes ausdrücklich auf 
den Wien er Kongreß berufen. Der große Fehler des Wiener Kongresses, erklärte 
er dem englischen Außen minister 116, sei gewesen, daß man nur nach den Interes­
sen der Souveräne verfahren sei und die Interessen ihrer Untertanen außer acht 
gelassen habe. Der jetzige Kongreß dürfe nicht in den gleichen Fehler verfallen. 

113 DI NOLFO, Europa S. 498-499. 
114 Diplomatische Post aus London war innerhalb 24 Stunden in Paris, wie die bisher ver­

öffentlichten einschlägigen Quellen beweisen (vgl. z. B. DI NOLFo, Europa S.501 [Nr.35], 
S. 504 [Nr. 36]; CAVOUR VII S.225 [Nr.288], S. 229 [Nr. 292], S. 268-269 [Nr. 334], 
S. 271 [Nr. 337], S. 367 [Nr. 455], S. 371 [Nr. 447], S. 377 [Nr. 455]). 

115 Cavour an d'Azeglio, 8. März 1856 (CAVOUR VII S. 285). Vgl. auch Cavour an d'Azeglio, 
Paris 9. März 1856 (EBEN DA S. 290). 

116 Vgl. Anm. 109. 
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Mit Hilfe des Nationalitätenprinzips gedachte Napoleon das Werk des Wie­
ner Kongresses auszuhöhlen. Für seinen Gehilfen Cavour stellte es, auf die 
Donaufürstentümer angewandt, lediglich ein Mittel zur Durchsetzung des 
eigenstaatlichen Interesses dar. Auch Cavour berief sich auf den Wiener Kon­
greß, den man nicht kopieren dürfe, wenn man die "Menschenrechte" nicht 
noch einmal in grandiosem Maßstab vergewaltigen wolle. Doch es ging ihm 
einzig darum, Österreich auf diese Weise das «sceptre si malassure » über Italien 
zu entreißen und es gänzlich zu "orientalisieren"117. 

Demgegenüber hat sich Buol in seiner Argumentation zwar nicht ausdrück­
lich, soweit sich feststellen läßt, auf den Wiener Kongreß berufen, doch deut­
lich erklärt, das Nationalitätenprinzip nicht als ausreichendes Motiv zur Umge­
staltung "der bestehenden politischen Konfiguration eines Landes" (der Tür­
kei) anerkennen zu können 118. Für Österreich ging es, ebenso wie für das otto­
manische Reich, in der Diskussion über die Donaufürstentümer um ein Lebens­
gesetz des eigenen Staatswesens. Buol erhielt noch am 9. März aus Wien die 
Weisung 119: "Allerhöchstdieselben sehen die Frage der Fürstenthümer als eine 
Lebensfrage für Ihr Reich [ ... ] an." 

Die Gegensätze schienen unüberbrückbar. War eine alle Beteiligten befrie­
digende Lösung überhaupt zu finden? Der englische Staatsmann J ohn Russell 
verneinte die Frage 120: "Y ou must either throw over the Turks, or offend the 
inhabitants of the Principalities." 

d) Die Freiheit der Donauschiffahrt 

Die Pariser Friedensverhandlungen haben ihr besonderes Gepräge darin, daß 
sie nicht nur, wie das bei Friedensverhandlungen üblich ist, die unmittelbaren 
Kriegsursachen zwischen den beiden Kriegsgegnern zu beseitigen versuchten, 
sondern daß sie, zum Vorteil des Besiegten, die schwerwiegenden Differenzen 
innerhalb der Siegerkoalition hervorkehrten. Zwar war dieser Umstand auch 
schon für den Wiener Kongreß ein bestimmendes Moment gewesen, aber seine 
Auswirkung war doch eine andere: Der Besiegte nahm seinen Platz im Konzert 
der Mächte, den er verlassen hatte, wieder ein. Die europäische Staaten ordnung 
hatte dadurch ein hohes Maß an Homogenität zurückgewonnen. In Paris dage­
gen lockerten sich die Bindekräfte des Konzerts weitgehend; die einzelnen 
Glieder gingen zum Teil neue Bindungen ein, die den Grundprinzipien jenes 

117 D'Azeglio an Cavour, London 2. März 1856 (EBENDA S. 250); Cavour an d'Azeglio, 
7. März 1856 (EBEN DA S. 275). 

118 Buol/Hübner an Pranz ]oseph, Paris 9. März 1856 (HHSTA, PA XII 219 f.70). 
119 Telegramm Werner an Buol, Wien 9. März 1856 (EBENDA f. 26). 
120 Granville an Canning, London 22. März 1856 (FITZMAURICE I S. 172). 
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Konzerts widerstritten und die Heterogenität der Staatengemeinschaft stärker 
zum Vorschein brachten. Die Behandlung der Donaufürstentümer-Frage war 
das erste deutliche Indiz für dieses Charakteristikum der Friedensverhandlun­
gen. Ein zweites Indiz, soweit es besonders die Uneinigkeit unter den Koali­
tionsmächten betrifft, war die Frage der Freiheit der Donauschiffahrt, wie sie 
im zweiten Punkt des gemeinsamen Kriegszielprogramms niedergelegt war. 
Doch hat die Diskussion hierüber schließlich zu einer fruchtbringenden Eini­
gung geführt. 

Das Prinzip der Freiheit der Schiffahrt auf internationalen, d. h. das Gebiet 
mehrerer Staaten durchquerenden Flüssen hat sich in der europäischen Ge­
schichte verhältnismäßig spät Anerkennung verschafft. Obwohl es römisch­
rechtlichen Ursprungs ist, ging es seit dem Mittelalter verloren. Eine Unzahl 
von Zollschranken behinderte den freien Güteraustausch auf den europäischen 
Wasserstraßen. Die Französische Revolution hat zum erstenmal vollständig 
mit dem Prinzip der absoluten territorialen Souveränität über die im jeweiligen 
Staatsgebiet liegenden Abschnitte internationaler Flüsse gebrochen. Der Wie­
ner Kongreß übernahm die Vorstellung der Internationalisierung von Fluß­
läufen und proklamierte in den Artikeln 108-117 der Schlußakte die Freiheit 
der Schiffahrt auf internationalen Flüssen. Es handelte sich dabei allerdings nicht 
um die Proklamation eines Satzes des europäischen Völkerrechts, sondern um 
ein Pactum de contrahendo, das die Partner der Gesamtvereinbarung durch ent­
sprechende Einzelabkommen zu verwirklichen hatten. Das ist in der Folgezeit 
für den Rhein und für die EIbe geschehen. 

Die Donau ist durch die Wiener Regelung ausdrücklich ausgeschlossen 
geblieben, da die Türkei, die den Unterlauf der Donau beherrschte, auf dem 
Kongreß nicht vertreten war. Rußland war zwar durch den Bukarester Frie­
densvertrag von 1812 Anlieger der Donau geworden, an der Mündung verlief 
die Grenze zur Türkei jedoch am Kilia-Arm. Den für die Schiffahrt wichtigen 
Sulina-Arm erwarb es erst 1829. Durch die neue Grenzziehung entlang des 
St.-Georg-Armes, dessen rechtes Ufer der Türkei noch verblieben war, wurde 
es Herrin des Donaudeltas ebenso wie der unteren Donau. Zugunsten des Aus­
baus seines Hafens Odessa ließ Rußland den Sulina-Arm versanden, so daß der 
Güterverkehr gegenüber der Zeit der türkischen Herrschaft stetig abnahm. 
War der Sulina-Kanal von den Türken noch in einer Tiefe von 16 Fuß offenge­
halten worden, so betrug die Tiefe 1844 nur mehr 11 Fuß, 1850 9 Fuß und bei 
Kriegsausbruch 1853 7 Y2 Fuß. Dem Donauverkehr hatte Rußland obendrein 
durch harte Quarantänebestimmungen und hohe Frachtsätze zusätzliche Hin­
dernisse in den Weg gelegt. Wurde an der Sulina-Mündung eine Ladung unter 
Quarantäne gestellt, durfte sie nicht an Ort und Stelle verbleiben, sondern 
mußte nach Odessa verbracht werden. Die Frachtgebühren für die Strecke zwi­
schen Galatz und Bosporus waren erheblich höher als die Sätze für die größere 
Entfernung zwischen Odessa und Bosporus. 



VERHANDLUNGSABLAUF UND VERHANDLUNGSGEGENSTÄNDE 167 

Schon in der ersten Fassung der Vier Punkte vom 8. August 1854 hieß es, 
daß die Schiffahrt an der Donaumündung von allen Hindernissen befreit und 
die Grundsätze der Wien er Schlußakte darauf angewandt werden müßten. In 
den Wiener Konferenzen vom Frühjahr 1855 wurden diese Forderungen prä­
zisiert. Durch die Friedenspräliminarien waren weitere Änderungen insofern 
eingetreten, als Rußland durch Abtretung eines Teiles von Bessarabien nicht 
mehr Uferstaat war und jetzt auch nicht mehr von Freiheit der Schiffahrt im 
Mündungsgebiet, sondern der "Donau und ihren Mündungen" die Rede war. 

In der Sitzung vom 6. März verlas Walewski einen Redaktionsentwurf für 
die entsprechenden Bestimmungen des Friedensvertrags, in dem die Freiheit 
der Schiffahrt ausdrücklich für den ganzen Verlauf der Donau, ferner die Ein­
setzung einer europäischen und einer von dieser abhängigen Uferstaaten-Kom­
mission gefordert wurden. Buollehnte in dieser Sitzung und in einer weiteren 
am 12. März die Ausdehnung des Prinzips der Internationalisierung auch auf 
die obere Donau ab 121. Er drang aber in zwei ausführlichen, gemeinsam mit 
Hübner verfaßten Berichten und in einem gleichzeitigen vertraulichen Schrei­
ben 122 nach \Vien in den Kaiser, den französischen Forderungen, die auch von 
den anderen Delegierten unterstützt wurden, nachzugeben. Die Berichte zeigen 
wieder einmal, wie sehr Buols Denken in Vorstellungen verwurzelt war, die 
sich an gesamteuropäischen Interessen orientierten. Die Argumentation gegen­
über dem Kaiser bewegt sich auf europäischer, nicht allein auf österreichischer 
Ebene. 

Vom Standpunkt der österreichischen Innenpolitik und österreichischer 
Wirtschaftsinteressen war die neue Ordnung gewiß mit Schwierigkeiten und 
Opfern verbunden. Es galt vor allem die österreichische Dampfschiffahrtsge­
sellschaft, deren ausschließliches Privileg von der Regierung grundsätzlich bis 
1880 garantiert war, abzufinden. Die Abfindung mußte zu Lasten des Staates 
gehen. Das neu zu schaffende europäische Recht, in der Wiener Kongreßakte 
im Grundsatz verkündet, würde mit innerstaatlichem Recht konkurrieren und 
in Konflikt geraten. Auf lange Sicht mußte das Prinzip der Freiheit der Donau 
jedoch auch der österreichischen Wirtschaft zugute kommen, wenn erst einmal 
die finanziellen Opfer der Übergangsphase überstanden waren. 

Buollegte dem Kaiser dar, daß die österreichische These, die er in den bis­
herigen Verhandlungen aufzustellen genötigt war, nämlich Anwendung der 
Wiener Kongreßakte auf die untere Donau, Nichtanwendbarkeit auf die obere 
Donau, vom allgemein europäischen Standpunkt aus unhaltbar sei. Der Wort­
laut der Präliminarien ließ die Auslegung, wie sie Walewski und mit ihm die 
anderen Delegationen vertreten hatten, ohne weiteres zu. Auch der allgemeine 

121 Protokoll der Sitzungen bei DE CLERCQ VII S. 30-31, 36-37. 
122 BuoljHübner an Franz Joseph, Paris 13. März 1856 (HHSTA, PA XII 219f. 97-112 bzw. 

117-122); Buol an Franz Joseph, Paris 13. März 1856 (HHSTA, PA XII 220 f. 44-48). 
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Zweck des Krieges, die Türkei in die europäische Staatenfamilie aufzunehmen 
und sie in das allgemeine europäische Rechtsgebiet einzubeziehen - V oraus­
setzung für eine förmliche Kollektivgarantie zugunsten der Integrität des otto­
manischen Reiches im allgemeinen und für die Internationalisierung der unteren 
Donau im besonderen -, ließ die Anwendung der österreichischen These nicht 
zu: Die türkische Donau solle zwar europäisch werden, die deutsche aber müsse 
bayrisch und österreichisch bleiben. Ihr wollt, so hatte Clarendon den österrei­
chischen Delegierten vorgeworfen, daß Europa Euch die Mündungen des 
Stromes öffne, damit Ihr ihn allein befahren könnt. 

Schon in der Ministerratssitzung vom 11. Februar hatte sich Buol gegen die 
Forderung Brucks gewandt, man solle die zur Offenhaltung der Donaumündun­
gen nötigen Arbeiten und Einrichtungen nur von den Uferstaaten und nicht von 
der vorgesehenen europäischen Kommission bewerkstelligen lassen. Zur Be­
gründung hatte er auf die von den Kriegführenden für die Errungenschaft der 
Donaufreiheit gebrachten Opfer hingewiesen. Er wiederholte dieses Argument 
jetzt auf eine wirksamere Weise, indem er es als von England kommend hin­
stellte, das ja Österreich vorwarf, die Freiheit der Donau, die größtenteils ein 
Ergebnis der Kriegsanstrengungen der Westmächte war, in ein österreichi­
sches Monopol umwandeln zu wollen. 

In seinem Privatbrief an den Kaiser wurde Buol noch deutlicher. Die Auf­
rechterhaltung des österreichischen Standpunktes würde in Europa einen "com­
pacten Schrei des Unwillens" hervorrufen. Sie könne das ganze Friedenswerk 
in Frage stellen oder zu der Bestimmung führen, daß die Freiheit, die Öster­
reich an der oberen Donau nicht gewähre, ihm auch an den Mündungen nicht 
eingeräumt werden solle. Sie könne endlich die Ausschließung Österreichs von 
der Regelung der Donaufrage überhaupt zur Folge haben. Österreich werde 
damit in eine "höchst schiefe politische Stellung" Europa gegenüber gelangen 
und den "allgemeinen Staats grundsätzen", welche seine Außenpolitik leiteten, 
untreu werden. Buol unterließ es natürlich nicht, den Kaiser - um seine Ent­
scheidung zu erleichern - auf die Aussicht hinzuweisen, daß Österreich in der 
Uferstaatenkommission, wenn ihr von der temporären europäischen Kommis­
sion erst einmal alle Befugnisse überantwortet seien, die beherrschende Stel­
lung einnehmen werde. 

Angesichts der Vorhaltungen Buols erklärte sich Franz J oseph bereit, auf 
den ursprünglichen österreichischen Standpunkt zu verzichten 123. Buol gab in 
der Sitzung vom 18. März bekannt, daß Österreich gegen die Ausdehnung der 
Grundsätze der Wiener Akte auf die obere Donau keine Einwände erhebe, vor­
ausgesetzt, daß die entsprechenden innerstaatlichen Verpflichtungen angemes­
sen berücksichtigt würden 124. 

123 Telegramm Werner an Buol, Wien 16. März 1856 (HHSTA, PA XII 219 f. 123-124). 
124 DE CLERCQ VII S. 40-41. 
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Im Friedensvertrag (Art. 15-19) wurde dann die Einsetzung von zwei 
Donaukommissionen vorgesehen. Eine Europäische Donaukommission sollte 
innerhalb von zwei Jahren das Mündungsgebiet der Donau von Isaccea fluß­
abwärts ausbaggern lassen. In dieser Kommission würden Frankreich, Öster­
reich, England, Preußen, Rußland, Sardinien und die Türkei durch je einen 
Delegierten vertreten sein. Die zweite, eine "Ständige Uferstaatenkommission", 
bestehend aus je einem Vertreter Österreichs, Bayerns, der Türkei, Württem­
bergs und der drei Donaufürstentümer (also einschließlich Serbiens), sollte ein 
Schiffahrts- und Flußpolizei-Reglement ausarbeiten und nach Beendigung der 
Arbeiten der Europäischen Donaukommission deren Aufgaben übernehmen. 

e) Die Stellung der Christen im ottomanischen Reich 

Während Rußland bei der Erörterung des zweiten Punktes der Präliminarien 
keinerlei eigene Forderungen aufstellte, erhob es hinsichtlich des vierten Punk­
tes Ansprüche, die noch einmal den unmittelbaren Kriegsanlaß, der über der 
Diskussion der anderen Kriegsziele immer mehr in den Hintergrund gedrängt 
worden war, blitzartig beleuchteten: die Behandlung der Christen im otto­
manischen Reich 125. 

Der Sultan hatte noch unmittelbar vor Beginn der Friedensverhandlungen, 
am 17. Februar 1856, ein feierliches Dekret, den Hatt-I Hümayun, erlassen, in 
dem die rechtliche Stellung seiner christlichen Untertanen genau festgelegt 
wurde. Mit diesem Akt wollte er der Behandlung des heiklen Problems vor 
einem europäischen Forum, in der er eine Einmischung in die inneren Ange­
legenheiten und damit einen Eingriff in die Souveränität seines Reiches gesehen 
hätte, zuvorkommen. Die Großmächte bestanden aber darauf, den Hatt in 
irgendeiner Form im Friedensvertrag zu erwähnen. Der Streitpunkt war nun: 
In welcher Form? Der Sultan sah schon in einer bloßen Erwähnung die Spon­
taneität seines feierlichen Aktes in Frage gestellt. Die Russen wollten ihm eine 
Form geben, aus der ihr Einmischungsrecht zugunsten ihrer Mitgläubigen, das 
sie bisher aus dem Vertrag von Kütschük-Kainardschi hergeleitet hatten, wei­
terhin hervorging. Ihr angebliches Interventionsrecht hatte ihnen als Grund zu 
dem jetzigen Krieg gedient. Könnte nicht der Friede die Früchte der im Krieg 
gebrachten Opfer sanktionieren? 

Die russischen Unterhändler bemühten sich zunächst, in der Präambel einen 
Passus über «la sollicitude des puissances pour le sort des chretiens de [la] 
Turquie» unterzubringen. Clarendon wies darauf hin, daß der Krieg kein Reli-

125 Über die Konferenz von Konstantinopel, die den vierten Punkt ohne Beteiligung Ruß­
lands lösen sollte, und über die allgemein für die Türkei aus dem vierten Punkt sich er­
gebenden Probleme wird unten in einem eigenen Abschnitt (S. 211-219) gehandelt. 
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gionskrieg gewesen sei, und der Großwesir erklärte, sich jeder derartigen 
Erwähnung widersetzen zu müssen; er werde sonst die Unterzeichnung ver­
weigern. Die Russen versuchten daraufhin, die Erwähnung des Hatt unmittel­
bar nach der Vertrags bestimmung zu plazieren, welche die Aufnahme der Tür­
kei ins europäische Konzert aussprach, um einen Zusammenhang zwischen den 
bei den Klauseln herzustellen. Wahrscheinlich durch Intervention Napoleons 
ist ihnen dieser Schachzug geglückt. In bezug auf die Formulierung hatten sie 
verlangt, daß die Großmächte von dem Hatt "formal Akt (( prendre acte») 
nehmen" sollten 126. 

Die Pforte wurde durch die Mitteilungenaus Paris - seit Sommer 1855 bestand 
telegrafische Verbindung mit Westeuropa - in Aufregung versetzt 127 . Man 
hielt durch die neue Formel nicht nur den Anschein der Spontaneität der Hand­
lung des Sultans für gefährdet, sondern glaubte auch, daß die europäischen 
Mächte trotz entgegenstehender Beteuerungen sich traktat mäßig ein Interven­
tionsrecht verschaffen, d. h. ein das türkische Reich der Unabhängigkeit berau­
bendes Prinzip in das europäische Recht einführen wollten. Im Pfortenrat wur­
de einstimmig beschlossen, die Worte «prendre acte» abzulehnen. Sie boten 
ohnehin in der türkischen Übersetzung Schwierigkeiten: Der französische Aus­
druck spricht eine bilaterale Verpflichtung aus; dieser Sinn geht in der Über­
setzung verloren. 

Buol schlug daraufhin vor, die Formel «prendre acte» durch die weniger 
verbindlichen Worte «constater la hau te valeur» zu ersetzen. Der Vorschlag 
wurde angenommen 128. Die Russen versuchten noch ein letztes Mal, das 
Kriegsergebnis als Sieg ihrer Waffen hinzustellen, indem sie die Aufnahme 
eines Passus forderten, nach dem die Mitteilung des Hatt an die Großmächte als 
ein «nouveau gage de l'amelioration du sort des chretiens en Orient, objet 
commun de leurs voeux, dans un interet general d'humanite, dc civilisation et 
de pitie» bezeichnet werden sollte. Doch wurde das Verlangen abgelehnt 129. 

Es war die letzte Auseinandersetzung in den Friedensverhandlungen. 
Was die russischen Unterhändler im europäischen Friedensinstrument nur 

unvollkommen erreicht hatten, stellte der Zar in einem herrscherlichen Akt 
um so deutlicher heraus. In einem aus Anlaß des Friedensschlusses am 
31. März 1856 zu St. Petersburg gegebenen Manifest 130 rief Alexander die V or­
sehung an, die das Ereignis herbeigeführt habe, dessen Verwirklichung "der 
ursprüngliche und hauptsächliche Zweck des Krieges" gewesen sei: "Das künf-

126 BuoljHübner an Pranz Joseph, Paris 19. und 25. März 1856 (HHSTA,PA XII 219f.147 und 
f. 192v ); Buol an Pranz Joseph, Paris 26. März 1856 (HHSTA, PA XII 220f. 69V-70). Vgl. 
auch JOMINI S. 410-411. 

127 Prokesch-Osten an Buol, Konstantinopel 24. März 1856 (HHSTA, PA XII 56f. 552-555). 
128 BuoljHübner an Pranz Joseph, Paris 25. März 1856 (HHSTA, PA XII 219 f. 192v ). 

129 Vgl. das Protokoll Nr. 14 der Sitzung vom 25. März 1856 (DE CLERCQ VII 45-46). 
130 Deutsche Übersetzung in AKTENSTÜCKE S. 479-481. 
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tige Los und die Rechte aller Christen im Orient sind von nun an sichergestellt. 
Der Sultan erkennt sie feierlich an, und in Folge dieses Aktes der Gerechtig­
keit tritt das ottomanische Reich in den allgemeinen Verband der europäischen 
Staaten ein! Russen! Eure Anstrengungen und Eure Opfer waren nicht ver­
geblich. Das große Werk ist vollendet. [ ... ]" 

Die anderen wichtigeren Ergebnisse des Krieges sollten im Bewußtsein der 
Untertanen ganz in den Hintergrund gedrängt werden. 

3. Verhandlungstechnik 

Die Pariser Friedensverhandlungen haben auch in ihrem technischen Ablauf 
ein eigenartiges Gepräge, das sie von anderen vergleichbaren Friedensverhand­
lungen der Neuzeit, vor allem vom Wiener Kongreß davor und vom Berliner 
Kongreß danach, unterscheidet. 

Die Sitzungen begannen offiziell am 25. Februar im Salon des Ambassa­
deurs des soeben im Bau fertiggestellten neuen Außenministeriums, des «Quai 
d'Orsay» 131. An den Wänden hingen lebensgroße Porträts Kaiser Napo­
leons III. und der Kaiserin Eugenie. Auf einem Sims stand, einem Genius loci 
gleich, eine Marmorbüste Napoleons 1. Die zwölf Unterhändler nahmen um 
einen runden grünen Tisch in der Reihenfolge des französischen Alphabetes 
Platz. Eine Tischordnung, nach der die Vertreter der Kriegführenden sich gegen­
übersitzen sollten, wurde, obwohl ursprünglich ins Auge gefaßt 132, schon des­
halb nicht eingeführt, weil Österreich als nichtkriegführende Macht an den Ver­
handlungen teilnahm. Einem Brauch entsprechend wurde auf Vorschlag des 
Grafen Buol der erste Vertreter des Gastgeberlandes, Graf Walewski, Sohn 
Napoleons 1., zum Präsidenten gewählt. Zum Protokollführer wurde Benedetti, 
Direktor der Politischen Abteilung des Außenministeriums, ernannt. Man kam 
überein, über die Sitzungen strengstes Geheimnis zu wahren. Die Sitzungen 
sollten jeden zweiten Tag nachmittags stattfinden, doch wurde diese Ordnung 
nicht genau eingehalten. 

Wie bei Friedenskonferenzen und -kongressen üblich, wurde ein gut Teil 
der Arbeit, mitunter der wichtigste, nicht in den offiziellen Sitzungen, sondern 
außerhalb im fJertraulichen Gespräch geleistet. Eine solche vertrauliche Zusam-

131 Zahlreiche Einzelheiten über das äußere Gepräge des Pariser Kongresses vgl. in der zeit­
genössischen Darstellung von GOURDON S. 478-527. V gl. auch den aus Anlaß des Zente­
nariums des Quai d'Orsay veröffentlichten Aufsatz von RAIN. 

132 Schweizer an Rüdt, Paris 16. und 24. Februar 1856 (GLA, Abt. 48, Nr. 2051 f. 117 bzw. 
144-147); Cavour an Cibrario, 17. Februar 1856 (CAVOUR VII S. 184-186). 
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menkunft fand z. B. am 21. Februar zwischen den Bevollmächtigten der See­
mächte und Österreichs statt, um eine gemeinsame Marschroute zu vereinba­
ren 133• Man kam überein, keinen Verhandlungsgegenstand mit den russischen 
Delegierten in irgendeiner Form außerhalb der Sitzungen zu besprechen. 

Diese Übereinkunft ist schon kurz darauf von Clarendon und Walewski 
gebrochen und in der Folgezeit nicht eingehalten worden. Am 26. trafen, offen­
bar auf Wunsch der Russen, die Vertreter der beiden Westmächte mit den 
russischen Bevollmächtigten zu einer vertraulichen Unterredung über das von 
Rußland gewünschte Kompensationssystem Kars/Bessarabien zusammen. «Au 
point de vue de l'engagement mutuel [ ... ] », schrieben Buol und Hübner 134, 

«c' etait une irregularite, au point de vue politique, c' etait une faute. » 
Das Eingehen solcher Bona-fide-Vereinbarungen zeigt das Bemühen der 

österreichischen Vertreter, eine Einheitsfront gegenüber den besiegten Russen 
aufzurichten und die Gefahr der eigenen Isolierung zu bannen; ihr Nichtein­
halten durch die Seemächte ist Ausdruck der Zerrissenheit innerhalb der Sie­
ger koalition. Ihre Differenzen wurden nicht selten in den offiziellen Sitzungen 
ausgetragen - zum Vorteil der Russen und zur Befriedigung der Sardinier -, so 
in der Diskussion über die Donaufürstentümer am 8. März und über die Ver­
hältnisse in Italien am 8. April. Letztere Sitzung ist als der Zeitpunkt anzuse­
hen, in dem die Krimkriegskoalition, die zum Zweck der Eindämmung der russi­
schen Macht gebildet worden war, mit lautem Krach auseinanderbrach über 
einem Streitobjekt, das mit der orientalischen Frage nichts zu tun hatte. Öster­
reich wurde auf die Anklagebank gesetzt, und Lord Clarendon spielte den 
beredten Ankläger. 

Am 15. März hatten sich die Bevollmächtigten Österreichs und der West­
mächte wieder einmal zu vertraulichen Gesprächen verabredet 135. Es ging um 
die Zusammensetzung der in Bukarest zu bildenden europäischen Kommission, 
die sich über die inneren Verhältnisse der Donaufürstentümer orientieren und 
der als Exekutivorgan des Pariser Friedensvertrags fungierenden Pariser Bot­
schafterkonferenz Bericht erstatten sollte. Clarendon verlangte die Beiziehung 
sardinischer Vertreter in die Kommission. Buol erinnerte seine Kollegen an das 
Gentlemen's Agreement vom 21. Februar, in dem man sich geeinigt hatte, Sar­
dinien an der Durchführung der auf die Fürstentümer bezüglichen Vertrags­
bestimmungen nicht zu beteiligen 136• Er drohte, als Clarendon auf seiner For­
derung beharrte, sich in der offiziellen Sitzung auf diese Absprache zu berufen. 
Er wies daraufhin, daß Österreich auch nicht verlangt habe, in der Kommission 
für die Regulierung der russisch-türkischen Grenze in Asien zu sitzen. Aus 

133 Buol/Hübner an Franz Joseph, Paris 24. Februar 1856 (HHSTA, PA XII 220 f. 6). 
134 Buol/Hübner an Franz Joseph, Paris 28. Februar 1856 (HHSTA, PA XII 219 f. 28). 
135 Buol/Hübner an Franz Joseph, Paris 16. März 1856 (EBENDA f. 135v, 140-141). 
136 Buol/Hübner an Franz Joseph, Paris 24. Februar 1856 (FONTI Bd. 67 S. 311). 
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analogen Gründen dürfe sich Sardinien nicht verletzt fühlen, wenn es aus der 
Bukarester Kommission ausgeschlossen bleibe. 

Dem österreichischen Standpunkt wurde nachgegeben, und man einigte 
sich, Sardinien statt dessen einen Sitz in der Kommission zu gewähren, die sich 
mit der Revision des Dardanellenvertrags von 1841 zu befassen hatte. Buol 
und Hübner schrieben darüber nach Wien: «Nous ajoutons trop de foi a la 
parole de Lord Clarendon pour ne pas considerer la Sardaigne comme decide­
me nt ecartee de la Commission des Principautes.» Wenige Wochen später 
bekam auf Betreiben Clarendons ein sardinischer Vertreter dennoch Sitz und 
Stimme in der Bukarester Kommission 137. 

Die Einsetzung von Ausschüssen und Kommissionen ist ein in Friedenskonfe­
renzen übliches Verfahren, um die Arbeitsweise der Verhandlung zu beschleu­
nigen oder die Ausführung von Vertrags bestimmungen zu gewährleisten. 
Neben den genannten drei Kommissionen tagten während der Pariser Ver­
handlungen noch folgende Ausschüsse: ein Ausschuß für die Abfassung der 
auf die Donaufürstentümer (einschließlich Serbiens) bezüglichen Friedensver­
tragsbestimmungen, der aus Buol, Bourqueney und Ali Pascha bestand; ein 
Ausschuß für die Redaktion sämtlicher Friedensvertragsbestimmungen, der 
sich aus Ali Pascha und den zweiten Bevollmächtigten Österreichs, Frank­
reichs, Englands, Rußlands und Sardiniens zusammensetzte; und ein Ausschuß 
für die Formulierung der Vertragspräambel, in dem die zweiten Bevollmäch­
tigten sämtlicher Mächte einschließlich Preußens saßen. Auch für den Entwurf 
der dem Friedensvertrag anzuhängenden Spezialkonventionen wurden Aus­
schüsse aus Vertretern der unmittelbar beteiligten Mächte eingesetzt: für die 
russisch-türkische Konvention, betreffend die im Schwarzen Meer zu unterhal­
tenden Kriegsfahrzeuge, und für die Aland-Konvention 138. 

Wie die Österreicher am 21. Februar versucht hatten, einen Modus proce­
dendi für die drei alliierten Mächte festzulegen, so bemühten sich auch die 
Russen, die Verhandlungsführung in ihrem Sinne zu gestalten. Die Zusammen­
kunft mit den Vertretern der Seemächte am 26. Februar über die Angelegen­
heit Kars und Bessarabien war ihr erster dahinzielender Versuch. Wenige 
Tage später gab Nesselrode seinen Vertretern die Weisung 139, "sich über alle 
Streitfragen [ ... ] mit den Bevollmächtigten Englands und Frankreichs zu ver­
ständigen". Eine Änderung der Friedensbedingungen werde man nur erreichen, 
wenn die beiden Seemächte damit einverstanden seien. "Die Frage über Krieg 
und Frieden wird zwischen ihnen und uns entschieden. Folglich müssen zwi­
schen uns dreien die Verhandlungen geführt werden." Dieser Versuch ist zwar 

137 Vgl. DI NOLFO, Europa S. 275-278,441-442; MARCELLI S. 247-249. 
138 V gl. die entsprechenden Abschnitte in den Protokollen Nr. 7 (DE CLERCQ VII S. 35), Nr. 8 

(EBENDA S. 36), Nr. 9 (EBEN DA S. 38-39), Nr. 12 (EBENDA S. 43). 
139 Nesselrode an Orlov, 29. Februar 1856 (Iz ISTORII PARIZSKOGO MIRA S. 24-25). 
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insgesamt nicht geglückt, doch in wichtigen Punkten, so in der bessarabischen 
und in der Aland-Frage, ist man weitgehend nach diesem Prinzip verfahren. 

Ein besonderes Charakteristikum der Pariser Friedensverhandlungen sind die 
Audienzen, die Napoleon den einzelnen Bevollmächtigten gab. Sie waren das 
wichtigste Streiterledigungsmittel, demgegenüber die offiziellen Sitzungen 
an Bedeutung häufig zurücktraten. Auf diesem Wege löste Napoleon sein den 
Russen Anfang Januar über Seebach gegebenes Versprechen 140 ein, sich für 
die Milderung der Friedensbedingungen und für ein Rapprochement mit den 
Russen einzusetzen. Als Brunnov in Paris eintraf, wurde ihm geraten, daß 
sich die Russen bei allen Zwischenfällen direkt an Napoleon wenden sollten. 
Dem ersten russischen Bevollmächtigten gewährte Napoleon ausdrücklich das 
Recht, jederzeit bei ihm vorzusprechen 141. Orlov konnte den Erfolg seiner 
unmittelbaren Intervention beim Kaiser mehrmals befriedigt nach Petersburg 
melden. Das :Mittel der Audienzen wurde auch von den anderen Vertretern in 
Anspruch genommen, doch haben die Russen daraus den größeren Nutzen 
gezogen. Napoleon selbst hat auf diese Weise die entscheidende Rolle in den 
Friedensverhandlungen gespielt. Obwohl im Hintergrund stehend, war er die 
beherrschende Figur des Pariser Kongresses. Der Forschung stehen über seine 
Audienzen mit den Bevollmächtigten leider nicht sehr reichhaltige Quellen 
zur Verfügung. 

Dagegen läßt sich der Verlauf der 24 (eigentlich 23 142) vom 25. Februar bis 
16. April stattfindenden Konferenzen recht genau rekonstruieren. Eine wich­
tige Quelle bilden natürlich die offiziell geführten Protokolle. Sie können jedoch 
nicht, wie das Temperley tut 143, als "vollständig und erschöpfend" angesehen 
werden. Wollte man eine Darstellung der Friedensverhandlungen nur auf die 
Protokolle gründen, würde man zwar die Verhandlungsgegenstände aufzählen 
und ihre Erörterung in Umrissen nachvollziehen können, doch ergäbe dies ein 
spannungs- und farbloses Bild. Die Schärfe der unter den Mächten spielenden 
Gegensätze ginge verloren, die Auseinandersetzungen hinter den Kulissen, das 
eigentliche Movens der Verhandlungen, käme nicht in den Blick. Die Rolle 
eines Cavour würde sich auf die kurze Intervention in der Sitzung vom 8. April 
reduzieren. Das Auf und Ab seines unermüdlichen Einsatzes für die italienische 

140 Vgl. oben S. 106. 
141 Brunnov an Nesselrode, 19. Februar 1856 (rz ISTORII PARIZSKOGO MlRA S. 19); Orlov an 

Nesselrode, 2. März 1856 (EBEN DA S. 31). 
142 Wegen Auseinandersetzungen zwischen Walewski und Clarendon über die Zulassung 

Preußens (vgl. unten S. 209-210) wurde als Auskunftsmittel die 10. Sitzung vom 18. März 
nach außen hin als 10. und 11. Sitzung deklariert. Vgl. Buol/Hübner an Franz Joseph, 
Paris 23. März 1856 (HHSTA, PA XII 219 f. 157-162). 

143 TEMPERLEY, Paris S. 406 Anm. 50. Die Diskussion in der 12. Sitzung über die Präambel 
des Vertrags z. B., die sich im Protokoll nur in 4 Zeilen niedergeschlagen hat, dauerte tat­
sächlich mehrere Stunden. V gl. den in der vorigen Anm. genannten Bericht. 



VERHANDLUNGSTECHNI K 175 

Sache außerhalb des Konferenzsaales bliebe unbekannt. Gerade Cavours Be­
richte aus Paris sind eine der ergiebigsten Quellen nicht nur für die Behandlung 
der italienischen Frage, sondern auch für die im Vordergrund stehenden orien­
talischen Angelegenheiten, ganz abgesehen von der Atmosphäre, die sie in 
meisterhafter, wenn auch mitunter einseitiger Weise vermitteln. 

Die von Benedetti geführten Protokolle stellen jeweils ein Ergebnisproto­
koll dar über Diskussionen, die mehrere Stunden dauerten. Sie sind in der Dik­
tion formalisiert und geglättet; die in vielen Reden enthaltene Polemik lassen 
sie ganz aus.Wenn einmal in den Sitzungen scharfe und unerquickliche Äußerun­
gen fielen, kam man häufig ausdrücklich überein, sie nicht ins Protokoll auf­
zunehmen. In anderen Fällen hat sie Benedetti geflissentlich übergangen. So 
hat die Äußerung Clarendons über die russische Hartnäckigkeit in der bessara­
bischen Frage man gebe Rußland zwei Drittel des Gebietes zurück, das es 
abzutreten sich verpflichtet habe, und verlange als Gegenleistung nur ein paar 
"Wasserpfützen und ungesunde Sümpfe" 144 - keine Spur im Protokoll hinter­
lassen. 

Dem ausdrücklichen Verlangen eines Sprechers, diese oder jene Wendung 
nicht ins Protokoll aufzunehmen, wurde nicht immer willfahren. Walewski 
nutzte seine Stellung als Präsident dazu aus, um z. B. den Wunsch Buols, den 
"Gedankenaustausch" über die italienischen Angelegenheiten vom 8. April nicht 
ins Protokoll zu nehmen, da er mit dem Zweck der Friedensverhandlungen 
nicht in Zusammenhang stehe 145, abzuschlagen. Es wurde daraufhin zu Proto­
koll gegeben, daß der Kongreß vom König von Neapel den Erlaß einer Amne­
stie erwarte. Obwohl sich Buol auch davon ausdrücklich distanzierte, hieß es im 
Protokoll dann «que la plupart des PP. n'ont pas conteste l'efficacite qu'aurai­
ent des mesures de clemence [ ... ]» 146. Anderseits wurden aber auch die von 
Cavour erhobenen Vorwürfe gegen die von Österreich in den Legationen 
geduldeten Zustände im Wortlaut derart gemildert, daß ihnen der von Cavour 
beabsichtigte Charakter eines formellen Protestes genommen wurde. Das für 
den 8. April angelegte Protokoll ist im übrigen das einzige, das die Diskus­
sionen in verzeichneter Form wiedergibt. Die Tatsache der Diskussion als sol­
cher war jedoch, wiewohl Buol es gewünscht hatte, nicht aus der Welt ge­
schafft. 

Es war nicht beabsichtigt, die Protokolle geheimzuhalten, wie Temperley 
schreibt. In der 23. Sitzung wurde vertraulich beschlossen, daß die Protokolle 
nach dem Austausch der Ratifikationsurkunden publiziert werden könnten. 
Gleichzeitig kam man überein, daß es wünschenswert sei, "die Zwischenfälle, 
die sich in den Kongreßsitzungen ereignet hatten und eventuell Gegenstand 

144 BuolJHübner an Franz Joseph, Paris 9. März 1856 (HHSTA, PA XII 219 f.66 v ). 

145 BuolJHübner an Franz Joseph, Paris 9. April 1856 (EBENDA f. 263v, 266v). 

146 DE CLERCQ VII S. 83. 
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der Berichterstattung der Bevollmächtigten an ihre Höfe waren", nicht ver­
öffentlicht würden. Es sei dies jedoch keine formelle Verpflichtung 147. Offen­
bar wollten die englischen Vertreter nicht von vornherein auf die Vorlage 
eines Farbbuches verzichten 148• 

4. Friedenskonferenzen oder Friedenskongreß? 

Eine die Bedeutung einer technischen Einzelheit weit übersteigende Frage ist 
es, ob die Pariser Friedensverhandlungen Friedenskonferenzen oder ein Frie­
denskongreß gewesen sind. In der bisherigen Literatur wird darauf nicht ein­
gegangen; es findet sich sowohl die Bezeichnung Konferenz wie Kongreß. 

Entscheidend für die Beantwortung der Frage sollte das Selbstverständnis 
der in Paris versammelten Vertreter der Mächte sein. Zunächst jedoch ist noch 
eine Vorfrage zu klären: Hat man im 19.Jahrhundert einen Unterschied 
gemacht zwischen internationalen Zusammenkünften, die man Konferenzen, 
und solchen, die man Kongreß nannte? Tatsächlich läßt sich eine begriffliche 
Unterscheidung weder im völkerrechtlichen Schrifttum feststellen noch im 
diplomatischen Schriftverkehr - und auf ihn kommt es als Niederschlag der 
von den Akteuren selbst vertretenen Auffassung vornehmlich an, nicht auf die 
Postulate unbeteiligter Gelehrter. Es können höchstens bestimmte Merkmale 
ermittelt werden, die auf die eine Art der Zusammenkunft eher zutreffen als 
auf die andere. 

Kongreß ist die ältere Bezeichnung für zwischenstaatliche Verhandlungen, 
die zumeist den Abschluß eines Friedensvertrages zum Ziel haben. Der Termi­
nus Konferenz wird erst im 19. Jahrhundert häufig verwendet für diplomati­
sche Zusammenkünfte, die in weniger feierlicher Form zur Erledigung einer 
bestimmten internationalen Streitigkeit dienen. "Kongeß" läßt sich aber nicht, 
wie es einige französische Autoren (Genet, Sibert) wollen 149, solchen Zusam­
menkünften vorbehalten, die zur Regelung wichtiger politischer Fragen ein­
berufen werden und sich durch die besondere Autorität ihrer Beschlüsse aus­
zeichnen. Wichtige und folgenreiche Zusammenkünfte nannten sich schon im 
frühen 19. Jahrhundert Konferenzen, wie die Londoner Konferenzen von 1827 
bis 1832 zur Regelung der griechischen und belgisehen Frage. Die vier Mon-

147 BuolJHübner an Franz Joseph, Paris 14. April 1856 (HHSTA, PA XII 219 f. 279). 
148 Vgl. TEMPERLEy/PENSON S. 237. Im Jahr 1871 wurden Zwar Akten über den Pariser Ver­

trag von 1856 veröffentlicht (CORRESPONDENCE RESPECTING THE TREATY OF MARCH 30, 
1856. London 1871). Es handelt sich jedoch nicht um Schriftwechsel, der aus dem Jahr 
1856 (über die Friedensverhandlungen) stammt, sondern aus den Jahren 1870/71 (über 
die Aufkündigung der "Pontus"-Klausel). 

149 GENET III S. 2-8; SIBERT, Aspects S. 394-401; SIBERT, Traite S.98-102. 
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archentreffen zwischen 1818 und 1822 anderseits können kaum als Kongresse 
angesehen werden, obwohl sie, oder doch die letzten drei, unter dieser Bezeich­
nung bekannt sind. In ihrem Einberufungszirkular für die Aachener Konferenz 
haben es die vier Mächte ausdrücklich von sich gewiesen, einen Kongreß abhal­
ten zu wollen 150. Metternich, der sich einmal als Erfinder dieser «Reunions des 
Cabinets» und als «vieux legislateur dans le domaine des affaires mondiales» 
bezeichnete 151, hat zumindest von der Aachener Zusammenkunft nie als von 
einem Kongreß gesprochen; allerdings wechselt sein Sprachgebrauch für die 
folgenden Monarchenzusammenkünfte. Es wäre zweckmäßig, diese Mon­
archentreffen insgesamt Konferenzen zu nennen, schon um sie von ihrer 
Zweckbestimmung her von den drei Friedenskongressen des 19. Jahrhunderts 
zu unterscheiden. 

Die in Paris zusammengekommenen Bevollmächtigten der europäischen 
Mächte haben anfänglich ihre Sitzungen Konferenzen genannt, weil es ja um 
die Erledigung einer festumrissenen Streitfrage, der orientalischen, ging. Napo­
leons Idee eines Fürstenkongresses, die er nach Sevastopol' auf verschiedenen 
Wegen ausgestreut hatte und wonach möglichst viele oder alle offenen euro­
päischen Probleme behandelt werden sollten, war nicht verwirklicht worden, 
da keiner der indirekt angesprochenen Souveräne sich dafür erwärmt hatte. 
Doch ließ Napoleon nicht von dem Gedanken ab. Er war nicht von der Art, 
einen vorgefaßten grandiosen Plan wieder aufzugeben; es handelte sich jetzt 
nur darum, den rechten Zeitpunkt zu finden, ihn in die Tat umzusetzen. Hätte 
er auf seinem ursprünglichen Vorhaben bestanden, wäre das Friedenswerk auf­
gehalten worden. Das durfte aus zwingenden Gründen nicht geschehen. Aber 
der Gedanke ließ sich mit den laufenden Friedensverhandlungen verbinden; 
die Verhandlungen konnten nach formellem Friedensschluß, der den Kriegs­
zustand mit Rußland völkerrechtlich beendete und die sterbende Armee aus 
der Krim heimbrachte, im Sinne Napoleons fortgesetzt werden - indem der 
voraufgehende große völkerrechtliche Akt, die Beschlüsse des Wiener Kon­
gresses, einer Revision unterzogen würde. Es konnte sich kaum ein besserer 
Anlaß bieten: Die leitenden Minister der Großmächte hatten sich versammelt, 
um einen großen Krieg zu beenden. Ihr Friedenswerk würde vervollkommnet, 
wenn andere Konflikte und offene Fragen unmittelbar anschließend geregelt 
würden. In dieser Hinsicht konnte den Friedensverhandlungen, die in der 
diplomatischen Welt noch unter dem Namen Konferenzen liefen, die an­
spruchsvollere Bezeichnung Kongreß gegeben werden. 

Napoleon wandte wieder einmal, wie schon nach Sevastopol', das Mittel 
der Presse und des vertraulichen Gesprächs an, um für seine Idee der Revision 
der Verträge von 1815 auf dem Wege eines Kongresses zu werben. 

150 LE CONGRES de VIENNE S. 1743. 
151 Mettemich an Hübner, Wien 6. April 1858 (BOURQUIN S. 477-478). 
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Am 24. Februar teilte der Moniteur mit, daß am folgenden Tag um 1 Uhr 
der Friedens-"Kongreß" eröffnet werde. Im offiziösen «Pays» war schon am 
22. Februar ein Artikel aus der Feder des Chefredakteurs Joseph Cohen unter 
dem Titel «Le droit public de l'Europe» erschienen. Das öffentliche Recht und 
das sogenannte europäische Gleichgewicht, so hieß es darin, hätten seit Beginn 
des Jahrhunderts auf einer Reihe diplomatischer Handlungen und Grundsätze 
beruht, deren wichtigste die Verträge von 1815, die Heilige Allianz und die 
"Tripelallianz" zwischen Österreich, Rußland und Preußen seien. Worauf 
gründeten sie sich heute? Da das Ende der beiden genannten Allianzen in 
Frankreich schon Monate zuvor gefeiert worden war, verliert Cohen über ihre 
Wirksamkeit kaum ein weiteres Wort. Was war von den Verträgen von 1815 
übriggeblieben ? Europa habe sich seit ihrem Abschluß sowohl in seiner terri­
torialen Zusammensetzung wie auch in seinen Regierungsinstitutionen und 
Dynastien verändert 152. So habe sich unter Zustimmung der Großmächte Bel­
gien nach einer Revolution von den Niederlanden getrennt; Griechenland sei 
von Frankreich, England und Rußland zu einem unabhängigen Staat konsti­
tuiert worden; Polen sei von der Karte Europas ausradiert. Demgegenüber 
ziehe die Türkei, in den Verträgen von 1815 systematisch mit Schweigen über­
gangen, in die Familie der europäischen Staaten ein. Auf dem Festlande hätten 
Frankreich, Preußen und verschiedene zweitrangige Staaten Repräsentativver­
fassungen eingeführt. Die Monarchie der Bourbonen, deren Bestand vom sieg­
reichen Europa garantiert worden sei, habe zu existieren aufgehört; eine neue 
Dynastie habe in Spanien das Zepter übernommen; die Erbfolge in Dänemark 
sei kürzlich neu geregelt worden. 

Und nun wird die Katze aus dem Sack gelassen: «Enfin la dynastie napo­
leonienne, proscrite a jamais par les traites de 1815, est remontee sur le trone 
imperial, portee au pavois par les suffrages unanimes du peuple fran~ais.» 
Europa, d. h. die Signatare der Wiener Kongreßakte hätten gegen all diese 
Änderungen nicht protestiert. Warum sollten die jetzt in Paris versammelten 
Mächte, wenn der Friede unterzeichnet sei, nicht übereinkommen, dasjenige 
festzustellen und zu definieren, "was sich seit 40 Jahren verändert hat, und das­
jenige, was sie in Zukunft auf dem Wege des Fortschritts leiten muß"? Es gebe 
zwei Arten von Politik: die Politik der Voraussicht und die Politik der Repres­
sion. Europa müsse die erste betreiben «pour [ ... ] prevenir les maux qui peu­
vent resulter d'un droit defectueux et mal defini, au lieu d'avoir ales guerir 
quelque jour par ce terrible moyen que l'on nomme la guerre». 

In diesen Sätzen war Napoleons Ideen echter Ausdruck verliehen. Sie wur­
den in der Presse und der Broschürenliteratur vielfältig variiert vorgetragen. 
Nach dem Verständnis des Second Empire trugen die Pariser Friedensverhand-

152 «L'Europe s'est remaniee elle-meme soit dans son territoire, soit dans ses institutions, 
soit dans ses dynasties. » 
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lungen, die den zweijährigen Orient krieg beenden sollten, schon von allem 
Anfang an den Namen Kongreß, obwohl der eigentliche Kongreß noch gar 
nicht begonnen hatte. 

In den Audienzen, die Napoleon den Bevollmächtigten gab, brachte er die 
gleichen Gedanken vor. In vollem Freimut äußerte er sich gegenüber GrafBuol 
und Graf Orlov. "Glauben Sie nicht", fragte er Buol in einer Unterredung am 
20. Februar 153, "daß noch einige andre Gegenstände [außer den orientalischen] 
mittelst eines Congresses nützlich geordnet werden könnten, wohlverstanden 
nach geschlossenem Frieden? Wäre nichts zu Gunsten von Pohlen zu machen?" 
Auch der Zustand Italiens erheische neue Vereinbarungen. Das klang wie das 
Echo der einige Wochen zuvor dem erstaunten und beglückten Grafen Cavour 
hingeworfenen Frage: «Que peut-on faire pour l'Italie?» 

Der Kaiser mußte gespannt sein auf die Reaktion des österreichischen Mini­
sters. Buol winkte ab, aber keineswegs in schroffer Form, wie sie ihm zumeist 
vorgeworfen wird. Die Rechtsfrage in Polen sei überaus delikat. Daß auf dem 
Wege einer "Europäischen Transaction" hierin etwas erreicht werden könne, 
leuchte ihm nicht ein. Man müsse die Regelung der Einsicht des Kaisers 
Alexander überlassen. In bezug auf Italien, d. h. konkret in bezug auf die seit 
Jahren bestehende Besetzung des Kirchenstaates durch fremde (österreichische 
und französische) Truppen, war Buol direkt angesprochen. Er leugnete keines­
wegs, daß die Verhältnisse im Kirchenstaat beklagenswert seien: die Umtriebe 
revolutionärer Elemente, die Mängel in der Verwaltung, das Fehlen einer guten 
Polizei, die Zerrüttung der Finanzen - hierin lägen die Hauptschwierigkeiten. 
Doch wie im Falle Polens hielt er die Idee, "die römischen Zustände einer euro­
päischen Beratung zu unterziehen", nicht für geeignet, um diesen Zuständen 
zu steuern. Österreich sei bereit, sich mit Frankreich direkt zu beraten, "wie 
der Sache im Einvernehmen mit dem H. Vater eine praktische Lösung gegeben 
werden könnte". 

Österreich verschloß sich also nicht der Einsicht, daß etwas getan werden 
müsse. Aber nur die direkt Betroffenen sollten die Sache in die Hand nehmen. 
Der Beschluß eines europäischen Kongresses konnte den Charakter einer Nöti­
gung tragen, die sich eine Großmacht nicht zumuten lassen durfte. 

Die österreichischen Delegierten waren bestrebt, die Friedensverhandlun­
gen in ihren «limites naturelles» 154 zu halten. Als Walewski auf Weisung Napo­
leons hin die Frage der Vereinigung der Donaufürstentümer «carrement et 
energiquement» in die Diskussion einbringen sollte 155, bezeichnete Buol die-

153 Buol an Franz Joseph, Paris 24. Februar 1856 (HHSTA, PA XII 219 f. 7-16; Teildruck in 
FaNT! Bd. 67 S. 310). 

154 BuolJHübner an Franz Joseph, Paris 9. März 1856 (HHSTA, PA XII 219 f. 69v ). 

155 Napoleon an Walewski, 5. März 1856 (BERNARDY S. 217). Vgl. auch oben S. 162 Anm. 106. 
Der hier zitierte Passus fehlt bei Walewski S. 506. 
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sen Vorschlag als ein "neues Element", das der Arbeit des Kongresses fremd 
sei. Er erkannte den eigentlichen Zweck des Unionsprojektes, nämlich es als 
Hebel für andere Territorialveränderungen in Europa zu benutzen und "einen 
Gegenstand zu einem Europäischen Congresse heraus zu spinnen"156. Doch 
tröstete er sich mit der Beobachtung, Napoleon sehe "mit seinem klaren Ver­
stande" heute schon ein, daß dies nicht angehe. Solange die Pforte in ihrer 
Ablehnung fest bleibe, sei nichts zu befürchten. Kaiser Franz J oseph legte 
seinem Minister mehrmals ans Herz, sich an der Besprechung von Fragen, die 
über den Rahmen der Fünf Punkte hinausgingen, nicht zu beteiligen. "Aller­
höchstdieselben wollen nicht", so hieß es in einem Telegramm vom 6. April 157 , 
"daß unter dero Mitwirkung von der Pariser Conferenz andere Fragen in Bera­
thung genommen werden als solche, die sich direkt auf die orientalischen 
Angelegenheiten beziehen." 

Wie dem Grafen Buol hatte Napoleon seine Lieblingsidee auch dem engli­
schen und dem russischen Chefdelegierten vorgetragen. Königin Viktoria ließ 
aber schon Anfang März ihre Ablehnung nach Paris melden i58. 

Das Petersburger Kabinett verhielt sich bezeichnenderweise zuvorkommen­
der. Graf Orlov wurde das erste Mal am 23. Februar von Napoleon in Audienz 
empfangen i59. Er beteuerte dem Kaiser, er sei kein Diplomat und könne nur 
geradeheraus mit ihm reden. Napoleon schien glücklich, mit einem Geistesver­
wandten zusammengetroffen zu sein. Nachdem er mit Orlov einige Worte über 
die Friedensbedingungen gewechselt hatte, lenkte er das Gespäch, wie einige 
Tage zuvor gegenüber Buol, auf die Wiener Traktate von 1815 und die Not­
wendigkeit ihrer Revision. Orlov versuchte abzuwinken; dieser wichtige Kom­
plex liege außerhalb seiner Vollmachten und Instruktionen. Napoleon ließ 
nicht ab, es sei ja nur eine Unterhaltung, und fuhr fort, vom "armen Italien" 
und "armen Polen" zu reden. Polen leide aus eigener Schuld, erwiderte Orlov, 
das Volk habe durch den Aufstand seine politischen Rechte selbst verwirkt. 
Sein Herrscher werde aber seine Krönung, die im Sommer 1856 stattfinden 
sollte, zum Anlaß nehmen, das Los der Polen zu lindern. 

Orlov schrieb nach Petersburg, der Gedanke eines Kongresses, der die Wie­
ner Traktate zu revidieren hätte, beschäftige den Kaiser derart, daß er gegen­
wärtig alle anderen Überlegungen zurückdränge. In Petersburg wurde der 
Wunsch Napoleons nach Änderung der Verhältnisse in Italien und Polen nicht 
als der eigentliche Beweggrund des vertraulichen Gesprächs mit Orlov ange­
sehen, sondern vielmehr das Bestreben, seine Dynastie im Innern und nach 
außen durch Beseitigung der im Wiener Traktat ausgesprochenen Ächtung der 

156 Buol an Franz Joseph, Paris 13. März 1856 (HHSTA, PA XII 220 f. 51). 
157 Werner an Buol (EBENDA f. 79). 
158 Vgl. oben S. 43 Anm. 76. 
159 Orlov an Nesselrode, 2. März 1856 (Iz ISTORII PARIZSKOGO MIRA S. 27-30). 
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bonapartistischen Linie zu festigen. Orlov wurde im April angewiesen, vor 
seiner Abreise mit den Vertretern der anderen Mächte gegebenenfalls eine 
Deklaration zu unterzeichnen, in der die Wiener Bestimmungen betreffend die 
Familie Napoleons für ungültig erklärt würden 160. 

Insgesamt waren Napoleons Kongreßpläne bei den Hauptrnächten auf we­
nig Gegenliebe gestoßen. Nach außen hin hatten sich die Pariser Friedenskon­
ferenzen inzwischen selbst zum Friedenskongreß "befördert", ohne daß dar­
über ein formeller Beschluß gefaßt wurde. Das Protokoll der ersten Sitzung 
vom 25. Februar enthält zum ersten und letzten Male das Wort Konferenz im 
Sinne der Tätigkeit der Friedensdelegation. In allen späteren Protokollen heißt 
es nur noch Kongreß. 

Buol schrieb über diesen Punkt am 5. März an Kaiser Franz Joseph 161, daß 
sowohl in den Protokollen als auch in der halbamtlichen Sprache das Wort Kon­
greß das der Konferenzen "verdrängt" habe. Das entspreche zwar nicht voll­
kommen dem "angenommenen Sprachgebrauche", doch glaube er dagegen 
nichts einwenden zu sollen, weil darin nichts weiter als die Intention zu liegen 
scheine, "den Verhandlungen in den Augen des Publicums und der Geschichte 
eine möglichst große Wichtigkeit beizulegen". Darüber hinaus spielte in diese 
Sprach regelung die Absicht Napoleons hinein, die Friedensverhandlungen auch 
von den Traktanden her in eine alle Fragen von europäischem Interesse bear­
beitende "Clearingstelle" umzuwandeln, selbst wenn diese Absicht erst allmäh­
lich zu verwirklichen war. 

Beide Intentionen für den Gebrauch des Wortes Kongreß lassen sich aus den 
Quellen vielfach belegen, erstere durch die für die Öffentlichkeit bestimmten 
Informationen, letztere durch die Akten. Die Presse sprach nur noch vom Con­
gres de Paris. Als Kaiserin Eugenie am 16. März einen Sohn, das "Kongreß­
Kind", gebar und die Bevollmächtigten noch am selben Tage in den Tuilerien 
zur Darbringung der Glückwünsche erschienen, leitete der Moniteur vom 
folgenden Tag den Abdruck der Glückwunschadresse mit den Worten ein: 
«L'Europe se trouvait representee, en cette occasion solennelle, par les person­
nages les plus eminents de leur pays, tous presidents du conseil ou ministres des 
affaires etrangeres et jouissant de la plus haute conBance de leur souverain.» 

Die Historie sollte keinen Anstand nehmen, auf Grund solcher die Inten­
tionen der Akteure zum Ausdruck bringenden Zeugnisse die Pariser Friedens-

160 Nesselrode an Orlov, 15. März und 17. April 1856 (EBENDA S.43 und S. 51-52). 
Anfang April hatten sich bereits sämtliche Bevollmächtigte geeinigt, eine entsprechende 
Ungültigkeitserklärung in Form eines der französischen Regierung mitzuteilenden 
Protokolls abzugeben. Napoleon schien sich inzwischen offenbar eines anderen besonnen 
zu haben, denn er ließ die Delegierten wissen, daß er von seinem ursprünglichen 
Wunsche absehe. (Buol an Franz ]oseph, Paris 9. April 1856. HHSTA, PA XII 220 f. 
95v -96.) 

161 HHSTA, PA XII 220 f. 37. 
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verhandlungen, wie es die Zeitgenossen taten, als Kongreß zu bezeichnen, auch 
wenn die eine der beiden Hauptanforderungen, die im damaligen Sprachge­
brauch an das Wort geknüpft wurden, also die Aufstellung einer möglichst 
umfassenden Tagesordnung, nicht oder doch nur teilweise erfüllt wurde. 

Aus den Akten geht hervor, welche Probleme von gesamteuropäischem 
Interesse außer den orientalischen Angelegenheiten und den Verhältnissen in 
Italien und Polen potentiell für einen Kongreß im umfassenden Sinne als Ver­
handlungsobjekte in Frage kamen. Napoleon selbst sprach in vertraulichen 
Unterredungen noch von der Krakauer Frage 162, die ja in direktem Zusammen­
hang mit einer Revision der Wiener Verträge stand. Er sprach von Maßnahmen 
gegen revolutionäre Presseorgane, besonders solche in Belgien, und von Maß­
nahmen gegen den Aufenthalt von Flüchtlingen in der Schweiz 163. Preußen 
wollte im Falle der Ausdehnung des Mandats der Friedensverhandlungen die 
Neuenburger Frage und den Sundzoll behandelt wissen. 164 Was letzteren 
betrifft, so war Preußen nicht nur an der Aufhebung des Systems der von Däne­
mark seit 1429 erhobenen Schiffahrtsabgaben, über die 1856 in Kopenhagen 
verhandelt wurde 165, interessiert, sondern auf Grund der im Krimkrieg akut 
gewordenen Bedrohung der eigenen Küsten durch die englische Marine auch 
an einer Schließung der Ostseezugänge, ähnlich der Regelung der türkischen 
Meerengen. Österreich und Rußland war, wie gesagt, an der Erörterung neuer 
Fragen nicht gelegen. In der österreichischen Regierung sprach sich nur Finanz­
minister Bruck für einen neuen Tagesordnungspunkt aus: die Behandlung eines 
Kanalbaus an der Landenge von Suez 166. Schweden hatte die schon genannten 
Gravamina vorbringen wollen, mußte sich aber schließlich auf die Aland-Frage 
beschränken, die gleichzeitig nur für England von Interesse war. Spanien, das 
nach Sevastopol' vergebliche Anstrengungen zur Teilnahme an den Friedens­
verhandlungen machte, hatte seinen Streit mit den Vereinigten Staaten über 

162 Manteuffel an L. v. Gerlach, Paris [Mitte] April 1856 (MANTEuFFEL III S. 235). - Napoleon 
dürfte durch Czartoryski auf die Krakauer Frage aufmerksam gemacht worden sein. V gl. 
die undatierte (zwischen dem 11. und 26. März 1856) Niederschrift Czartoryskis bei DI 
NOLFo, Czartoryski S. 179 (Nr. 20). 

163 Clarendon an Palmerston, Paris 19. März 1856 (DI NOLFo, Europa S. 500-501); Clarendon 
an Palmerston, Paris 20. März 1856 (FoNTI Bd. 98 S. 250-251); Cavour an d' Azeglio, 
20. März 1856 (CAVOUR VII S. 355). 

164 Vgl. Anm. 162; ferner Manteuffel an König Leopold, Berlin 15. Februar (MANTEuFFEL 
III S. 214); Handbillet Prinz Wilhelms an Manteuffel, Berlin 14. März 1856 (EBENDA S. 
224); Handbillet Friedrich Wilhelms an Manteuffel, Charlottenburg 28. März 1856 (EBEN DA 
S.226). 

165 Die Verhandlungen führten am 14. März und 11. April 1857 zu Verträgen, in denen Däne­
mark auf Erhebung des Belt- und des Sundzolles verzichtete. 

166 Telegramm Werner an Buol, Wien 9. April 1856 (HHSTA, PA XII 220 f. 84); Telegramm 
Buol an Außenministerium, Paris 10. April 1856 (EBEN DA f. 173). Vgl. auch d'Azeglio an 
Cavour, London 23. Februar 1856 (CAVOUR VII S. 205-206); Marcelli S. 212-214. 
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Kuba vor das Forum des Kongresses bringen wollen 167. Cavours Denken krei­
ste unentwegt um die Lage in Italien. Und England ? 

England trieb ein doppeltes Spiel. Palmerston sah den "großen Zweck" der 
Friedensverhandlungen darin "to provide fresh securities for the future peace of 
Europe" 168. Der ursprüngliche Zweck sei zwar gewesen, die mit dem Krim­
krieg zusammenhängenden Fragen zu regeln; doch da nun einmal die Vertreter 
der Großmächte versammelt seien, um Fragen von großer Bedeutung für die 
allgemeinen Interessen Europas zu erörtern, solle man nicht auseinandergehen, 
ohne auch die gefahrdrohende Lage in Italien besprochen zu haben. Als An­
knüpfungspunkt biete sich der Umstand, daß es mehrere Gebiete in Europa 
gebe, die von fremden Truppen besetzt seien und jetzt nach Beendigung des 
großen Krieges geräumt werden sollten: türkisches und griechisches Terri­
torium - und eben auch italienisches Territorium. Das war also die Hintertür, 
durch welche die Forderung auf Rückzug österreichischer Truppen aus dem 
Kirchenstaat in den Kongreß eingebracht werden konnte. 

Diese Begründung Palmerstons war ebenso an den Haaren herbeigezogen 
wie diejenige, auf die Napoleon verfallen war, um Österreich die Notwendig­
keit der Beratung über die Zustände in Italien plausibel zu machen: die revo­
lutionäre Presse in Belgien und vor allem die Schweiz als Hort revolutionärer 
Flüchtlinge. Clarendon, dem Napoleon seine neuerlichen Gedanken vortrug, 
bezeichnete sie in einem Brief an Palmerston als "wild [ ... ] views" 169, die dem 
Kaiser nur dazu dienten, die anderen Mächte zur Erörterung der italienischen 
Verhältnisse zu veranlassen. Er erklärte Napoleon geradeheraus, England 
werde sich weigern, an Maßnahmen zur "Knebelung" der Presse mitzuwirken 
und "Meinungsäußerungen" über die Pressefreiheit und das Asylrecht zu Pro­
tokoll zu geben. Doch als ihm Palmerston als Verknüpfung zwischen der orien­
talischen und der italienischen Frage die Analogie der Truppenstationierungen 
geboten hatte, war er entschlossen, "etwas für Italien und für Griechenland und 
für Bombas Opfer [von König Ferdinand verurteilte Revolutionäre] zu tun und 
eine Meinungsäußerung über Polen [ ... ] zu Protokoll zu geben" und trotz des 
von anderen Bevollmächtigten zu gewärtigenden Widerstandes in allen diesen 
Angelegenheiten "kräftig herumzurühren" ("I am determined however to stir 
in them aH"). 

Da Napoleon es mit dem Abschluß der eigentlichen Friedensverhandlungen 
eilig hatte, ließ er den Kongreßgedanken zunächst auf sich beruhen. Als Tag 

167 Schweizer an Rüdt, Paris 10. April 1856 (GLA, Abt. 48, Nr. 2051 f. 277): « [ ... ] contra ire­
ment a l'attente de nombre d'interesses, il n'a ete question ni de Cuba ni de la question de 
l' Amerique centrale ni meme de la quest ion Italienne [ ... ].» - V gl. auch BAUMGART, 
Probleme S. 372. 

168 Palmerston an Clarendon, London 21. März 1856 (D! NOLFo, Europa S. 502). 
169 Clarendon an Palmerston, Paris 19. März 1856 (EBENDA S. 501). Das folgende Zitat in 

einem Brief Clarendons an Palmerston, Paris 31. März 1856 (EBENDA S. 504). 
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der Unterzeichnung des Friedensvertrages war der 1. April vorgesehen. Orlov 
soll darauf hingewiesen haben, die Völker würden dieses Datum als schlechten 
Scherz auffassen 170. Für den feierlichen Akt wurde dann der 30. März bestimmt 
- ein Datum, das nun seinerseits Orlov als bösen Scherz betrachten mußte. Es 
war der 42. Jahrestag des Sieges der russischen und preußischen Waffen über 
Napoleon 1., der Tag, an dem der Montmartre eingenommen worden war. Or­
lov hatte sich damals im Gefolge Nesselrodes befunden, mit dem er in Paris im 
Triumph eingezogen war. Nun sollte er es sein, der in Paris die Niederlage des 
zweiten Alexander zu bestätigen hatte l71 . 

Die Arbeit des Kongresses war mit der Unterzeichnung des Vertrages nicht 
beendet. Es mußten vor allem noch die Modalitäten der Räumung des türki­
schen Territoriums von fremden Truppen besprochen werden. Am 2. April 
trat Walewski an Buol heran, ob nicht in dem Zusammenhang auch die "grie­
chischen und römischen Zustände" vor den Kongreß gebracht werden könn­
ten 172. Buol gab zu, daß die Evakuierung Griechenlands in einiger Verbindung 
mit der orientalischen Frage stehe, doch gehöre die Besetzung des Kirchen­
staates überhaupt nicht in diesen Zusammenhang, da sie auf besonderen Verträ­
gen beruhe, die mit der gegenwärtigen Frage nichts zu schaffen hätten. Sollten 
gleichwohl die Verhältnisse in anderen Staaten im Rahmen des Kongresses 
besprochen werden, werde er rundheraus erklären, daß er den Kongreß nicht 
dazu für berufen halte und er sich solche Besprechungen in Abwesenheit der 
nächst beteiligten Repräsentanten gar nicht vorstellen könne. 

Als am 8. April die Verhältnisse in Rom und Neapel doch vor den Kongreß 
kamen, gab Buol die angedrohte Erklärung ab. Der Kongreß vermochte, abge­
sehen von den von Buol angedeuteten völkerrechtlichen Schwierigkeiten, al­
lein wegen der Weigerung einer der Großmächte Orlov schützte Mangel an 
Instruktionen vor -, keinen Beschluß zu fassen, sondern mußte sich damit 
begnügen, einen "Wunsch" zu Protokoll zu geben. Wie noch zu zeigen sein 
wird, war die ebenso berühmte wie in ihrer Wirkung übertrieben eingeschätzte 
Erörterung der italienischen Verhältnisse in erster Linie auf englisches Drängen 
zurückzuführen. Ohne die nachhaltige englische Intervention wäre Graf Cavour 
ebenso leer ausgegangen wie Fürst Adam Czartoryski. 

Mit der allgemeinen Forderung des polnischen Emigrantenführers nach 
Wiederherstellung Polens im Rahmen des Wiener Kongresses hatte sich Napo­
leon anfänglich, nach Sevastopol', voll identifiziert, weil Polen in seinem erwei­
terten Kriegszielprogramm zunächst noch die erste Stelle einnahm. Auch als 

170 RAIN S. 74. 
171 Vgl. Comtesse de Damremont an Thouvenel, [Anfang] April 1856 (THOUVENEL, Pages 

S.260). 
172 Buol an Franz Joseph, Paris 2. April 1856 (HHSTA, PA XII 220 f. 79; Teildruck in FONTI 

Bd. 67 S. 315). 
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Czartoryski mit dem Herannahen der Friedensverhandlungen sein großes Ziel 
im wesentlichen auf den Wunsch reduzierte, das polnische Volkstum gegen 
Russifizierungsbestrebungen erhalten zu sehen - d. h. volle Gewissensfreiheit, 
eine eigene in polnischer Sprache ausgeübte Gerichtsbarkeit und ein eigenes 
Schulwesen mit dem Recht der Unterrichtung in der Muttersprache für Polen 
forderte 173 -, machte sich Napoleon auch diese Forderungen zu eigen, da ihr 
Vorbringen vor den Kongreß einen passenden Ansatzpunkt für eine allgemeine 
Revision der Wiener Traktate bieten konnte. Nachdem er Graf Orlov in der 
Angelegenheit sondiert und dieser zu verstehen gegeben hatte, daß Rußland 
seine Herrschaft in Polen nicht auf die Wiener Traktate, sondern wegen des 
Aufstands von 1830 auf das Recht des Eroberers gründe, ließ Napoleon die 
polnische Frage zunächst auf sich beruhen. Ende März muß ihn die Bereitschaft 
Clarendons, sie seinerseits aufzugreifen, in eine etwas peinliche Lage versetzt 
haben. Nach Sevastopol' war er es stets gewesen, der gedrängt hatte, für Polen 
etwas zu tun, und England hatte abgewinkt. Inzwischen waren in seinem außen­
politischen Programm das Bestreben, ein französisch-russisches Rapproche­
ment herbeizuführen, in den Vordergrund, die polnische Angelegenheit des­
halb gleichzeitig in den Hintergrund getreten. Wie war die plötzliche eng­
lische Initiative abzubiegen? 

Am 7. April bemerkte Napoleon zu Clarendon, er müsse noch einmal mit 
Orlov sprechen und wäre dankbar zu wissen, was er ihm bezüglich Polens 
sagen solle 174. Clarendon, der in Sachen Polen durch Czartoryski jetzt ebenso 
gut präpariert war wie in Sachen Italien durch Cavour, wiederholte die Grava­
mina des Fürsten und empfahl, Orlov möge entweder aus eigenem Antrieb oder 
auf eine Anfrage hin entsprechende Zusicherungen vor dem Kongreß abgeben. 

Napoleon traf noch am selben Abend mit Orlov zusammen. Der genaue 
Inhalt ihrer Unterredung ist noch nicht zu ermitteln. Orlov wird seinen am 
23. Februar dargelegten Standpunkt wiederholt und auf das für die Krönung in 
Aussicht gestellte Motuproprio Kaiser Alexanders verwiesen haben. Buol 
bedauerte nach dem 8. April, daß "die andern Fragen" nicht auf dieselbe Art 
gelöst worden seien 175. 

Anders als die italienische ist die polnische Frage dem französisch-russischen 
Rapprochement zum Opfer gefallen und tatsächlich nicht mehr vor den Kon­
greß gekommen. 

Der so reichhaltige Kongreßplan Napoleons hatte sich nicht verwirklicht. 
Das Mandat des Pariser Friedenskongresses sollte zwar nach der Unterzeich-

173 Czartoryski an Szulczewski, Paris 19. Februar 1856 (DI NOLFO, Czartoryski S. 169). 
174 Clarendon an Palmerston, Paris 7. April 1856 (DI NOLFO, Europa S. 507). 
175 Bual an Franz Joseph, Paris 9. April 1856 (HHSTA, PA XII 220 f. 95; Teildruck in FON TI 

Bd. 67 S. 320-321). 
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nung des Friedensschlusses ausgeweitet werden, aber die Widerstände von sei­
ten Rußlands und besonders Österreichs waren zu groß. Die Sitzung vom 
8. April glich mehr einem Theaterstück, einer Farce, als dem Beginn eines Kon­
gresses, in dem die offenen Probleme der großen europäischen Politik gelöst 
werden sollten. 

Napoleon muß solche Empfindungen gehabt haben, denn er war, wie aus 
einem jüngst veröffentlichten Schreiben Clarendons an Königin Viktoria her­
vorgeht 176, im Grunde seines Herzens unglücklich über jene berühmte 22.Kon­
greßsitzung. Zum erstenmal vertraute er einem der Friedensbevollmächtigten, 
Clarendon, an, daß er sich von einem europäischen Kongreß ein allgemeines 
Remaniement erhoffe. Da der jetzige diese Hoffnung nicht erfüllt habe, wolle 
er wissen, ob England gegen einen solchen europäischen Kongreß Bedenken 
erheben würde. 

Clarendon, der seinen Fanfarenstoß vom 8. April in erster Linie auf die 
öffentliche 11einung in England berechnet hatte, tat sehr erschreckt. Er machte 
Napoleon Vorhaltungen: ein Remaniement - das bedeute die Rheingrenze für 
Frankreich, worauf sich Preußen nicht einlassen könne; es bedeute die Restau­
ration Polens, von der Rußland nichts wissen wolle; die Vertreibung der Öster­
reicher aus Italien, der diese nie zustimmen würden; die Reform des Deutschen 
Bundes, den sich Österreich hörig machen wolle; das Auslöschen der kleineren 
deutschen Staaten als Kompensationsobjekte für Österreich und Preußen. Cla­
rendon wollte offenbar die Taten des großen Oheims an die Wand malen, um 
den Neffen angesichts der bekannten Konsequenzen, die aus jenen Taten geflos­
sen waren, zu warnen. "Lord Clarendon begged the Emperor to consider wh at 
interests and passions and hopes and fears would be excited by such a Congress 
and the extreme difficulty of carrying out any decisions it might come to except 
by coercion which might lead to general war." 

Clarendon hatte damit den wunden Punkt des ganzen Kongreßgedankens 
berührt: Wie sollten die einmal gefaßten Beschlüsse durchgeführt werden? Mit 
Zwang? Es genügte ein Blick auf das Schicksal der orientalischen Frage seit 
dem Jahre 1853. Wien als das Centre d' entente der fünf Großmächte hatte eine 
kriegerische Lösung nicht verhindern können, obwohl doch das Mandat der 
dortigen Konferenzen verhältnismäßig fest umgrenzt und damit eine der 
Grundvoraussetzungen für das Gelingen einer internationalen Konferenz gege­
ben war. Napoleon schien denn auch die Voraussetzungen vorgängiger Ver­
ständigung über den Aktionsradius einzusehen; er gab gegenüber Clarendon 
zu, es sei gewiß unklug, einen solchen Kongreß einzuberufen, wenn nicht drei 
oder vier der Hauptmächte sich über die beabsichtigten Änderungen zuvor 
geeinigt hätten. 

176 Paris 13. Apri11856 (FONT! Bd. 98 S. 268-270). 
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Napoleon hatte gleichzeitig auch mit dem preußischen Ministerpräsidenten 
eine Unterredung, in der er seinen Kongreßgedanken berührte 177. Daraus geht 
noch einmal deutlich hervor, daß Napoleon einen umfassenden Kongreß 
unmittelbar aus den Friedensverhandlungen sich hatte entwickeln lassen wollen. 
In der Abschiedsaudienz, die er Clarendon am 17. April gab, teilte er dem engli­
schen Minister mit l78, er habe den Plan eines europäischen Kongresses aufge­
geben, da er die Hindernisse nunmehr zu würdigen wisse. Er fragte aber doch, 
ob es nicht zweckmäßig sei, bei Auftauchen irgendeiner schwierigen Frage, 
etwa in Sachen Italien, die interessierten Mächte zu ersuchen, Bevollmächtigte 
mit Ad-hoc-Instruktionen nach Paris oder sonstwohin zu senden. Ein solches 
Verfahren würde viel eher zu einem schnellen und befriedigenden Ergebnis 
führen als ein ständiger Notenaustausch. Die Eisenbahnverbindungen würden 
es leicht bewerkstelligen lassen. 

Der Vorschlag mündlichen Gedankenaustausches zwischen Vertretern strei­
tender Parteien war gewiß realistisch. Clarendon ergänzte ihn in bezug aufItalien : 
Falls die Zustände auf der Halbinsel sich nicht binnen drei Monaten besserten, sol­
le eine solche Konferenz einberufen werden, an der auch der Nuntius teilzuneh­
men hätte, "um die Meinung Europas über die päpstliche Regierung zu erfahren". 

Napoleons Kongreßplan war gescheitert. Der Pariser Kongreß hatte tatsäch­
lich nur den bestehenden Konflikt im Orient für eine gewisse Zeitspanne bei­
gelegt. Die Ursachen künftiger Konflikte zu beseitigen - dieses Ziel, mit dem 
sich auch die damalige öffentliche Meinung stark beschäftigte l79, gerade auch 
angesichts des furchtbaren Krieges auf der Krim, dieses Ziel war nicht erreicht. 
Den Plan, dessen Ausführung Napoleon im Krimkrieg zum erstenmal in greif­
bare Nähe gerückt wähnte, hat er während seiner ganzen folgenden Herrschaft 
nicht aus den Augen gelassen. Doch ist er ihm auch später nicht geglückt. 

Die Geschichte dieses Kongreßplans ist noch nicht geschrieben. 1839 hatte 
Napoleon das Vorhaben in den «Idees Napolconiennes» zum erstenmal geäu­
ßert und im Gegensatz zum Instrument des Kriegs als das der NIenschheit 
einzig würdige Mittel zur Rekonstruktion Europas und Sicherung des europä­
ischen Friedens bezeichnet. 

In der stark reduzierten Form der Pariser Botschafterkonferenz allerdings, 
wie Napoleon sie Clarendon vorgeschlagen hatte, ist der Plan in den folgenden 
Jahren tatsächlich verwirklicht worden. Seit 1857 tagte zehn Jahre lang inter­
mittierend eine Konferenz, die sich mit den verwickelten Verhältnissen in den 
Donaufürstentümern zu beschäftigen hatte. Sie ist als direkter Ausläufer des 
Pariser Kongresses anzusehen. 

177 Manteuffel an L. v. Gerlach, Paris [Mitte] April 1856 (MANTEUFFEL III S. 234-236). 
178 Clarendon an Königin Viktoria, Paris 18. April 1856 (FONT! Bd. 98 S. 272-273). 
179 Vg1. unten S. 228-231. 
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5. Die Position Sardiniens 

Die Beteiligung Sardiniens am Krimkrieg und die Rolle Cavours auf dem Pari­
ser Kongreß sind die am gründlichsten traktierten Einzelthemen der Krim­
kriegs geschichte. Die frühe nationalitalienische Geschichtsschreibung über das 
Risorgimento hat in ihren zumeist hagiographischen Werken in Cavour den 
genialen Architekten der italienischen Einigung gesehen, der das große Werk 
schon frühzeitig im Geiste entworfen, im Krimkrieg den Grundstein dafür 
gelegt und es dann folgerichtig Stück für Stück vollendet habe. Diese in 
schwärmerischer Begeisterung für den großen Meister sich ergehende Betrach­
tungsweise hat sich ziemlich ungebrochen bis weit ins zwanzigste Jahrhundert 
erhalten. Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Werk Cavours 
begann ihre Früchte erst in den dreißiger Jahren zu tragen. Adolfo Omodeo 
hat das innenpolitische Werk Cavours in einer grundlegenden Arbeit einer kri­
tischen Revision unterzogen. Er wandte sich gegen die Tendenz, Cavour als 
Demiurgen hinzustellen, der mit einer von seinem Genius eingegebenen Leich­
tigkeit all die Schwierigkeiten überwunden habe, welche die anderen V or­
kämpfer des Risorgimento vorher zu Fall gebracht hatten. Der Leistung Omo­
deos entsprechen für die Außenpolitik Cavours die Arbeiten Paul Matters und 
F ranco Valsecchis 180. 

Die noch aus dem Risorgimento selbst stammende Legende vom "Wunder" 
Cavour, die den Gang der Ereignisse am schließlichen Erfolg gemessen hat, ist 
heute zerstört. Der Eintritt Sardiniens in den Krimkrieg auf seiten der West­
mächte erfolgte nicht in "hellseherischer Erkenntnis" nach einem vorgefaßten 
Plan, an dessen Ende die Einigung Italiens stehen würde, sondern war das 
Ergebnis einer improvisierten Aktion, an die sich wohl in die ferne Zukunft 
reichende Hoffnungen knüpften, die den Blick für das gegenwärtig Erreich­
bare aber nicht trübten. Der Kriegseintritt Sardiniens kam auch nicht durch die 
Initiative Cavours zustande, sondern auf Drängen der Westmächte, die im 
Winter 1854/55 in Westeuropa auf verzweifelter Suche nach Soldaten waren, 
um ihre durch Krankheit und Kälte dezimierte Armee in der Krim wieder auf­
zufüllen. Die Westmächte hatten sich in Italien nicht einmal zuerst an Sardinien 
gewandt, sondern an das Königreich Neapel. Erst als feststand, daß König 
Ferdinand neutral bleiben wollte, gingen drängende Bitten nach Turin, die 
schließlich, da Cavour zögerte und Dabormida hohe Bedingungen stellte, in 
die ultimative Forderung auf bedingungslosen Beitritt umschlugen. 

Da wir mit den Ergebnissen der neueren italienischen Geschichtsschreibung 
über die Rolle Sardiniens im Krimkrieg im wesentlichen übereinstimmen und 

180 Die genauen Titel vgl. im Literaturverzeichnis. 
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jüngst erst das in der Nachfolge Valsecchis angefertigte Buch Ennio Di Nolfos 
alle wichtigen Einzelheiten über die Zusammenhänge der italienischen Frage 
mit der europäischen Geschichte der Jahre 1855 und 1856 in vorerst abschlie­
ßender Form dargeboten hat, geht es uns im folgenden in erster Linie darum, 
einige für das Gesamtbild des Pariser Kongresses wesentliche Momente der 
italienischen Frage herauszugreifen und hier und da den Akzent in der Beur­
teilung anders als Di Nolfo zu setzen. 

Für die Politik Sardiniens bedeutete der Dezembervertrag Österreichs mit 
den Westmächten nahezu eine Katastrophe, da er alle Hoffnungen - besonders 
die auf Napoleon gesetzten -, Österreich aus Italien zu vertreiben, mit einem 
Schlage zunichte machte. Im selben Monat Dezember wurde obendrein eine 
bislang zu wenig beachtete französisch-österreichische Konvention 181 unter­
zeichnet, in der sich Österreich die Unterstützung Frankreichs zur Aufrechter­
haltung des territorialen Status quo in Italien sicherte. Die Konvention besei­
tigte keineswegs das österreichische Mißtrauen gegen Napoleons italienische 
Pläne, sie bannte es nur "für die Dauer der orientalischen Krise" (sie war auf 
das Kriegsende befristet). In den Augen Buols war sie eine Rückversicherung, 
die für Österreich in der Spannung mit Rußland die Gefahren revolutionärer 
Bewegungen in Italien minderte, aber nicht aus der Welt schaffte. Für Cavour 
bedeutete sie einen erzwungenen Burgfrieden mit Österreich. 

Im November 1854 bereits ließen die Westmächte über ihre bevollmächtig­
ten Minister in Turin, Hudson und den Duc de Gramont, wegen der Entsen­
dung sardinischer Truppen nach dem Orient sondieren 182. Die Turiner Regie­
rung stellte zwei Bedingungen: Die Westmächte sollten sich verpflichten, 
Österreich zur Aufhebung der Sequester (Beschlagnahme des Vermögens 
österreichischer Untertanen, die während der Revolution aus Lombardo-Vene­
tien nach Sardinien geflüchtet waren) zu bewegen und in den künftigen Frie­
densverhandlungen "die Erörterung der Verhältnisse in Italien" zuzulassen 183. 

Beide Bedingungen wurden abgelehnt 184. 

Die Begründung, die Clarendon für die Ablehnung gab, ist besonders wich­
tig im Hinblick auf die Beurteilung seines Standpunktes zur italienischen Frage 

181 Text: BEER S. 821-822 (Nr. XVI). 
182 Russell an Palmerston, London 24. November 1854 (FoNTI Bd. 88 S. 309); Clarendon an 

Hudson, London 29. November 1854 (EBENDA S. 310); Hudson an Clarendon, Turin 15. 
Dezember 1854 [2 Schreiben] (EBEN DA S. 321-328). 

183 Die Bedingungen sollten als Geheimzusatz zu der beabsichtigten Militärkonvention ge­
stellt werden. Sie lauteten (FoNTI Bd. 88 S. 325): ({ 1. Les deux puissances occidentales 
s' engagent a faire tous leurs efforts pour faire lever par l' Autriche le sequestre sur les 
proprietes des sujets sardes, frappes par le decret du 13 fevrier 1853. II. Les Hautes Parties 
Contractantes prendront en consideration l' etat de l'Italie au retablissement de la paix.» 

184 Aberdeen an Königin Viktoria (für die englische Kabinettsentscheidung), London 
27. Dezember 1854 (EBENDA S. 341); Cowley an Clarendon (für den französischen Stand­
punkt), Paris 18. Dezember 1854 (EBENDA S. 342-344). 
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während des Pariser Kongresses. Wenn Sardinien mit seinen Forderungen poli­
tische Ziele verfolge, schrieb er an Hudson 185, und damit impliziere, mit den 
Großmächten, die bislang die Angelegenheiten Europas geregelt hätten, auf glei­
chem Fuß zu stehen und eine mit England, Frankreich und Österreich gleichbe­
rechtigte Stimme im Kongreß zu haben, nur weil es 15000 Mann bereitgestellt 
habe, und das nicht einmal kostenlos, dann seien die Forderungen unzulässig. 
Wenn der Krieg fortdauere und andere kleine Staaten, aus welchen Gründen auch 
immer, Truppenkontingente beisteuerten, würden auch sie Gleichberechtigung 
mit Sardinien beanspruchen. Man werde schließlich einen Kongreß a la F rankfur­
ter Bundestag veranstalten. Sardinien werde natürlich in allem, was seine Inter­
essen berühre, gefragt werden, es werde selbstverständlich auch den Frieden 
unterzeichnen. Aber es dürfe nicht erwarten, über Fragen konsultiert zu wer­
den, die es nichts angingen. 

In Turin nutzten Hudson und Gramont die kriegsbereite Stimmung des 
Königs aus, um ihn zum Beitritt zu dem englisch-französisch-türkischen Ver­
trag vom 10. April 1854 ohne politische Bedingungen zu drängen. Nach einer 
Regierungskrise, in deren Verlauf Dabormida geopfert wurde und Cavour das 
Außenministerium übernahm, erklärte sich Sardinien zum bedingungslosen 
Abschluß bereit. Cavour machte erst im Juni 1855 wieder einen Versuch, den 
politischen Status Sardiniens im Hinblick auf den künftigen Friedensschluß von 
den Westmächten präzisieren zu lassen. Er forderte Anerkennung des Rechtes 
Sardiniens, an den Friedensverhandlungen direkt teilzunehmen, «ainsi qu'aux 
discussions auxquelles peuvent donner lieu les questions a traiter, sur la mesure 
des interets moraux et materiels qui la concernent » 186. Die englische Regierung 
bestätigte Cavour im Einvernehmen mit der französischen das Recht auf direkte 
Teilnahme an allen Diskussionen, welche die "speziellen Interessen" Sardi­
niens berühren könnten, und sicherte ihm zu, daß der sardinische Bevollmäch­
tigte darüber hinaus über "alle Eröffnungen und Projekte von allgemeinem 
Interesse", an deren Diskussion er nicht teilnehme, informiert gehalten wer­
de 187• 

Cavour verstand es Ende des Jahres 1855, im Verlaufe von Staatsbesuchen 
seines Königs, in Paris und London wertvolle Beziehungen anzuknüpfen und 
die sardinischen Gravamina ohne Aufdringlichkeit vorzutragen. Am 7. Dezem­
ber richtete Napoleon in Compiegne die nachmals berühmt gewordenen und in 
ihrer Tragweite überschätzten Worte an ihn 188: «Ecrivez confidentiellement a 
Walewski ce que vous croyez que je puisse faire pour le Piemont et l'Italie.» Sie 
waren keineswegs die Keimzelle für den späteren Pakt von Plombieres, doch 

185 Clarendon an Hudson, London 28. Dezember 1854 (EBENDA S. 354). 
186 D'Azeglio an Clarendon, London 15. Juni 1855 (FONT! Bd. 98 S. 116-118). 
187 Clarendon an d'Azeglio, London 19. Juni 1855 (EBENDA S. 120-121). 
188 Cavour an M. d'Azeglio, Paris 8. Dezember 1855 (CAVOUR, Lettere II S. 376 [Nr.390]). 
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immerhin angesichts der Enttäuschung über das vorzeitige Kriegsende eine 
Ermutigung für die bevorstehenden Friedensverhandlungen. Cavour hatte zu 
Recht auf eine Umwandlung des Orientkrieges in einen allgemeinen europä­
ischen Krieg gebaut, an dessen Schluß Sardiniens Wünsche eher berücksichtigt 
werden könnten. Der als Bevollmächtigte für die Friedensverhandlungen vor­
gesehene Massimo d' Azeglio, der frühere Ministerpräsident, arbeitete auf das 
Stich\vort Napoleons hin eine umfangreiche Denkschrift aus, in der ein gran­
dioser Reorganisationsplan für die ganze Apenninen-Halbinsel entworfen war. 
Cavour, mit dem ihm eigenen Blick für das Mögliche und Erreichbare, weiger­
te sich, das Memorandum nach Paris und London gehen zu lassen und ersetzte 
es durch vier bündige, von ihm selbst formulierte Punkte 189: Milderung des 
harten österreichischen Regiments in Lombardo-Venetien; Reform des Regie­
rungssystems im Königreich Neapel; Abzug der österreichischen Truppen aus 
den Legationen, Übertragung dieser Gebiete an Modena oder Toskana, mit 
anderen Worten: Säkularisierung des Kirchenstaates; Auflassung der Seque­
ster. 

Walewski hatte die sardinische Regierung vorsorglich wissen lassen, daß es 
verfrüht sei, "der orientalischen Frage durch Anschneiden der italienischen 
neue Komplikationen hinzuzufügen"19o. Als die Friedensverhandlungen her­
anrückten, war er bestrebt, den Locus standi Sardiniens in den Konferenzen 
klar zu umgrenzen. Seine Argumentation gegen die neuerlich von Palmerston 
unterstützten Ansprüche Turins auf gleichberechtigte Teilnahme an den Ver­
handlungen bewegte sich auf der Linie der Juni-Abmachungen und orientierte 
sich an den völkerrechtlichen Präzedenzfällen, besonders den Usancen des 
Wiener Kongresses. Im Hinblick auf die Beziehungen zwischen Frankreich und 
England während der Verhandlungen ist die Diskussion über die Position Sar­
diniens, die sich von Ende Januar bis Ende Februar 1856 hinzog, nicht nur 
wegen des unterschiedlichen Ausgangspunktes aufschlußreich, sondern auch 
wegen der Beweggründe, die Frankreich und England zu einer unterschied­
lichen Haltung gegenüber Sardinien veranlaßten. Letztere wiederum bieten 
einen der Maßstäbe, um die jeweilige Unterstützung für die Causa Cavouriana 
auf dem Kongreß, die u. E. bisher nicht klar genug auseinandergehalten wor­
den ist, zu beurteilen. 

\X'alewski ging vom Begriff der Großmacht und seinem realen politischen 
Machtinhalt aus. Er erinnerte die Regierung in Turin daran 191, daß es ein Prin­
zip des europäischen öffentlichen Rechts gebe, nach dem in Friedensverhand­
lungen von der Art, wie sie in Paris eröffnet würden, jeder darin vertretenen 

189 Cavour an Walewski, Turin 21. Januar 1856 (EBENDA S. 382-389 [Nr.401]). Vgl. auch 
Hudson an Clarendon, Turin 23. Januar 1856 (FONTI Bd. 98 S. 209); Hudson an Cowley, 
Turin 8. Januar 1856 (DI NOLFo, Europa, S. 475-476). 

190 Villamarina an Cibrario, Paris 5. Januar 1856 (D! NOLFo, Europa S. 478). 
191 Walewski an Gramont, Paris 5. Februar 1856 (EBENDA S. 479-480). 
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Macht die Position zustehe, die ihrer Rolle in Fragen von allgemeineuropä­
ischem Interesse entspreche. Das heißt die Stellung jeder Macht in den Verhand­
lungen ist durch ihren Status als Großmacht oder ihren Status als Macht zweiten 
Ranges vorgegeben. Der Rang eines Staates, so hielt Gramont Cibrario vor 192, 

verleihe ihm die Rechte, die im Verhältnis zu seinen Pflichten stehen. Sein 
Machtstatus müsse sich im Gewicht seiner Stimme in den Verhandlungen 
getreu widerspiegeln. Die Mächte erster Ordnung hätten ein unabweisbares 
Interesse, die Leitung der europäischen Politik in ihren Händen zu behalten. 

Die tagespolitische Berechnung, die hinter dieser prinzipiellen Argumenta­
tion steckt, lief darauf hinaus, das Mandat der Friedensverhandlungen auf die 
Beseitigung der Ursachen des Krimkrieges zu begrenzen, sie nicht durch Ein­
beziehung neuartiger Fragen zu belasten. Hier ist ein Unterschied in der Auf­
fassung des Ministers und derjenigen Napoleons nicht zu leugnen. Der Weg 
beider verlief jedoch soweit gemeinsam, als beide einen raschen Frieden 
wünschten. Er trennte sich an dem Punkt, wo Napoleon seinen umfassenden 
Kongreß beginnen lassen wollte. Außerdem war Walewski weiterhin an einer 
konservativen Allianz mit Österreich gelegen, die durch die italienische Frage 
nicht gestört werden durfte. Napoleons Haltung in dieser Angelegenheit war 
zu Beginn des Jahres 1856 noch nicht entschieden. 

Der Standpunkt Englands, d. h. Palmerstons, war überwiegend pragma­
tisch. Clarendon, dessen "Italianismus" der sardinische Vertreter in London 
Anfang Februar noch sehr gering veranschlagte 193, hielt Palmerston vor 194, 

daß es englischen Interessen nicht diene, Sardinien eine Position im Konzert 
der Großmächte Europas zu verschaffen, auf die es keinen Anspruch habe, und 
wies auf die Juni-Abmachungen hin, durch die Sardiniens Teilnahme hinrei­
chend geregelt sei. Doch konnte ihn Palmerston bald von dem Nutzen über­
zeugen, den Sardinien als Auxiliar und Satellit Englands, als den es sich in Lon­
don jetzt anbot, zu bringen verspreche. Neben dem Gefühl der Gemeinsamkeit 
mit dem liberalen Sardinien spielte in Palmerstons Auffassung die Erbitterung, 
die er über den abgebrochenen Krieg empfand, eine Rolle. Er empfand sie 
besonders gegenüber Österreich, das sich durch die offenkundige Anfreundung 
Englands mit Sardinien unter Druck setzen ließe 195. Mitte Februar hatte sich 
die Sprache Clarendons schon im Sinne Palmerstons geändert. Er teilte der 
französischen Regierung mit, Sardinien, das schließlich für die gemeinsame 
Sache Europas und nicht um partikularer Interessen willen mitgekämpft habe, 

192 Gramont an Walewski, Turin 2. Februar 1856 (EBENDA S. 485). 
193 D'Azeglio an Cavour, London 4. Februar 1856 (CAVOUR VII S. 167). 
194 Clarendon an Palmerston, 3. Februar 1856 (D! NOLFO, Europa S. 482). 
195 Vgl. d'Azeglio an Cavour (über Unterredung mit Palmerston), London 4. Februar 1856 

(CAVOUR VII S. 164-168); Gramont an Walewski, Turin 6. Februar 1856 (D! NOLFO, 
Europa S. 487). 
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sei logischerweise auch zur Diskussion von Gegenständen allgemeineuropä­
ischen Interesses berufen 196. 

Das Recht der kriegführenden Macht auf volle Beteiligung an den Friedens­
verhandlungen wog in Clarendons Argumentation nun schwerer als die unge­
schriebenen Spielregeln des «systeme europeen des grandes puissances». Die 
Grenze zwischen Verhandlungs gegenständen von partikularsardinischem und 
solchen von allgemeineuropäischem Interesse war tatsächlich nicht scharf zu 
ziehen. Als seefahrende Macht war Sardinien am dritten Punkt über die Neu­
tralisierung des Schwarzen Meeres ebenso interessiert wie an der im zweiten 
Punkt niedergelegten Freiheit der Donauschiffahrt. Und aus dem Punkt über 
die innere Organisation der Donaufürstentümer ließ sich sogar, in Anbetracht 
der auch von Palmerston und Napoleon gehegten Ländertausch-Pläne, ein 
essentielles sardinisches Interesse konstruieren. 

In der schon mehrfach genannten vertraulichen Unterredung zwischen Cla­
rendon, Walewski und Buol am 21. Februar 197 wurde auch über die Position 
Sardiniens in den Verhandlungen gesprochen. Buol brachte die gleichen Grün­
de für eine minderberechtigte Teilnahme Cavours vor, wie sie Walewski einige 
Wochen zuvor gebraucht hatte: Er berief sich auf die Präzedenzfälle, besonders 
auf das beim Wiener Kongreß beobachtete Verfahren, wonach die Großmächte 
allein berufen seien, Fragen von europäischer Reichweite zu regeln. Lasse man 
Sardinien auf gleichem Fuße mit den anderen Mächten zu, erhebe man es eo 
ipso in den Rang einer Macht erster Ordnung und setze es sozusagen an die 
Stelle Preußens. Den neuerworbenen Rechten entsprächen neue Pflichten, die 
Sardinien schwerlich zu erfüllen in der Lage sein würde. 

Es waren dies alles Argumente aus dem Arsenal Metternichscher Staats­
kunst, ein Denken im Gleichgewichtssystem der europäischen Mächte, das der 
kontinentaleuropäischen Diplomatie noch wie selbstverständlich zu eigen war. 
Walewski, der dieser Kategorie angehörte, hat sich an der Diskussion offen­
sichtlich nicht beteiligt, da Napoleon die italienische Frage auf dem Wege des 
Tauschplans mit den Donaufürstentümern anzuschneiden gedachte. Clarendon, 
der im übrigen den Ton Buols - dem im allgemeinen arrogantes Auftreten auf 
dem Kongreß und Erregbarkeit in der Unterhaltung bescheinigt wird - "re­
spectful and bienveillant" gegenüber Sardinien fand, gab ihm im wesentlichen 
recht. Doch forderte er volle Gleichberechtigung, d. h. Teilnahme an allen Sit­
zungen des Kongresses. Im übrigen vertraue er auf die gemäßigte Gesinnung 
des Grafen Cavour. Falls tatsächlich eine Sardinien völlig fremde Angelegenheit 
- als solche war nur die Aland-Frage denkbar - zu besprechen sei, würden sich die 

196 Persigny an Walewski, London 12. Februar 1856 (EBENDA S. 488-489). 
197 Buol/Hübner an Franz Joseph, Paris 24. Februar 1856 (HHSTA, PA XII 220 f. 12-13; Teil­

druck in Fonti Bd. 67 S. 311); Clarendon an Palmerston, Paris 21. Februar1856 (DI NOLFO, 
Europa S. 496-497); Cavour an Cibrario, 24. Februar 1856 (CAVOUR VII S. 208-209). 
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sardinischen Delegierten spontan aus der Diskussion heraushalten, genauso wie 
er, Buol, gewiß nicht über die Bestimmungen des Waffenstillstands eine Mei­
nung vorbringen werde. 

In dieser pragmatischen Form des Gentlemen's Agreements ist dann auf dem 
Kongreß verfahren worden. Eine Grundsatzerklärung über den Status Sar­
diniens wurde weder in der ersten noch in einer der folgenden offiziellen Sitzun­
gen abgegeben. Zur Beruhigung der Österreicher berief sich Palmerston seiner­
seits auf einen Präzedenzfall des Wiener Kongresses 198. Damals habe Portugal, 
dessen Truppen wie jetzt die sardinischen im englischen Sold standen, an den 
Beratungen teilgenommen, und es habe selbstverständlich daraus kein Recht 
ableiten können, in künftigen Verhandlungen der Großmächte über Fragen, 
die nicht direkt sein Interesse berührten, zugelassen zu werden. 

Die Schlußfolgerung war richtig, doch nicht die Prämisse. Portugal hatte 
tatsächlich nur an den weniger bedeutenden Acht-Mächte-Beratungen teilge­
nommen. Die großen Fragen wurden im Ausschuß der vier oder in jenem der 
fünf Mächte besprochen und entschieden. 

* 

Die offiziellen Kongreßsitzungen waren bis zur Unterzeichnung des Friedens 
ausschließlich mit den Problemen des Orientkrieges beschäftigt. Hinter den 
Kulissen aber wurden um so angeregter die italienischen Angelegenheiten dis­
kutiert, jedoch mehr der Form als dem Inhalt nach. Denn die schwierige Frage 
hieß: Auf welchem Wege sollten sie angesichts des österreichischen Wider­
standes und des russischen Desinteresses vorgebracht werden? Die Delegierten 
würden Mangel an Instruktionen vorschützen und der Aufforderung, sie einzu­
holen, vielleicht gar nicht nachkommen, da die Präliminarien nun einmal der 
allein gültige Rechtsboden waren. Der Nuntius und die diplomatischen Vertre­
ter Neapels und Toskanas hatten zudem Buol gegenüber ihre Befürchtungen 
ausgesprochen über die Möglichkeit, daß die italienischen Gravamina vor den 
Kongreß gebracht würden. Man könne ohne Teilnahme der italienischen Staa­
ten keine Beschlüsse fassen. Es war also mit offiziellen Protesten der Kurie und 
der anderen betroffenen italienischen Staaten zu rechnen 199. 

198 Palmerston an Clarendon, London 3. Februar 1856 (FONT! Bd. 98 S. 220); Palmerston an 
Clarendon, London 23. Februar 1856 (EBEN DA S. 240; Clarendon an Cowley, 24. Februar 
1856 (EBENDA S. 242). 

199 BuolJHübner an Franz Joseph, Paris 26. Februar 1856 (FONT! Bd. 67 S. 312 [Nr. IV]). -
Vgl. auch MART!NI, der für diese Frage allerdings kein neues Material bringt. - Daß tat­
sächlich von der Kurie im voraus "protestiert" worden sei, wie GEFFCKEN (S. 275) 
schreibt, läßt sich vorerst nicht belegen. Das Wort "protest" in einem Bericht Clarendons 
vom 13. April 1856 (FONT! Bd. 98 S. 268), auf den sich Geffcken möglicherweise bezieht, 
ist im Sinne von ,,(mündlich) vorstellig werden", nicht als förmlicher Protest zu verstehen. 
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Napoleon hatte seine Position vor Kongreßbeginn schon abgesteckt. Er 
teilte sie in dem Freimut, den er den Hauptdelegierten der drei Großmächte 
offenbarte, auch dem Grafen Cavour in einer Audienz mit 200: Hinsichtlich 
eines allgemeinen Remaniement de la carte en Italie habe er den größten 
Wunsch, Piemont zu vergrößern; aber zum gegenwärtigen Zeitpunkt könne 
er an den Kirchenstaat nicht Hand anlegen; auch sei nicht daran zu denken, 
Österreichs italienischen Besitz zu schmälern. «La seule chose faisable », fügte 
er hinzu, «serait d'envoyer le Duc de Modene et la Duchesse de Parme en 
Valachie et en Moldavie et de donner a votre Roi Parme et Modene. » 

Zur Verwirklichung des Plans aber war in den Augen Napoleons die Union 
der Donaufürstentümer die unerläßliche Vorbedingung. Und sie konnte in den 
Verhandlungen nicht durchgesetzt werden. An dem Angelpunkt der Union 
hing Napoleons Bereitschaft, "etwas für Italien zu tun". Der katholische Kle­
rus in Frankreich, «l'un des trois instruments pour gouverner son Empire» 201, 

durfte durch ein Vorgehen gegen den Kirchenstaat nicht vor den Kopf gesto­
ßen werden. Zum Zwecke eines guten Einvernehmens mit der katholischen 
Kirche gedachte Napoleon zudem, den Papst um Patenschaft für sein neuge­
borenes Kind zu bitten. In seinem Programm waren schließlich noch gute 
Beziehungen zu Österreich nötig, das in Italien nicht brüskiert werden durfte. 

Clarendon war nach Paris gekommen mit dem festen Entschluß, nicht wie­
der abzureisen, "ohne italienisch gesprochen zu haben" 202. Er faßte während 
des Kongresses eine aufrichtige Neigung zu Cavour. In den ersten Tagen der 
Friedensverhandlungen gab er ihm zu verstehen, daß der Augenblick zum 
Anschneiden der italienischen Angelegenheiten gekommen sei, sobald die 
Hauptfragen gelöst seien. Cavour war sich dessen bewußt, daß sein Anliegen 
ein akzidentelles Problem der bevorstehenden Verhandlungen war, und wollte 
es selbst erst behandelt wissen, wenn die "große Frage über Krieg und Frie­
den" 203 endgültig geregelt sei. Das maß- und einsichtsvolle Verhalten Cavours 
übte auf Clarendon einen starken Eindruck aus. "He is an excellent fellow", 
schrieb er an Palmerston 204, "and the more I see of him the more I like hirn." 
Das Bewußtsein, es mit einem Mann von gleichem politischen Glaubensbe­
kenntnis zu tun zu haben, und die Beobachtung, daß Napoleon schwankend 
wurde, je mehr ihm die Schwierigkeiten und Unannehmlichkeiten, die das 
italienische Problem bieten würde, vor Augen traten, bestärkten Clarendon in 
dem Entschluß, Europa mit einem Theatercoup in rebus Italids zu überraschen. 

Es ist wichtig und nötig, diesen Unterschied in der Haltung Frankreichs 
und Englands zu den italienischen Angelegenheiten auf dem Pariser Kongreß 

200 Cavour an König Viktor Emanuel, Paris 22. Februar 1856 (CAVOUR VII S. 193-195). 
201 D'Azeglio an Cavour, London 7. Februar 1856 (EBENDA S. 173). 
202 Cavour an Cibrario, 19. Februar 1856 (EBENDA S. 189). 
203 Niederschrift Cavours für Napoleon, 27. Februar 1856 (EBEN DA S. 220-221). 
204 Clarendon an Palmerston, Paris 15. April 1856 (DI NOLFo, Europa S. 509 [Nr. 42]). 
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zu betonen, um das Ergebnis der Sitzung vom 8. April ins rechte Licht zu rük­
ken. Je mehr Napoleon in seinem Eifer für Italien nachließ, um so ungestümer 
drängte Clarendon, das Wort Italien vor dem europäischen Forum auszuspre­
chen. Dieser Unterschied, im wesentlichen schon durch den vor Jahrzehnten 
publizierten Cavour-Nachlaß bekannt, erhält durch kürzlich veröffentlichte ein­
schlägige Briefe Clarendons vom Kongreß an Palmerston ein stärker ausge­
prägtes Relief. Es läßt sich jetzt mit einem höheren Grad an Beweiskraft be­
haupten, daß ohne den Nachdruck Englands die Geschäftigkeit Cavours in 
Paris keine Spur in den Kongreßprotokollen hinterlassen hätte und damit der 
Cavour-Legende weniger Nahrung geboten worden wäre. 

Cavour spielte auf dem Pariser Kongreß zwei Rollen: diejenige des auf 
gleichem Fuße mit den Vertretern der Großmächte stehenden Hauptbevoll­
mächtigten eines kriegführenden Staates und diejenige eines Konspirators par 
excellence. Erstere beschränkte sich auf die kurzen unerheblichen Auftritte im 
Salon des Ambassadeurs des Quai d'Orsay, letztere wurde ununterbrochen in 
den diplomatischen Salons und den Räumen der Tuilerien geprobt. 

Einzelheiten über die zweite Rolle bietet der Nachlaß Cavours in erschöp­
fender Fülle und von unvergleichlicher Pikanterie. Cavour versuchte den 
türkischen Großwesir zu bestechen und bedauerte es, daß, als sich Ali Pascha 
inkorruptibel zeigte, das Serail zu weit von Paris entfernt war. Er scheute sich 
nicht, auf Napoleon über dessen Leibarzt, Dr. Conneau, und auf Palmerston 
über Lady Palmerston einzuwirken. Bei einigen der Kongreßteilnehmer, beson­
ders Orlov, versuchte er das gleiche Spiel mit Hilfe weiblicher Schönheiten, 
die er eigens für diesen Zweck aus Italien mitgebracht hatte. Den für seine 
Projekte wenig eingenommenen Minister Napoleons und Präsidenten des Kon­
gresses bemühte er sich mit Hilfe des französischen Botschafters in London, 
Persigny, des persönlichen Feindes Walewskis und einflußreichen Vertrauten 
Napoleons, zu stürzen. In seiner rastlosen Phantasie entthronte und kürte er 
Könige und verheiratete Prinzen und Prinzessinnen. All dies, um die heißer­
sehnte und Napoleon und Palmerston durchaus erwünschte territoriale Arron­
dierung Sardiniens Stück für Stück voranzutreiben. 

Das praktische Ergebnis der Bemühungen Cavours war gleich Null. Diese 
Sisyphusarbeit ist von einem Zeitgenossen mit der ironischen Bemerkung 
charakterisiert worden 205: «Qu' on se figure un joueur, a son arrivee a Baden, 
trouvant le salon de conversation ferme pour la saison. » Cavour selbst hat am 
Tage nach der Unterzeichnung des Friedensvertrages in mehr elegischer Stim­
mung darauf zurückgeblickt 206: «La paix est signee. Le drame est fini et la 
toile tombe sans avoir amene un denouement qui nous soit materiellement 
favorable. Ce resultat est triste.» 

205 LA RIVE S. 345-346. 
206 Cavour an d'Azeglio, Paris 31. März 1856 (CAVOUR VII S. 400). 
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Clarendon und Palmerston hatten jedoch dafür gesorgt, daß damit nicht das 
letzte Wort gesprochen war. Palmerston ließ Cavour schon Ende Februar 
wissen 207, daß er als Ergebnis der Konferenzen sehr gern «un accroissement de 
territoire pour la Maison de Savoie» sehen würde. Die Zession der Lombardei 
oder der Herzogtümer Parma und Modena oder am besten aller dieser Gebiete 
scheine ihm die geeignetste Lösung zu sein. Als Entschädigung für Österreich 
kämen die Legationen und die Transferierung eines Erzherzogs in die vereinig­
ten Donaufürstentümer in Frage 208. Er verkannte zwar nicht die Schwierigkeit, 
die Transaktion in den Fürstentümern mit dem Prinzip der Integrität der Türkei 
zu vereinbaren 209: Ein Kranker, dem man, unter der Versicherung, ihm Gutes 
tun zu wollen, anbiete, ihm ein Bein abzuschneiden, werde sich wohl widerspen­
stig zeigen. Doch ging er von der Voraussetzung aus, daß der Kranke gegenüber 
den Ärzten, sofern sie sich einig über die Kur seien, doch machtlos sein 
werde. Dem Gesandten d' Azeglio, der die Meinung des Premierministers über 
ein «deplacement total» Österreichs aus Italien erfahren wollte, räumte Palmer­
ston ein, daß dies, wenn Österreich statt dessen in den Besitz der Donaufürsten­
tümer gelange, denen man noch Serbien und Bosnien hinzufügen könne, keine 
Störung des europäischen Gleichgewichts zur Folge haben werde. 

Cavour hatte inzwischen die Idee entwickelt, den Prinzen von Carignan, der 
die Herzogin von Parma zu heiraten hätte 210, zum König der Donaufürsten­
tümer zu machen. Da über das Unionsprojekt jedoch keine Einigung erzielt 
wurde, verfiel Palmerston auf die Alternative, den Prinzen auf den griechischen 
Thron zu setzen, dessen legitimer Inhaber, der Wittelsbacher Otto, ihm schon 
seit Beginn des Krimkriegs wegen seiner rußlandfreundlichen Haltung ein 
Dorn im Auge war. Darüber schrieb er an Clarendon 211: "The very idea of 
such a change does one's heart good. The me re thinking of it is refreshing." 
Wäre es denn nicht möglich, daß englische und französische Truppen auf ihrer 
Rückreise von der Krim in Griechenland halt machten und die Änderung be­
werkstelligten? Die Änderung müsse natürlich in Paris vorher abgesprochen 
werden 212. 

207 D'Azeglio an Cavour, London 28. Februar 1856 (EBENDA S. 221-223). 
208 Palmerston an Clarendon, 7. März 1856 (DI NOLFO, Europa S. 499). 
209 D'Azeglio an Cavour, London 7. März 1856 (CAVOUR VII S. 271-274). 
210 Cavour ließ Palmerston vorschlagen: « Je marie le Prince de Carignan avec la Duchesse de 

Parme. Je le fais roi, en declarant le Duc de Parme [den minderjährigen Sohn der Herzo­
gin] heritier presomptif. Le Prince est peu puissant [potent], la Duchesse a 38 ans; il 
est donc peu probable que ce mariage produise des enfants. Le choix du Prince de Cari­
gnan serait excessivement populaire dans les Principautees. [ ... ]» (Cavour an d'Azeglio, 
Paris 29. Februar 1856. CAVOUR VII S. 233.) 

211 Palmerston an Clarendon, London 30. März 1856 (FONTI Bd. 98 S. 261-262). 
212 Napoleon zeigte sich an dem Plan interessiert. Seine Reaktion ist typisch für sein Ver­

halten in Sachen Italien während des Kongresses: "How can it be managed?" (Clarendon 
an Palmerston, Paris 7. April 1856. DI NOLFO, Europa S. 507.) 
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Diese abenteuerlichen Handstreichpläne, der phantastische Länderschacher, 
die Kreation und Deposition von Königen usw., die Palmerston ohne Beteili­
gung des Kabinetts betreiben wollte, und überhaupt sein großes Kriegsziel 
der Dekomposition Rußlands finden eine Parallele wohl nur in den grotesken 
Ostraum-Plänen Ludendorffs am Ende des Ersten Weltkriegs oder, wenn man 
will, in Himmlers "Generalplan Ost" aus dem Zweiten Weltkrieg. Sie stellen 
alles, was Napoleon unmittelbar vor dem Pariser Kongreß und während des­
selben in seinem Hirn bewegte, in den Schatten. Napoleon ist bisher als der 
große Förderer von Änderungen der europäischen Landkarte angesehen wor­
den. Am Ende des Krimkriegs war es jedoch Palmerston, der eine solche -
wenn auch noch Phantasie gebliebene - Tätigkeit am intensivsten betrieben hat. 

Clarendon war Mitte März von den Klagerufen Cavours so tief beeindruckt 
und von der Festigkeit Napoleons so wenig überzeugt, daß er sich entschloß, 
die Initiative in den Konferenzen zu ergreifen "ab out the state of Italy which 
was a scandal to Europe and which a European Congress was bound to con­
sider" 213. Am 19. März wies er den Kaiser auf dessen ursprüngliches Vorhaben 
hin, die italienischen Angelegenheiten vor den Kongreß zu bringen. Napoleon 
beteuerte, wie wir jetzt erst aus kürzlich veröffentlichten vertraulichen Briefen 
Clarendons an Palmerston wissen 214, daß er seine Absichten nicht geändert 
habe. Doch je mehr er sich die Sache überlege, um so größer erschienen ihm 
die Schwierigkeiten. Nur Zwang könne Österreich und den Papst dazu bringen, 
sich zu Reformen herbeizulassen. Er wolle aber weder Krieg mit Österreich 
führen, noch Maßnahmen gegen den Papst ergreifen, da dies einen Sturm im 
französischen Klerus auslösen werde. Clarendon forderte den Kaiser auf, mit 
Buol ein klares Wort zu sprechen und ihm zu bedeuten, daß am Ende eines 
Krieges, der zur Aufrechterhaltung des europäischen Gleichgewichts unter­
nommen worden sei, eine österreichische Armee nicht länger in den Legationen 
stehen könne. Napoleon sagte zu, seinen Minister zu beauftragen, sich in die­
sem Sinne mit Buol zu besprechen. Einige Tage später bat Clarendon den Kai­
ser, diese wichtige Aufgabe nicht ausschließlich Walewski anzuvertrauen, son­
dern Buol persönlich aufzuklären. 

Als Clarendon sich in seiner Erwartung enttäuscht fand, setzte er sich selbst 
mit Buol auseinander. Er fand ihn überraschend zugänglich 215. Buol bezeichnete 
jedoch die Vorstellung Clarendons, den Papst zur Änderung des Verwaltungssy­
stems im Kirchenstaat zu veranlassen, nachdem die fremden Truppen abgezogen 
seien, als utopisch. Clarendon kündigte daraufhin an, daß die Angelegenheit vor 

213 Clarendon an Palmerston, Paris 13. März 1856 (FONTI Bd. 98 S. 246). 
214 Clarendon an Palmerston, Paris 19. März 1856 (EBENDA S. 248-249); Cl aren don an Palmer­

ston, Paris 19. März 1856 (DI NOLFO, Europa S. 500-501); Clarendon an Palmerston (ver­
traulich), Paris 20. März 1856 (FONTI Bd. 98 S. 249-252); Clarendon an Palmerston (ver­
traulich), Paris 24. März 1856 (EBEN DA S. 256-257). 

215 Clarendon an Palmerston, Paris 27. März 1856 (DI NOLFO, Europa S. 498). 
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den Kongreß kommen werde. Er fürchtete, daß Napoleon davor zurückschrek­
ken werde und er allein vortreten müsse. Das werde zwar zu keinem prakti­
schen Ergebnis führen, doch sei damit die Auffassung Englands vor aller Welt 
konstatiert. In einer von ihm vorbereiteten Deklaration 216 sollte der Kongreß 
erklären, "daß es zur vollen Wiederherstellung des politischen Gleichgewichts 
in Europa und zur Bewahrung des Friedens vor jeglicher Gefahr notwendig 
ist, daß die Besetzung der römischen Staaten durch Truppen S. M. des Kaisers 
der Franzosen und Truppen S. M. des Kaisers von Österreich so bald wie mög­
lich (oder besser: vor Jahresende) aufhört". Der Kongreß müsse außerdem 
erklären, daß zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung eine von der 
geistlichen Gewalt getrennte Verwaltung und Rechtsprechung eingeführt und 
eine Nationalgarde aufgestellt werden sollten. 

Clarendon hatte sich mit dieser geplanten Erklärung italienischer gegeben, 
als es Cavour zu diesem Zeitpunkt war. Denn letzterer bat, wie jetzt erst be­
kanntgeworden ist 217, den englischen Minister, den Wortlaut seiner Erklärung 
zu ändern. Werde sie jemals publiziert, sei er dem Vorwurf ausgesetzt, weniger 
verlangt zu haben, als die englische Regierung für recht befunden habe. Auch 
dürften Napoleons Befürchtungen nicht unberücksichtigt bleiben. 

In der Sitzung des 8. April sind dann von Walewski und Clarendon die spä­
ter so berühmt gewordenen Erklärungen über Italien abgegeben worden. Sie 
müssen besonders unter zwei Gesichtspunkten betrachtet werden, damit ihre 
Bedeutung und Tragweite so adäquat wie möglich beurteilt werden können: 
unter dem Gesichtspunkt des napoleonischen Kongreßgedankens und unter 
dem Gesichtspunkt der Geschichte Italiens im folgenden Jahrfünft. 

Die Sitzung vom 8. April kann - besonders wenn man außer dem offiziellen 
Protokoll die vertraulichen Berichte der einzelnen Delegierten heranzieht - kaum 
anders denn als Perversion der Kongreßidee Napoleons angesehen werden 
oder doch als eine bis auf einen kümmerlichen Rest reduzierte, wirkungslose 
Manifestation des dahinter stehenden Friedenssicherungsgedankens. Der ein­
zige Versuch der Großmächte des 19. Jahrhunderts, nach einem opferreichen 
Krieg neben der Liquidation seiner Hypotheken auch die Ursachen für künf­
tige Konflikte zu beheben und die von dem revolutionären Nationalstaats­
gedanken drohenden Gefahren zu bannen, mit einem Wort: den Frieden für 
möglichst eine Menschengeneration zu bewahren - dieser Versuch war mit der 
Sitzung des 8. April und der mit ihr noch zusammenhängenden folgenden Sit­
zung vom 14. Apri}218 gescheitert. Er war gescheitert, weil die Aufgabe, die 

216 Beilage 2 des Briefes Nigra an d'Azeglio, [Anfang] April 1856 (CAVOUR VII S. 418-419). 
217 Clarendon an Palmerston (vertraulich), Paris 3. April 1856 (FONTI 98 S. 260 Anm.). Vgl. 

auch Clarendon an Palmerston, Paris 5. April 1856 (EBEN DA S. 264 [Nr. 178]). 
218 Vgl. unten den Abschnitt über das Völkerrecht S. 224-231. 
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Konfliktstoffe des im damaligen Blickfeld befindlichen Bereichs von Krakau 
bis Kuba, vom Weißen Meer bis Suez zu beseitigen, einfach zu groß war; weil 
jede der Großmächte eine andere Intention in ihn hineinlegte und seine Durch­
führbarkeit jeweils unterschiedlich beurteilte. 

Napoleon mag zwar innerlich fest davon überzeugt gewesen sein, daß ein 
Krieg des Menschen unwürdig ist und Konflikte sich in einem großen Areopag 
lösen und bannen lassen; er verfolgte aber gleichzeitig mit seiner Idee hand­
feste politische Ziele, nämlich ein Remaniement Europas in erster Linie zugun­
sten Frankreichs. Clarendon fürchtete gerade die revolutionäre Wirkung eines 
solchen im Herzen Europas vorgenommenen Remaniements. Buol, als Schü­
ler Metternichs, maß dem Kongreß einen praktischen Wert nur insofern bei, 
als er streng in dem einmal festgesetzten Rahmen der einen orientalischen Frage 
- und sie war komplex genug - verlief, zumal Österreich aller Voraussicht nach 
den meisten Schaden und wenig Nutzen davontragen würde. Rußland war voll­
auf beschäftigt mit den Folgen, vor allem den innenpolitischen, des verlorenen 
Krieges. Friedrich Wilhelm war an einem Kongreß in erster Linie nur soweit 
interessiert, als Aussicht auf volle Restitution seines geliebten Neuenburg be­
stand. Cavours Denken schließlich war monoman auf Sardinien und Italien 
gerichtet. 

Aus den Worten, mit denen Walewski am 8. April die Diskussion auf eine 
neue Ebene lenkte 219, trat noch einmal die ursprüngliche Intention der Kon­
greßidee Napoleons hervor: Obwohl der Kongreß eigentlich zur Regelung der 
orientalischen Frage zusammengetreten sei, könne der Vorwurf erhoben wer­
den, daß er die Gelegenheit der Zusammenkunft von Vertretern der Haupt­
rnächte Europas nicht wahrgenommen habe «pour elucider certaines questions, 
poser certains principes, exprimer des intentions, toujours et uniquement dans 
le but d'assurer, pour l'avenir, le repos du monde, en dissipant, avant qu'ils ne 
soient devenus menas:ants, les nuages que l'on voit encore poindre a l'horizon 
politique ». Walewski hatte die Diskussion eingangs schon ausdrücklich als 
"Meinungsaustausch " bezeichnet. Nach einigen Worten über die Besetzung 
Griechenlands gab er die bedingte Bereitschaft der französischen Regierung be­
kannt, ihre Truppen aus Rom abzuziehen, und verband damit den "Wunsch" 
nach "Konsolidierung der römischen Regierung". Mit dieser Formulierung 
war dem Papst keinerlei Insult zugefügt. In bezug auf Neapel war Walewskis 
Sprache um einige Nuancen deutlicher: Die dortige Regierung müsse über den 
"falschen Weg", den sie eingeschlagen habe, aufgeklärt werden; er fände es 
nützlich, an sie eine "Warnung" zu richten; im übrigen solle sie die "verirrten 
Geister" (d. h. die verurteilten Revolutionäre) amnestieren. 

Clarendon begründete seine Erklärung in erster Linie mit der Notwendig­
keit, Konflikte aus dem Weg zu räumen, die das politische Gleichgewicht Euro-

219 DE CLERCQ VII S. 77. Die Hervorhebung im folgenden Zitat von mir. 
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pas stören könnten. Er forderte den Papst zur "Säkularisierung der Regierung" 
des Kirchenstaates und den König von Neapel zur "Freilassung der politischen 
Häftlinge" auf 22o• 

Buol sprach dem Kongreß jedes Recht ab, sich in die inneren Angelegen­
heiten eines fremden Staates einzumischen. In seinem Bericht nach Wien 221 

bezeichnete er die Forderung Clarendons "mit Hinblick auf seine parlamentari­
sche Stellung angestiftet und wohl auch von Grafen Cavour eingeleitet, der in 
Ermangelung materieller Vortheile für sein Land, gerne einige scheinbare Er­
rungenschaften in der Richtung seiner Politik nach Hause mitbringen möchte". 
Mit beiden Vermutungen hatte er nicht ganz Unrecht. Was erstere betrifft, so 
hatte eine Woche zuvor Clarendon an Palmerston geschrieben 222, daß mit sol­
chen Erklärungen die öffentliche Meinung in England zufriedengestellt werden 
könne. Die "öffentliche Meinung Englands" war der unsichtbare englische Ver­
handlungsteilnehmer auf dem Kongreß, was allzu leicht übersehen wird 223. 

Aus Clarendons eigenem Urteil über den 8. April sprechen Unzufriedenheit und 
Verdruß. "We have made bad work of it today with the Italian question", so 
schrieb er an Palmerston 224. Er sah seine Erklärung nur als "Ausgangspunkt 
für zukünftige Remonstrationen" an, "which is all we have done for Italy!" 

Napoleon hat Clarendon, wie aus einem erst jüngst veröffentlichten Schrei­
ben Clarendons an Königin Viktoria hervorgeht 225, sogar den Vorwurf ge­
macht, daß die Erklärungen überhaupt in der Form abgegeben worden seien. 
Er habe ja immer vorausgesagt, daß nichts Gutes herauskommen würde, wenn 
die italienische Frage im Kongreß angeschnitten werde. Auch wenn der V or­
wurf ihn zum Teil selbst trifft, geht doch aus diesen Worten wiederum hervor, 
daß Napoleon die italienische Frage aus Rücksicht auf den Papst 226 und zugun­
sten ungestörter Beziehungen zu Österreich auf sich beruhen lassen wollte, 
nachdem das Unionsprojekt für die Donaufürstentümer vorerst ins Wasser 
gefallen war. 

Cavour - und damit kommen wir zu dem zweiten Gesichtspunkt - war wie 
vom Verlauf des ganzen Kongresses so auch von der Sitzung des 8. April 
schwer enttäuscht. Die in dieser Sitzung abgegebenen Erklärungen bezeichne-

220 EBENDA S. 79-80; ferner Clarendon an Palmerston, Paris 8. April 1856 (DI NOLFo, Europa 
S. 508-509); Cavour an Cibrario, 9. April 1856 (CAVOUR VII S. 436-441). 

221 Buol an Franz Joseph, Paris 9. April 1856 (HHSTA, PA XII 220 f. 94-97; Teildruck [als 
solcher nicht gekennzeichnet] in FONTI Bd. 67 S. 320-321); ferner BuolJHübner an 
Franz Joseph, Paris 9. April 1856 (HHSTA, PA XII 219 f. 255-268; Teildruck in FONTI 
Bd. 67 S. 316-320). 

222 Paris 31. März 1856 (DI NOLFo, Europa S. 504). 
223 V gl. BAUM GART, Probleme S. 388-391. 
224 Vertraulich, Paris 8. April 1856 (FONT! Bd. 98 S. 265-266). 
225 Paris 13. April 1856 (EBENDA S. 268-270). 
226 Clarendon sagte, seiner liberalen Grundeinstellung gemäß, aus Mangel an "Zivilcourage, 

wenn es um den Papst geht". 
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te er zu Recht als «vreux steriles» 227. Die wochenlang geschmiedeten Pläne 
hatten kein greifbares Resultat erbracht. Keines der vor Beginn des Kongresses 
formulierten, ohnehin von ihm schon niedrig angesetzten Ziele, die im Laufe 
der Kongreßwochen immer weiter heruntergeschraubt worden waren, hatte 
sich erfüllt. Auf der Seite, von der Unterstützung zu erwarten war, der fran­
zösischen und englischen, hatte sich Napoleon nach anfänglicher Begeisterung 
für ein Arrondissement des sardinischen Königreichs, das aber von der Ent­
wicklung der Verhältnisse in Südoste uropa abhängig war, immer ausweichen­
der gezeigt, zuletzt sogar geneigt, die italienische Frage ganz von der Tages­
ordnung des Kongresses abzusetzen; Walewski stand von vornherein Cavours 
Plänen mit Antipathie gegenüber; Clarendon zeigte sich zwar immer leiden­
schaftlicher für die Sache Cavours eingenommen, was sich aus seiner wachsen­
den Wertschätzung des Gesinnungsfreundes, aus einem mit starkem antipäpst­
lichem Affekt untermischten protestantischen Moralismus erklärt und dem 
Bedürfnis, die während des Krieges angestaute Verärgerung über das neutral 
gebliebene und friedenssüchtige Österreich abzureagieren. Doch ging seine 
tatsächliche Unterstützung über eine platonische Liebe und ein paar starke 
Worte schließlich nicht hinaus. 

Auch wenn also keinerlei konkretes Ergebnis erzielt worden war, so ist doch 
Cavours eigenem Urteil, er habe für die Zukunft gesät, ein gewisses Maß an 
Richtigkeit nicht abzusprechen. Seine Tätigkeit, so schrieb er einmal an Cibra­
rio 228, habe Sardinien wenigstens die Freundschaft und die Sympathien mehre­
rer Mächte eingebracht. Daraus könnten "Keime zukünftiger Ereignisse" her­
vorgehen. Aus solchen und ähnlichen Wendungen hat eine nationalistische 
Geschichtsschreibung den divinatorischen Blick des genialen Meisters heraus­
lesen, darin gleichsam die Präfiguration von Plombieres, den unausweichlichen 
Krieg mit Österreich und die darauffolgende Einigungsbewegung erkennen 
wollen. Die Beteiligung Sardiniens am Krimkrieg und die Tätigkeit Cavours 
auf dem Kongreß hätten die Tore geöffnet und den Weg frei gemacht für das 
große Einigungswerk. 

Eine derartige Betrachtungsweise ist methodisch anfechtbar. Gewiß hat 
Cavour Europa in Paris darauf hinweisen können, daß es eine "italienische 
Frage" gebe, deren Lösung mit dem europäischen Frieden untrennbar zusam­
menhänge. Und er hat diese Frage, nach einem Wort Di Nolfos 229, "diploma-

227 Cavour an Cibrario, 9. April 1856 (CAVOUR VII S.440). Vgl. auch die Niederschrift Ca­
vours für Napoleon, 5. April 1856 (EBENDA S. 421): « [ . .. ] il est a craindre qu'il n'en 
resulte plus de mal que de bien pour l'Italie. D'un cöte, on n'obtiendra aucun resultat pra­
tique; de l'autre par un vreu vage le Congres aura en quelque sorte consacre l'occupation 
de la Romagne par l'Autriche [ . .. ].» Cavour an de Launay, 5. April 1856 (EBEN DA S. 425): 
«Mais il n'y a guere a esperer [ ... ] que l'expression plus ou moins decidee d'un vceu, 
destine a dem eurer sterile.» 

228 29. März 1856 (EBENDA S. 395). 
229 Europa S. 445. 
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tisiert" 230, d. h. sie in das Kräftespiel der internationalen Politik eingebunden, 
gleichzeitig aber auch die enge Verbindung mit der Revolution (Mazzini) auf­
geben müssen. Doch der entscheidende Mann für die Lösung der italienischen 
Frage war Napoleon, und er war 1856 weit davon entfernt, einen italienischen 
Befreiungskrieg vom Zaun zu brechen, auch wenn es das Erlebnis Cavours auf 
dem Kongreß und das Ergebnis seiner wochenlangen Denkarbeit war, daß die 
einzig wirksame Lösung "die Kanone" sei 231. Die revisionistische Politik 
Napoleons unmittelbar nach dem Krimkrieg war nicht auf die Apenninenhalb­
insel gerichtet, sondern auf den Balkan und den Donauraum. Hier bot sich 
gleichsam der Punkt des geringsten Widerstandes, von dem aus sich die Ver­
wirklichung seines großen Planes vorantreiben ließ. Hier, nicht in Italien, wäre 
1858, was fast unbekannt ist und anhand der Quellen später einmal genauer zu 
zeigen sein wird, beinahe der Krieg zwischen Österreich und Frankreich aus­
gebrochen, dem sich womöglich andere Mächte angeschlossen hätten. Als es 
dann 1859 zum Krieg in Norditalien kam, griff Napoleon nicht ein, um Sardi­
nien für seinen Beitrag im Krimkrieg zu belohnen, sondern weil hier und jetzt 
der Augenblick günstig schien, den Hebel zur Revision des Systems von 1815 
anzusetzen und dem Nationalitätenprinzip zum Sieg zu verhelfen. 

Der Krimkrieg hat auf die italienische Einigung nicht beschleunigend, son­
dern eher retardierend gewirkt. Der österreichisch-sardinische Zwist bestand 
in seiner nach 1856 zu beobachtenden Schärfe schon seit 1848/49 und ist von 
da ab von Napoleon im Auge behalten worden. Im Krimkrieg wurde cr auf 
Eis gelegt, wie die österreichisch-französische Konvention vom 22. Dezember 
1854 am augenfälligsten zeigt und wie auch englische Bemühungen, den öster­
reichisch-sardinischen Konflikt während des Krieges möglichst klein zu hal­
ten 232, es deutlich machen. Erst nach dem Orsini-Attentat vom Januar 1858 
ist Napoleons fester Wille nachzuweisen, den sardinisch-österreichischen Ge­
gensatz notfalls durch einen Krieg zu bereinigen. Der Krimkrieg steht damit 
in keinem direkten Zusammenhang. 

230 Sie war es in einem hohen Grade aber schon vor 1856 bzw. 1854. 
231 Cavour an Cibrario, 9. April 1856 (CAVOUR VII S. 441). 
232 Vgl. z. B. Clarendon an Hudson, London 23. März 1854 (FONT! Bd. 88 S. 267): "Austria 

cannot get over her fears and suspicions of Piedmont [ ... ]. We should much regret that 
any insurrectionary movement took place in Italy to disturb the attention and divide the 
forces of Austria. We could give no encouragement whatever to it [ ... ] although at 
the dose of the war we shall anxiously endeavour to secure better government 
and a different order of things in Italy." Vgl. auch Clarendon an Cowley, London 5. De­
zember 1854 (EBENDA S. 346); Clarendon an Hudson, London 28. Dezember 1854 (EBENDA 
S.352). 
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6. Die Admission Preußens 

Die Stellung Preußens auf dem Pariser Kongreß bietet zur Position Sardiniens 
mehr Unterschiede und Andersartigkeiten als Analogien und Vergleichspunkte. 
Daß es zur Einigung Deutschlands unter preußischer Führung kam, ohne daß 
Preußen am Krimkrieg teilgenommen hatte, stützt nur wiederum indirekt 
unsere These, daß Sardiniens Eintritt in die westmächtliche Koalition keine 
Voraussetzung für die spätere Einigung Italiens gewesen ist. Genauso wie Sar­
diniens Rolle im Krimkrieg möglichst ohne den Blick auf 1858-61 beurteilt 
werden muß, sollte auch Preußens Politik in diesem Kriege unter Führung 
Friedrich Wilhelms IV. und Manteuffels nicht mit Maßstäben gemessen werden, 
die aus den Ereignissen der preußisch-deutschen Geschichte zwischen 1862 und 
1870 hergenommen sind. 

Das Urteil, daß die Politik Friedrich Wilhelms IV. in den Jahren 1853-56 
"Gefühlspolitik", "schwankend", "haltlos", "unsicher" u. ä. gewesen sei, 
scheint ebenso unausrottbar zu sein wie dasjenige über das Verhalten Buols, 
dem zwar keine "Gefühls"-Politik bescheinigt wird, aber doch eine Politik, die 
Österreich schuldhaft zwischen zwei Stühle gesetzt, es in die Isolierung ge­
führt habe. Und doch war Preußens tatsächliches Verhalten insofern "real­
politisch" und das im preußischen Interesse einzig vernünftige, als es sich, analog 
der Rolle Österreichs, am Selbsterhaltungstrieb orientierte, der gebieterisch 
verlangte, daß es sich aus dem Hegemonialkampf zwischen dem Block der 
Westmächte und dem östlichen Koloß heraushalte. Ein Übergang auf die 
westliche Seite hätte das in seinen politisch-geographischen Voraussetzungen 
und in militärischer Hinsicht schwache Preußen zu einem Satelliten herabge­
drückt und seine lange Ostgrenze der Invasion der russischen Heere preisge­
geben. Ein Übertritt in das Lager Rußlands hätte es anderseits zum russischen 
Sturmbock gegen Frankreich werden lassen und seine Küsten dem englischen 
Bombardement ausgesetzt. Das im Vergleich zu Österreich unterschiedliche 
Maß an Neutralität erklärt sich einfach aus dem unterschiedlichen Interesse an 
der Kriegsursache. Anders als Österreich war Preußen von den Vorgängen auf 
dem Balkan und im Schwarzen Meer direkt überhaupt nicht betroffen. 

Durch die preußische Politik der "deklarierten", "aktiven" Neutralität, die, 
wie Peter Rassow neuerdings nachgewiesen hat 233, die ureigenste Politik 
Friedrich Wilhelms IV. war (und nicht auf Bismarck zurückgeführt werden 
kann), ist der Bestand des preußischen Staates erhalten geblieben, die Vorherr­
schaft Frankreichs im Westen vereitelt und - im Zusammenhang mit dem 
Nichteingreifen Österreichs - der Krieg auf deutschem Boden verhindert worden. 

233 RASSOW, besonders S. 759. 
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Die Teilnahme Preußens an den Friedensverhandlungen war wegen seines 
Status als einer neutralen nichtkriegführenden Macht keine Selbstverständlich­
keit, sie war es auch nicht - und das ist ein besonderes Merkmal der damaligen 
internationalen Beziehungen - kraft seiner Position als eine der fünf Groß­
mächte, d. h. kraft seiner Zugehörigkeit zum "Europäischen Konzert". Nach 
dem Verständnis der vier übrigen Großmächte, oder doch der beiden west­
lichen und Österreichs, hatte sich Preußen durch seine bindungslose Politik 
geradezu aus dem Konzert ausgeschlossen 234. Es hatte weder das Vier-Punkte­
Programm vom 8. August 1854 noch das Dezemberbündnis vom gleichen 
Jahre mitunterzeichnet. Die Konsequenzen aus dieser Sachlage, besonders 
nachdem es zu den Wiener Konferenzen vom Frühjahr 1855 trotz seiner -
nicht immer würdevollen - Bemühungen nicht zugelassen worden war, hat 
Preußen auch selbst gezogen: Es betrachtete sich fortan als außerhalb des Kon­
zerts stehend. Zu Beginn des Jahres 1856, als es darum ging, Preußen am Frie­
denswerk in irgendeiner Form zu beteiligen, sprach man folgerichtig vom 
«rentree» Preußens ins «concert europeen». Am deutlichsten ist diese Orien­
tierung am Kategoriensystem des Europäischen Konzerts an der österreichi­
schen Politik abzulesen. Die Rückkehr ins Konzert, so ist österreichischerseits 
die Argumentation, verschafft Preußen erneut Gewicht und Stimme in der 
internationalen Politik, aber es erlegt ihm auch wieder Pflichten auf. 

Die Zuziehung Preußens zu den Pariser Friedensverhandlungen muß im 
Rahmen der gesamteuropäischen Politik auch unter dem Gesichtspunkt der 
Wiederherstellung dieses Verhältnisses von Rechten und Pflichten betrachtet 
werden. Das ist bisher nicht geschehen 235. Da die Beteiligten dieses Verhältnis 
unterschiedlich interpretierten und dabei natürlich auch Interessenpolitik be­
trieben, wurde Preußen verspätet zu den Verhandlungen hinzugezogen. 

Bereits im französisch-österreichischen Memorandum vom 14. November 
1855 war der Modus procedendi der Alliierten gegenüber Preußen vorgezeich­
net: Im Augenblick des Abgangs der Friedensbedingungen nach Petersburg 
solle Preußen von Österreich zu ihrer Unterstützung aufgefordert werden 236. 

«Le degre d'appui que la Cour de Berlin leur preterait par ses demarches, 
pourrait lui rendre une place dans les negociations generales.» So war die Be­
dingung für die Zulassung Preußens - vage genug - für den Fall der Annahme 
des Ultimatums durch Rußland formuliert. Falls Rußland ablehne, wollten sich 
die Alliierten über die gegen Rußland zu ergreifenden neuen Maßnahmen bera­
ten, und Preußen sollte zu diesen Beratungen zugelassen werden, "sobald es 

234 Eine gewisse Analogie dieses Sachverhaltes findet sich in der orientalischen Krise von 
1840, in der Frankreich bewußt aus dem Konzert herausgetreten war. 

235 Die bisherigen umfangreichen Darstellungen der preußischen Politik am Ende des Krim­
kriegs (BORRIES S. 314-337; ECKHART S. 202-215) haben ihren Bezugspunkt, ihrer 
Fragestellung entsprechend, in den preußischen bzw. deutschen Verhältnissen. 

236 HHSTA, PA IX 51 f. 318. 
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auch seine Beziehungen zu Rußland abgebrochen hat". In seinem Handschrei­
ben vom 16. Dezember 1855 an König Friedrich Wilhelm ließ Franz Joseph 
die erste Bedingung deutlich durchblicken, die zweite wurde Preußen auf dem 
Wege über die Mission Edwin von Manteuffels in Wien Anfang Januar 1856 
eröffnet 237. Die preußische Regierung war jedoch nicht gesonnen, gerade die 
letztere Bedingung zu erfüllen. Die Weigerung wurde zunächst noch nicht nach 
Wien mitgeteilt. Inzwischen hatte Rußland das Ultimatum angenommen, so 
daß sie gegenstandslos wurde. 

In den folgenden Wochen hat sich der Standpunkt der preußischen Regie­
rung zur Frage der Rückkehr ins Konzert abgeklärt. Manteuffel, eines Sinnes 
mit dem König, der davor warnte, "eine Sucht" zu zeigen, "ins Konzert zurück­
zutreten" 238, hat angesichts der feindseligen Haltung Englands und der zweiten 
Bedingung Österreichs eine feste Position bezogen, die Buols Charakteristik 
des preußischen Ministerpräsidenten, er trete vor den Kongreß wie ein "amne­
stirter armer Sünder" 239, als voreingenommen und ganz unzutreffend erschei­
nen läßt. In seiner Haltung fand sich Manteuffel übrigens in voller gesinnungs­
mäßiger und verbaler 240 Übereinstimmung mit seinem Frankfurter Bundes­
tagsgesandten Bismarck. Ende Januar ließ er in Paris wissen, daß er die dortige 
Forderung, Preußen solle sich zunächst einmal auf den Boden des Dezember­
vertrages stellen, nicht erfüllen könne 241. Er war bereit, sich die fünf Punkte 
zu eigen zu machen, aber keine weitere Verpflichtung einzugehen, denn er sah 
keinen Anlaß, Rußland, das Preußen bisher schonend behandelt hatte, zu guter 
Letzt noch vor den Kopf zu stoßen. Der Sinn der preußischen Politik der letz­
ten zwei Jahre wäre dadurch ohne Not zerstört worden. Preußen weigere sei­
nen Zutritt nicht, schrieb Manteuffel am 16. Februar an König Leopold 242, 

wenn es das europäische Interesse erheische, er sehe aber keine Veranlassung, 
"Entree zu bezahlen, am wenigsten mit einer Beleidigung unseres mächtigsten 
östlichen Nachbarn, welchen wir bisher menagirt haben. Man schließe also 
immerhin den Frieden ohne uns, wenn man will und kann; wir verlieren da­
durch keinen Mann unserer Armee und keinen Thaler aus unserem Schatze." 
Er habe auch keine Ursache, das Schreckbild der Isolierung, das ihm vorgehal­
ten werde, zu fürchten, denn die Allianzen würden Preußen jetzt schon unter 
der Hand angeboten. 

Diese Behauptung war kühn. Manteuffel spielte damit auf ein französisch­
russisches Bündnis an, dem Preußen als dritte Macht angehören würde. Doch 

237 Weisung (Entwurf) Buol an Hübner jColloredo, Wien 17. Dezember 1855 (EBEN DA f. 362). 
- Manteuffel an Hatzfeldt, Berlin 12. Januar 1856 (MANTEUFFEL III S. 196). 

238 Handbillet Friedrich Wilhelms an E. v. Manteuffel, Berlin 22. Januar 1856 (EBENDA S.203). 
239 Buol an Franz Joseph, Paris 19. März 1856 (HHSTA, PA XII 220 f. 57). 
240 V gl. BOR RIES S. 321. 
241 Manteuffel an Hatzfeldt, Berlin 26. Januar 1856 (MANTEUFFEL III S. 205). 
242 EBENDA S. 213-214. 



DIE ADMISSION PREUSSENS 207 

waren solche Angebote nicht an ihn herangetragen worden, vielmehr versuchte 
er sie in Paris vorzubringen in der Gewißheit eines guten preußisch-russischen 
Einvernehmens und der Erwartung einer französisch-russischen Annäherung. 
«Nous avons 500000 bayonettes pour appuyer notre politique », so äußerte er 
sich gegenüber dem französischen Geschäftsträger, Baron Malaret 243, «on n'est 
jamais isole avec une masse aussi imposante. [ ... ] Nous ne devons pas d'ail­
leurs perdre de vue l' eventualite probable d'une alliance entre cette Puissance et 
la France, alliance ou nous serions, nous l'esperons bien, partie contractante.» 

Preußen hat zu keinem Zeitpunkt bei den Kriegführenden einen formellen 
Antrag auf Teilnahme an den Friedensverhandlungen gestellt. Es hat jedoch 
Ende Januar in Wien seine Bereitschaft erklärt 244, die Präliminarien zu unter­
zeichnen, und also versucht, auf diesem Wege in die Konferenzen zu gelangen. 
Buol hatte schon am 18. Januar auf persönlichen Wunsch Kaiser Franz Josephs 
in London und Paris wissen lassen, daß Preußen nach österreichischer Auffas­
sung die im französisch-österreichischen Memorandum niedergelegten Bedin­
gungen durch seine Verwendung in Petersburg im Sinne einer Annahme des 
Ultimatums erfüllt habe und daher der Augenblick gekommen sei, es zur Teil­
nahme an den Verhandlungen einzuladen 245. Die Antwort aus London war 
entschieden ablehnend 246: Nichts lasse darauf schließen, daß Preußen das 
Ultimatum in Petersburg wirksam unterstützt habe. Es dürfe für seine Politik, 
durch die es seinem Handel (mit Rußland) so große Vorteile verschafft habe, 
nicht noch belohnt werden. In den Friedensverhandlungen würde es stets als 
Advokat Rußlands auftreten. Der Abschluß des Friedensvertrags sei der Zeit­
punkt, zu dem es zur Akzession eingeladen werden könne. 

Aus Paris kam der Verweis, Preußen müsse zunächst einmal die Verpflich­
tungen übernehmen, welche die Alliierten untereinander eingegangen seien 247. 

Napoleon, der Ende Januar gerade mit England in Auseinandersetzungen über 
die Spezialbedingungen des fünften Punktes stand, wollte dem Streit nicht noch 
einen neuen über die Zulassung Preußens hinzufügen. Als Buol am 30. Januar 
das Anerbieten Preußens, die Präliminarien zu unterzeichnen, nach Paris und 
London übermittelte, schien Napoleon sich zugänglicher zu zeigen, nachdem 
ihm Hübner auch noch folgende Überlegung vorgetragen hatte 248: Durch den 
Ausschluß von den Friedensverhandlungen werfe er, Napoleon, Preußen in die 
Arme Rußlands. Damit habe er wieder zwei Mitglieder der "nordischen Al­
lianz" vereinigt und den russischen Einfluß in Berlin konsolidiert. Das große 

243 De Launay an Cibrario, Berlin 16. Februar 1856 (CAVOUR VII S. 182-183). 
244 Weisung (Entwurf) Buol an HübnerjColloredo, Wien 30. Januar 1856 (HHSTA, PA IX 

54 f. 79). 
245 Weisung (Entwurf) Buo! an Hübner/Colloredo, Wien 18. Januar 1856 (EBENDA f. 49). 
246 Colloredo an Buo!, London 24. Januar 1856 (HHSTA, PA VIII 42 f. 78-81). 
247 Hübner an Buo!, Paris 25. Januar 1856 (HHSTA, PA IX 52 f.98-100). 
248 Hübner an Buo! (geheim), Paris 6. Februar 1856 (EBENDA f. 146-149). 
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Ergebnis des Krieges für Frankreich, die Zerstörung dieser Allianz, die Frank­
reich jahrzehntelang isoliert habe, würde dadurch in Frage gestellt. 

Der Geist der Heiligen Allianz, der hier beschworen wurde, hat nach Hüb­
ners Beobachtung einen "großen Eindruck" auf den Kaiser gemacht. Napoleon 
sagte zu, sich in London verwenden zu wollen. Preußen müsse sich jedoch ver­
pflichten, die englischen Spezial bedingungen in den Verhandlungen zu unter­
stützen und im Falle des Abbruchs der Verhandlungen die gleiche Position wie 
Österreich einzunehmen. 

Die zweite Forderung, in Berlin schon seit geraumer Zeit bekannt, wurde 
auch auf dem Wege über den Deutschen Bundestag an Preußen gerichtet. In 
Frankfurt stellte am 7. Februar der Präsidialgesandte Graf Rechberg den An­
trag 249, der Deutsche Bund möge vor Europa bekunden, "daß das gesammte 
Deutschland im Vereine mit Österreich die Grundlagen annimmt und aufrecht Zu 
erhalten Willens ist, auf welchen durch die bevorstehenden Unterhandlungen der 
allgemeine Friede fest und dauerhaft errichtet werden soll". Der Antrag wurde 
unter dem Vorbehalt angenommen, daß der Bund sich ein "freies Urtheil rück­
sichtlich der von den kriegführenden Mächten vorzubringenden Specialbedin­
gungen " bewahre 250. 

Preußen fand sich während der wochenlangen Auseinandersetzung um seine 
Admission zu den Friedensverhandlungen vor die Forderung gestellt, sich 
sowohl auf denselben Boden wie Österreich zu plazieren und daher sich in sein 
Kielwasser zu begeben, was bei rückhaltloser Annahme des Bundesantrags 
bedeuten konnte, daß Österreich sich als alleiniger Vertreter der Interessen 
Deutschlands und Preußens gerieren würde als auch gegenüber den West­
mächten sich zu verpflichten, Rußland bei Scheitern der Verhandlungen den 
Krieg zu erklären. Beide Voraussetzungen konnte es nicht erfüllen, erstere, 
weil es mit seiner dermaligen Politik am Deutschen Bundestag unvereinbar 
war, letztere, weil es dadurch von vornherein zugegeben hätte, daß die Schuld 
und das Unrecht apriori auf seiten Rußlands lägen. 

In Paris wirkte Buol noch vor Eröffnung des Kongresses im Auftrage seines 
Kaisers für die bedingungslose Zuziehung Preußens. Er machte geltend, daß 
Preußen kraft seiner Teilnahme am Dardanellenvertrag, dessen Modifizierung 
im dritten Punkt vorgesehen war, zu den jetzigen Verhandlungen zugelassen 
werden müsse. Clarendon und Napoleon gaben dies zu. Die Führung der Ver­
handlungen wurde dann aber auf Drängen Clarendons derart eingerichtet, daß 
vor Berührung des entsprechenden Passus im dritten Punkt alle anderen Fragen 

249 AKTENSTÜCKE S. 326-328. 
250 Beschluß der deutschen Bundesversammlung vom 2. Februar 1856 (EBENDA S. 328-329). 

Bismarck setzte es durch, daß vor "rücksichtlich" noch das Wort "besonders" eingerückt 
wurde. 
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geregelt waren, um die Zuziehung Preußens möglichst als bloße Formalität und 
nicht als vollberechtigte Mitwirkung an der Pazifikation erscheinen zu lassen. 
Für Preußen war dies eine wenig schmeichelhafte Lösung. Es sollte im Kon­
greß eine Position einnehmen, die derjenigen Sardiniens tatsächlich unterge­
ordnet war. Franz Joseph empfand das Ergebnis seiner Bemühungen als "eine 
Art gelinder Schlappe" 251. Doch dürfte Buol persönlich froh gewesen sein, 
daß Preußen, welches Österreich die Vormachtstellung im Deutschen Bund 
mit allen Mitteln streitig zu machen versuchte, in einem internationalen Kon­
greß eine sichtbar erniedrigende Rolle zugedacht war und daß England die 
Initiative zu dieser demütigenden Behandlung Preußens übernommen hatte. 

In der Sitzung vom 10. März, als die Schicksalsfragen des Kongresses bereits 
gelöst waren, schlug Walewski die Zuziehung Preußens vor. Manteuffel und 
Hatzfeldt wurden in der Sitzung vom 18. März eingeführt, nach dem Bericht 
Hübners «au milieu d'un profond silence et sans que leur apparition donne Heu 
a aucune demonstration de part et d'autre» 252. Die Rolle, welche die preußi­
schen Bevollmächtigten in dieser späten Phase des Kongresses noch spielten, 
war naturgemäß eng begrenzt. Sie war tatsächlich geringer als diejenige Sar­
diniens und der Türkei. 

Über die Fassung der Präambel, die herkömmlicherweise der Ort in einem 
Friedensvertrag ist, um den Anteil der einzelnen Vertragspartner an den Ver­
handlungen und gleichzeitig ihre rechtliche Stellung zum Vertrag zu fixieren, 
entspann sich ein Streit, der noch einmal die hochpolitische Gereiztheit Eng­
lands gegenüber Preußen deutlich macht 253. Clarendon war bei der Einladung 
Preußens von der Voraussetzung ausgegangen, daß Preußen an den allgemei­
nen Verhandlungen nicht teilnehmen dürfe, sondern lediglich zu der Erörte­
rung über die Revision des Dardanellenvertrages von 1841 hinzugezogen wer­
den solle. Das Einladungsschreiben Walewskis, das Clarendon, von seinem 
Standpunkt aus unklugerweise, nicht beanstandet hatte, war derart abgefaßt 254, 

251 Franz Joseph an Buol, o. D. [Eingang 29. Februar 1856] (HHSTA, PA XL 277af. 37). 
252 Buol/Hübner an Franz Joseph, Paris 19. März 1856 (HHSTA, PA XII 219 f. 149). 
253 Eine ausführliche Erörterung der mit dieser Auseinandersetzung verbundenen Rechts­

fragen findet sich bei GEFFCKEN S. 247-257. Seine Deduktion, es sei zweifelhaft geblieben, 
welche rechtliche Stellung Preußen als Unterzeichner zum Inhalt des Friedensvertrags 
eigentlich hatte - ob bloß als akzedierende Macht ohne Recht auf Widerspruch gegen 
Anderungen des Vertrages oder als gleichberechtigter Unterzeichner mit dem Recht des 
Widerspruchs - ist insofern historisch ohne Belang, als Preußen an der Exekution des 
Friedensinstruments beteiligt wurde (z. B. in der Bukarester Kommission) und bei der durch 
Rußland 1870 ausgesprochenen AufkÜlldigung der Artikel bezüglich der Neutralisierung 
des Schwarzen Meeres eine wesentliche Rolle spielte. 

254 Es lautete (DE CLERCQ VII S. 35; Hervorhebung von mir): «Le Congres, considerant qu'il 
esl d'un intiret Europien que la Prusse, signataire de la Convention conclue a Londres, le 
13 juillet 1841, participe aux nouveaux arrangements a prendre, decide qu'un extrait du proto­
cole de ce jour sera adresse a Berlin, par les soins de M. le Comte Walewski, organe du 
Congres, pour inviter le Gouvernement Prussien a envoyer des pIenipotentiaires a Paris.» 
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daß Preußen daraus das Recht auf vollberechtigte Teilnahme, eventuell sogar 
rückwirkend, ableiten konnte. Die erste von der Redaktionskommission unter 
Bourqueney vorgenommene Fassung der Präambel, die am 18. März verlesen 
wurde, enthielt eine Wendung 255, die wiederum den Schein erwecken konnte, 
als habe Preußen an den Verhandlungen von Anfang an teilgenommen. Es kam 
zu Auseinandersetzungen, die zum Teil lächerliche Formen annahmen - Cla­
ren don taufte Walewski daraufhin in « Polichinelle » um 256 - und in deren V er­
lauf sowohl die Preußen wie die Engländer mit ihrer Abreise drohten. Claren­
don vermochte Walewski mit Hilfe einer Audienz bei Napoleon umzustimmen, 
und am 24. wurde den Preußen nach vorheriger Absprache zwischen Clarendon, 
Walewski und Buol ein Text, der zwar milde abgefaßt war, aber doch ihre 
außerordentliche Stellung im Kongreß konstatierte, als Ultimatum vorgelegt 257. 

Manteuffel machte gute Miene und nahm an. An allen folgenden Sitzungen 
wirkten er und Hatzfeldt jedoch voll mit, ohne daß Clarendon Einspruch erhob. 
Er hätte dies mit Aussicht auf Erfolg auch höchstens im Einladungsschreiben 
tun können. Ein Präambelentwurf von der Hand Palmerstons, der Preußen 
nur das "assentiment zu dem das Resultat der Verständigung der übrigen 
Mächte feierlich feststellenden Vertrag" zugestehen wollte 258, langte zu spät in 
Paris ein. 

Wenn auch die preußischen Bevollmächtigten den Gang der weiteren Ver­
handlungen materiell in keiner Weise beeinflußt haben, so bedeuteten doch 
allein die Tatsache ihrer Anwesenheit auf dem Kongreß und ihre Unterzeich­
nung des Friedensvertrags am 30. März die formelle Bestätigung der Rückkehr 
Preußens ins europäische Konzert. 

Das für Preußen eigentlich wirksame Ergebnis seiner Politik im Krimkrieg 
war aber nicht dieser formelle Akt, sondern die Aufrechterhaltung guter Bezie­
hungen zu seinem mächtigen östlichen Nachbarn. Das Bewußtsein, aus der 
Heiligen Allianz, die einstmals die große europäische Politik bestimmt hatte, 
ein auch für die Zukunft verpflichtendes gutes Einvernehmen in die neue Zeit 
hinübergerettet zu haben, ist am Ende des Krimkriegs und in den Folgejahren 
sowohl in Berlin wie in Petersburg immer wieder anzutreffen. Friedrich Wil­
helm IV. sah im Friedensschluß eine der Voraussetzungen für die "Wiederher­
stellung unseres alten und so gesegneten Dreibundes" 259. Wenn auch diese 
Erwartung tatsächlich ein Denken in unzeitgemäßen Kategorien widerspiegelte 
und in Petersburg in dieser Form nicht geteilt wurde, so feierte man dort immer­
hin das Weiterbestehen der « double entente ». «Soyez persuade, eher onele », 

255 EBEN DA S. 39-40. 
256 Cavour an d' Azeglio, Paris 23. März 1856 (CAVOUR VII S. 368-369); Cavour an Cibrario, 

Paris 25. März 1856 (EBEN DA S. 375-376). 
257 Buol an Hübner, Paris 25. März 1856 (HHSTA, PA XII 219 f. 192). 
258 GEFFCKEN S. 256. 
259 Friedrich Wilhelm an Alexander, Charlottenburg 6. Januar 1856 (BoRRIES S. 385-386). 
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schrieb Alexander an den preußischen König 260, «que je Vous serai eternelle­
ment reconnaissant pour la position si belle, que Vous avez su faire garder a la 
Prusse pendant toute cette crise et qui nous a ete si utile. Que Dieu V ous en 
recompense.» Und Nesselrode sah in der Entente zwischen Preußen und Ruß­
land geradezu den Richtpunkt für die Gestaltung und Entwicklung der Bezie­
hungen Rußlands zu Frankreich. Dem noch in Paris befindlichen Grafen Orlov 
schrieb er am 17. Apri1 261 : "Wir können schließlich die Tatsache nicht verges­
sen, daß von den Großmächten Preußen die einzige gewesen ist, die uns nicht 
feindlich gesinnt war. Mit Rußland verbindet es direkte Interessen, und wir 
meinen, daß unsere Beziehungen zu Frankreich, wie sie sich auch immer gestal­
ten werden, nur dann von Nutzen sein werden, wenn sie sich auf diese Entente 
gründen." 

Vergleicht man diese Zeugnisse aus dem Jahr 1856 mit entsprechenden 
Belegen aus den Jahren 1866-70, so wird man dem zeitgenössischen Urteil 
Rankes doch zum Teil zustimmen können, "daß die Neutralitätspolitik Fried­
rich Wilhelms IV. die Bedingungen [richtiger müßte es heißen: eine der Bedin­
gungen] der großen Erfolge war, die später errungen worden sind" 262. 

7. Die Konferenz von Konstantinopel 

In Konstantinopel hatte, noch bevor die Pariser Friedensverhandlungen eröff­
net wurden, eine Konferenz zwischen den diplomatischen Vertretern der drei 
alliierten Mächte und den beiden türkischen Ministern Ali und Fuad Pascha zur 
Regelung des vierten Punktes stattgefunden. Sie wird in der Literatur über den 
Pariser Kongreß entweder völlig übergangen oder nur am Rande erwähnt - zu 
Unrecht, da sie sich mit einer der Ursachen des Krimkriegs beschäftigte, dem 
Anspruch Rußlands auf die Schirmherrschaft über die orthodoxe Bevölkerung 
des ottomanischen Reiches, und zugleich mit ihrer Beseitigung durch Maß­
nahmen, die auf die Umwandlung der Herrschaftsgrundlage des Reiches hin­
ausliefen. 

Die Initiative zu Besprechungen des vierten Punktes ging vom französi­
schen Botschafter Thouvenel Anfang September 1855 aus 263. Sie wurde so­
wohl vom Pfortenrat wie auch von den drei alliierten Kabinetten gutgeheißen. 
Dahinter stand die Absicht, Rußland von der Regelung des vierten Punktes 

260 Zitiert EBENDA S. 337. 
261 Iz IsrORII P ARIZSKOGO MIRA S. 52. 
262 RANKE S. 775. 
263 Koller an Buol (vertraulich), Bujukdere 13. September 1855 (HHSrA, PA XII 55 f. 194-

195). 
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auszuschließen. Die Feststellung und Sicherung der religiösen Rechte der 
christlichen Bevölkerung des Reiches waren nicht nur ein Teil der im Sinne des 
vierten Punktes zu treffenden Maßnahmen. Denn es ging nicht nur um die 
religiöse, sondern auch um die rechtliche Gleichstellung von Christen und 
Mohammedanern im türkischen Reich und damit um das Aufgeben eines der 
wichtigsten Baugesetze der Reichsordnung : des Prinzips der Zweischichtig­
keit der Reichsbevölkerung. 

Im ottomanischen Reich gab es eine politisch-sozial bevorrechtete Herren­
schicht und eine im politisch-sozialen Bereich rechtlose Unterschicht. Erstere 
bestand aus den Mohammedanern. Sie allein durften Waffen tragen und waren 
zu den Staatsämtern zugelassen. Ihre Stellung leitete sich aus den strengen 
Gesetzen des Korans ab. Die zweite Schicht setzte sich aus den Nichtmoham­
medanern (Christen, Juden u. a.) zusammen, den Rajahs. Diese genossen in 
ihren Gemeinden (Millets) zwar ein jeweils wechselnd hohes Maß an Selbst­
verwaltung, blieben jedoch als Zeichen ihrer Untertanschaft vom Waffendienst 
ausgeschlossen; sie waren in der Ausübung ihrer Religion eingeschränkt, zur 
Zeugenaussage vor Gericht (wenn es um eine Rechtssache ging, die mit einem 
Muslim auszutragen war) nicht zugelassen und hatten die meisten Steuern in 
Form eines Kopfgeldes (Charadsch, hara<;) aufzubringen. Das Prinzip der 
V olkszugehörigkeit spielte in dieser Schichtung keine Rolle. Erst im 19. J ahr­
hundert wurde die Idee des Nationalismus von außen in den Reichskörper hin­
eingetragen und bildete zusammen mit den in verschiedenen Formen geführten 
Eingriffen der europäischen Großmächte in das Reich (Ansprüche auf Handels­
privilegien, Schutz christlicher Religionsgemeinschaften usw.) neben den zahl­
reichen inneren Gebrechen die größte Gefahr für den Bestand des Reiches. 

Einsichtige türkische Staatsmänner haben seit Ende des18. Jahrhunderts die 
Notwendigkeit zu grundlegenden Reformen des Reiches erkannt. Unter Sultan 
Mahmud (1808-39) kam es durch Übernahme westlicher Militär-, Verwal­
tungs- und Finanzeinrichtungen zu ersten verheißungsvollen Reformansätzen. 
Das große Reformedikt von Gülhane 1839 hatte dem Prozeß der Europäisie­
rung formal Ausdruck verliehen. Hierin fand sich auch zum ersten Male der 
Grundsatz der Gleichheit aller Untertanen ohne Unterschied der Religionszu­
gehörigkeit ausgesprochen. Damit sollte vor allem den durch den Nationalis­
mus verstärkten zentrifugalen Kräften, die in der Unabhängigkeit Griechen­
lands ihren ersten großen Sieg 264 errungen hatten, entgegengewirkt werden. 
Man hoffte durch die Emanzipation der vordem rechtlosen Unterschicht eine 
stärkere Bindung an den Staat zu erreichen, gewissermaßen ein allgemeines 
Reichsbewußtsein in Form des "Ottomanismus" (Osmanhhk) zu schaffen. Als 
größte Hemmnisse auf dem Weg zu Reformen erwiesen sich einmal der Wider-

264 Sieht man von der ersten, erfolglos gebliebenen, nationalrevolutionären Bewegung im 
ottomanischen Reich, in Serbien 1804/13, ab. 
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stand der Mohammedaner gegen die politische und soziale Nivellierung von 
"Gläubigen" und "Ungläubigen", die es nach dem Gesetze Mohammeds eben 
nicht gab, und paradoxerweise auch der Widerstand aus den Millets, da die 
Christen den Schutz der jeweiligen auswärtigen Macht (Rußland für die Ortho­
doxen, Frankreich für die Katholiken) zu verlieren glaubten und sich auch bei 
ihnen das Nationalbewußtsein herauszubilden begann. 

Der Krimkrieg hatte die von Europa kommenden Einflüsse auf das türki­
sche Reich in vielfältiger Weise verstärkt. Die alliierten Mächte, die ihre Trup­
pen zum Schutz der Integrität der Türkei auf den Balkan und nach der Krim 
entsandt hatten, ließen der türkischen Regierung durch ihre diplomatischen 
Vertreter immer wieder die Notwendigkeit zur Regeneration auch von innen 
heraus durch Übernahme der zivilisatorischen Errungenschaften des Westens 
nahelegen. Es ist bezeichnend, daß Thouvenel seinen Vorschlag über die 
Behandlung des vierten Punktes am Ende eines Gesprächs mit Fuad Pascha 
vorbrachte, in dem es um die Verbesserung der Verwaltungs einrichtungen des 
Reiches, in erster Linie um den Straßenbau und die Anlage von Telegrafen­
leitungen ging. Die Hebung des Verkehrswesens - der Eisenbahnbau wurde 
zwar gleichzeitig inauguriert, kam im Krimkrieg jedoch wegen der größeren 
topographischen und finanziellen Schwierigkeiten noch zu keinem praktischen 
Ergebnis - war die Voraussetzung für die Wirksamkeit des Staates auch in den 
weiter außen liegenden Teilen des Reiches, d. h. die Voraussetzung für die Zen­
tralisation des Reiches, einen der Hauptpunkte des ganzen Reformprogramms. 

Maßgebende türkische Staatsmänner der V orkrimkriegs- und Krimkriegs­
zeit, allen voran die großen Reformminister Reschid und Fuad Pascha, haben 
in einer vernünftigen Reorganisation der Türkei nach westlichem Vorbild die 
einzige und letzte Überlebenschance für das Reich gesehen. Das Reichsedikt 
(Hatt-l ~erif) von Gülhane war noch eine in der Stunde der Not entstandene 
Proklamation gewesen, die im Angesicht der ägyptischen Heere Mehmed Alis 
durch Betonen der Reformwilligkeit um das Eingreifen der europäischen 
Mächte werben wollte. Hinter den Reformprojekten dagegen, die während des 
Krimkriegs im Pforten-Conseil beraten wurden - Einzelheiten über die Bera­
tungen kennen wir überhaupt noch nicht -, stand schon die echte Überzeugung, 
daß mit den Reformen ernst gemacht werden müsse und die Widerstände nach­
haltig zu brechen seien, nicht nur um nach außen hin die Überlebensfähigkeit 
des Reiches unter Beweis zu stellen, sondern auch um ein entsprechendes 
Bewußtsein im Innern zu wecken und zu pflegen. Dazu war gewiß ein jahr­
zehntelanger Prozeß notwendig. Der Krimkrieg hat ihm mächtige Antriebs­
kräfte verliehen 265. 

265 V gl. BAUM GART, Probleme S. 249-251; BAUMGART, Politik und Religion. 
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Nach unverbindlichen Vorbesprechungen im November und Dezember 
1855 kam es erst im Januar 1856, als das österreichische Ultimatum in Peters­
burg schon übergeben war, zu einer Reihe intensiver Beratungen zwischen 
Stratford de Redcliffe, Thouvenel und Prokesch-Osten auf der einen und Ali 
und Fuad Pascha auf der anderen Seite über Inhalt und Form der Regelung des 
vierten Punktes. In der ersten Sitzung am 9. Januar 266 im Hause des Großwesirs 
wurden an besonderen Einzelheiten vorgebracht: Von Lord Redcliffe die für 
Nichtmohammedaner bestehenden Schwierigkeiten des Erwerbs und der Ver­
äußerung von unbeweglichem Eigentum; von Thouvenel die unzureichende Zu­
sammensetzung der Medjlis (meclis) oder Provinz- bzw. Gemeinderäte und 
deren ungenügende Kontrolle durch die Pforte; von Prokesch-Osten die durch 
vielerlei Vorschriften praktisch eingeschränkte Kultfreiheit der Rajahs, die zu 
Situationen führen konnte, daß z. B. für eine noch so geringfügige Reparatur 
einer Kultstätte (Kirche, Synagoge) die ausdrückliche Genehmigung der Pforte 
eingeholt werden mußte. Ali Pascha gab die Berechtigung dieser und anderer 
Vorstellungen zu. Auf die Form der Stipulationen, auf die man sich schließlich 
einigen werde, übergehend, sprach er die Erwartung aus, daß sie nicht im 
Friedensvertrag genannt würden. Sie sollten vielmehr durch einen Hatt des 
Sultans, der den Mächten offiziell mitzuteilen wäre, promulgiert werden. Auf 
die Forderung Redcliffes nach wörtlicher Übernahme in den Friedensvertrag 
hin machte er unter Zustimmung des französischen und österreichischen Ver­
treters geltend, daß in den Augen der Untertanen des Reiches das Reformwerk 
vom Sultan ausgehen müsse, wenn man nicht von der Pforte das verlangen 
wolle, was sie Rußland 1853 verweigert habe und die Ursache des gegenwärti­
gen Krieges gewesen sei. In der offiziellen Mitteilung des Hatt an die Mächte 
liege für diese bereits ein Überwachungs- und Einspruchsrecht. 

Die drei europäischen Vertreter faßten die in der ersten und in den folgen­
den Sitzungen gemachten Vorschläge in eine Punktation von 21 Paragraphen 
zusammen 267, die sie der Pforte zur Prüfung vorlegten. In der Mehrzahl wur­
den die Vorschläge ohne weitere Diskussion angenommen, in einzelnen Fällen 
amendiert. Meinungsverschiedenheiten ergaben sich besonders in zwei Punk­
ten: über die Anerkennung des Rechts auf Erwerb von Grundbesitz und Lie­
genschaften durch Ausländer im türkischen Reich und über die Beurteilung 
einiger Konsequenzen der Kultfreiheit. 

Was den ersten Punkt angeht, so wurden die darin aufgestellten Grundsätze 
von den europäischen Vertretern gleichsam als Ausfluß der Einbeziehung des 

266 Prokesch-Osten an Buol, Konstantinopel 10. Januar 1856 (HHSTA, PA XII 56 f. 23-27). 
267 «Ponctuation relative a la 4me garantie, presentee par les Representans d' Autriche, de 

France et de Grande Bretagne aux Representans de la Sublime Porte et discutee dans la 
conference confidentielle du 19. Janvier 1856 »(EBENDA f. 118-125); «Points relatifs a la 4me 

garantie arretes entre les Representants de I' Autriche, de la France, de la Grande Bre­
tagne et ceux de la S. Porte dans la Conference du 29. Janvier 1856» (EBENDA f. 153-161). 



DIE KONFERENZ VON KONSTANTINOPEL 215 

ottomanischen Reiches in die europäische Völkerrechtsgemeinschaft, in der ein 
besonders seit der Französischen Revolution hochentwickeltes Fremdenrecht 
bestand, angesehen. Die türkischen Minister verkannten nicht den Wert sol­
cher Stipulationen für den materiellen Fortschritt des Reiches: doch forderten 
sie - im Prinzip nicht Zu Unrecht -, daß ihr entsprechende bilaterale Verhand­
lungen vorausgehen müßten. Es war gewiß eine komplizierte Materie, die sich 
in kurzer Zeit nicht erledigen ließ. Sie berührte auch die Rechtsstellung von 
Europäern, soweit sie bereits in den Kapitulationen (Konsulargerichtsbarkeit I) 
geregelt war. Die Angelegenheit wurde schließlich im Sinne der türkischen Ein­
wendungen formuliert und in die Punktation aufgenommen. 

Die zweite Schwierigkeit entsprang einer einseitig von Lord Stratford bzw. 
seiner Regierung ausgehenden Forderung, die dazu angetan war, die Verkün­
digung des Reformedikts bedenklich zu verzögern, wenn nicht gar unmöglich 
zu machen. Stratford ließ der Pforte am 25. Januar eine auf den 23. Dezember 
1855 datierte Note 268 übergeben, in der er verlangte, der Sultan solle durch 
einen Erlaß seinen mohammedanischen Untertanen den Übertritt zum Christen­
tum freistellen. Der Großwesir bezeichnete im Gespräch mit Prokesch einen 
solchen Erlaß als gleichbedeutend mit der Abdankungserklärung des Sultans269• 

Prokesch hat damals und später 270 als eines der Motive, die hinter der Forde­
rung Redcliffes steckten, den Proselytismus der englischen Missionsgesell­
schaften sehen wollen. Im einzelnen lassen sich die Beweggründe für den über­
raschenden Schritt Redcliffes heute noch nicht feststellen. Prokesch fand das 
englische Begehren als in schreiendem Widerspruch stehend zu dem gemein­
sam verfolgten Ziel der Konsolidierung des ottomanischen Reiches. Er rich­
tete an den englischen Kollegen die rhetorische Frage, ob die englische Köni­
gin, wenn die Pforte sie um Reziprozität nachsuchte, ihren großbritannischen 
Untertanen von nun an den Übertritt zur katholischen Kirche oder zum Islam 
erlauben würde. Prokesch ging nicht zu Unrecht von der Voraussetzung aus, 
daß es im damaligen Europa kein Land gab, das auf dem Gebiet der Religion 
von Staats wegen so viel Toleranz walten ließ wie die Türkei. Der Großwesir 
kommentierte das englische Begehren mit einer Wendung, in der die Ohn­
macht der Türkei angesichts der Forderungen ihrer europäischen Protektoren 
prägnant zum Ausdruck kommt 271: «C'est ainsi qu'on traite l'Empire Otto­
man qu'on dit vouloir sauver, depuis 40 ans I» Nach längerem Drängen 272 

gelang es, Lord Stratford zum Verzicht auf seine Forderung nach einem 
besonderen Erlaß des Sultans zu bewegen, da Artikel 5 der gemeinsamen 

268 Text (Abschrift) EBENDA f. 173-176. 
269 Prokesch-Osten an Buol, Konstantinopel 30. Januar 1856 (EBENDA f. 164-170, 177-180). 
270 PROKESCH-OSTEN S. 10. 
271 Vgl. Anm. 269 (f. 180). 
272 Vgl. Prokesch-Osten an Buol (mit Beilagen), Konstantinopel 4. Februar (EBENDA 198 bis 

207); Thouvenel an Walewski, Pera 11. Februar 1856 (AcTE ~I DOCUMENTE II S. 921-922). 
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Punktation sie im wesentlichen schon berücksichtigte. Er knüpfte jedoch daran 
die Bedingung, daß die Pforte in einer von ihm entworfenen - hernach mehr­
fach modifizierten - Note die Auslegung, die er diesem Artikel gebe, aner­
kenne. 

Die Punktation der 21 Artikel war inzwischen am 23. Januar vom Großrat 
der Pforte mit einigen Änderungen angenommen und ein letztes Mal in der 
Konferenzsitzung vom 29. Januar behandelt worden. Sie wurde am 18. Februar, 
um einige Tage verzögert durch Lord Redcliffes Notenkampf mit der Pforte 
über die Auslegung des Artikels 5, aber noch rechtzeitig vor Eröffnung der 
Pariser Friedensverhandlungen in Form eines kaiserlichen Ediktes, das den 
Namen Hatt-l Hümayun trägt, publiziert 273. 

Mit dem Erlaß des Hatt-l Hümayun und seiner "Kenntnisnahme" durch den 
Pariser Kongreß 274 war eine über ein dreiviertel Jahrhundert währende Epo­
che russischer Einmischung in die inneren Angelegenheiten des ottomanischen 
Reiches unter dem Vorwand des Schutzes der griechisch-orthodoxen Christen 
zu Ende gegangen. Rußland hätte, einmal abgesehen von der hinter dem Hatt 
stehenden Intention, wohl alle außer den Artikeln 2 und 3 275 unterschreiben 
können. In Artikel 2 erkannte der Sultan nur mehr die ab antiquo geltenden 
geistlichen Gerechtsamen der christlichen Kirchen an. Artikel 3 sprach die Auf­
hebung der weltlichen und richterlichen Gewalt der christlichen Patriarchen über 
ihre Konfessionsangehörigen aus. Die kirchlichen Zinse jeglicher Art sollten 
abgeschafft und durch feste Besoldung des Klerus ersetzt werden. Die welt­
liche Verwaltung des Kirchenguts war einem aus der Geistlichkeit und der 
Laienschaft zusammengesetzten Rat zu übergeben. Durch eine derartige Neu­
ordnung der Kirchenverfassung, nach dem Prinzip der Trennung der geist­
lichen und der weltlichen Gewalt entworfen 276, sollte der russische Einfluß 
auf das Patriarchat von Konstantinopel gebrochen werden. 

Der Katalog der restlichen Reformmaßnahmen bewegt sich in einem weit­
gespannten Rahmen. Artikel 4 bestimmt die Gleichstellung aller Kulte und 
Rassen. Damit wurde das alte Herrschaftsprinzip des ottomanischen Reiches, 
die Scheidung zwischen Mohammedanern und Nichtmohammedanern, aufge­
geben und an seine Stelle die europäische Idee des Staates gesetzt, die nach den 
Worten Prokeschs 277 "unter dem muselmänischen Souverain das ruhige Zu­
sammenwohnen verschiedener Religionen und Racen" möglich machen sollte, 
um das Reich überhaupt zu erhalten. 

273 Text: NORADOUNGHIAN III S. 83-88 (Nr. 685). 
274 V gl. oben S. 170. 
275 Im Originaltext findet sich keine Artikelzählung. Die im folgenden genannten Artikel 

werden nach den Archiv-Vorlagen (vgl. Anm. 267) gezählt. 
276 Über die Durchführung vgl. KYRIAKOS S. 19-26, 30-33. 
277 Prokesch-Osten an Buol, Konstantinopel 10. März 1856 (HHSTA, PA XII 56 f. 460). 
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Der folgende Artikel zieht aus dem vorangestellten die unerbittliche Kon­
sequenz, indem er, wenn auch nach außen in negativer Formulierung (<<per­
sonne ne pourra etre contraint achanger de religion»), Mohammedanern Kon­
fessionswechsel freistellt. Dadurch wurde ein Fundamentalgesetz des Ko­
rans, nach dem Renegaten der Todesstrafe verfielen, radikal aufgehoben. Ob 
diese von höchster Stelle, vom Sultan als geistliches Oberhaupt des Islam 
(Kalif) eingegangene derart weitreichende Verpflichtung zur Konsolidierung 
des Reiches beitragen würde, mußte fraglich bleiben; denn nun konnten die 
christlichen Missionsgesellschaften ungehindert ihre Tätigkeit auch unter dem 
mohammedanischen Teil der Bevölkerung entfalten und würden dadurch neue 
Elemente der Unruhe und Schwäche in das Reich hineintragen. Die spätere 
Entwicklung, z. B. die schweren Zusammenstöße zwischen Mohammedanern 
und Christen in Damaskus 1860, hat solche Befürchtungen, wie sie etwa Pro­
kesch schon 1856 äußerte, auf blutige Weise wahr gemacht. 

Einige der folgenden Artikel bestimmten die zivilrechtliche Gleichstellung 
der Christen mit den Mohammedanern. Nach Artikel 6 wurden Christen zu 
allen Staatsämtern zugelassen. Artikel 8 sah gemischte Gerichte für Streitsachen 
vor, die Christen und Mohammedaner gemeinsam betrafen. Nach Artikel 9 und 
10 wurde die Kodifikation des Handels- und Strafrechts, nach Artikel 13 ein 
neues auch die Christen betreffendes Rekrutierungsgesetz in Aussicht gestellt. 
Die weiteren Artikel befaßten sich mit Reformen der Polizei, der Provinz- und 
Gemeindeverwaltung, der Steuererhebung, der Finanzverwaltung, mit der 
Schaffung von Banken, der Verbesserung des Unterrichtswesens und des Ver­
kehrssystems. 

Einer der Mitwirkenden an der Ausarbeitung des Reformediktes, Prokesch­
Osten, urteilte über den Hatt mit folgenden Worten 278: «La S. Porte n'a jamais 
emane un acte plus complet et plus incisif dans le sens de la refonte de l'organi­
sation de cet Empire. Elle ne pouvait plus s'en dispenser des que l'existence de 
la vieille Turquie est devenue de fait incompatible avec les exigences de l'Euro­
pe civilisee et avec la place que les Puissances ont consigne a cet Empire dans 
la famille Europeenne. Ces reformes meneront ou a la reorganisation de l'Em­
pi re sur des bases analogues a celles des Etats civilises Oll a la destruction du 
pouvoir musulman.» 

Die hierin zum Ausdruck kommende Zwiespältigkeit ist auch in dem Ur­
teil wiederzufinden, das die Wissenschaft über das türkische Reformzeitalter, 
die sogenannte von 1839 bis 1876 reichende Tansimat-Periode 279, in welcher der 
Erlaß des Hatt-l Hümayun den wichtigsten Markstein darstellt, gefällt hat. 

278 Prokesch-Osten an Buol, Konstantinopel 11. Februar 1856 (EBENDA f. 235V-236). 
279 Eine Pionierarbeit darüber ist das Buch von DAVISON. Vgl. dazu BAUM GART, Probleme 

S. 249-251; BAUM GART, Politik und Religion S. 104. 
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Abgesehen von der Kritik, die schon Zeitgenossen an dem Reformwerk geübt 
haben, wird die Tansimat-Periode heute weithin entweder als eine Zeit ange­
sehen, in welcher der Versuch einer Europäisierung des türkischen Reiches 
gescheitert ist, oder als eine notwendige Übergangsphase, ohne die die späteren 
Reformversuche des Reiches zu Beginn des 20. Jahrhunderts und der Republik 
nach dem Ersten Weltkrieg undenkbar sind. 

Die Reformen des 19. und des 20. Jahrhunderts müssen jedoch als ein Gan­
zes betrachtet werden, an deren Anfang Mahmud 11. als Bahnbrecher und an 
deren Ende Kemal Atatür k als Vollender stehen. Das ottomanische Reich sah sich 
im 19. Jahrhundert vor die Alternative gestellt, entweder unterzugehen oder un­
ter Übernahme europäischen Gedankenguts und zivilisatorischer Einrichtungen 
weiterzubestehen. Da die türkische Staatsführung den zweiten Weg einschlug, 
fand sie sich vor die schier unlösbare Aufgabe gestellt, islamisches und abend­
ländisches Kulturgut zu einer Symbiose zu führen. Man mag die Koexistenz 
islamischer und europäischer Institutionen, besonders im Bereich der Rechts­
pflege und der Erziehung, als tödlichen Dualismus ansehen, doch war sie ange­
sichts der einmal getroffenen Wahl unausweichlich. Es ist dabei nicht zu ver­
gessen, daß die Reformen einen Prozeß der Säkularisierung eingeleitet haben, 
der dem Zusammenstoß des Islams mit dem Christentum allmählich die ur­
sprüngliche Schärfe genommen hat. Die Tätigkeit des Staates - ein wesent­
liches, keineswegs nur negatives Element der Reform - ist in der Tansimat­
Periode gewaltig ausgedehnt worden. Während sie im Bereich der Wirtschaft 
tatsächlich keine nennenswerten Fortschritte gezeitigt hat - die staatliche Ver­
schuldung gegenüber dem Ausland führte 1875 zum Staatsbankrott -, hat sie 
auf dem Gebiet der Provinzialverwaltung, wie neuerdings am Beispiel Syriens 
nachgewiesen wurde 280, integrierend gewirkt. Der aufkommende Nationalis­
mus hat zwar im europäischen Teil des Reiches, auf dem Balkan, in erster 
Linie eine destruktive Wirkung gehabt. War deshalb aber die Idee des Otto­
manismus von vornherein unrealistisch? Die türkischen Staatsmänner mußten 
zumindest den Versuch machen, sie zu verwirklichen. Man darf ferner nicht 
vergessen, daß ohne das Eingreifen der europäischen Großmächte weder die 
griechische noch die rumänische noch die bulgarische Unabhängigkeit im 
19.Jahrhundert zustande gekommen wäre. Wenn auch in diesen Völker­
schaften ein immer stärker werdendes Nationalbewußtsein vorhanden war, so 
war doch in zwei anderen Gebieten, in Bosnien und in Albanien, das Volks­
bewußtsein tatsächlich durch ein übernationales Reichsbewußtsein, das auf 
die nachhaltige Islamisierung früherer Jahrhunderte zurückging, stark über­
lagert. Die Lostrennung dieser Gebiete vom Reich (1878 bzw. 1912) entsprach 
kaum einem Unabhängigkeitsstreben, sondern wurde durch den Machtspruch 
der europäischen Großmächte vollzogen. 

280 Vgl. BAUMGART, Politik und Religion. 
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Es ist eine heute wohl nicht mehr ernstgenommene Legende, daß Kemal 
Atatürk ein Revolutionär ohne Vorgänger gewesen sei. Die Geschichte der 
modernen Türkei ist ohne den Europäisierungsprozeß der Tansimat-Periode 
unverständlich. Der Krimkrieg hat diesen Prozeß stark beschleunigt. Die viel­
fältigen destruktiven Tendenzen der Reformen gehen zu einem guten Teil auf 
das Konto der europäischen Mächte, die zwar im Friedensvertrag jeglicher 
Einmischung in die inneren Verhältnisse sich zu enthalten versprachen, tat­
sächlich aber in den folgenden Jahrzehnten stärker in die innere Entwicklung 
des Reiches eingegriffen haben, als es Rußland zuvor jemals getan hatte. 

8. Der Kongreß und das Völkerrecht 

a) Die Seerechtsdeklaration 

Der Pariser Friedensvertrag war das wichtigste Dokument des Ius publicum 
Europaeum seit dem Wiener Kongreß und seiner Schlußakte. 

Im folgenden soll jedoch nicht die Rede sein vom Friedensvertrag als bedeu­
tender Quelle des Völkerrechts qua völkerrechtlicher Vertrag, sondern von der 
Pariser Seerechtsdeklaration, die am 16. April 1856 eigens zum Zwecke der 
Kodifikation eines Zweiges des Völkerrechts, des Seekriegsrechts, von den 
Kongreßteilnehmern unterzeichnet wurde. Der früher so gepriesene Ruhm, 
die erste der neuzeitlichen kriegsrechtlichen Kodifikationen zu sein, kommt 
der Deklaration zwar nicht uneingeschränkt zu; denn auch vor 1856 waren in 
Friedensverträgen einzelne seekriegsrechtliche Bestimmungen aufgenommen 
worden, wie im Pariser Friedensvertrag von 1763 (Art. 16), und hatte es Pro­
klamationen über Institute des Wirtschaftskrieges, die Begriffe Blockade und 
Konterbande, gegeben, wie im Neutralitätsbund der "Bewaffneten Neutralität" 
von 1780/83. Doch stellte sie tatsächlich die erste generelle, auch über den 
europäischen Völkerrechts kreis hinaus geltende Seekriegsvereinbarung dar, 
der in der Folgezeit von den maritimen Staaten nur die USA, Spanien und 
einige südamerikanische Staaten fernblieben. 

Aufschlußreich für das Selbstverständnis des Pariser Kongresses, wie es 
nach außen hin wirken sollte, ist die Begründung, die Walewski als Präsident 
des Kongresses der formell von ihm angeregten Deklaration gab. In der Be­
richterstattung der österreichischen Bevollmächtigten heißt es 281, daß Walew­
ski am Schluß seiner am 8. April abgegebenen Erklärung über Griechenland, 

281 Buol/Hübner an Franz Joseph, Paris 9. April 1856 (HHSTA, PA XII 219 f. 259). Die 
Hervorhebung im folgenden Zitat von mir. 
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Italien und die belgisehe Presse den Wunsch ausgedrückt habe, der Kongreß 
möge seine Arbeit durch einen Akt beenden, den man auf der ganzen Welt ein­
mütig begrüßen werde: "durch eine Erklärung, welche die großen Prinzipien 
[des Seekriegsrechts ], die der Geist des Jahrhunderts und der Fortschritt der Kultur 
erheischen, feierlich bestätigt." Nach dem offiziellen Protokoll fuhr Walewski 
wörtlich fort 282: «Le Congres de Westphalie a consacre la liberte de conscien­
ce 283, le Congres de Vienne l'abolition de la traite des noirs et la liberte de la 
navigation des fleuves. Il serait digne du Congres de Paris de mettre fin a de 
trop longues dissidences en posant les bases d'un droit maritime uniforme en 
temps de guerre.» Im folgenden nannte Walewski dann vier Prinzipien, welche 
diesen Zweck erfüllen würden: 1. Abschaffung der Kaperei; 2. Verbot der 
Beschlagnahme von feindlichem Gut unter neutraler Flagge (ausgenommen 
Kriegskonterbande); 3. Verbot der Beschlagnahme von neutralem Gut unter 
feindlicher Flagge (ausgenommen Konterbande); 4. Effektivität der Blockade. 

Nach Punkt 1 konnte es von nun an keine bewaffneten Schiffe mehr geben, 
die nicht zugleich Kriegsschiffe waren. Das Recht der Kaperei, das hierin auf­
gehoben wurde, hatte das Ausrüsten von Handelsschiffen zum Aufbringen von 
feindlichen und neutralen Schiffen bisher zugelassen. Durch Kaperbriefe, die 
von der heimischen Regierung ausgestellt wurden, war das Vorgehen der 
Kaperschiffe rechtlich gedeckt worden. Tatsächlich hatten die europäischen 
Großmächte seit 1815 keine Kaperbriefe mehr ausgestellt, auch nicht während 
des Krimkriegs. Punkt 1 der Deklaration sprach also nur formell den Verzicht 
auf ein Mittel der Seekriegführung aus, das seine Bedeutung längst verloren 
hatte. 

Punkt 2 und 3, die sich gegenseitig ergänzen, begünstigten besonders den 
neutralen Handel, indem das Beuterecht im Seekrieg stark eingeschränkt wur­
de. Das Anhalten und Durchsuchen von Schiffen sowie das Schicksal der beför­
derten Güter waren jetzt nach dem Grundsatz "frei Schiff, frei Gut" geregelt. 
Feindliches Gut, wenn es unter neutraler Flagge, und neutrales Gut, wenn es 
unter feindlicher Flagge fuhr, fielen nun nicht mehr der Beschlagnahme als 
Prise anheim. Ausgenommen von der Verschonung blieb nur die Kriegskon­
terbande. Die Pariser Deklaration hat den Begriff der Konterbande allerdings 
nicht näher umschrieben. 

Der vierte Grundsatz, der bereits in der Bewaffneten Neutralität verankert 
gewesen war und auch in der englischen Prisenrechtsprechung der Napoleoni­
schen Zeit Anerkennung gefunden hatte, ist besonders dadurch bemerkens­
wert, daß er die Aufstellung grenzenloser Ansprüche verhinderte, d. h. die Er-

282 DE CLERCQ VII S. 78-79. 
283 Im Entwurf der Erklärung, wie er Clarendon einige Tage zuvor überreicht worden war, 

heißt es richtiger «liberte des cultes» (ASHLEY II S. 109 Anm.; auch BRITISH DOCUMENTS 

VIII S. 205). 
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klärung einer Papierblockade, wie sie in früheren Jahrhunderten oft verhängt 
worden war, für ungültig erklärte und die Regelung der Blockade auf die Tat­
sachen, d. h. die faktische ("effektive") Absperrung der Küsten des Feindes, 
abstellte. 

Die Entstehung der Pariser Deklaration während der Friedensverhandlun­
gen selbst läßt sich noch nicht in Einzelheiten rekonstruieren. Nach der Dar­
stellung des russischen Völkerrechtslehrers F. v. Martens 284 hatte Walewski 
ursprünglich beabsichtigt, nur eine Erklärung mit einem einzigen Artikel, über 
die Abschaffung der Kaperei, abzugeben. Orlov, dem Walewski diese Absicht 
mitteilte, fand eine solche Deklaration «un peu maigre» und schlug einige 
Zusätze über die neutrale Schiffahrt vor. Clarendon soll sich zunächst gewei­
gert haben, über den einen Artikel hinauszugehen; doch habe er sich schließ­
lich von Walewski bestimmen lassen, in die Erklärung auch die anderen Grund­
sätze aufzunehmen, die England und Frankreich zu Beginn des Krimkriegs 
für das Verhalten ihrer Seestreitkräfte gegenüber der neutralen Schiffahrt - d. h. 
das Prinzip "frei Schiff, frei Gut" und das Prinzip der Effektivität der Blockade­
für die Dauer des Kriegs aufgestellt hatten 285. Orlov fand in der neuen Fas­
sung jedoch einen für Rußland ehrenrührigen Passus: daß die Abschaffung der 
Kaperei und die Freiheit des neutralen Handels «conformement aux principes 
appliques dans la guerre actuelle» proklamiert werden sollten. Dadurch mußte 
der Anschein erweckt werden, daß während des Krimkriegs von den beiden 
Gegnern getroffene Maßnahmen der Seekriegführung verewigt würden. Er 
schlug vor, den auf den Krieg bezüglichen Passus fortzulassen. Andernfalls 
wäre es zweckmäßiger, die Proklamation Katharinas II. von 1780 einfach zu 
wiederholen. 

Offenbar ist man dem Verlangen Orlovs nachgekommen, denn ein Bezug 
auf den verflossenen Krieg findet sich weder in den entsprechenden Bemerkun­
gen Walewskis in der Sitzung vom 8. April noch im endgültigen Text 286 der 
Deklaration. 

Über die Beweggründe, welche die englische Regierung zur Abgabe der 
gemeinsamen englisch-französischen Erklärung zu Beginn des Krieges und zu 
ihrem Einverständnis mit der Pariser Deklaration veranlaßt haben, war man 
sich lange Zeit im unklaren, bis H. W. lVfalkin 1927 und O. Anderson 1960 
ihnen mit Hilfe der englischen Akten nachgegangen sind. Malkin legte über­
zeugend dar, daß die Erklärung der englischen Regierung über die Aufhebung 
der Kaperei vornehmlich auf den Wunsch zurückzuführen war, Streitigkeiten 

284 XV S. 290-291. 
285 Das Ergebnis scheint der bei ASHLEY II S. 109 in der Anmerkung abgedruckte Deklara­

tionsentwurf Zu sein. Die Hervorhebung im folgenden Zitat von mir. 
286 DE CLERCQ VII S. 91-93. 
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mit den neutralen Mächten, d. h. den skandinavischen und deutschen Staaten 
und vor allem den USA, zu vermeiden. England hatte auch zu befürchten, daß 
die Neutralen, falls englischerseits Kaperbriefe ausgestellt würden, ihrerseits 
russischen Kapern Hilfe leisten würden. Ein weiterer Grund war das Bestreben 
Englands, mit den Praktiken der Seekriegführung seines französischen Alliier­
ten in Einklang zu stehen. England beabsichtigte ursprünglich, die Neutralen 
vom russischen Küstenhandel auszuschalten; doch weigerte sich die französi­
sche Regierung mit dem Blick auf einen zukünftigen Krieg mit England, in 
dem es seinen Küstenhandel den Neutralen anvertrauen wollte -, darauf einzu­
gehen. England gab schließlich nach, und es kam zu der identischen Deklara­
tion vom 28. März 1854 287 • Sie bedeutete, daß der Überseehandel Rußlands 
nicht völlig durch die Tätigkeit der englischen Marine zum Erliegen kommen 
würde; denn feindliches Gut auf neutralen Schiffen sollte unangetastet bleiben. 

O. Anderson hat noch ein weiteres wichtiges Motiv für den Standpunkt der 
englischen Regierung, keine Kaperbriefe mehr auszustellen und den Handel 
der Neutralen mit Rußland nicht zu stören, nachgewiesen. Sir James Graham, 
Erster Lord der Admiralität, neben Clarendon und dem Rechtssachverständi­
gen der Admiralität Stephen Lushington der Vater des Gedankens, hatte die 
Frage, ob England den Seehandel Rußlands unterbinden solle, entschieden ver­
neint; denn die Grundlagen der englischen Machtstellung hätten sich seit den 
Napoleonischen Kriegen einschneidend verändert: England als die größte Han­
dels- und Industrienation habe ein lebenswichtiges Interesse an einer möglichst 
ungehinderten Waren- und Gütereinfuhr. Anderseits hätten die Neutralen ihre 
Neutralitätspflichten im Seekrieg strikt zu beachten, und der englische See­
und Wirtschaftskrieg gegen Rußland könne mit den verbleibenden Mitteln der 
Seekriegführung, der Blockade und der Beschlagnahme von Konterbande, 
wirksam durchgefochten werden. 

Die Richtigkeit der Überlegungen Grahams ist durch den Krimkrieg erwie­
sen worden: Der eigene Import wurde zu keiner Zeit nachhaltig gestört, wäh­
rend der Außenhandel Rußlands durch die Handhabung einer strengen Blok­
kade an der Schwarzmeer- und Ostseeküste empfindlich getroffen wurde, wo­
bei allerdings die Einbußen durch verstärkten Güteraustausch über die trok­
kene Grenze hinweg wenigstens teilweise wettgemacht werden konnten. Am 
Ende des Krimkriegs erschien es nicht unzweckmäßig, das Prinzip der "Frei­
heit der Meere" als auch für die Zukunft gültig zu erklären, besonders da es 
nach Ansicht der englischen Minister in Verbindung mit dem Verbot der Kape­
rei dazu angetan war, gegenüber den USA Gleiches mit Gleichem zu vergelten: 
Die Vereinigten Staaten hatten während des Krieges versucht, England zu iso­
lieren, indem sie den kleineren Seemächten den Austausch von Noten über die 

287 Text bei PIGGOTT S. 240-241. Text der bis auf einige unwesentliche Einzelheiten indenti­
schen Erklärung der französischen Regierung vom 29. März 1854 EBENDA S. 241. 



DER KONGRESS UND DAS VÖLKERRECHT 223 

Anerkennung des Prinzips "frei Schiff, frei Gut" vorschlugen. Clarendon argu­
mentierte jetzt während der Friedensverhandlungen 1856 288, wenn die Kon­
zessionen bezüglich der Neutralitätsrechte im Seekrieg mit der Aufhebung der 
Kaperei verbunden werden könnten, würden die USA - die erstere begrüßten, 
letztere aber ablehnten - sich ihrerseits isoliert finden. 

Im April 1856 waren die englisch-amerikanischen Beziehungen wegen ver­
schiedener Streitigkeiten (Anwerbung von Bürgern der USA in Kanada für die 
englische Fremdenlegion, Verstärkung der englischen Flotte im Nordatlantik 
zum Aufbringen russischer Kaperschiffe, Schutz des spanischen Kuba vor 
amerikanischer Annexion, Besitzstreitigkeiten in Mittelamerika) derart ge­
spannt, daß der Ausbruch eines Krieges nahe bevorzustehen schien; taktische 
Überlegungen in bezug auf die Seekriegführung spielten daher eine größere 
Rolle als zuvor. Die USA sind der Pariser Seerechtsdeklaration tatsächlich nie 
beigetreten. In den ergebnislos verlaufenen Beitrittsverhandlungen 289 forder­
ten sie Verzicht auf das Beuterecht im Seekrieg insgesamt, d. h. den Schutz auch 
des Privateigentums auf See, der in der Deklaration nicht berührt worden war, 
und wiesen auf die Nachteile hin, die Staaten mit einer weniger bedeutenden 
Kriegsmarine durch die Abschaffung der Kaperei erwachsen würden. 

Die Pariser Seerechtsdeklaration ist neben der im 20. Jahrhundert mehrfach 
umgebildeten, aber in ihrem Kern nicht veränderten Aland-Konvention der 
einzige Teil des Pariser Vertragswerkes, der heute noch in Geltung ist. Wohl 
hat sich ihr Anwendungsbereich in den großen maritimen Konflikten des 
20. Jahrhunderts, im Ersten und im Z weiten Weltkrieg, als sehr begrenzt er­
wiesen. Von unbeschränkter Wirkung ist nur die Abschaffung der Kaperei 
geblieben. Der Begriff der Kriegskonterbande, in Paris übergangen, wurde auf 
der Londoner Seerechts konferenz von 1908/09 näher definiert, doch wurde die 
entsprechende Deklaration der Konferenz nicht ratifiziert. Die Ausweitung, 
die der Begriff in den Weltkriegen erfahren hat 290, und die Anwendung des 
Grundsatzes der "feindlichen Infektion" 291 und der "fortgesetzten Reise" 292 

haben zu Rechtsunsicherheit geführt und die Pariser Erklärung in den ent­
sprechenden Punkten weitgehend wirkungslos gemacht. Auch wurde der 
Grundsatz der Effektivität der Blockade insofern nicht beachtet, als durch die 
Verhängung der Fernblockade (wonach Gebiete auf hoher See als gesperrt 

288 Clarendon an Palmerston, Paris 6. April 1856 (BRITISH DocuMENTs VIII S. 204-205). Die 
Stellungnahme des Kabinetts EBENDA S. 205-206. 

289 PIGGOTT S. 142-149. 
290 Im Krimkrieg wurde nach englischer Praxis neben der absoluten Konterbande (Waffen 

usw.) als Konterbande "zweifelhaften Charakters" nur anerkannt: Schiffsholz, Marine­
vorräte, Schiffsmaschinen, Kohle. 

291 «Hostile infection»: Waren ohne Konterbandecharakter; sie können eingezogen werden, 
wenn auf demselben Schiffe vom selben Eigentümer auch Konterbande mitgeführt wird. 

292 Konterbande, die nach einem neutralen Hafen befördert wird, kann beschlagnahmt wer­
den, wenn die feindliche Endbestimmung festliegt. 
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erklärt und mit modernen Seekampfmitteln - U-Booten - kontrolliert wurden) 
das damit verbundene Prinzip der nur vor der Küste zu verhängenden (Nah-) 
Blockade durchbrochen wurde. 

b) Internationale Schiedsgerichtsbarkeit 

Neben dem bekannten Versuch der Kodifikation des Seekriegsrechts hat der 
Pariser Kongreß auch einen weniger beachteten, wenn auch sehr zaghaften und 
in rudimentären Formen steckengebliebenen Versuch gemacht, das Friedens­
recht (oder, wie es heute auch heißt, Kriegsverhütungsrecht) zu kodifizieren. 
Ihm kommt immerhin im Zusammenhang mit der Entwicklung des Friedens­
sicherungsgedankens insofern eine besondere Bedeutung zu, als er der erste 
von den entscheidenden politischen Machtzentren Europas, den fünf Groß­
mächten, gemeinsam unternommene Anlauf war, den Frieden durch Aufstel­
lung des Grundsatzes friedlicher Streitbeilegung zu bewahren. Eine kurze Dar­
stellung der Entstehungsgründe dieses Versuchs und der dahinter stehenden 
Intentionen der Beteiligten wird jedoch seinen wahren Charakter als einer bloß 
platonischen Erklärung, wie er nach außen hin nicht so kraß in Erscheinung 
tritt, offenlegen. 

In der vorletzten Sitzung des Kongresses, am 14. April, wies Clarendon auf 
Artikel 8 293 des Friedensvertrages hin, in dem der Grundsatz aufgestellt war, 
daß die Pforte und einer oder mehrere der Vertragspartner im Falle eines zwi­
schen ihnen entstandenen Konfliktes vor der Anwendung von Gewalt die 
nichtbeteiligten Vertragspartner um Vermittlung ersuchen sollten. Clarendon 
schlug vor, daß der gegenwärtige Augenblick, in dem das Ende eines Krieges 
besiegelt werde, dessen Schrecken noch jedermann unmittelbar vor Augen stün­
den, der natürliche Anlaß sei, um dem in Artikel 8 niedergelegten Prinzip eine 
allgemeine Anwendung zu verschaffen. Damit werde vor dem gewaltsamen 
Austrag eines Konfliktes eine Barriere aufgerichtet, die den Beteiligten noch 
die Möglichkeit böte «de s'expliquer et de s'entendre «. Der Kongreß möge 
eine entsprechende Resolution fassen. 

Die meisten Teilnehmer meldeten sogleich Vorbehalte an. Clarendon selbst 
hatte bereits die Einschränkung gemacht, daß die betreffende Resolution die 
"Unabhängigkeit der einzelnen Regierungen" nicht beeinträchtigen solle, und 
bezeichnete im weiteren Verlauf der Diskussion jede Macht als "alleinigen 
Richter über die Erfordernisse ihrer Ehre und ihrer Interessen". Die Autorität 
der Regierungen solle nicht eingeengt, sondern es solle nur die Möglichkeit 
geschaffen werden, daß im Konfliktfall vor der Anwendung von Gewalt noch 
andere Ausgleichsmittel in Anspruch genommen würden. Buol betonte sei-

293 Im offiziellen Protokoll (DE CLERCQ VII S. 84) heißt es irrtümlich Artikel 7. 
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nerseits, daß er im Namen seiner Regierung keine absolute Verpflichtung ein­
gehen könne, welche die Unabhängigkeit Österreichs begrenzen würde. Wa­
lewski sprach im gleichen Sinne und betonte, es gehe nicht darum, ein Recht 
zu setzen oder eine Verpflichtung einzugehen, sondern nur darum, einen 
Wunsch auszusprechen, der in keinem Fall die Ermessensfreiheit einschränke, 
die sich eine unabhängige Macht in derartigen Angelegenheiten vorbehalten 
müsse. Als Cavour versuchte, die Diskussion auf die Ebene der konkreten 
Anwendbarkeit der Resolution zu stellen, und die Frage aufwarf, ob der V or­
schlag Clarendons auch für den Fall militärischer Interventionen einer Groß­
macht gegen De-facto-Regierungen gelte - er nannte als Beispiel die Interven­
tion Österreichs im Königreich Neapel 1821 -, bat Buol, der Kongreß möge 
im Augenblick seines Abschlusses davon absehen, "irritierende Fragen" zu 
behandeln, und wies Cavour im übrigen darauf hin, daß die genannte Interven­
tion keine isolierte Aktion Österreichs gewesen sei, sondern das Ergebnis der 
Übereinkunft der fünf Großmächte auf der Konferenz von Laibach. 

Die Resolution, die schließlich angenommen wurde, sprach nur von dem 
"Wunsch" des Kongresses, daß Staaten bei Auseinandersetzungen unterein­
ander vor Anwendung von Waffengewalt die "guten Dienste einer befreundeten 
Macht" anrufen möchten. Sie blieb damit in ihrem verpflichtenden Charakter weit 
hinter dem im Artikel 8 des Friedensvertrages niedergelegten Grundsatz der 
Mediation in dem besonderen Fall eines Konflikts zwischen der Türkei und einer 
anderen Macht (unter der in erster Linie Rußland zu verstehen war) zurück. 

Bereits Temperley ist in seiner kurzen Darstellung des Pariser Kongresses 
mit einigen Bemerkungen auf den Vorschlag Clarendons eingegangen 294, vor 
allem da in den zwanziger Jahren die Pariser Resolution vom 14. April 1856 
wiederentdeckt und vielfach als Vorform des Völkerbundgedankens angese­
hen worden war. Er weist darauf hin, daß die Bevollmächtigten den Vorschlag 
gar nicht ernst genommen haben, und bezeichnet im übrigen Clarendons 
"source of inspiration" als undurchsichtig. Inzwischen verfügbar gewordene 
Quellen bestätigen einerseits das Urteil Temperleys und bieten anderseits eine 
plausible Erklärung für die Veranlassung zu Clarendons Initiative. 

Buol schrieb am 15. April an den Kaiser 295: "Die morgige Sitzung soll 
bestimmt die letzte seyn, und es ist die höchste Zeit, unsre Arbeit zu schließen. 
Es tauchen unpractische Ideen auf. [ ... ]" In Hübners Bericht wird dem engli­
schen Vorschlag kein "praktischer Wert" beigemessen 296. Clarendon hat seinen 
Gedanken den anderen Kongreßteilnehmern spätestens am 6. April vorgetra­
gen. Die Stellungnahme Napoleons ist um so bezeichnender, als sie seine Kon-

294 TEMPERLEY, Paris S. 412-413; auf ihm fußend HENDERSON S. 146-150; vgl. ferner ROBSON 
S.49-50. 

295 HHSTA, PA XII 220 f.98v • 

296 Paris 14. April 1856 (HHSTA, PA XII 219 f.280). 
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greßidee, die zwar mit Clarendons Vorschlag nicht zu identifizieren ist, aber 
doch wie diese von dem Grundsatz friedlicher Konfliktlösung ausgeht, in ein 
besonderes Licht rückt. Napoleon war wohl, wie Clarendon an Palmerston 
schrieb 297, damit einverstanden, daß der Kongreß eine Meinung äußere zugun­
sten des Prinzips der Vermittlung vor einer Kriegserklärung, jedoch nicht geson­
nen, "irgendeine diesbezügliche Verpflichtung einzugehen, welche die Hand­
lungsfreiheit einer Regierung einschränken könnte, wenn ihre Ehre und ihre In­
teressen keinen Zeitverlust duldeten ('might not brook delay')". Nach eigenem 
Zeugnis 298 hat Clarendon seinen Mediationsvorschlag, wie alle anderen Angele­
genheiten, die nach dem 30. März noch zur Sprache kommen sollten - Griechen­
land, Italien, "Bombas Opfer", Polen -, nicht um seiner selbst willen vorge­
bracht, sondern in erster Linie" [in order to] satisfy public opinion in England" . 

In dem Vorschlag, wie ihn Clarendon am 30. März seinem Kabinett vorge­
legt hatte, war zunächst noch von schiedsgerichtlicher Streitbeilegung (Arbi­
tration) die Rede gewesen. Der Gedanke einer internationalen Schiedsgerichts­
barkeit war um die Mitte des 19. Jahrhunderts natürlich nicht neu. Abgesehen 
vom altgriechisch-hellenischen Schiedswesen und vom mittelalterlichen 
Schiedswesen, die wegen der Andersartigkeit der jeweiligen Herrschaftsver­
hältnisse nicht als Vorläufer der internationalen Schiedsgerichtsbarkeit der Neu­
zeit angesehen werden dürfen, konnte er auf den Beginn des neuzeitlichen 
Staatensystems zurückgeführt werden. Damals hatte sich mit der Herausbil­
dung und dem Nebeneinanderbestehen gleichgeordneter und rechtliche Be­
ziehungen untereinander anerkennender Nationalstaaten Einsicht in ihre 
Zwischenabhängigkeit Bahn gebrochen. Ihr entsprangen die Vorformen des 
neuzeitlichen Schiedswesens, wie sie sich in entsprechenden Plänen von Gelehr­
ten, Völkerrechtlern und Staatsmännern für eine Friedens- und Staatenorgani­
sation 299 nachweisen lassen. Auch war ein solcher Plan schon im Zusammen­
hang mit einem früheren großen Friedensschluß entstanden. Der Abbe de St. 
Pierre, Sekretär der französischen Delegation beim Utrechter Friedenskon­
greß, hatte in einem umfangreichen Werk eine Föderation aller europäischen 
Staaten (mit Ausnahme der Türkei) und ein kompliziertes Verständigungs­
verfahren, als dessen letzte Instanz ein Schiedsgericht fungieren sollte, vorge­
schlagen. Er hatte zwar auch an ähnliche frühere Ideen, besonders Hein­
richs IV., angeknüpft, den unmittelbaren Anstoß jedoch von dem voraufge­
gangenen Krieg und dem ihn beendenden Frieden empfangen. 

297 Paris 6. April 1856 (BRITISH DOCUMENTS VIII S. 205); Paris 7. April 1856 (DI NOLFo, 
Europa S. 507). 

298 Clarendon an Palmerston, Paris 31. März 1856 (EBEN DA S. 504). - Vgl. auch GEFFCKEN 
S.279. 

299 Pierre Dubois, Georg von Podebrad, Erasmus, Grotius, Herzog von Sully, Em6ric Cruce, 
William Penn, Abb6 de Saint Pierre, Jeremy Bentham, Immanuel Kant. V gl. jetzt die Auf­
satzsammlung über das Friedensproblem vornehmlich der frühen Neuzeit von DICKMANN . 
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Gegenüber solchen gedankliche Konstruktion gebliebenen Plänen war die 
Anwendung eines schiedsgerichtlichen Verfahrens im zwischenstaatlichen Rah­
men zum erstenmal im Jay-Vertrag, der 1794 zwischen Großbritannien und den 
Vereinigten Staaten abgeschlossen wurde, vorgesehen worden 300. Von diesem 
Vertrag ausgehend, der in der Geschichte der Schiedsgerichtbarkeit als epoche­
machend anzusehen ist, fand der Gedanke vornehmlich im anglo-amerikanischen 
Völkerrechtskreis Verbreitung und Anwendung301• Der völkerrechtsgeschicht­
liche Hintergrund für Clarendons Vorschlag war also durchaus gegeben. 

Was Clarendon veranlaßt hat, von dem ursprünglichen Gedanken der Arbi­
tration abzusehen und ihn durch denjenigen der Mediation zu ersetzen, läßt 
sich quellenmäßig noch nicht belegen, ist aber nicht schwer zu erraten. Die Ver­
wirklichung des Gedankens, der ja nicht nur für die Partner des Pariser Frie­
densvertrags, sondern für die gesamte organisierte Staatenwelt gelten sollte, 
hätte eine umfangreiche kodifikatorische und organisatorische Arbeit voraus­
gesetzt. Zu ihrer Anbahnung hätte der Kongreß noch eine stattliche Reihe von 
Sitzungen abhalten müssen. Dazu waren die Teilnehmer, außer Cavour (sofern 
sich der Gedanke mit seiner Herzenssache in Verbindung bringen ließ) und 
Clarendon selbst, aber nicht einverstanden. Clarendon hat, wie sein Brief an 
Palmerston vom 31. März zeigt, in dieser Frage und in den anderen Angelegen­
heiten mit viel Widerstand im Kongreß gerechnet, und der Verlauf der Sitzun­
gen vom 4., 8., und 14. April hat seine Befürchtungen bestätigt. Er wird sich 
von seinen Kabinettskollegen in London oder seinen Diskussionspartnern in 
Paris rasch haben überzeugen lassen, den in der Verwirklichung und Anwen­
dung komplizierten Gedanken der Arbitration zugunsten des weniger kompli­
zierten der Mediation aufzugeben. Der vom Kongreß dann am 14. April ausge­
drückte "Wunsch" nach Beilegung eines Streites zwischen zwei Parteien mit 
Hilfe der "guten Dienste" einer unbeteiligten Partei hielt sich im Rahmen der 
traditionellen Streiterledigungsmethoden, für deren Handhabung - im Unter­
schied zu der im Fall der Arbitration notwendigen justizförmigen Erledigung 
keinerlei neue Institutionen (Schiedshof u. ä.) geschaffen zu werden brauch­
ten und für die eine allseitige Zustimmung von vornherein zu erwarten war. 

Neben dem völkerrechtshistorischen Hintergrund für Clarendons Media­
tionsvorschlag gibt es auch eine geistesgeschichtliche Motivkette, welche die 
"Quelle der Inspiration" für den Gedanken des englischen Ministers noch deut­
licher erkennbar macht. 

300 In den Artikeln 5-7 (Text: MARTENs, Recueil VI S. 347-357). 
301 In denselben Zusammenhang ist übrigens auch das durch die Wiener Schlußakte vorge­

sehene Austrägalverfahren für Konflikte zwischen Mitgliedern des Deutschen Bundes zu 
stellen. - Neben zahlreichen Verträgen der USA mit südamerikanischen Staaten ist auch 
der Genter Friedensvertrag vom 28. Dezember 1814 zwischen den USA und Großbritan­
nien, dessen Artikel 4-7 vier Gemischte Kommissionen zu Entscheidungen über die 
Fundy-Bay und über verschiedene Grenzfestsetzungen vorsahen, zu nennen. 
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Clarendon selbst hatte, wie erwähnt, auf die Notwendigkeit hingewiesen, 
die "öffentliche Meinung" in England zu beschwichtigen, ohne zu erläutern, 
was er darunter verstand. Walewski hatte nach dem offiziellen Sitzungsproto­
koll den "Zeitgeist" (<< tendances de notre epoque») beschworen, um seine 
Zustimmung zu motivieren. Buol und Cavour waren in ihrer Berichterstattung 
vollends explizit. Buol führte den Vorschlag Clarendons auf dessen Wunsch 
zurück «de faire chose agreable aux amis de la paix, qui ont adresse des reque­
tes aux membres du Congres» 302. Ähnlich schrieb Cavour nach Turin, Claren­
don habe seinen Vorschlag gemacht «pour payer un tribut a l'esprit pacifique 
de certaines sectes religieuses en Angleterre» 303. 

Bei den hier gemeinten "Friedensfreunden" handelte es sich um die engli­
sche "Peace Society", die 1816 in London von Quäkern gegründet worden war. 
Nach der eigenen Darstellung in ihrem Organ "The Herald of Peace" 304 hatte 
die "Friedensgesellschaft" drei ihrer Mitglieder nach Paris geschickt, um mit 
Hilfe der englischen Bevollmächtigten eine Schiedsklausel in das Vertragswerk 
einbauen zu lassen. Auf ihre Tätigkeit hinter den Kulissen ist Clarendons 
Mediationsvorschlag direkt zurückzuführen. 

Die Aktivität der englischen "Pe ace Society", die für die Zeit des Krim­
kriegs noch nicht im einzelnen untersucht ist, muß im Zusammenhang mit 
einer ganz Europa und Nordamerika umspannenden pazifistischen Bewegung 
gesehen werden. Die zahlreichen in den ersten Jahrzehnten des 19.Jahrhun­
derts im angelsächsischen Bereich und in Kontinentaleuropa gegründeten Frie­
densgesellschaften sind nur eine der zahlreichen Erscheinungsformen der poli­
tischen Friedensbewegung des 19.Jahrhunderts. Diese wiederum haben ihre 
geistigen Wurzeln in der Aufklärung, deren Friedenssicherungsideen sich in 
direkter Linie bis zum Humanismus zurückverfolgen lassen. In England ent­
wickelte sich seit der Freihandelslehre Adam Smiths ein rational-ökonomisch 
bestimmter Friedensgedanke. Seine Vertreter, wie Jeremy Bentham, John 
Stuart Mill und Richard Cobden, stellten, von der Lehre des Utilitarismus aus­
gehend, ein wirtschaftlich begründetes Friedenspostulat auf, nach dem der 
Krieg das schwerste Unglück für die Menschen ist, weil er den Weg zum Ziel 
eines möglichst großen Glücks versperrt. Die Forderung nach Rüstungsbe­
schränkung wird um die Mitte des 19. Jahrhunderts infolge der industriellen 
Revolution zu einem beherrschenden Zeitproblem. Mit dieser Forderung und 
dem Verlangen nach Gleichbehandlung aller, auch der politisch schwachen 
Nationen steht Cobden in scharfem Gegensatz zur Politik der Flottendemon­
strationen Palmerstons, aber auch zu dem von Palmerston vertretenen Grund­
satz des europäischen Gleichgewichts. 

302 V gl. Anm. 296 (f. 280v). 

303 Cavour an Cibrario, 17. April 1856 (CAVOUR VII S. 475). 
304 New Series, Bd. 8, Nr. 71 und 72 (Mai und Juni 1856). 
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Mit der Gründung verschiedener nationaler Friedensgesellschaften setzte 
eine reiche literarische Produktion ein, zumeist in Form von Preisschriften, 
über Friedensbewahrungsmöglichkeiten und internationale Staatenkongres­
se 305• In der 1842 von William Jay, Präsident der amerikanischen Friedens­
gesellschaft, veröffentlichten Schrift "War and Peace" wurde der Vorschlag 
gemacht, künftig in alle zwischenstaatlichen Verträge eine Schiedsklausel auf­
zunehmen. Habe sich der Brauch erst einmal eingebürgert, könne ein interna­
tionaler Gerichtshof errichtet werden. Ein Jahr später fand der erste einer 
Reihe von Friedenskongressen statt, in denen die Ergebnisse der bisherigen 
literarischen Arbeit in Form von Resolutionen zusammengefaßt wurden. Die 
vier Resolutionen des Brüsseler Kongresses von 1848 z. B. forderten Abschaf­
fung des Krieges, Einführung einer internationalen Schiedsgerichtsbarkeit, Ab­
haltung eines Völkerkongresses zur Kodifizierung des Völkerrechts und all­
gemeine Abrüstung. Der englische Premierminister Lord Russell, dem die 
Resolutionen vorgelegt wurden, sprach sich günstig für den Schiedsgerichts ge­
danken aus. Am 12. Juni 1849 brachte Cobden auf Grund von Petitionen der 
englischen "Peace Society" im Parlament einen Antrag auf Abschluß von 
Schiedsgerichtsverträgen zwischen England und anderen Ländern ein. Es 
war das erste Mal, daß ein solches Postulat im englischen Parlament aufgestellt 
wurde. 

Zu Beginn des Krimkrieges wurde die Friedenspropaganda Cobdens, 
Brights und der "Pe ace Society" für einige Zeit von der rußlandfeindlichen 
Stimmung und der Kriegsbegeisterung fortgeschwemmt. In Frankreich er­
schien 1855 in erster, 1856 in zweiter Auflage das durch den Krimkrieg mitver­
anlaßte Werk des Völkerrechtslehrers und Napoleon-Bewunderers Francisque 
Bouvet: «lntroduction a l' etablissement d'un droit public europeen », in dem 
ein Gelehrtenkongreß angeregt wurde, der das internationale Recht zu kodifi­
zieren, völkerrechtliche Verträge zu prüfen und ihre Einhaltung zu garantieren 
habe. Ebenfalls 1855 empfahl der Bonner Professor Peter Kaufmann in einer 
Broschüre 306 die Gründung einer Völkerrechtsakademie, die sich nicht nur die 
Weiterentwicklung des Völkerrechts, sondern auch die Schlichtung von Strei­
tigkeiten zur Aufgabe machen sollte. 

Angesichts dieser in den voraufgehenden Jahren immer wieder aufgestellten 
Forderungen nach internationaler Schiedsgerichtsbarkeit, Staatenkongressen 
und Kodifikation des Völkerrechts entsprach der Pariser Kongreß nur mehr einer 
vorherrschenden Zeitstimmung, als er den Wunsch nach friedlicher Streitbei-

305 Ausführliche handbuchartige Darstellungen: FRIED II; TER MEULEN II, 1. 
306 "Die Idee und der praktische Nutzen einer Weltakademie des Völker-Rechts". In seiner 

Schrift "Die Wissenschaft des Weltfriedens im Grundrisse" fordert Kaufmann die Ein­
richtung einer neuen Wissenschaftsdisziplin, die sich mit den Fragen eines dauerhaften 
Friedens zu beschäftigen habe - also einen Forschungszweig, der heute unter dem 
Schlagwort "Friedensforschung" wieder modisch wird. 
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legung, wenn auch nicht in Form eines Planes zur Errichtung eines internatio­
nalen Spruchorgans, sondern nur in Form diplomatischer Vermittlung und 
unter Einfügen der genannten Ehren- und Interessenklausel, in eines seiner 
Sitzungsprotokolle aufnahm. In England begrüßte G ladstone die Pariser Reso­
lution mit der Erklärung, daß nunmehr der Krieg seitens der zivilisierten Mäch­
te zum erstenmal offiziell geächtet worden sei 307. 

Von den damals handelnden Staatsmännern wurde die Wirksamkeit der 
Resolution jedoch allgemein sehr skeptisch beurteilt. Die Stimmen der unmittel­
bar Beteiligten wurden schon erwähnt. Für die Durchführung des außenpoli­
tischen Programms Napoleons war die Resolution ein untaugliches Instru­
ment. Dafür kam in Napoleons Vorstellung nur ein großer Kongreß in Frage, 
mit dessen Hilfe er das zu erreichen hoffte, was in unserem Jahrhundert "peace­
ful change" genannt worden ist, d. h. der Versuch, die Spannung zwischen 
Beharrung und Bewegung im Leben der Völker ohne Krieg zu lösen und die 
Gefahren für den Frieden durch friedliche Umgestaltung bestehender Macht­
und Rechtsverhältnisse auszuräumen. 

Für Buol als Vertreter einer beharrenden Macht war die Aufnahme des 
Postulats der Mediation in ein Kongreßprotokoll unnötig, da Mediation ein 
traditionelles und selbstverständlich anwendbares Mittel zur Verhütung oder 
Lösung kriegerischer Konflikte bildete und seine Politik vor Ausbruch und 
im Verlauf des Krimkriegs nichts anderes als der immer wieder unternommene 
Versuch gewesen war, dieses Mittel zur Streitschlichtung einzusetzen. 

Für Cavour als Vertreter einer vorwärtsdrängenden Macht, der sich im 
Bunde mit dem wohlwollenden England und dem revisionistischen Frankreich 
fühlte, erschien friedliche Auseinandersetzung mit dem verhaßten Österreich 
fruchtlos. Im selben Augenblick, in dem er wie auch Clarendon den Idealen 
einer weltverbessernden "religiösen Sekte" nach außen hin seinen Tribut zollte, 
hatte er sich im Innern den festen Entschluß gebildet, Österreich den Krieg zu 
erklären, sobald der Zeitpunkt dazu günstig sei. «La guerre ne m'effraie pas», 
setzte er Clarendon auseinander, während noch der Kongreß tagte 308, <<flOUS 

serions decides a la faire a outrance, to the knife. » 
Auch unter den handelnden preußischen Politikern - einmal abgesehen von 

Bismarck, der in denselben Tagen zu der gleichen Überzeugung wie Cavour 
gelangt war 309 - wurde der Pariser Resolution kein Wert beigemessen. Leopold 

307 FRIED II S. 73. 
308 Cavour an d' Azeglio, 11. April 1856 (CAVOUR VII S. 452). 
309 Vgl. seinen "Prachtbericht" vom 26. April 1856 an Manteuffel (BISMARCK II S. 138-145), 

in dem es u. a. heißt: "Nach der Wiener Politik ist einmal Deutschland Zu eng für uns 
beide. [ ... ] Der deutsche Dualismus hat seit 1000 Jahren gelegentlich, seit Carl V. in 
jedem Jahrhundert, regelmäßig durch einen gründlichen innern Krieg seine gegenseitigen 
Beziehungen regulirt, und auch in diesem Jahrhundert wird kein andres als dieses Mittel 
die Uhr der Entwicklung auf ihre richtige Stunde stellen können." 
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von Gerlach führte kriegerische Konflikte auf Ursachen zurück, die mit dem 
vorgeschlagenen Mittel nicht zu beheben seien: "Der Friede wird viel Sorgen 
bringen", schrieb er am 15. April an Manteuffel 31o, "von denen uns das vorge­
schlagene Schiedsgericht nicht befreien wird. Die Kriege entstehen nicht aus 
verwickelten Rechtsverhältnissen, sondern aus Leidenschaften." 

Trotz solcher skeptischer Stimmen, hinter denen schließlich Vorstellungen 
stecken, wonach der Krieg als konfliktlösendes Mittel wertmäßig bejaht wird 
und die ein allgemein herrschendes Bewußtsein des 19. Jahrhunderts und der 
Anfänge des 20. Jahrhunderts widerspiegeln, kann der Pariser Resolution doch 
nicht jede Wirkung abgesprochen werden. Den folgenden Kriegen des 19. Jahr­
hunderts gingen stets Vermittlungs aktionen voraus; es bliebe einmal zu unter­
suchen, ob sie sich u. a. auch auf die Pariser Resolution stützten. In der Publi­
zistik nach 1856 wurde auf sie gelegentlich verwiesen 311. Die politische Frie­
densbewegung und der organisierte Pazifismus gewannen eine immer größere 
Breitenwirkung durch Gründung weiterer Friedensligen, Abhaltung zahlrei­
cher nationaler und internationaler Friedenskongresse, literarische und rechts­
wissenschaftliche Erörterungen über Friedensprobleme. Z\var kamen auf dem 
Berliner Kongreß Fragen über internationale Schiedsgerichtsbarkeit und ande­
re Friedensbewahrungsmittel nicht zur Sprache, da die teilnehmenden Mächte 
auf französische Initiative hin vor dem Zusammentritt übereingekommen wa­
ren, sich nur mit den unmittelbar aus dem russisch-türkischen Krieg sich erge­
benden Angelegenheiten zu beschäftigen, und da Bismarck streng darauf ach­
tete, daß nicht auf der Tagesordnung stehende Punkte, wie das Problem des 
Sozialismus oder der internationalen Abrüstung, tatsächlich nicht behandelt 
wurden; doch trug die öffentliche Diskussion über Möglichkeiten der Friedens­
bewahrung zwei Jahrzehnte später ihre ersten größeren Erfolge, als Zar Niko­
laus H. die Regierungen der Welt zur Haager Friedenskonferenz einlud, die 
ihre Tätigkeit u. a. mit einem "Abkommen zur friedlichen Erledigung inter­
nationaler Streitfälle" beschloß. Zwischen der Pariser Resolution von 1856 und 
der ersten Haager Friedenskonferenz von 1899 dürfte (über die Brüsseler Kon­
ferenz von 1874) eine direkte Linie zu ziehen sein. Das wird schon durch einen 
Vergleich zwischen dem Wortlaut des Pariser Protokolls und dem russischen 
Einladungsschreiben 312 und auch dem genannten Abkommen nahegelegt. 

310 MANTEUFFEL III S. 234. 
311 GIRARDIN S. 42-47. Vgl. auch ROBSON S. 50-51. 
312 Darin heißt es u. a., es werde nicht vorausgesetzt, daß eine Regierung sich im voraus der 

Entscheidung eines Schiedsgerichts unterwerfe, wenn es sich um einen Streitfall handle, 
der «touchait a l'honneur national d'Etat, a ses interets superieurs [ ... ] ». - In Art. 2 des 
Abkommens verpflichten sich die Vertragschließenden, die Guten Dienste oder die 
Vermittlung unbeteiligter Mächte vor Anwendung bewaffneter Gewalt anzurufen «en tant 
que les circonstances le permettront.» In beiden Fällen sind weitgehende Übereinstim­
mungen mit dem Wortlaut des Pariser Protokolls unverkennbar. - Die Materialien zur 
ersten Haager Friedenskonferenz bei MARTENS 2. Serie Bd. 26. 
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1. Zur Durchführung des Friedensvertrags 

In einer Gesamtwürdigung des Pariser Friedensvertrags müssen besonders 
zwei Gesichtspunkte im Vordergrund stehen: Einmal die Bedeutung des Ver­
trages für den engeren Bereich der russisch-türkischen Beziehungen, also für 
den Nahen Orient, und das Schicksal der wichtigeren darauf bezüglichen Ver­
tragsbestimmungen 1; zum andern die Auswirkungen des Krimkriegs und des 
Pariser Friedens, der tiefsten Zäsur in der europäischen Politik in dem J ahrhun­
dert zwischen 1815 und 1914, auf die Struktur der internationalen Beziehungen. 

Im Pariser Vertrag versuchten die Alliierten die durch Rußland bedrohte 
Integrität des ottomanischen Reiches auf drei verschiedenen Wegen zu schützen 
und zu konsolidieren. Ihre Richtung war in dem ursprünglichen Kriegsziel­
programm der Vier Punkte bereits deutlich vorgezeichnet. 

a) Das ottomanische Reich 

Zunächst wurde die Unabhängigkeit und territoriale Integrität der Türkei 
unter die Garantie der europäischen Mächte gestellt, durch welche die Unter­
zeichner gemeinschaftlich und jeder einzeln gebunden wurden (Art. 7). De jure 
trat die Türkei damit in die Gemeinschaft des europäischen Rechts ein, in der 
sie de facto eine Rolle spielte, seitdem sie völkerrechtliche Verträge mit den 
europäischen Mächten geschlossen hatte. Als Gegenleistung für den Schutz von 
außen übernahm die Türkei von Europa den Auftrag, sich von innen heraus 
durch ein umfassendes Reformprogramm lebensfähiger zu gestalten (Art. 9). 
Durch diese Bestimmungen wurde ein seit Katharina H. (Kütschük-Kainar­
dschi) erhobener Anspruch Rußlands auf Schirmherrschaft über die orthodoxen 
Untertanen des Reiches und auf das Protektorat über die Türkei insgesamt 
(Unkiar-Skelessi) hinfällig. Gleichzeitig fand das jahrzehntelange Bestreben 
Englands (Stratford de Redcliffe), die Reformbedürftigkeit der Türkei von 

1 Der Verfasser ist der Ansicht, daß gerade auf dem Gebiet der Exekution des Pariser 
Friedensvertrags noch die meiste - und langwierigste - Forschungsarbeit Zu leisten ist. Er 
beabsichtigt, darauf bei späterer Gelegenheit ausführlich zurückzukommen. V gl. vorerst 
MüSSE, Crimean System, und MüNICAUL T. 
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Europa anerkennen zu lassen und ihre Reformierbarkeit unter Beweis zu stel­
len, sobald die äußeren Gefahren gebannt seien, vertrags mäßigen Ausdruck. 

Das Schicksal der türkischen Reformen im 19. Jahrhundert, die Tansimat­
Periode, ist ein eigenständiges, umfangreiches Forschungsobjekt. Über die 
Reformen wird im allgemeinen leichthin geurteilt: Man geht einseitig von ihren 
tatsächlich zumeist negativen Ergebnissen aus, ohne auch ihren Verlauf, den 
man in Einzelheiten noch fast gar nicht kennt, zu berücksichtigen. Der wirt­
schaftliche Niedergang oder doch die Stagnation in der Wirtschaft läßt sich, 
gemessen an europäischen Maßstäben, nicht beschönigen. Der territoriale Be­
stand des Reiches blieb zwar ungeschmälert, doch waren die zentrifugalen Ten­
denzen, vor allem in den Außenbezirken, unverkennbar. Die Donaufürsten­
tümer erreichten eine Stufe nach der anderen auf dem Weg zur Unabhängigkeit 
und bereiteten damit scheinbar unaufhaltsam ihre Loslösung vom Reich vor. 
Im Libanon führte die latente Spannung zwischen Drusen und Maroniten 1860 
zu blutigen Zusammenstößen, in deren Verlauf die Großmächte eingriffen. 
Unter ihrem Druck erhielt die Provinz größere Autonomie. Dadurch wurde 
ein weiterer Stein im Gefüge des Reichsbaues gelockert. Der Jemen konnte nur 
mit größter Mühe im Reichsverband gehalten werden, und Tunesien erkannte 
die Suzeränität des Sultans lediglich an, um sich vor der Kolonisation durch 
Frankreich zu bewahren. Nach einem Vorspiel im Jahre 1858 brachen 1862 
Kämpfe zwischen den Serben und der Besatzung der zahlreichen türkischen 
Garnisonsbezirke (Belgrad u. a.) aus 2. Die Türkei wurde auf Grund des Be­
schlusses einer Botschafterkonferenz in Konstantinopel veranlaßt, die Bezirke 
bis auf die Festungen selbst zu räumen und zwei der Festungen ganz aufzuge­
ben. Bis 1867 hatte es Serbien mit Unterstützung der Großmächte erreicht, daß 
die türkischen Truppen ganz aus dem Lande zurückgezogen wurden und nur 
noch in Belgrad die türkische Flagge neben der serbischen wehte. Michail 
Obrenovit hatte unterdessen versucht, die verschiedenen Völkerschaften auf 
dem Balkan in einen antitürkischen Bund zusammenzuschließen - wie er dann 
1912 für kurze Zeit gelang -; doch scheiterte er, da sich der Balkan-Nationalis­
mus nicht nur reichsfeindlich, sondern auch exklusiv und unabhängigkeitsfana­
tisch zeigte. Montenegro, das sich türkischen Herrschaftsansprüchen gegen­
über stets widerspenstig verhalten und seine Rußlandfreundschaft 3 bewahrt 
hatte, erreichte bereits 1858 nach Eingreifen der Großmächte eine Grenzberich-

2 Über Serbien hatte der Pariser Vertrag bestimmt, daß 1. das Fürstentum bei Aufrecht­
erhaltung der alten Beziehungen zur Pforte ebenso wie die Walachei und die Moldau 
unter die Kollektivgarantie der Vertragspartner gestellt (Art. 28) und 2. das türkische 
Garnisonsrecht anerkannt werde, eine bewaffnete Intervention türkischerseits jedoch 
nicht ohne vorherige Absprache der Unterzeichner erfolgen dürfe (Art. 29). - Zur Lage 
in Syrien vgl. die neuere Literatur bei BAUMGART, Politik und Religion. 

3 Der Prinz erhielt ein Jahresgehalt von Rußland; der griechische Klerus hatte sich von 
Konstantinopel gelöst und an das Moskauer Patriarchat angelehnt. 
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tigung zu seinen Gunsten. In den Unabhängigkeitsbewegungen der zwei Jahr­
zehnte zwischen dem Pariser Frieden und der nächsten großen Orient krise 
1875-78 vermochte die Türkei nur beim Aufstand auf Kreta 1866-68, der auf 
den Anschluß mit Griechenland hinzielte, ihre Suzeränitätsrechte unangetastet 
zu behaupten. 

Die 1856 dekretierte und in den folgenden Jahren in Angriff genommene 
Reform des Reiches wurde durch das Gift des Nationalismus - auf dem Balkan 
vermischt mit dem Panslawismus und durch ihn verstärkt zum großen Teil 
wirkungslos gemacht. Nachdem die christlichen Untertanen erst einmal for­
melle Gleichberechtigung erlangt hatten, gesellte sich dem Streben nach sozia­
ler Emanzipation auch das Verlangen nach größerer politischer Autonomie 
(z. B. Rumänien, Serbien, Bulgarien) und nach Vereinigung mit den Stammes­
brüdern jenseits der Grenzen (z. B. Kreta) hinzu. Desintegrierend wirkte auch 
der Nationalismus, der jetzt in der früheren Herrenschicht aufkam. Er wurde 
durch einen reformfeindlichen Traditionalismus potenziert. 

Die Reformen wurden im wesentlichen von einer dünnen Schicht von euro­
päisierten Bürokraten getragen. Ihre Kritiker und Feinde waren die streng­
gläubigen Muslims, vor allem deren Führung, die Ulemas, die es als erniedri­
gend und entwürdigend empfanden, das Gesetz des Islams (~ari'a, ~eriat) durch 
die "heidnischen" Europäer entheiligen zu lassen. Sie waren auch unter Armee­
offizieren zu finden, die sich durch die neue Klasse der Bürokraten in den Hin­
tergrund gedrängt fühlten; und sie rekrutierten sich aus der Bewegung der 
Jung-Ottomanen (Jeni Osmanhlar) - der frühesten Erscheinungsform des tür­
kischen Nationalismus -, die zwar nicht grundsätzlich reformfeindlich einge­
stellt waren und sogar eine (auf die Tradition des Islams sich gründende) Kon­
stitution forderten, aber gegen die von Ali Pascha und seinen Mitstreitern als 
notwendig erachtete Säkularisierung der islamischen Kultur zu Felde zogen und 
den Bürokraten Unfähigkeit gegenüber der ständigen Einmischung Europas 
vorwarfen. 

Der Gedanke des Ottomanismus, eines einigenden Reichsbewußtseins, hat 
sich trotz der Fortschritte, die für die Nichtmohammedaner auf dem Wege von 
der im Hatt-l Hümayun verbrieften Gleichberechtigung zur tatsächlichen 
Gleichbehandlung erreicht wurden, nicht durchsetzen können. Man mag den 
Reformern um Ali und Fuad Pascha Mangel an Realismus vorwerfen; aber der 
Versuch mußte gemacht werden, wenn anders der Zusammenhalt des Reiches 
nicht von vornherein aufgegeben werden sollte. Vielleicht hätten sie mehr 
Erfolg gehabt, wenn die europäischen Mächte den Reformprozeß, der eine 
Umbruchszeit war, in dem es auch zu Auswüchsen ("Bulgaren-Massakers") 
kam, durch ihre Interventionen nicht immer wieder gestört hätten. Aber 
schließlich war das Zusammentreffen Europas mit dem ottomanischen Reich 
im 19. Jahrhundert der unheilschwangere Zusammenstoß zweier in verschiede­
ner Richtung hin hochentwickelter Kulturen. 
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b) Die Neutralisierung des Schwarzen Meeres 

Ähnlich wie Rußland seine Positionen auf dem Balkan durch den Panslawismus, 
der mit der Regierungspolitik allerdings nur bedingt zu identifizieren ist, wie­
dergewonnen hat, nachdem es sie in Paris durch den Verzicht auf seine Rolle 
als Schutzmacht für die Orthodoxen zunächst hatte aufgeben müssen, hat es 
auch den durch die Neutralisierung des Schwarzen Meeres erlittenen Machtver­
lust bereits nach anderthalb Jahrzehnten wieder wettgemacht. 

Die Neutralisierung des Schwarzen Meeres mußte 1856 den Vätern und 
eifrigsten Verfechtern des Gedankens, den Engländern, tatsächlich als das denk­
bar wirksamste Mittel erscheinen zur Zurückdrängung der militärischen Macht 
auf einem Meer, das in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts zusehends zu einem 
russischen Binnenmeer zu werden drohte. In diesem Sinne hat Palmerston sie 
verstanden, obwohl er im privaten Gespräch zugab, an eine lange Dauer der 
Bestimmung - höchstens zehn Jahre - nicht glauben zu können 4. Unter diesem 
Gesichtspunkt hat sie auch Disraeli im Jahr 1871 vor dem Unterhaus verteidigt, 
als es um die Frage ging, wie auf die einseitige russische Aufkündigung der ent­
sprechenden Vertragsartikel (Art. 11, 13, 14,) zu reagieren sei. 

Napoleon seinerseits hatte den Vertrag noch nicht unterzeichnet, als er den 
Russen schon die Möglichkeit der Revision durchblicken ließ. Er war anders 
als England nicht an der Erfüllung dieses Kriegsziels an sich interessiert, son­
dern nur an seiner Verwertbarkeit für sein großes außenpolitisches Programm. 
Mag die ihm zugeschriebene Wendung: «Les Traites occasionnels ne sont pas 
eternels» 5, die er Anfang 1856 an die Adresse Rußlands gerichtet haben soll, 
um es zu einer raschen Zustimmung zum Frieden zu bewegen, apokryph sein, 
so entspricht sie doch vollauf seinen Vorstellungen. Sein Vertrauter Morny 
hatte sie ja gegenüber den Russen im Herbst 1855 nachweislich als Argument 
für eine bedingungslose Annahme seitens Rußlands benutzt 6. Walewski war 
für die Friedensverhandlungen beauftragt worden, der alliierten Forderung 
alle von England kommenden verschärfenden Elemente (Einbeziehung des 
Azov-Meeres und der Flußmündungen in den Geltungsbereich der Klausel, 
Schleifung der Forts an der Ostküste des Schwarzen Meeres) zu nehmen. Napo­
leon mußte dem Kriegsgegner solche Beweise schonender Behandlung liefern, 
um das französisch-russische Rapprochement zu fördern, das wiederum der 
allmählichen Verwirklichung seines Revisionsprogramms zu dienen hatte. 
Nach dem Pariser Frieden war neben Frankreich nun Rußland als zweite Groß­
macht auf eine revisionistische Außenpolitik festgelegt. Gemeinsame Grund-

4 Nach Auskunft Außenminister Granvilles im Unterhaus am 14. Februar 1871 (HANSARD'S 
PARLIAMENTARY DEBATES, Bd. 204 [1871] S. 248). 

5 De Launay an Cibrario, Berlin 11. April 1856 (CAVOUR VII S. 454). 
6 Vgl. oben S. 97. 
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voraussetzungen in der Außenpolitik mußten ein gemeinsames Handeln in 
außenpolitischen Grundfragen als natürlich erscheinen lassen. 

Das Zusammengehen Frankreichs und Rußlands als der beiden Verlierer 
zweier internationaler Kongresse steht in Analogie zu dem deutsch-russischen 
Zusammenspiel nach Versailles 1919. Den französisch-russischen Geheimab­
sprachen von 1859 entspricht der Rapallovertrag von 1922. Dem Schicksal der 
Neutralisierungsklausel von 1856 entspricht das Schicksal der Entmilitarisie­
rungsbestimmungen von 1919. 

In der Tat hat die Forschung zur Kennzeichnung der Härte der Stipula­
tionen über die Neutralisierung des Schwarzen Meeres nach analogen Be­
stimmungen in anderen Friedensverträgen Ausschau gehalten und zum Ver­
gleich zumeist die Bestimmungen des Versailler Vertrages über die Entmili­
tarisierung des Rheinlandes herangezogen 7. In beiden Fällen liegt eine Be­
schränkung der Souveränitätsrechte einer geschlagenen Großmacht vor. Beide 
Klauseln entsprangen dem Bedürfnis einer der Siegermächte (1856 Englands, 
1919 Frankreichs) nach Sicherheit vor dem tatsächlichen oder vermeintlichen 
Hegemonialstreben der Verlierermacht. 

Man darf jedoch bei der Beurteilung der Rußland 1856 auferlegten Souve­
ränitätsbeschränkung einerseits den schon genannten Gesichtspunkt nicht ver­
gessen, daß die Architekten des Vertrages von vornherein Zweifel in die Halt­
barkeit dieser Bestimmungen setzten, zum andern nicht, daß die Neutralisie­
rung auch Rußland einige, wenn auch nur kurzfristige Vorteile einbrachte. In 
Rußland ist der Wert der Schwarzmeer-Flotte seit ihrem forcierten Aufbau zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts und besonders nach 1841 unterschiedlich einge­
schätzt worden. Solange die Flotte im Schwarzen Meer eingeschlossen war und 
sich nicht im Mittelmeer zeigen konnte, mochten die Kosten, die sie verschlang, 
in keinem Verhältnis zu ihrem militärischen Nutzen stehen. Neben der Ent­
lastung des russischen Staatsbudgets bot in den ersten Jahren nach 1856 der 
Umstand, daß auch keine nichtrussischen, d. h. vor allem türkischen Kriegs­
schiffe das Schwarze Meer befahren durften, einen wirksamen Schirm gegen 
türkisches Eingreifen in das militärische Vorgehen Rußlands im Kaukasus zur 
Unterwerfung der Kaukasusvölker und damit zur Gewinnung der Landbrücke 
nach Persien8 • 1859 oder spätestens 1866, nachdem Rußland den kaukasischen 
Widerstand gebrochen hatte, war diese Funktion allerdings schon erfüllt. 

Seitdem - in geringerem Maße natürlich schon unmittelbar nach 1856 -
bildete die Aufhebung der Neutralisierung des Schwarzen Meeres das beherr­
schende Ziel der russischen Außenpolitik. Die Gebietsabtretung in Bessara­
bien, die in den Wochen nach dem österreichischen Ultimatum und während 

7 Analogien finden sich auch im Frieden von Tilsit (drastische Armeereduktion), bis zu 
einem gewissen Grad auch im Frieden von Utrecht (Schleifung Dünkirchens). 

8 Darauf hat kürzlich J. HOFFMANN S. 257 hingewiesen. 
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der Friedensverhandlungen von Rußland noch als die größte Schmach emp­
funden worden war, weil die Forderung so unerwartet und von einer am Krieg 
unmittelbar nicht beteiligten Macht kam und in der militärischen Lage nicht 
begründet zu sein schien, trat an Bedeutung gegenüber der Neutralisierung des 
Schwarzen Meeres zurück; sie spielte in den Revisionsansprüchen Gorcakovs 
nur gelegentlich eine Rolle, dann aber zumeist in Verbindung mit der Neutra­
lisierungs bestimmung. 

In den anderthalb Jahrzehnten nach 1856 haben Frankreich, Österreich und 
Preußen die Revisionswünsche Rußlands immer wieder benutzt, um für ihre 
Zwecke die russische Freundschaft zu gewinnen. Rußland seinerseits war 
bestrebt, aus den unter den Großmächten bestehenden Gegensätzen für sein 
Revisionsvorhaben Kapital zu schlagen. 

Nach den bisher verfügbaren Quellen wurde die Aufhebung der Neutrali­
sierung Rußland zum ersten mal von Napoleon während der französisch-russi­
schen Bündnisverhandlungen von 1858/59 angeboten9• Da die Ansichten über 
den Modus der Kündigung jedoch auseinanderliefen - Napoleon wollte sie 
durch einen allgemeinen Kongreß sanktioniert sehen, Gorcakov forderte sofor­
tige Aufkündigung der entsprechenden Artikel durch Frankreich -, kam es zu 
keiner Abmachung. Rußland konnte immerhin feststellen, daß die Neutralisie­
rung nicht eine unumstößliche Vertragsbestimmung bleiben würde, sondern 
negoziabel geworden war. Eine 1860 von Österreich während einer Herrscher­
zusammenkunft in Warschau ausgehende Offerte blieb ebenfalls ergebnislos, 
weil nun Gorcakov eine gesamteuropäische Sanktion der Aufhebung forder­
te 10. Im Sommer 1866 hat dann Bismarck während des preußisch-österreichi­
sehen Krieges seine Bereitschaft in Petersburg zu erkennen gegeben, eventuelle 
russische Revisionswünsche zu unterstützen 11. Gorcakov arbeitete daraufhin 
und auf Grund weiterer Indizien 12 ein Zirkular für die russischen Missionen 
in den europäischen Hauptstädten aus, in dem die russische Aufkündigung der 
Neutralisierungsbestimmungen bekanntgegeben werden sollte. In einem Kron­
rat, in dem sich der Kriegs- und der Finanzminister gegen den Schritt Gorca­
kovs aussprachen, wurde das Vorhaben jedoch als inopportun zurückgestellt. 
Die überraschend kurze Dauer des preußisch-österreichischen Krieges mag der 
Grund gewesen sein, daß der taktisch günstigste Augenblick als verstrichen 

9 V gl. MOSSE, Crimean System S. 120-121. Noch unausgewertete Quellen in der Doku­
mentation K ISTORII FRANKO-RUSSKOGO SOGLASENIJA. 

10 Noch unausgewertete Quellen im HHSTA, PA X 49 (Faszikel «Entrevue de Varsovie»). 
11 Telegramm Bismarck an E. v. Manteuffel, Berlin 9. August 1866 (BISMARCK VI S. 114 bis 

115 [Nr. 543]); Telegramm Bismarck an E. v. Manteuffel, Berlin 18. August 1866 (EBENDA 
S. 131-132 [Nr. 571]); Telegramm E. v. Manteuffel an Bismarck, Alexandria 24. August 
1866 (DIE AUSWÄRTIGE POLITIK VIII S. 41 [Nr. 3]); Alexander 11. an König Wilhelm I., 
Peterhof 24. August 1866 (EBENDA S. 42-43 [Nr. 5]). 

12 Vgl. zum ganzen CLARK. 
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angesehen wurde. Hatte bereits Rechberg seinen Amtsantritt mit einer ver­
söhnlichen Geste gegenüber Petersburg beginnen wollen, so verfolgte Beust 
zu Beginn des Jahres 1867 die gleiche Absicht. Der Aufstand in Kreta schien 
im übrigen einen geeigneten Anlaß zu bieten, um in eine umfassendere Revi­
sion der orientalischen Frage einzutreten 13. Doch nachdem die Westmächte, 
England zumal, energisch abgewinkt hatten, wies auch Gorcakov das Angebot 
zurück. Für ihn bot der Ausbruch des deutsch-französischen Krieges die näch­
ste große Gelegenheit. 

Einige Tage nach der Schlacht von Sedan teilte Gorcakov dem preußischen 
Gesandten in Petersburg, Prinz Reuß, mit, daß Rußland bisher ruhig zugesehen 
habe, wie der Pariser Traktat seit 14 Jahren von den Mächten "verletzt und 
durchlöchert" worden sei. Sobald die Zeit gekommen sei, werde Rußland aus 
seinem Schweigen heraustreten und die für Rußland verletzenden Klauseln 
"umwerfen"14. Am 27. Oktober eröffnete Zar Alexander seinen Ministern 
seine Entscheidung, die Artikel 11, 13 und 14 des Pariser Friedensvertrags auf­
zukündigen. In einem Zirkular vom 31. Oktober gab Gorcakov den Signatar­
mächten die russische Entscheidung bekannt 15. 

Seit jeher wird das Vorgehen der russischen Regierung vom Herbst 1870 
als Lehrbeispiel angesehen für die Berufung eines Staates auf die Clausula 
rebus sie stantibus, um die Lösung aus einem völkerrechtlichen Vertrag zu 
begründen. In Wirklichkeit hat sich Gorcakov nicht ausdrücklich auf die Clau­
sula berufen, doch liegt sie seinem Zirkular zweifellos implicite zugrunde, da 
er Umstände geltend machte, die den Tatbestand des Vorbehalts als solchen dar­
stellen. Goreakov wies vor allem auf die Vertrags verletzungen in bezug auf die 
Donaufürstentümer hin, die von den Mächten ohne Widerstand hingenommen 
worden seien. Rußland könne sich angesichts dieser Verletzungen nicht länger 
an Stipulationen gebunden fühlen, die seine Interessen unmittelbar berührten. 

Für Bismarck war, wie sich aus den deutschen Akten zur Genüge nachwei­
sen läßt 16, das russische Vorgehen sowohl der Form nach wie in dem gewähl­
ten Zeitpunkt unangenehm und überraschend. Er ergriff sofort die Initiative zu 
einer Konferenz, als sich in England für kurze Zeit eine Kriegspsychose der 
Öffentlichkeit bemächtigte 17 und der englische Sondergesandte im Haupt­
quartier von Versailles, Odo Russell, eine, allerdings nicht autorisierte, Kriegs­
drohung aussprach. Als sich die Kriegsstimmung in England jedoch ebenso 
schnell wieder legte, wie sie aufgekommen war, und Premierminister Glad­
stone eine Rußland entgegenkommende Haltung annahm, machte Bismarck-

13 RHEINDORF S. 54-56. - Zum kretischen Aufstand von 1866 vgl. jetzt SENKEVIC. 
14 Reuß an Bismarck, Petersburg 9. September 1870 (RHEINDORF S. 148-149). 
15 Zum ganzen RHEINDORF 75-131, 141-167; MOSSE, Crimean System S. 158-183; ferner 

BAUMGART, Probleme 396-397. 
16 Die Akten jetzt im PA Bonn, I. A. B. q. 69 Bd. 5-13. 
17 V gl. MossE, Public Opinion. 
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was bisher nicht beachtet wurde, sich aus den Akten aber vielfach belegen läßt -
keine Anstalten, um die Erledigung der Angelegenheit zu beschleunigen. 
Angesichts der sich hinziehenden Belagerung von Paris war es ihm nicht un­
recht, daß die europäische Diplomatie und die öffentliche Meinung wenigstens 
teilweise von der Entwicklung des deutsch-französischen Krieges abgelenkt 
wurden. 

Das Hauptanliegen der englischen Regierung war jetzt, Rußland eine völ­
kerrechtliche Lektion zu erteilen und es zur Anerkennung des Rechtsgrund­
satzes zu veranlassen, daß ein völkerrechtlicher Vertrag nur durch Zustimmung 
aller Signatare abgeändert werden könne. Logischerweise hätte das auf die For­
derung nach Zurückziehung des Zirkulars hinauslaufen müssen. Diesem Ver­
langen nachzukommen hätte jedoch für Gorcakov das demütigende Einge­
ständnis der Unrichtigkeit seiner Handlungsweise bedeutet. Den Ausweg bot 
nur die von Bismarck vorgeschlagene Konferenz, die es einerseits Gorcakov 
ermöglichte, das Gesicht zu wahren, anderseits England die Möglichkeit lie­
ferte, die Fiktion aufrechtzuerhalten, daß internationale Verträge nur durch 
Übereinstimmung aller Unterzeichner revidiert werden können, d. h. das Prin­
zip Pacta sunt servanda als unantastbar anerkannt zu finden. England stellte 
darüber hinaus noch die fiktive Forderung, daß die Konferenz ohne Präjudiz 
ihres Ergebnisses eröffnet werde. Auf diese Weise wurde das Goreakovsche 
Zirkular, wie es W. E. Mosse formuliert hat 18, "neatly and effectively by-pas­
sed", ohne daß es jemals formell zurückgezogen wurde. 

Die Konferenz, die in London am 17. Januar 1871 begann und mit dem Pon­
tus-Vertrag vom 13. März 1871 endete 19, hatte faktisch nur noch die Aufgabe, 
das russische Vorgehen unter Geltendmachung der genannten Fiktionen zu 
sanktionieren (Artikel 1) und die überraschend von der Türkei und Österreich 
vorgelegten Kompensationsforderungen zu berücksichtigen. Bismarck wußte 
die Teilnahme des französischen Vertreters Jules Favre hinauszuzögern und 
schließlich zu verhindern aus Sorge, Frankreich werde die Probleme des 
deutsch-französischen Friedens vor das internationale Forum bringen. Von den 
hohen österreichischen Kompensationsforderungen (Einrichtung eines Sta­
tionshafens an der türkischen Schwarzrneerküste für Kriegsschiffe der Nicht­
anliegerstaaten, Erhöhung der Zahl der an der Donaumündung stationierten 
Schiffe, Fortbestand der von Österreich beherrschten Europäischen Donau­
kommission und Verbesserung der Schiffbarkeit der Donau) ließen sich nur 
die auf die Donau-Kommission bezüglichen verwirklichen (Artikel 4-7). Das 
1856 bekräftigte Prinzip der Schließung der Meerengen wurde, vor allem auf 
österreichisches Verlangen, zugunsten der Türkei dahingehend abgeändert, 
daß dem Sultan jetzt die Möglichkeit gegeben wurde (Artikel 2), Kriegsschiffe 

18 MOSSE, Crimean System S. 182. 
19 Protokolle und Vertragstext bei NORADOUNGHIAN III S. 301-337 (Nr. 802-804). 
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Art. 20 Abi. 2-3 des Pariser Friedensvertrags vom 30, März 1856 

Schwaneß Meer 

La nouveile fronliere partira de la Mer Noire, a un kilometre a I'est du Lae Bourna-Sola, rejoindra perpendieulairement la 
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Aus dem Pariser Protokoll vom 6, Januar 1857: 
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Karte 6/7: Russisch-türkische Grenze in Bessarabien nach dem 6. Januar 1857 
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"befreundeter und alliierter Mächte" auch in Friedenszeiten die Meerengen 
passieren zu lassen. 

Gorcakov trug mit dem Ergebnis der Londoner Konferenz einen eindeuti­
gen Prestigeerfolg davon. Bismarck vermochte das Wiederaufflackern der 
orientalischen Frage, nach anfänglicher peinlicher Überraschung, dazu auszu­
nutzen, um eine Internationalisierung des deutsch-französischen Krieges zu 
vermeiden. England erreichte den moralischen Gewinn, daß die Aufhebung 
der Neutralisierungsverpflichtungen als Ergebnis einer internationalen Ent­
scheidung und nicht des einseitigen Vorgehens Rußlands erschien. Die Nach­
folger Palmerstons haben sich der Kernforderung Rußlands jedoch ebenso­
wenig widersetzt, wie sich die englische Regierung 1936 der Wiederbesetzung 
der Rheinlande durch Hitler entgegengestellt hat. Das Prinzip der Clausula 
rebus sic stantibus wurde, auch wenn man von der Voraussetzung "wesentlich 
veränderter Umstände" ausging, faktisch anerkannt - ein Sachverhalt, der 
trotz der entgegenstehenden verbalen Deklarationen Englands einen Abstieg 
in der Moral der internationalen Beziehungen markiert. 

Eine weitere Beobachtung, die der Historiker am Schicksal dieses Grund­
pfeilers des Pariser Vertragswerks ablesen kann, ist, daß gerade diejenigen Ver­
tragsbestimmungen am wenigsten Dauer versprechen, die einem geschlagenen, 
nicht einmal besiegten Feind eine nachhaltige Machteinbuße abverlangen und 
von den Beteiligten von vornherein mala fide unterzeichnet werden. 

c) Die Donaufürstentümer 

Die Vertragsverletzungen in bezug auf die Donaufürstentümer, auf die sich 
Gorcakov zur Begründung seines Vorgehens berief, ließen sich tatsächlich nicht 
leugnen. Die Bevölkerung der Fürstentümer hatte im Widerspruch zu den 
Artikeln des Pariser Vertrages und zu den darauffolgenden in Paris geschlos­
senen Konventionen der Mächte immer wieder - stets mit Unterstützung der 
französischen Diplomatie - vollendete Tatsachen geschaffen, die von den 
Mächten post factum anerkannt wurden. 

Die Aufhebung des russischen Protektorats über die Donaufürstentümer 
und die territoriale Abdrängung Rußlands vom Donaudelta und linken Donau­
ufer sollten auf der Landseite das leisten, was mit der Neutralisierung, d. h. 
mit dem Verschwinden der russischen Flotte vom Schwarzen Meer schon 
erreicht war: die Eindämmung des russischen Einflusses auf das ottomanische 
Reich durch Schaffung entmilitarisierter, neutraler oder militärisch verdünnter 
Pufferzonen, die unter der Kollektivgarantie der europäischen Mächte standen. 
Allerdings war das Schicksal der Landzone weit schwieriger zu regeln, als die 
wenigen Probleme der Meereszone zu lösen waren. Es ging um die Zukunft 
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einer Bevölkerung von fünf Millionen Menschen, über die jede der Mächte 
eine andere Vorstellung hatte. 

Die Kardinalfrage Einigung oder Getrennthaltung der beiden Fürsten­
tümer war während der Pariser Verhandlungen nicht geklärt worden. Der Ver­
such, sie zu lösen, beschäftigte die Signatarmächte des Pariser Friedens zehn 
Jahre lang, bis Napoleon schließlich sein ursprüngliches Ziel der Vereinigung 
unter einem fremden Fürsten erreichte. Die weitere Geschichte des 1866 fak­
tisch unabhängigen, de jure 1878 auf dem Berliner Kongreß anerkannten 
rumänischen Staates ist ein völlig eigenständiges Thema. Doch bereits die 
Geschichte der Donaufürstentümer während der zehn unmittelbar auf den 
Pariser Kongreß folgenden Jahre ist kompliziert genug, da es um nichts weni­
ger als die Entstehung eines Staates geht, so daß eigentlich nur monographi­
sche Behandlung dem Objekt gerecht zu werden vermöchte. Diese Arbeit ist 
jedoch schon in den dreißiger Jahren von der angelsächsischen Geschichts­
schreibung auf Grund der Akten und in jahrzehntelanger Arbeit auch schon 
von der rumänischen Historie geleistet worden 20, so daß es hier nur um eine 
ganz knappe Zusammenfassung der Ergebnisse gehen kann. 

Die zweite Hälfte des Jahres 1856 erfüllte die europäische Diplomatie mit 
Streitigkeiten über die Delimitation der bessarabischen Grenze und über die 
Zugehörigkeit der 150 km ostwärts vor dem Donaudelta gelegenen Schlangen­
insel. 

Hauptstreitpunkt im ersten Fall bildeten zwei Ortschaften, beide mit Namen 
Bolgrad, von denen die eine am J alpuch-See liegt, der mit der Donau in Verbin­
dung steht, die andere einige Kilometer nördlich davon. Die Russen hatten, wie 
sich aus dem oben erstmals benutzten Bericht Orlovs ergibt 21, bereits während 
der Verhandlungen mit Absicht falschgespielt, indem sie gegenüber den unwis­
senden Vertragspartnern nur eine einzige Ortschaft, die nördliche, nannten, her­
nach aber, nachdem sie die zweite "entdeckt" hatten, vorgaben, die südliche 
gemeint zu haben. Napoleon hatte sich in Paris den Russen gegenüber durch 
das Versprechen gebunden, ihnen bei der Delimitation Bolgrad als Hauptort 
der bulgarischen Kolonie auf jeden Fall ganz zuzusprechen. England und 
Österreich fanden durch den russischen Anspruch das Prinzip, Rußland von 
der Donau abzudrängen, verletzt. 

Gegenüber dieser an sich schon trivialen Angelegenheit war die Bedeutung 
der Schlangeninsel gleich Null. Es handelte sich um einen kleinen, unbewohnten 
Felsblock im Meer, der die einzige Funktion hatte, einen Leuchtturm zu tragen. 
In der Karte, die der Konferenz vorgelegen hatte, war die Insel nicht einge­
zeichnet gewesen. Rußland beanspruchte sie, nachdem es auch sie "entdeckt" 
hatte, für sich. Mindestens ein halbes Dut~end Lösungsvorschläge, z. T. aben-

20 Vgl. BAUMGART, Probleme S. 258-264. 
21 Vgl. oben S. 140 Anm. 52. 
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teuerlicher Art, wurden gemacht und wieder verworfen 22. Palmerston demon­
strierte wie üblich mit der Flotte im Schwarzen Meer und verletzte damit den 
eben erst unterzeichneten Vertrag. Nach ermüdendem Hin und Her gab Ruß­
land im wesentlichen nach. In einem am 6. Januar 1857 unterzeichneten Proto­
ko1l 23 gab es seine Ansprüche auf die Schlangeninsel und das südliche Bolgrad 
gegen eine territoriale Entschädigung an anderer Stelle des bessarabischen 
Grenzgebiets auf. Der kleinliche Disput über die unscheinbaren Objekte hatte 
die große Folge, daß er die englisch-französische Krimkriegsallianz stark 
aufweichte und damit zu weiterer Verflüssigung der Mächtebeziehungen 
beitrug. 

Der gewichtigere Streitgegenstand der Donaufürstentümer hatte noch grö­
ßere Auswirkungen. Im Pariser Vertrag war bestimmt worden, daß die Bevöl­
kerung über die künftige Gestaltung ihrer Gebiete durch eigene, die Interessen 
des Landes vertretende Volksversammlungen (Divane ad hoc) unter Aufsicht 
einer Kommission der Großmächte befragt werden solle. Die bisherigen 
Hospodare wurden 1857 durch provisorische Statthalter (Kaimakame) ersetzt. 
In der Moldau fanden im Juli manipulierte Wahlen statt, auf Grund deren die 
Trennung der beiden Fürstentümer aufrechterhalten werden sollte. Thouvenel 
in Konstantinopel forderte die Annullierung der Wahlen und brach, als die 
Pforte darauf nicht einging, die diplomatischen Beziehungen ab. England hatte 
sich inzwischen im Gegensatz zu seiner Haltung auf dem Pariser Kongreß im 
Verein mit der Pforte und Österreich für die Trennung ausgesprochen. Im 
August kam es zu einem Monarchentreffen in Osborne 24 auf der Insel Wight, 
auf dem Napoleon versprach, sich nur für eine "Verwaltungsunion" der beiden 
Provinzen einzusetzen, während die englische Regierung sich bei der Pforte 
für Neuwahlen verwenden wollte. Die Neuwahlen im September in beiden Pro­
vinzen fielen im Sinne der Vereinigung aus. Im Mai 1858 trat eine Botschafter­
konferenz in Paris zusammen 25, in der Frankreich, unterstützt von Rußland, 
ein "Zentralkomitee" für beide Fürstentümer vorschlug. Der nun einsetzende 
Streit über eine gemeinsame Flagge, ein gemeinsames Münz-, Miliz- und Post­
wesen symbolisiert die immer tiefergreifenden Gegensätze der Mächte in der 
orientalischen Frage. Der am 19. August ausgearbeitete Kompromiß - zwei 
verschiedene Flaggen bei gleicher Gösch, zwei Milizen als Teile einer Armee, 
zwei Hospodarate, für die theoretisch ein und dieselbe Person von den Diva­
nen in Bukarest und Jassy gewählt werden konnte - wurde Anfang 1859 umge­
worfen, als die Bevölkerung ihr Schicksal selbst in die Hand nahm und in zwei 

22 Noch nicht ausgewertete Akten darüber im HHSTA, PA IX 53-57, PA X 43--44, PA XII 
58-60. 

23 Text: DE CLERCQ VII S. 207. 
24 Dazu neuerdings ÜTETEA. , 
25 Ausführliche Berichterstattung darüber im HHSTA, PA IX 58-61. - Zum folgenden 

neuerdings CERTAN. 
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getrennten Wahlgängen in dem Bojaren Alexander Cuza den Hospodar für 
beide Provinzen zugleich wählte. 

Dasselbe Spiel wiederholte sich noch mehrmals in den Folgejahren : Kon­
ferenzen in Paris, deren mühsam zustande gebrachter Komprorniß von der 
Bevölkerung kurz darauf über den Haufen geworfen wurde. Cavour als Mit­
unterzeichner des Pariser Vertrags mischte sich kräftig in die Differenzen der 
Großmächte ein; er verhandelte 1858/59 mit revolutionär gesinnten Ungarn 
(General Klapka), um im Rücken der österreichischen Front Aufstände in 
Ungarn zu entfachen; er lieferte französische Waffen an Cuza, um ihn zu einem 
Handstreich auf die Bukowina zu ermutigen. In der Krise des norditalienischen 
Krieges mußte die Pforte Cuza als Herrscher über beide Provinzen anerkennen. 
Die Botschafterkonferenz in Paris drückte der neuen Lage schließlich noch ihr 
Siegel auf. 

Sogleich zeigte sich die Schwerfälligkeit des von den Mächten ausgeklügel­
ten Verwaltungssystems: Cuza hatte außer mit dem Zentralkomitee, das nicht 
etwa in einer der beiden Residenzen seinen Sitz hatte, sondern in der Stadt 
Foc~ani, auch noch mit zwei Ministerien und zwei Deputiertenkammern zu 
regieren. 1861 erließ die Pforte einen Ferman, nach dem die Ministerien und 
Kammern vereinigt werden und in Bukarest tätig sein sollten. Die Regelung 
war jedoch nur für die Regierungszeit Cuzas getroffen. Danach konnte jede 
Provinz wieder ihren eigenen Hospodar wählen. 

Die Entwicklung war damit nicht zur Ruhe gekommen. Durch die sozialen 
Spannungen wurde sie vielmehr verschärft. Cuza stellte sich gegen die Grund­
besitzer (Bojaren) und versuchte sich auf die Bauernschaft zu stützen, indem er 
die Leibeigenschaft aufhob und damit eine halbe Million Bauernfamilien zu 
Grundeigentümern machte. Im Mai 1864 inszenierte er einen Staatsstreich 
nach dem Vorbild der Pariser Vorgänge vom 2. Dezember 1851, löste die Kam­
mern auf und erließ eine Verfassung. Knapp zwei Jahre darauf fiel er selbst 
einer Verschwörung zum Opfer. Da die Erfahrungen gelehrt hatten, daß ein 
Prinz aus einer einheimischen Fürstenfamilie der Günstlings- und Mißwirt­
schaft nicht Herr zu werden vermochte, wählten die Kammern auf Vorschlag 
der sofort gebildeten provisorischen Regierung den Grafen Philip von Flan­
dern zum Fürsten und, als dieser ablehnte, im Einvernehmen mit Napoleon den 
Prinzen Karl von Hohenzollern-Sigmaringen. Der Sultan, im europäischen 
Krisenjahr 1866 in Österreich seiner wichtigsten Stütze beraubt, verlieh nolens 
volens dem Prinzen die Investitur. Damit war der entscheidende Schritt zur 
völligen Unabhängigkeit getan. Die Geltung des Pariser Vertrages war tat­
sächlich, wie Gorcakov in diesem Jahr nicht ohne Befriedigung feststellte, in 
wichtigen Partien durchlöchert. 

Die türkische Suzeränität, der die Fürstentümer noch unterstanden, hatte 
kaum mehr als formelle Bedeutung. Die Anerkennung der vollen Unabhängig­
keit folgte zwölf Jahre später durch den Berliner Kongreß, auf dem Rußland 
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auch den 1856 zedierten Gebietsstreifen in Bessarabien von Rumänien zurück­
gewann, das seinerseits durch einen Teil der Dobrudh entschädigt wurde. 
Rumänien trat damit endgültig als Vielvölkerstaat - nur zwei Drittel der Bevöl­
kerung waren Rumänen - aus einem Vielvölkerreich aus. Von nun an war es 
wie die anderen inzwischen unabhängig gewordenen Balkanstaaten mit einem 
Irredentaproblem belastet, das seine Außenpolitik während der nächsten Jahr­
zehnte maßgebend bestimmte. 

Die Staatwerdung Rumäniens war nur unter ständiger Mißachtung des 
Pariser Friedensvertrags und der nachfolgenden Konventionen möglich gewor­
den. Ohne die Unterstützung mindestens einer der Großmächte hätten die 
Kräfte der nationalen Bewegung die Unabhängigkeit des Landes nicht errei­
chen können. Dieser Zusammenhang, der schon im Falle der Unabhängigkeit 
Griechenlands zu beobachten gewesen war, ergab sich auch bei der Entstehung 
Rumäniens. Wie in Griechenland bewiesen auch in Rumänien die nationalen 
Kräfte ihre Unfähigkeit, mit den wirtschaftlichen und sozialen Problemen des 
Landes fertig zu werden. Das Land stand auf wirtschaftlich sehr schwachen 
Füßen. Die herrschenden Kreise der Bojaren waren eine der korruptesten 
und unfähigsten sozialen Schichten Europas. 

Die Entlassung aus dem türkischen Reichsverband löste nicht die Probleme 
des Landes, sondern verschärfte sie. Immerhin hat Rumänien seine staatliche 
Unabhängigkeit bis 1941/44 behaupten können und ist sich ihrer in den letzten 
Jahren erneut bewußt geworden. 

d) Donauschiffahrt und Aland-Konvention 

Gegenüber der fortschreitenden Desintegration des ottomanischen Reiches, 
dem Schicksal der Bestimmungen über die Neutralisierung des Schwarzen 
Meeres und der Entstehung eines unabhängigen rumänischen Staates sind alle 
weiteren sich aus dem Pariser Friedensvertrag direkt ergebenden Folgen für die 
große europäische Politik von sekundärer Bedeutung. Die weniger wichtigen 
Bestimmungen des Vertrages sind deshalb am längsten in Geltung geblieben. 

Die Stipulationen über die Freiheit der Donauschiffahrt (Artikel 15-19) 
haben sich allerdings nicht ganz in der Form ausgewirkt, wie ihre Autoren, vor 
allem Österreich, es beabsichtigt hatten 26. Denn obwohl die Europäische 
Donaukommission dem Friedensvertrag gemäß nur zwei Jahre tätig sein sollte, 
wurde sie in der Praxis eine dauernde Einrichtung, und die Ständige Uferstaa­
tenkommission, die 1857 eine Schiffahrtsordnung ausgearbeitet hatte, wurde 

26 Noch nicht ausgewertete Akten darüber im HHSTA, PA X (für 1856 ff. passim) und im 
BGSTA, MA 1921 A. V. Bd. V Nr. 63769-70, 63770, 63772, 63788, 63790-91. -Eine Mo­
nographie fehlt. 
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bald funktionsunfähig, da die Westmächte das in der Schiffahrtsordnung auf 
Betreiben Österreichs vorgesehene Verbot der Cabotage (Beförderungsleistun­
gen nur innerhalb der Grenzen eines Landes) für Nichtuferstaaten nicht aner­
kannten. Durch die auf der Pariser Konferenz 1865/66 erlassene Schiffahrts­
ordnung, durch die Londoner Pontus-Konferenz von 1871 und den Berliner 
Vertrag von 1878 wurden die Vollmachten der Europäischen Donaukommis­
sion bestätigt und erweitert. Nach einer Unterbrechung im Ersten Weltkrieg 
setzte die Kommission (ab 1921 als Internationale Donaukommission) ihre Tätig­
keit bis zum Zweiten Weltkrieg fort. Nach dem Zweiten Weltkrieg ist die Völ­
kerrechtslage unsicher geworden. Doch ist das durch den Pariser Vertrag 
von 1856 aufgestellte Prinzip der freien Schiffahrt auf der Donau nach wie vor 
in Geltung. 

Auch die Aland-Konvention (Artikel 33 des Hauptvertrages und Separat­
konvention) ist, wie schon erwähnt 27, trotz mehrfacher Umbildungen Bestand­
teil des Völkerrechts geblieben 28. Versuche, sie unwirksam zu machen, sind 
allerdings auch hier von Rußland unternommen worden. 1907 unterzeichneten 
Rußland und Deutschland ein Geheimprotoko1l 29, in dem dieses sich bereit 
erklärte, einer Aufhebung der Konvention nicht zu widersprechen. Da Ruß­
land im Ersten Weltkrieg erneut Befestigungen anlegte, mußte es sich im Ver­
trag von Brest-Litovsk zu ihrer Beseitigung verpflichten. 1921 wurde durch 
Mitwirkung des Völkerbundrates eine Konvention zwischen Deutschland, 
Frankreich, England, Italien und allen Ostseestaaten (außer Rußland) abge­
schlossen, in der die Nichtbefestigung und Neutralisierung der Inseln festge­
legt wurden. Obwohl heute auch hier die Rechtslage unsicher und unbefriedi­
gend ist, hat sich Finnland im Friedensvertrag von 1947 doch zumindest zur 
Demilitarisierung (jedoch nicht zur Befriedung) der Inseln verpflichtet. 

2. Auflockerung der Mächtebeziehungen 

Es wird ein unumstößliches Ergebnis der Forschung bleiben, daß der Krim­
krieg und der Pariser Friede die Fronten der europäischen Politik aufgeweicht 
und in größere Bewegung versetzt haben. Aber es muß doch davor gewarnt 
werden, den Bogen zu überspannen und die unmittelbaren und mittelbaren Aus­
wirkungen des Krieges zu überschätzen. Besonders in der englischen Geschichts-

27 V gl. oben S. 223. 
28 Neuere Monographie, mit Schwerpunkt im 20. Jahrhundert: BARROS. 

29 DIE GROSSE POLITIK DER EUROPÄISCHEN KABINETTE XXIII, 2 S. 484-485 (Anlage zu Nr. 
8095). 
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wissenschaft besteht die Neigung, die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts in 
einen zu scharfen Gegensatz zur ersten Hälfte, mit dem Krimkrieg als dem ent­
scheidenden Epocheneinschnitt zu stellen. So hat schon der Gladstone-Bio­
graph J. Morley den Krimkrieg ein "sanguinary prelude to a vast subversion of 
the whole system of European states" genannt 30. Und in unseren Tagen hat 
A. J. P. Taylor, dessen Sucht nach blendenden und schockierenden Formulie­
rungen die Ernsthaftigkeit seines Urteils allerdings oft von vornherein suspekt 
macht, über den Krimkrieg geschrieben, er habe eine Periode "europäischer 
Anarchie" eingeleitet 31. Auch ein so besonnener Historiker wie Ludwig Dehio 
hat die Zeit nach dem Krimkrieg als eine Ara "zunehmender Zerklüftung und 
höchster Labilität" bezeichnet 32. 

Eine derart pointierte Beurteilung geht von der irrigen Voraussetzung aus, 
daß die Jahrzehnte nach dem Wiener Kongreß eine Periode "geruhsamer welt­
anschaulicher Solidarität" (Dehio) gewesen seien. Eine solche Vorstellung ist 
jedoch revisionsbedürftig. Wir müssen verstehen lernen, daß die europäische 
Geschichte des 19. Jahrhunderts bis zum Krimkrieg auch in den zwischenstaat­
lichen Beziehungen, nicht nur in der innerstaatlichen Welt, eine Phase unauf­
hörlicher Bewegung gewesen ist. Die Pentarchie der europäischen Großmächte 
befand sich nach dem Wiener Kongreß nur für ein Jahrfünft in Ruhelage; 
danach waren die Mächtebeziehungen von einer Dynamik erfüllt, die nie zum 
Stillstand führte und sogar häufig explosiv wurde. Gewiß ist für diese Zeit eine 
"ideologische Blockbildung" 33 charakteristisch, d. h. die Entstehung eines 
weltanschaulichen Gegensatzes zwischen den liberalen Westmächten und den 
konservativen Ostrnächten. Beide Mächtegruppen traten aber mit einer höchst 
bewegungsreichen Außenpolitik auf - die eine geleitet von einem konservati­
ven Interventionsprinzip, das nicht eigentlich auf die Pariser Deklaration der 
Heiligen Allianz, sondern auf das Troppauer Protokoll zurückzuführen ist; die 
andere von einem liberalen Interventionsprinzip ausgehend, das am deutlich­
sten in der Quadrupelallianz von 1834, einer Schöpfung Palmerstons und 
Talleyrands, zum Ausdruck kommt. Die aus dem Gegensatz dieser Prinzipien 
entstandene Bewegung wurde überdies noch dadurch beschleunigt und gestal­
tete sich konfliktdrohend, daß die Fronten beider Gruppen sich weder starr 
gegenüberstanden, noch innerhalb des eigenen Bereichs fest geschlossen waren. 
Querverbindungen zwischen beiden Gruppen wurden immer wieder geknüpft, 
und die Solidarität wurde stets durch einen starken staatlichen Egoismus und 
eine kräftige staatliche Interessenpolitik in Frage gestellt. 

30 MORLEY I S. 550-551. 
31 TAYLOR, Struggle S. 61. 
32 DEHIO S. 176. - Die Schlußfolgerungen, die Paul W. Schroeder aus seiner oben am 

Schluß des Vorwortes genannten Arbeit zieht, weisen z. T. in andere Richtungen als unsere 
im folgenden angestellten Beobachtungen. 

33 GOLLWITZER, Blockbildung. 
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Gerade was den zweiten Gesichtspunkt angeht, so ist der Begriff der Heili­
gen Allianz nur mit größter Vorsicht zu verwenden, da sich sein Gehalt, je wei­
ter sich die Betrachtung von 1820 entfernt, immer mehr verflüchtigt. Bereits 
Navarino war für einen Metternich das Fanal, daß sein Lebenswerk zusammen­
gebrochen war. In Münchengrätz wurde der Geist der Heiligen Allianz zwar 
wiedererweckt, aber nur zu schwachem Leben. Der Status quo des ottomani­
schen Reiches, wie er hier verabredet wurde, ist dann 1853 durch Rußland, 
nicht durch Österreich angetastet worden. Die Solidarität unter den Mächten 
der Heiligen Allianz bestand in anderen wichtigen Fragen überhaupt nicht 
mehr. Der Dualismus der beiden deutschen Mächte hat sie nach 1848 vollends 
zur Fiktion gemacht und sie nach außen hin nur durch den Zwang des über­
mächtigen Rußland aufrechterhalten. Wenn die Historie den Geist der Heiligen 
Allianz nach 1827 noch beschwören will- und es gibt gute Gründe, das zu tun-, 
scheint es gerechtfertigt, von ihm auch nach dem Krimkrieg noch zu spre­
chen. Das Dreikaiserbündnis von 1872 beruhte schließlich auf demselben 
Prinzip wie das Troppauer Protokoll, auf der Einsicht nämlich, daß die Revo­
lution (und der Republikanismus) nur durch die Solidarität unter den drei Ost­
mächten wirksam bekämpft werden könne. Außer dieser einen Basis gab es 
unter den Ostrnächten aber weder nach 1827 noch nach 1872 weitere gemein­
same Grundlagen, sondern nur noch divergierende Interessen. Bismarcks Ziel 
nach der Reichsgründung, Österreich und Rußland vor einem Zerwürfnis 
wegen der orientalischen Frage zu bewahren, entsprach dem gleichgerichteten 
Bestreben Metternichs in den drei Jahrzehnten nach dem Wiener Kongreß. 
Wenn beide Mächte auf dem Balkan zusammenstoßen würden, mußte ein Welt­
krieg daraus entstehen. In diesem Sinne hat - so befremdlich das klingen mag -
auch Buol (und natürlich Preußen) während des Krimkriegs dem Geist der 
Heiligen Allianz entsprechend gehandelt, als er versuchte, Österreich aus dem 
Krieg der Seemächte mit Rußland herauszuhalten. 

Noch von einer anderen gängigen Vorstellung gilt es sich zu lösen: von 
dem europazentrischen Bild, das auf die Geschichte des 19.Jahrhunderts ange­
wandt wird. Der Krimkrieg zeigt besonders deutlich, daß der Gegensatz zwi­
schen Ost- und Westeuropa nicht der einzige war, der die Geschichte der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts durchzieht; es gab noch einen ihn überwölbenden, 
den russisch-englischen Weltgegensatz. England war im vollen Ausbau seines Welt­
reichs begriffen, in Asien, Südafrika und Kanada. Durch den Vorstoß Ruß­
lands in Richtung Konstantinopel sah es seine imperialen Verbindungslinien an 
einer empfindlichen Stelle bedroht. Aber auch Rußland war damals - was nur 
zu leicht vergessen wird - eine über Europa hinausgreifende Weltmacht. Es 
beherrschte den nördlichen Pazifik und versuchte seine Stellung in "Russisch­
Amerika" auszubauen. Auf dem amerikanischen Kontinent besaß es Alaska 
und hatte Stützpunkte an der Ostküste Nordamerikas, die bis nach Kalifornien 
reichten. 
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Rußlands Stellung als Weltmacht wurde allerdings am nachhaltigsten nicht 
durch die Aufgabe seiner Positionen im Pazifik getroffen, sondern durch den 
Krimkrieg in Kontinentaleuropa. Die Schwächung Rußlands ist das zentrale und 
folgenreichste Ergebnis des Krimkriegs - eine Schwächung, die bis zum Ende 
des Zweiten Weltkriegs nachgewirkt hat. Rußland mußte durch den Pariser 
Frieden seine Rolle als Intervent in den Angelegenheiten des ottomanischen 
Reiches und Zentraleuropas aufgeben. Es wurde auf sich selbst zurückgewor­
fen. Der Krieg deckte die organischen Schwächen des autokratischen Systems 
auf: die Sterilität seiner sozialen Verfassung und damit die Unterlegenheit sei­
ner Heeresstruktur gegenüber dem Westen, die Rückständigkeit seiner Wirt­
schaft und das Fehlen einer Industrie. Die Notwendigkeit, das gesamte russi­
sche Leben zu reformieren, wurde durch den Schock des Krimkriegs unab­
weisbar. Die Aufhebung der Leibeigenschaft war das Zentral stück des Reform­
werks ; sie war jedoch nicht Selbstzweck, sondern der Reform des Heeres zuge­
ordnet. Die Armee bildete nach wie vor die wichtigste Stütze der Autokratie, 
wie sie auch Alexander 11. noch verkörperte. Die Freilegung der gesellschaft­
lichen Kräfte, soweit sie dem eigentlichen Ziel, der Stärkung der Armee dienen 
konnte, wurde nach 1856 das beherrschende Thema der russischen Innenpolitik. 

Mit der Umgestaltung des innerpolitischen Lebens verlor die Außenpolitik 
an Bedeutung. Nesselrode hatte in seinem politischen Testament eindringlich 
auf die Notwendigkeit hingewiesen, den Primat der Außenpolitik zugunsten 
des Primats der Innenpolitik aufzugeben 34. Dominanz der Innenpolitik - das 
bedeutete Enthaltsamkeit in allen außenpolitischen Fragen, Absage an das 
Prinzip der Intervention in europäischen Angelegenheiten, soweit nicht un­
mittelbare russische Interessen auf dem Spiel standen, Vermeiden jeglicher Bin­
dungen über bestehende Vertrags verpflichtungen hinaus. Das Rapprochement 
mit Frankreich, dessen Nutzen für die Friedensverhandlungen Nesselrode 
nicht in Abrede stellte, durfte folglich nicht die Form eines regelrechten Bünd­
nisses annehmen. Napoleon würde dadurch nur ermutigt, seine revolutionären 
Pläne eines territorialen Remaniements durchzuführen. Es genüge, Frankreich 
in der Hoffnung zu wiegen, daß sich Rußland keiner europäischen Koalition 
anschließen werde, die England gegen Frankreich aufzurichten gedenke. Die 
russische Außenpolitik müsse wie ehedem auf "monarchischer und antipolni­
scher" Solidarität der drei Ostmächte, also einschließlich Österreichs, beruhen. 
- Das war der Versuch des greisen Kanzlers, ein Grundprinzip der Heiligen 
Allianz seinem neuen kaiserlichen Herrn als Vermächtnis seiner in über vier 
Jahrzehnten erworbenen politischen Weisheit zu hinterlassen. 

Gorcakov, Nesselrodes Nachfolger unmittelbar nach Abschluß des Pariser 
Friedens, teilte die erste Einsicht seines Vorgängers, zog jedoch nicht ganz die­
selbe Schlußfolgerung daraus. «La Russie boude, dit-on. La Russie ne boude 

34 NESSEL RODE XI S. 112-116. 
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pas. La Russie se recueille », so ließ er sich in einem seiner ersten Zirkulare an 
die russischen Missionen im Ausland vernehmen 35. 

« Recueillement» und «abstention» sind Schlagworte, die in seinen Depe­
schen der nächsten Jahre immer wieder auftauchen und die Leitgedanken sei­
ner Außenpolitik treffend wiedergeben. Es existiert eine bisher unbekannt 
gebliebene ungezeichnete Denkschrift vom März 1856 36, die entweder von 
Gorcakov selbst stammt oder von einem engen Vertrauten, der seine politische 
Gedankenwelt teilte. Sie stellt eine geschickt drapierte Verurteilung der Außen­
politik Nesselrodes und Nikolaus' I. dar und ist, wie zahlreiche Marginalien 
beweisen, von Alexander 11. gutgeheißen worden. In der Denkschrift wird es 
als eine durchaus günstige moralische Folge des Krieges begrüßt, daß Rußland 
in Europa jetzt weniger gefürchtet werde. Die Furcht vor Rußland habe das 
Zarenreich in der öffentlichen Meinung Europas nur verhaßt gemacht und sei 
das einigende Band der feindlichen Koalition gewesen. Rußland müsse aus dem 
Rampenlicht der europäischen Politik heraustreten und sich an den europä­
ischen Fragen desinteressiert zeigen. Das bisherige System der Solidarität mit 
anderen Höfen habe Rußland einseitige Pflichten aufgebürdet. Dadurch sei ihm 
die moralische Verantwortung für die Fehler und den Kleinmut der anderen 
Regierungen zugeschanzt worden. 

Über Österreich fallen harte Worte: Es sei der böse Genius Rußlands gewe­
sen, der Rußland zu seinem Schaden auf das Solidaritätsprinzip verpflichtet 
habe. Die Stimmen, die jetzt eine Allianz mit Frankreich forderten, seien Aus­
druck des Bedürfnisses nach Revanche für den österreichischen "Verrat". Doch 
dürfe das Bündnis mit Frankreich nicht gesucht werden; die Zeit arbeite von 
selbst dafür. Überhaupt dürfe angesichts der gegenwärtig bestehenden politi­
schen Verhältnisse in Europa kein Bündnis eingegangen werden, das nicht auf 
ein fest umschriebenes Ziel ausgerichtet sei. Rußland müsse sich in seiner 
Außenpolitik volle Bewegungsfreiheit wahren und dürfe sich keiner Macht 
verpflichtet fühlen, auch nicht Preußen, das zwar durch sein Verhalten während 
des Krieges Rußland einen Dienst erwiesen habe, aber weniger aus Sympathie 
zu Rußland als aus seinem Antagonismus zu Österreich. 

Die Übernahme der außenpolitischen Geschäfte durch Gorcakov bedeutete 
also in einigen Grundfragen der russischen Außenpolitik eine Neuorientierung, in­
dem die Rolle des "europäischen Polizeimeisters" aufgegeben und als neues 
Leitbild ein System des Enthaltens von jeder Einmischung in fremde Angele­
genheiten (<< systeme d'abstention» 37) inauguriert wurde. Besonders aufschluß­
reich in Gorcakovs außenpolitischem Programm, mit dem er sich dem Zaren 
empfahl, ist seine Begründung für das Eingehen von Allianzen mit anderen 

35 Am 2. September 1856 (TATISCEV I S. 212). 
36 Iz ISTORII P ARIZSKOGO MIRA S. 45-51. 
37 Bray an König Max, Petersburg 2. August 1856 (RUSSLAND 1852-1871 S. 58 Anm.). 
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Mächten: Allianzen sollen nicht mehr geschlossen werden zur Verteidigung 
allgemeiner Prinzipien, wie Solidarität und Legitimität, sondern zur Verfol­
gung eines konkreten politischen Zweckes 38, und das hieß für Rußland in erster 
Linie zur Revision des Pariser Friedensvertrages. 

Gorcakov teilte diese Sinngebung politischer Allianzen mit zwei anderen 
Staatsmännern seiner Zeit, mit Bismarck und Cavour. Diese Generation von 
Staatsmännern hat dem Bild der europäischen Politik der nächstenjahrzehnte 
insofern ein neuartiges Gepräge verliehen, als diplomatische Absprachen und 
Allianzen jetzt im allgemeinen nur einen revisionistischen oder aggressiven 
Zweck verfolgten. Das französisch-russische Geheimabkommen vom März 
1859 wurde von Gorcakov und Alexander in der Erwartung geschlossen, daß 
damit eine Aufhebung der Neutralisierungsklausel erreicht werde. Darüber hin­
aus sind Plombieres und das italienisch-preußische Bündnis vom 8. April 1866 
die markantesten Beispiele für den Offensivcharakter und die von vornherein 
beabsichtigte Kurzlebigkeit und eng begrenzte Zweckbestimmung politischer 
Bündnisse. Hier kommt ein durchaus neuer "Realismus" in den internationalen 
Beziehungen zum Ausdruck. Aber in ausschließendem Gegensatz zu dem 
Allianzsystem der Zeit zwischen 1815 und 1854 steht er nicht. Denn dieses 
hatte nicht nur oder nicht immer ein defensives oder restauratives Gepräge, 
sondern trug, wie schon angedeutet, in schwer unterscheidbarem Maße auch 
aggressive und egoistische Elemente in sich. 

Im übrigen darf gerade die französisch-russische Annäherung, die sich auf dem 
Pariser Kongreß für jedermann sichtbar anbahnte, in ihrer Bedeutung und 
Wirkung nicht überschätzt werden. Napoleon hatte sich zu ihr entschlossen, 
um damit ein Nah- und ein Fernziel zu erreichen: Zunächst sollte England, im 
Herbst 1855, durch die Drohung mit einem französisch-russischen Einverneh­
men zur Friedfertigkeit gezwungen und, als die Friedensverhandlungen be­
gonnen hatten, ihm die Aussicht auf einen Rückzug in den Krieg genommen 
werden. Dieser tagespolitische Zweck ist erreicht worden. 

Für die Zukunft hatte Napoleon Rußland einen Platz in einem französisch­
englisch-russischen Dreibund zugedacht, mit dem eine Rekonstruktion Euro­
pas am leichtesten durchführbar schien. Österreich sollte aus der Krimkriegs­
koalition herausgedrängt werden, weil es ein zu schwacher Bundesgenosse und 
eindeutig auf konservativen Kurs eingeschworen war. Ein Remaniement im 
Verein mit Österreich betrachtete Napoleon, nachdem der Tauschplan Nord­
italien/Donaufürstentümer, der es hätte einleiten sollen, am hartnäckigen 
Widerstreben Österreichs gescheitert war, nunmehr als vollends illusorisch 39. 

38 "Politiceskaja sistema, kak ona slozilas' v Evrope, delaet bespoleznym i lisennym 
ruzumnogo osnovanija vsjakij sojuz, kotoryj ne byl by zakljucen s kakoj-libo special'noj 
cel'ju." (1z ISTORII PARIZSKOGO MIRA S. 49.) 

39 Über ein Gespräch mit Napoleon am 19. März 1856, in dem die italienischen Verhältnisse 
behandelt wurden, berichtete Clarendon an Palrnerston (FONT! Bd. 98 S. 249): "I don't 
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Fortan träumte er von einem neuen Tilsit - unter Einschluß Englands. Diesen 
grandiosen Plan eröffnete er während der Bolgrad-Krise dem neuen russischen 
Botschafter in Paris, Graf Kiselev 40: «Ne pourrions-nous pas nous entendre a 
trois? Nous dominerons l'Europe I» Napoleons Gedanken kreisten jedoch aus­
schließlich um Europa. Sein Fehler war es, daß er den russisch-englischen Welt­
gegensatz nicht bedachte. Oder er rechnete nicht mit seiner tiefen Verwurze­
lung, wie sie tatsächlich bestand; denn er erwartete von den englischen Frie­
densunterhändlern, daß sie, wie er, sich gegenüber den Russen als «le genereux 
[et] le gentleman» 41 verhalten würden. England hatte jedoch gerade während 
der Friedensverhandlungen die Unwandelbarkeit seiner erbitterten Rußland­
feindschaft bewiesen. Und entsprechend hatte sich die Empfindung unver­
söhnlicher Gegnerschaft zu England auch in der russischen Politik zu einer 
Konstante herausgebildet. Nesselrode sah zu Recht als die eigentliche Ursache 
des Krimkriegs den englisch-russischen Antagonismus an. Er befürwortete ein 
Rapprochement mit Frankreich nur soweit, als es die hohen Friedensbedingun­
gen Englands zu dämpfen und Uneinigkeit im gegnerischen Lager zu säen 
geeignet war. Der tragische Ausgang der Seymour-Gespräche - der Krim­
krieg - hatte für ihn die Lehre erbracht 42: "England ist und bleibt unser eigent­
licher und unerbittlicher Feind." Gorcakov nahm sie als unumstößliches Fak­
tum in sein außenpolitisches Programm auf 43: "Im Schwarzen Meer und in der 
Ostsee, an den Küsten des Kaspischen Meeres und des Stillen Ozeans - überall 
ist [England] der unversöhnliche Feind unserer Interessen, überall zeigt es uns 
in der aggressivsten Weise seine Feindschaft." Napoleons Hoffnungen auf 
einen Europa beherrschenden Dreibund wurden an dem durch den Krimkrieg 
gefestigten englisch-russischen Weltgegensatz zuschanden. 

Das französisch-russische Rapprochement selbst erhielt schon unmittelbar 
nach Unterzeichnung des Pariser Friedensvertrags einen schweren Stoß. Auf 
Drängen Buols, mit vollem Einverständnis Clarendons und deutlichem Wider­
streben Napoleons, wurde am 15. April in Paris eine englisch-französisch-öster­
reichische Konvention unterzeichnet 44, in der die in Artikel 7 des Friedens­
vertrags ausgesprochene Verpflichtung zur Wahrung der Integrität des otto­
manischen Reiches unter eine festere Garantie gestellt wurde. ] ede Verletzung 
des allgemeinen Vertrages sollte danach von den drei Mächten als Casus belli 
betrachtet werden. Die Konvention war eindeutig gegen Rußland gerichtet. 

like Austria, His Majesty said with some warmth, I detest her poliey but I don't wish to 
quarrel with her [ ... ]." 

40 Kiselev an Gorcakov, 6. November 1856 (F. DE MARTENS XV S. 299). 
41 Clarendon an Stratford de Redcliffe, 22. März 1856 (LANE-POOLE U S. 435). 
42 Hauptinstruktion Nesselrodes für Orlov, 11. Februar 1856 (Iz ISTORII PARIZSKOGO MlRA 

S.14). 
43 Gorcakov in einem Bericht über das Jahr 1856, zitiert bei VINOGRADOV S. 89. 
44 Text: NORADOUNGHIAN IU S. 88-89 (Nr. 686); zur Entstehungsgeschichte vgl. MOSSE, 

Crimean System S. 34-52. 
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Der Gedanke eines solchen Tripelverlrages geht auf Vorstellungen Buols vom 
Dezember 1854 zurück. Auf den Wiener Konferenzen im Frühjahr 1855 wurde 
er von Lord John Russell und von Drouyn de l'Huys bereitwillig aufgegrif­
fen 45. Das französisch-österreichische Memorandum vom 14. November 1855 
sah in beiderseitigem Einverständnis den Abschluß eines Tripelvertrags zur 
Garantie der Integrität der Türkei als Ergänzung des allgemeinen Friedensver­
trags vor. Napoleon ließ sich während der Friedensverhandlungen höchst 
ungern an die Abmachung vom Vorjahr erinnern, wollte sich dem einmal gege­
benen Versprechen jedoch nicht entziehen. Er weigerte sich indessen, die von 
Österreich vorgeschlagenen Zusatzartikel 46 anzunehmen, welche die von den 
drei Mächten zu treffenden militärischen Maßnahmen nach Eintreten des Casus 
belli näher umschrieben. 

Die Konvention sollte entgegen einer verbreiteten Auffassung nicht geheim­
gehalten werden; sie wurde bereits Anfang Mai im englischen Unterhaus vor­
gelegt. Ihre eigentliche Bedeutung scheint auf englischer Seite in ihrem Wert 
als politische Demonstration gegen Rußland gesehen worden zu sein. Claren­
dons Anfrage bei Walewski, wie er sie denn seinen "russischen Freunden" 
erklärt oder sich bei ihnen deswegen entschuldigt habe, legt eine solche Inter­
pretation nahe. Walewski teilte Orlov die Konvention am 30. April mit, ver­
suchte dabei ihre Bedeutung herabzusetzen und wies auf die Abmachung vom 
14. November 1855 hin, die, so unangenehm sie Frankreich jetzt erscheine, 
nicht zu umgehen gewesen sei 47. 

In Petersburg hinterließ das Verhalten Napoleons einen peinlichen Ein­
druck. Gorcakov faßte die Konvention als Warnzeichen auf, das Rußland zu 
"um so größerer Enthaltsamkeit und Vorsicht" in seinen neugeknüpften Be­
ziehungen zu Frankreich veranlassen müsse. Als Vorteil stellte sie sich ihm 
insofern dar, als sie Napoleon, falls er Rußland in seine "abenteuerlichen Pläne" 
hineinziehen wolle, als Memento vorgehalten werden könne 48. Alexander ver­
merkte am Rand des betreffenden Berichtes Orlovs aus Paris 49: «Cette con­
duite de la France envers nous n'est pas Ires lqyale et doit nous servir de norme 
du degre de confiance que Louis-Napoleon peut nous inspirer.» Als Napoleon in 
der Abschiedsaudienz für Orlov erneut seine Freundschaft für Rußland beteu­
erte, «les larmes aux yeux », kommentierte Alexander den Bericht darüber mit 
der gleichen Skepsis 50: «Tout cela serait tres bien, si c' etait sincere.}) 

Der hier zum Ausdruck kommende Argwohn Alexanders H. gegen die 
Politik und Pläne Napoleons HI. stand hinter den beiderseitigen Bemühungen 

45 Vgl. UNCKEL S. 210, 229-230; MOSSE, Crimean System S. 34; DI NOLFO, Europa S. 458. 
46 Text: HHSTA, PA XII 219 f.275-276. 
47 Orlov an Nesselrode, 30. April und 1. Mai 1856 (Iz ISTORII PARIZSKOGO MIRA S. 52-56). 
48 Gorcakov an Orlov, 4. Mai 1856 (EBENDA S. 57). 
49 F. DE MARTENS XV S. 293. 
50 EBEN DA S. 294. 
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der nächsten Jahre, die Beziehungen enger zu knüpfen, und muß den Grad­
messer bilden für die in der Forschung zumeist in der Intimität und den Folgen 
überschätzte französisch-russische Entente nach dem Krimkrieg 51. Gewiß ist 
Alexander eine lange Strecke mit Napoleon auf dem Weg zur Revolutionierung 
Italiens, d. h. zur Zerstörung der Ordnung von 1815 mitgegangen. Und sein 
impulsiver Außenminister ist ihm in der Betonung des Wertes einer Allianz 
mit Frankreich weit vorausgeeilt, indem er immer wieder von den «rapports 
organiques» zwischen den beiden Reichen und den «sympathies naturelles» 
zwischen den bei den Völkern sprach. Die Sprungfeder seines Denkens in dieser 
Richtung war ein nahezu pathologischer Haß gegen Österreich, besonders 
gegen die Person Buols. Alexander hat den Geist der Revanche gegen Öster­
reich bis zu einem gewissen Grad geteilt 52. 

Es darf dabei nicht vergessen werden, daß in Rußland die Außenpolitik wie 
unter Nikolaus I. so auch unter Alexander H. persönlich vom Zaren bestimmt 
wurde. Nachdem jedoch Alexander 1859 Österreich mit gleicher Münze für 
sein Verhalten gegenüber Rußland während des Krimkriegs heimgezahlt hatte, 
stellte er mit Schrecken die Wirkung der Politik Napoleons fest. Das Legitimi­
tätsdenken war in ihm doch noch zu stark verwurzelt, als daß Napoleon nun­
mehr auf weitere Unterstützung von seiten Rußlands für seine Rekonstruk­
tionspläne rechnen konnte. Hinter der Rebellion in Sizilien 1860 steckte nach 
Alexanders fester Überzeugung die Hand Napoleons. Eine wenn auch indirekte 
Mitwirkung an der Revolution, «[ qui] renverse tous les princes d'ordre et de 
legitimite, qui sont la base de tout gouvernement regulier» 53, mußte auch an 
den Grundfesten des eigenen Reiches rütteln. Zudem bildete das zur gleichen 
Zeit unternommene eigenmächtige Eingreifen Frankreichs in Syrien eine Ab­
kehr von der in Stuttgart 1857 verabredeten Linie vorheriger Verständigung 
bei Komplikationen in der orientalischen Frage. Alexander nannte es eine 
"Infamie" 54: «Apres cela allez vous entendre avec un gouvernement pareill» 

Die Politik der Entente mit Napoleon fand ihr Ende mit dem polnischen 
Aufstand von 1863 - dem fünften 55 der von Napoleon nach dem Pariser Kon­
greß materiell oder ideell unterstützten revolutionären Ausbrüche der nationa-

51 Zum ganzen vgl. SCHÜLE (auf Grund der französischen Akten). Wichtig auch FRIESE (auf 
Grund der preußischen Akten). 

52 Vgl. Alexander an Barjatinskij, Petersburg 14. Dezember 1858 (THE POLITICS OF AUTO­
CRACY S. 126): «La sagesse nous ordonne [ ... ) d'etre pret d'entrer en lice si nos interets 
nous y obligent, mais certes pas pour soutenir l'Autriche comme en 1849.» Alexander an 
Barjatinskij, Petersburg 1. April 1859 (EBENDA S. 128): «Quant a nous nous tacherons 
[ ... ) de rester aussi longtemps que possible spectateurs neutres et en observant vis-a-vis 
de l'Autriche le röle qu'elle a joue envers nous pendant la derniere guerre.» 

53 Alexander an Barjatinskij, Carskoe Selo 23. Juli 1860 (EBENDA S. 138). 
54 EBENDA; ferner Alexander an Barjatinskij, Carskoe Selo, 12. September 1860 (EBEN DA 

S. 140). 
55 Donaufürstentümer, Italien, Serbien, Griechenland. 
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len Bewegung, der die Probleme Rußlands als Vielvölkerreich, wie vordem 
Österreichs und der Türkei, in grelles Licht rückte. 

Die französisch-russische Entente nach dem Krimkrieg, die nie zum Ab­
schluß einer formellen Allianz führte, kann in ihrer Bedeutung und in ihren 
Folgen nicht mit dem französisch-russischen Zusammengehen nach Bismarck 
verglichen werden. Sie sollte Rußland dazu dienen, England und Frankreich 
auseinanderzuhalten, Österreich zu isolieren, und ihm den in Paris 1856 ver­
lorengegangenen Einfluß auf dem Balkan wiederaufrichten helfen. Sie hat die­
sen Zweck nur im zweiten Fall voll erfüllt. Aber auch das feindselige Verhalten 
Rußlands zu Österreich darf in seiner Bedeutung nicht überschätzt werden. Es 
ist fraglich, ob Rußland selbst bei Fortleben der Heiligen Allianz Österreich 
vor einem erzwungenen Rückzug aus Italien hätte bewahren können. Während 
der Revolution von 1848/49 hatte Rußland nicht in Italien, sondern nur in Un­
garn, aus wohlverstandenem Eigenin~eresse, eingegriffen. 

Kein anderes Ereignis des 19. Jahrhunderts hat für die Außenpolitik Oster­
reichs so bedeutsame Folgen gehabt wie der Krimkrieg. Die diplomatische Iso­
lierung Österreichs nach 1856 war vollkommen. Die Konvention vom 
15. April 1856 hat es davor nicht bewahren können. Buol und Franz Joseph­
auf sie allein kommt es an, wenn von Österreichs Außenpolitik die Rede ist -
haben die Wirkung der Konvention, entgegen der von der Forschung vertre­
tenen Auffassung 56, keineswegs überschätzt. In der Berichterstattung aus 
Paris wird sie zwar bezeichnet als «un moyen infaillible d'obvier aux incon­
venients et de conjurer les dangers de la situation nouvelle », als "Eckpfeiler" 
der mit dem Dezemberbündnis inaugurierten neuen Politik und als ein Akt, der 
vor den Gegnern des "neuen europäischen Systems" einen "festen Damm" auf­
richte und Österreich vor den Gefahren der Isolierung schütze 57. Doch sind 
dies Formulierungen, die aus der Feder Hübners stammen, der sich in bezug 
auf die Festigkeit der österreichisch-französischen Allianz mitunter großen 
Illusionen hingegeben hat, weil er von der Voraussetzung ausging, daß Napo­
leon im ureigensten Interesse das Bündnis mit der Revolution scheuen und an 
der Seite Österreichs eine konservative Politik treiben müsse. 

Buol dagegen war schon vor dem Krimkri~g der Politik Napoleons mit 
tiefem Mißtrauen begegnet 58. In einer wichtigen Denkschrift vom September 
1857, «Mes idees sur la politique du second Empire fran~ais»59, hat er als den 

56 UNCKEL S. 277-278; TEMPERLEY, Paris S. 528. 
57 BuolJHübner an Franz Joseph, Paris 28. Februar 1856 (HHSTA, PA XII 219 f. 31 V); BuolJ 

Hübner an Pranz Joseph, Paris 16. April 1856 (EBENDA f. 352-353). 
58 Paul W. Schweder weist mich freundlicherweise darauf hin, daß, wie aus dem Tagebuch 

Buols hervorgehe, Buol noch bis zum Sommer 1856 sich an die Hoffnung geklammert 
habe, die österreichisch-französische Entente über den Krimkrieg hinausretten zu können. 

59 LA PRANCE ET L' AUTRICHE S. 353-360. 
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Grundzug der Politik Napoleons das Bestreben bezeichnet, "den günstigen 
Augenblick für ein Remaniement der Karte Europas zu erspähen". Napoleon 
müsse die europäische Politik in ständiger Bewegung halten, um diesen Augen­
blick nicht verstreichen zu lassen «Oll il pourra, sans fausser son programme, porter 
un grand coup au corps sodai». In Paris habe ihm Napoleon, der sich nach 
außen hin zum Schutzherrn über die Integrität des ottomanischen Reiches auf­
geworfen habe, von dem "armen Kranken" gesprochen «comme d'un homme 
qu'il fallait se presser d'enterrer». Heute seien es Unruhen in den Donaufürsten­
tümern, morgen eine Revolution im Serail, übermorgen eine Erschütterung in 
einem Teil Italiens, auf die er warte, um als Schiedsrichter auftreten und eine 
Lösung vorschlagen zu können, wie er sie in der Neuenburger Frage bereits 
erreicht habe. Buol hielt deshalb eine ehrliche Entente zwischen zwei Reichen, 
deren politische Prinzipien sich "wie Feuer und Wasser" gegenüberstünden, 
für unmöglich. Eine Zusammenarbeit mit Frankreich zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung und zur Respektierung bestehender Rechte könne es nicht geben, 
wenn Österreich seine Vergangenheit nicht verleugnen wolle. 

Diese Einsicht in die eigentlichen Beweggründe der Politik Napoleons hat 
Buol nicht davor bewahrt, die europäische Lage des Jahres 1859 falsch einzu­
schätzen. Doch die 1859 begangenen Fehler stehen auf einem anderen Blatt als 
die im Krimkrieg betriebene Politik. Letztere führte zwar zur Isolierung 
Österreichs in Europa; doch war dieses mehr oder minder vorhersehbare 
Ergebnis das weitaus kleinere Übel gegenüber den grundstürzenden Folgen, 
die der Eintritt Österreichs in den Krieg auf der einen oder anderen Seite mit 
Sicherheit nach sich gezogen hätte. Bereits eine Völkerrevolution hatte das 
Habsburgerreich in seinen Grundfesten aufs schwerste erschüttert, ohne es 
indes zum Zusammenbruch zu führen. Der Kriegseintritt Österreichs hätte die 
englisch-russische Auseinandersetzung aber zu einem Weltkrieg ausgeweitet 
mit unabsehbaren revolutionären Folgen für die Gestaltung der politischen 
Landkarte Europas und der sozialen Schichtung jedes einzelnen europäischen 
Landes. Der Zusammenbruch des Habsburgerreiches wäre dann wohl besie­
gelt gewesen. Eine Revolution mußte für seinen Bestand stets gefährlich sein, 
ein Weltkrieg aber tödlich. Schließlich war es ein Weltkrieg, nicht eine Revo­
lution, der zu seinem Untergang geführt hat. 

Napoleon wird im allgemeinen als der eigentliche Sieger des Krimkriegs ange­
sehen, der auf dem Pariser Kongreß, dem er sein Gepräge gegeben hat, den 
sichtbaren Höhepunkt seiner Herrschaft erreicht habe. Dieses Urteil ist in vie­
lerlei Beziehung richtig. Napoleon durfte über den Zusammenbruch der Heili­
gen Allianz, der Hüterin der Ordnung von 1815, triumphieren. Er hatte Ruß­
land isoliert und es bündniswillig gemacht; er hatte Deutschland imponiert, 
Österreich in sein Kielwasser gedrängt und Preußen die Allianz mit ihm suchen 
lassen; ja er hatte, was dem ersten Napoleon nie gelungen war, England in seine 
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Gefolgschaft gezwungen 60. Unter diesem Aspekt können die Monate zwischen 
Sevastopol' und Paris als die für ihn glücklichste Phase seiner ganzen Herr­
schaft angesehen werden 61. 

Es ist jedoch auch eine andere Betrachtungsweise legitim, nämlich die, 
welche seinen Erfolg an seinen ursprünglichen Intentionen und seinen eigenen 
Erwartungen und dem Grad ihrer Erfüllung mißt. Die Verwirklichung seines 
grandiosen Programms einer Umgestaltung der Karte Europas war auf dem 
Pariser Kongreß in kümmerlichen Anfangen steckengeblieben. Unter diesem 
Gesichtspunkt hat Napoleon das Ergebnis des Kongresses auch selbst gesehen. 
"Der Krieg im Orient hätte die erwartete Revolution bringen können ... , 
wenn nicht die Unentschlossenheit Österreichs und der schleppende Gang der 
militärischen Operationen das, was wie der Anfang der großen politischen 
Revolution aussah, zu einem einfachen Turnier gemacht hätten", so schrieb er an 
Walewski am 24. Dezember 185862• Weil er in Paris 1856 die große politische Re­
volution nicht erreicht hat, blieb Napoleon die Unruhe Europas. Er konnte, wie 
es ein kluger Zeitgenosse sah 63, seiner Stellung, seinem Charakter, seiner Ge­
wöhnung nach nicht Frieden halten. Durch den Krieg ist er untergegangen. 

Die gleiche Betrachtungsweise ist in noch höherem Maße in bezug auf Eng­
land berechtigt. Der Pariser Friede entsprach bei weitem nicht den englischen 
Wünschen, auch wenn man sie nicht mit den Vorstellungen Palmerstons iden­
tifiziert. Er war England durch seinen kontinentalen Verbündeten aufgezwun­
gen worden. Die Friedensverhandlungen und der Friedensvertrag erzeugten in 
weiten Teilen der öffentlichen Meinung Gefühle der Enttäuschung und Ver­
bitterung. Clarendon gab ihnen gültigen Ausdruck, als er am 8. Februar 1856 
an Stratford schrieb 64: "The French have really in the most reckless and wilful 
manner destroyed our chances of a good peace by their open and avowed deter­
mination not to continue the war." Stratford schrieb ihm auf die Nachricht von 
der Unterzeichnung des Vertrages zurück 65, er würde eher seine rechte Hand 
abgehauen, als einen solchen Vertrag unterschrieben haben. Der entnervende 
Kleinkrieg am Verhandlungstisch mit Walewski, den Clarendon einen "regel­
rechten dritten Bevollmächtigten Rußlands" nannte 66, ließ ihn ernsthaft um 

60 Vgl. auch die Tagebucheintragung L. v. Gerlachs vom 4. Januar 1856 (L. v. GERLACH II 
S.379). 

61 V gl. DI NOLFO, Europa S. 248: «L'imperatore attraversava una fase assai felice, forse la 
piu felice in tutti gli anni del suo dominio.» 

62 VALSECCHI, L'unificazione S. 338. 
63 König Wilhe1m von Württemberg. Vgl. Bismarck an L. v. Gerlach, Frankfurt 21. De-

zember 1855 (BISMARCK XIV, 1 S. 425). 
64 LANE-POOLE II S. 434. 
65 EBENDA S. 436. 
66 Clarendon an Hammond, Paris 13. März 1856 (FONT! Bd. 98 S. 247). Vgl. auch die Tage­

bucheintragung Hübners vom 28. Februar 1856 (HÜBNER I S. 398). 
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den Bestand der Allianz mit Frankreich fürchten. \Vährend der Bolgrad-Krise 
hing sie tatsächlich nur noch an einem seidenen Faden. 

An den Ereignissen auf dem europäischen Kontinent nahm England seit 
dem folgenden Jahr immer geringeren Anteil. Es hatte zunächst mit dem Auf­
stand in Indien fertig zu werden, widmete sich dann in steigendem Maße dem 
Ausbau seines Weltreiches und entwickelte seine bewundernswert reichen 
wirtschaftlichen Hilfsquellen. 

Der Wunsch, sich aus den europäischen Wirren herauszuhalten, hatte durch 
das schockierende Erlebnis des Krimkriegs einen mächtigen Auftrieb erhalten. 
In den Augen des Engländer~, der seine Blicke nach Übersee gerichtet hielt, 
mußte das Schicksal eines Balkanfürstentums wie der Moldau, "a litde bar­
barous province at the end of Europe" 67, immer unbedeutender erscheinen, je 
mehr sich der Abstand vom Krimkrieg, "one of the most curious and unnec­
essary wars in history" 68, vergrößerte. Nach dem Abgang Palmerstons von 
der politischen Bühne trat England vollends für mindestens ein Jahrfünft in 
eine Phase der "splendid isolation" ein, für die Gladstone, der im Frühjahr 1855 
aus Protest gegen die Ablehnung der österreichischen Friedensvorschläge 
durch seine Regierung zurückgetreten war, das Symbol geworden ist. 

* 

Es liegt ein tiefer Sinn in demWort, das einer derTeilnehmer am Pariser F riedens­
kongreß über den Inhalt des Friedensvertrages gesprochen hat69 : «Quand vous 
lisez ce traite, vous vous demandez, quel est le vaincu, quel est le vainqueur?» 

Der Krimkrieg endete mit einem unentschiedenen Ausgang; der Pariser 
Friede brachte Verdruß und Unbehagen. Die beiden Riesenkörper des engli­
schen und des russischen Weltreiches waren nur leicht aneinandergeraten. Das 
Reich in der Mitte Europas, Österreich, hatte es verhindern können, daß die 
fatale Schwelle vom Belagerungskrieg an der Peripherie Europas, auf einer 
Halbinsel im Schwarzen Meer, zum Weltkrieg überschritten wurde. Ange­
sichts der Perspektiven eines Weltkriegs erscheinen die vier kurzen Kriege der 
nach 1856 folgenden anderthalb Jahrzehnte der europäischen Geschichte als 
"einfache Turniere". Von der "großen politischen Revolution", die in eben den 
Regionen ihren Ausgang nahm, in denen der Krimkrieg sich entzündet hatte­
auf dem Balkan -, blieb Europa noch durch zwei ganze Generationen getrennt. 
Die Welt durfte dankbar dafür sein. Eine sechzigjährige Friedenszeit haben wir 
in unserem Jahrhundert nicht erlebt. Das "europäische Konzert" hat im Sinne 
seiner Begründung auch nach 1854/56 seine friedenserhaltende Funktion noch 
in hohem Maße erfüllt. 

67 Zitiert bei M. S. ANDERSON S. 152. 
68 PURYEAR S. XIII. 
69 Baron Bourqueney im Gespräch mit Beust (BEUST I S. 203). 
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und Ali Pascha 196 
und Clarendon 195 
und Walewski 196 
und Schiedsgerichtsbarkeit 225, 227, 228, 
230 
und Aufstände in Ungarn 244 

Charadsch 212 
Cherson 148, 149 
Chiva 21 
Choiseul, Etienne Fran~ois Herzog von Ch.­

Amboise (1719-1785) 111 
Chotin 81, 83, 140, 142 
Christen 

im ottoman. Reich 28,31 A 37, 38, 169 
bis 171, 211-219, 233, 235 
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Churchill, Sir Winston (1874-1965) 27 
Cibrario, Giovanni Antonio Luigi (1802 bis 

1870) sardin. Außenmin. Mai 1855 bis 
Mai 1856192 

Clarendon, George William Frederick Villiers 
Earl of (1800-1870) Außenmin. 1853 
bis 1858, 1865-1868, 1868-1870 161 
über Kriegsvorbereitungen Englands für 
1856 24, 32, 57 
über Napoleons Rheinpläne 49 
über poln. Frage 51, 185 
über österreich. Friedensinitiative 58-59, 
64-65, 71, 127 
über Walewski 53, 210, 257 
Verhältnis zu Buol 66, 172, 173, 193 
und Cavour 195 
über Seebach-Mission 104 
über Paris als Kongreßort 133 
und Waffenstillstand 137 
und Bessarabien 139, 175 
und Schwarzmeergebiete 143, 144 
und Neutralisierung des Schwarzen 
Meeres 149, 150 
und Truppenabzug aus der Türkei 158 
und Donaufürstentümer 162-163 u.A 111 
und Donau 168 
und italien. Frage 183, 186, 189-190, 192 
bis 194, 195-196, 197, 198-199, 200-201, 
202 
und Kongreß-Idee 186, 187,200 
und Preußens Teilnahme am Kongreß 
208 
und Seerechtsdeklaration 221, 222, 223 
und Schiedsgerichtsbarkeit 224, 225, 226 
bis 227,228 
und Tripelvertrag 252, 253 

Cobden, Richard (1804-1865) eng!. Volks­
wirtschaftler und Politiker 228, 229 

Cohen, Joseph (1817-1899) franz. Publizist178 
Colloredo- Wald see, Franz de Paula Graf von 

(1799-1859) österreich. Gesandter in Lon­
don 1852-1856 75, 127 

Comte, Auguste (1798-1857) 61 
Conneau, Henri (1803-1877) Leibarzt Napo­

leons; Mitglied des Gesetzgebenden Kör­
pers 1852-1867 196 

"Constitutionnel" 132 
Coronini-Cronberg, Johann Baptist AIexius 

Graf von (1794-1880) Feldmarschalleut­
nant; seit1854 Befehlshaber der österreich. 
Truppen in den Donaufürstentümern 

Coronini-Cronberg 
über Gestaltung der Verhältnisse auf 
dem Balkan 65 u. A 152, 155, 159 u. A 95, 
160 

Cowley, Henry Richard Charles Wellesley 
Graf (1804-1884) eng!. Botschafter in 

Paris 1852-1867 48, 127, 128, 137 
über Paris als Kongreßort 133 A 27 
über Schwarzmeergebiete 143 

Cridit mobilier 54, 87, 97 
Cuza, Alexandre Ioan (1820-1873) erster ge­

wählter Fürst von Rumänien 1859 244 
Czartoryski, Adam Jerzy Fürst (1770-1861) 

seit 1831 Haupt der poln. Emigranten in 
Paris 
plädiert bei Napoleon für Insurgierung 
Polens 33-34 
und Krakauer Frage 182 A 162 
und polnische Frage 184-185 

Dabormida, Giuseppe Graf (1799-1869) 
sardin. Kriegsminister 1852 - Januar 1855 
190 

Dahbnann, Friedrich Christoph (1785 bis 
1860) Historiker 74 

"Daily Telegraph" 27 
Damaskus 217 
Dänemark 114, 182 u. A 162 
Dardanellen: s.Meerengen 
Deutscher Bund 40, 64, 77 A 201, 84, 114, 

186, 209, 227 u. A 301 
und Napoleon 93 
und Kongreß 208 

Deutschland 40, 59, 64,208 
und Aland-Inseln 246 

Dezember- Vertrag 37,39, 189 
Beurteilung 70-71 u. A 176 
und Preußen 205, 206 

Di Nolfo, Ennio (* 1930) italien. Historiker 
50, 189, 202, 257 A 61 

Disraeli, Benjamin, Earl of Beaconsfield 
(1804-1881) Premiermin. 1868, 1874 bis 
1880 
und Pontusklausel236 

Dnestr 140 
Dobrudza 245 
Dolgorukov, Vasilij Andreevic Fürst (1804 

bis 1868) Kriegsminister 1853-1856 111 
A 318 
Denkschrift über die kriegswirtschaftl. 
Lage Rußlands 118 



REGISTER 275 

Donau 15, 25,42, 83 u. A 223, 108, 114, 151, 
153, 241, 242 
Mündung 28,32,34,81,166,168,169,240 
Schiffahrt 30 A 37,80,81, 139, 142-143, 
165-169, 240, 245-246 

Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft 167 
Donaufürstentiimer 28, 31, 34 

unter den Vier Punkten 30 A 37 
unter den Kriegszielen Napoleons 40, 203 
Kriegsziel Österreichs? 40,41,68,77,155 
u. A 88-89, 158-159 
Vereinigung 51, 80, 83,155,157,161-165, 
195, 197,201, 23~ 235, 242 
innere Gestaltung 73,130 A 19, 152-153, 
155, 157,242-244 
Behandlung auf dem Kongreß 151-165, 
172-173 
Tauschplan mit Norditalien 156, 161, 
164, 195, 197 u. A 210 
nach dem Kongreß 239, 241-245, 258 

Donau-Kommission: s. Europäische 
Donaukommission 

Dörnberg, Philipp Frhr. von (1818-1858) 
kurhessischer Bundestagsgesandter 
über Rheinpläne Napoleons 49 A 94 

Dresden 98 
Drouyn de !' Huys, Edouard (1805-1881) frz. 

Außenmin. 1848-1849, 1850-1855, 1862 
bis 1866 31, 32, 41 A 69, 163, 253 

Drusen 234 
Dünkirchen 237 A 7 
Duveyrier, Charles (1803-1866) frz. Bühnen­

dichter 44 

Eisenbahnen 187 
Bedeutung für die Kriegführung 19, 122 
u. A 339 
in der Türkei 213 

Ekmeeif, Milorad, jugoslaw. Historiker 73 
EIbe 166 
Engels, Friedrich (1820-1895) 25 
England 99, 249; vgl. auch Clarendon, 

Palmerston 
Kriegsziele 15, 16, 20-21, 24--25, 26-37, 
51, 83, 130-131, 150, 257-258 
Umfang der Krimarmee 23 u. A 13; vgl. 
auch Armee, englische 
Verfassung 28, 58, 60, 61-63 u. A 144 
Traktat mit Schweden 32, 90, 112, 114 
Entschluß zur Kriegsbeendigung 55-64, 
103 u. A 290 

England 
und USA 29 A 35, 223, 227 
und Preußen 36, 49, 205, 206, 207, 209 
und Frankreich 58-59,83, 107, 108, 131, 
243, 251,257-258 
und Rußland 73, 137, 147, 149-150, 248, 
252, 253, 256, 258 
und Österreich 76, 131-132,202 
und Sardinien 190-191 
und italienische Frage 195-196, 199,202 
und Memorandum vom 14. Nov. 1855 85 
und Rußlands Friedensentschluß 127-129 
Abmachung mit Frankreich über 5. Punkt 
129, 144 
und Verhandlungsbeginn 138 
und Bessarabien 139, 143, 242 
und Schwarzrneergebiete 144 
und Donaufürstentümer 151, 164 
Truppenabzug aus der Türkei 158, 159, 
183, 197 
und Donau 168, 169 
und Seekriegsrecht 221, 222-223 
und Schiedsgerichtsbarkeit 229, 230 
und Pontusklausel 239-240, 241 
und Aland-Konvention 246 

Erfurt 98 
Ernst II. von Sachsen-Coburg-Gotha, Her­

zog (1818-1893) 85 
Gespräche mit Napoleon 39-40, 42-43, 
44,45 

Erster Weltkrieg 16, 21, 25, 33, 223, 
Erzerum 19 
Eske/es, Denis (1804-1876) österreich. 

Bankier 97 
Esterhdzy von GaIantha, Valent in Ladislaus 

Graf (1814-1858) österreich.Bevollmächt. 
Min. in St. Petersburg seit 1853 85, 86 
in Petersburg 108, 110 

Eugen, Prinz von Savoyen-Carignan (1663 
bis 1736) 65 u. A 152 

Euginie (1826-1920) frz. Kaiserin 171 
Niederkunft 181 

Euler, Heinrich (* 1925) Historiker 41 A 68 
Europäische Donaukommission 167, 168, 169, 

240, 245-246 
Europäisches Gleichgeu1icltt 15, 26, 27, 28, 30, 

u. A37, 40, 60, 61,67, 131, 150, 162, 178, 
193, 198, 199,200 

Europäisches Konzert 36, 157, 165-166, 170, 
191-192, 205 u. A 234, 206, 258 
und Preußen 210 
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Favre, Jules (1809-1880) frz. Außen minister 
1870-1871 240 

Feodosija 122 
Ferdinand 11. Karl (1810-1859) König beider 

Sizilien 29, 175, 183, 188, 201, 226 
Finnland 33, 34, 246 

soll an Schweden fallen 31, 32, 114, 115 
Flüchtlinge 

in der Schweiz 182, 183 
Foc~ani 244 
Frankfurt 76, 96, 208 

als Kongreßort? 133 
Frankreich 21,37,230; vgl. auch Napoleon, 

Walewski 
Kriegsziele 16, 31, 48, 150, 200, 208 
Traktat mit Schweden 32, 90, 112, 114 
und Türkei 243 
und Preußen 36, 48-50, 204, 205, 207,256 
und Österreich 45, 76, 131, 162, 189,203, 
255-256 
und Rußland 45-46,51, 76A197, 79,92, 
96,103, 104-105 u. A. 298, 106, 107, 108, 
114, 132, 140, 141, 142, 144, 184, 211, 
236-237,238,249,250,251-255 
und England 58-59, 83, 99-100, 106 u. 
A 301, 107, 108, 131-132,243, 251, 256, 
257-258 
und Sardinien 190-191 
und italienische Frage 195-196, 202 
und Pontusklausel 240 
Fall von Sevastopol' als Prestigegewinn 
20,23, 53, 79, 92 
Teilnahme an Ostsee-Expedition 24, 25 
innenpolit. Lage 52-55, 94 
Abmachung mit England über 5. Punkt 
129, 144 
und Verhandlungs beginn 138 
und Donaufürstentümer 151, 161-162, 
241,242 
Truppenabzug aus der Türkei 158, 159, 
183, 197 
und Donau 167, 169 
und Christen im ottoman. Reich 213 
und Seekriegsrecht 221, 222 
und Aland-Konvention 246 

Franz I. (1494-1547) 39, 98 
Franz v., Herzog von Modena (1819-1875) 

156, 161, 195 
Franz Joseph I. (1830-1916) 68, 69 A 168, 

82, 83, 86, 99, 158, 167, 168, 180, 181, 
199,255 

Franz Joseph I. 
gratuliert Napoleon zum Fall Sevastopol's 
45 
Revolutionsfurcht 74 u. A 189 
Punktation vom 11. Februar 1856 130 
A 19 
und Donau 142 
und Bessarabien 143 
und Donaufürstentümer 154-156, 165 
und Friedrich Wilhelm IV. 206 
und Preußen 207, 208, 209 

Französische Revolution 215 
Fremdenlegion 29 A 35 

Einsatz auf der Krim 23 
griechische 19, 33 
anglo-poln. 33 
anglo-türk. 33 
finnische 33 

Frieden 
F.ssicherungsversuch (Kongreß) 41-47, 
199-200; vgl. auch Kongreß 
F.ssicherungsversuch (Schiedsgerichts­
barkeit) 224-231 
Metternich über F.serhaltung 69 

Friedensforschung 229 A 306 
Friedensgesellschaften 228 
Friedjung, Heinrich (1851-1920) österreich. 

Historiker 66, 78 u. A 202 
Friedrich Wilhelm IV. (1795-1861) 42, 43 

Friedensvermittlung 88-91, 100 A 281, 
104 
und Kongreß-Idee 200 
seine Politik im Krimkrieg 204, 210-211 
und Preußens Teilnahme am Kongreß 
206 

Fuad Pascha, Mehmed (1814-1869) nach 1852 
viermal türk. Außenmin. 152, 235 
und Konferenz von Konstantinopel 211, 
213,214 

Galatz 166 
Galizien 75, 83, 87 

Belagerungszustand 74 
Geffcken, Friedrich Heinrich (1830-1896) 

Politiker und Jurist; Prof. in Straßburg 
1872-1882163, 194 A 199, 209 u. A 253 

Gent, Friede von (1814) 227 u. A 301 
Georgien 23, 31, 32 
Gerlach, Leopold von (1790-1861) preuß. 

General; Freund König Friedrich Wil­
helms IV. 89, 102 A 288 
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Gerlach 
und Schiedsgerichtsbarkeit 231 

Gladstone, William Ewart (1809-1898) 
Schatz kanzler im Koalitionsministerium 
AberdeenDez.1852- Januar 185527,62, 
258 
Rücktritt Frühjahr 1855 36 
und Friedensaussichten 56 
über engl. Kriegsziele 60, 61 
und Schiedsgerichtsbarkeit 230 
und Pontusklausel 239 

Gleichgewicht, Europäisches: s. Eu r 0 p ä­
isches Gleichgewicht 

Gorlakov, Aleksandr Michajlovic Fürst (1798 
bis 1883) russ. Gesandter in Wien 1854 
bis 1856; Reichskanzler und Außenmin. 
1856-188278, 110 
über Fall von Sevastopol' 79 
Fühlungnahme mit Morny 96--98, 100 u. 
A 280 
Verhältnis zu Nesselrode 98 
über Neutralisierung des Schwarzen 
Meeres 102 
Instruktion an Kiselev 104 
drängt zum Zusammengehen mit Frank­
reich 98, 105 A 298, 254 
und Pontusklausel 238, 239, 240, 241 
und Donaufürstentümer 241, 244 
außenpolit. Programm 249-251, 252 
und Tripelvertrag 253 
und Österreich 254 

Gorlakov, Michail Dmitrievic Fürst (1793 bis 
1861) General; Oberbefehlshaber der 
russ. Truppen auf der Krim 1855-1856 
94, 105 

Graham, Sir James Robert George (1792 bis 
1861) Erster Lord der Admiralität 1852 
bis 1855 15, 222 

Gramont, Antoine-Alfred-Agenor Duc de, 
Prince de Bidache (1819-1880) frz. Be­
vollm. Min. in Turin 1853-1857; Außen­
min. 1870189, 190, 192 

Granier de Cassagnac, Adolphe (1806-1880) 
frz. Publizist 41 

Griechenland 197, 200, 226, 235 
russ. Plan einer Fremdenlegion aus Grie­
chen 19 
Politik im Krimkrieg 29, 92 
Truppenabzug 183, 184, 219 
Unabhängigkeit (1829) 39, 67, 178, 212, 
218, 245 

Großbritannien: s. England 
Guizot, Fran<;ois Pierre Guillaume (1787 bis 

1874) frz. Min.-Präs. 1847-1848 48 
Gülhane, Reformedikt von: s. Hatt-l ~erif 

Haager Friedenskonferenz 231 u. A 312 
Hannover 96 
harar 212 
Hatt-t Hümayun 169, 170, 214, 215, 216 bis 

218,235 
Hatt-t $erif 212, 213 
Hatzfeldt, Maximilian Friedrich Karl Franz 

Graf von H. zu Trachenberg-Schönstein 
(1813-1859) preuß. Gesandter in Paris 
1853-1859 89, 138 
Teilnahme am Kongreß 209, 210 

Haus-, Hof- und Staatsarchiv 66 
Hausmann, Paulus Andreas, Völkerrechtler 

134 A 30 
Heer: s. Armee 
Heilige Allianz 39, 67-68 u. A 160, 98, 178, 

207-208,210,247,248,249,255,256 
Heindl, Waltraud, österreich. Historikerin 

66 A 156, 69 u. A 168 
Heinrich IV. (1553-1610) König von Frank-

reich 226 
Herat 21 
Herzegowina 73 
Heß, Heinrich Frhr. von (1788-1870) öster­

reich. Feldzeugmeister; Chef des General­
quartiermeisterstabes seit 1849 
und Grenzziehung in Bessarabien 82 u. 
A 222 
und Donaufürstentümer 155 u. A 88-89, 
160 

Himmler, Heinrich (1900-1945) 198 
Hitler, Adolf (1889-1945) 241 
Hohe Pforte: s. Türkei 
Holland 178 
Hübner, Joseph Alexander Frhr. von, später 

Graf(1811-1892) österreich. Gesandter in 
Paris 1849-1859 70, 75, 78, 79, 80, 106, 
137, 141, 142, 172, 173, 209 
über Politik Napoleons 38, 255 
Berichterstattung aus Paris 143 u. A 59 
und Truppenabzug aus der Türkei 158, 
159, 160 
und Donau 167 
und Preußens Teilnahme am Kongreß 
206-207 
und Schiedsgerichtsbarkeit 225 
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Hudson, Sir James (1810-1885) eng!. Be­
vollm. Min. in Turin 1852-1859 189, 190 

Hunkiar-Iskelessi: s. Unkiar-Skelessi 

Imeretien 143 
Indien 159, 258 

russ. Vormarsch nach 1.? 19, 20-21 
Inkerman, Schlacht von 120 
Internationale Schiedsgerichtsbarkeit 224-231 
Isaccea 169 
Ismail82, 108 
Italien 75, 104, 153, 246 
Italienische Frage 40, 42, 48, 151, 172, 175, 

179,180,183,184,186,187,188-203,220, 
226, 254, 255 

Jalpuch-See 140, 242 
Jassy 156, 243 
Jay, William (1789-1858) amerikanischer 

Jurist; Präsident der amerikan. Friedens­
gesellschaft 229 

Jay- Vertrag 227 
Jemen 234 
Jirome (Bonaparte) (1784-1860) Bruder Na­

poleons 1.; seit 1852 Präs. des Staatsrats 
92 

Jomini, Alexandre Baron [Aleksandr Genri­
chovic] (1814-1888) "Alterer Ministerial­
rat" im russ.Außenministerium 78 A 202, 
101 u. A 282, 102 A 283, 103 A 292, 105 
u. A 298 

Kalifornien 248 
Kann, Robert A. (* 1906) österreich. Histo-

riker 74 A 192 
Kaperei 220, 221, 222-223 
Karl d. Gr. (742-814) 39 
KarlII. (1630-1685) König von England 60 
Karl V. (1500-1558) 98, 230 A 309 
Karl XII. (1682-1718) König von Schweden 

116 
Karl von Hohenzollern-Sigmaringen, Prinz 

(1839-1914) Fürst von Rumänien seit 
1866, König seit 1881 244 

Kars 
Fall der Festung 19,20 u. A 6 
Bedeutung der Einnahme für die Frie­
densverhandlungen 110, 115 
Junktim mit Bessarabien 138-139, 144, 
146, 172, 173 

Kaspisches Meer 252 

Katharina 11., d. Gr. (1729-1796) 81, 115, 
221,233 

Katimor 142 
Kaufmann, Peter (1804-1872) Staatswissen­

schaftler 229 u. A. 306 
Kaukasus 33, 41, 51, 75, 115, 125, 131, 159; 

vgl. auch Zirkassien 
Front 18-19, 21 u. A 11, 23, 25 
und Rußland 237 

Kemal Atatürk (1880-1938) 218, 219 
Kilia 81, 108 
Kilia-Arm 140, 166 
Kinburn 24 
Kirchenstaat 175, 179, 183, 184, 187, 191, 

198, 199, 200, 201, 202 A 227 
und italienische Frage 194-195, 197 

Kiselev, Pavel Dmitrievic Graf (1788-1872) 
Min. der Kaiserlichen Domänen 1837 bis 
1856; Botschafterin Paris 1856-1862104, 
252 
Ausführungen im Kronrat 110, 115 

Klapka, György (1820-1892) ungar. Revo­
lutionsgeneral 244 

Konferenz 
Unterschied zu Kongreß 176-177 

Kongreß 
Unterschied zu Konferenz 176-177 
Napoleon über 37-41, 41-47, 177-187, 
199-200,226, 230 

Konstantin, Nikolaevic Großfürst (1827 bis 
1892) stellv. Vorsitzender des Marine­
ministeriums seit 1853, Vorsitzender 1855 
bis 1881 110 

Konstantinopel 15, 28, 54, 74, 150, 151 
russ. Vormarsch auf? 19 
Vertrag vom 12. Mrz. 185426 
Konferenz Frühjahr185680, 152-153, 169 
A 125, 211-219 
Konferenz (1862) 234 
Patriarchat 216 

Konterbande 219, 220, 222-223 u. A 290-292 
Konzert, Europäisches: s. Europäisches 

Konzert 
Kopenhagen 182 
Kossuth, Lajos (1802-1894) Führer der ungar. 

Emigranten nach 1849 76 
Krakauer Frage 182 u. A 162, 200 
Kreditbank für Handel und Gewerbe 87 
Kremenfug 122 
Kreta 

Aufstand (1866) 235, 239 
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Krieg 97, 231; vgl. auch Weltkrieg 
Nationalitäten-K. 33 u. A 49, 35 
Napoleon über 52, 200 

Kriegsrat in Paris (Januar 1856) 23, 24, 
114 

Kriegsverhütungsrecht 224 
Krim 20,25,29,33,36,37,41,47,53,54, 77, 

79, 80, 94, 95, 105, 114, 115, 121, 135, 
187, 188, 197, 213 
an die Türkei? 31, 32 

Krimkrieg 
strategische Lage nach dem Fall von Seva­
stopol' 15-19 
Folgen für die internationale Stellung 
Rußlands 30 
für 1856 geplante Kriegführung 33, 35, 
36, 93, 106 
Charakteristik 131, 147 
Zusammenhang mit italien. Frage 202 bis 
203,204 
und Türkei 213, 219; vgl. auch Türkei 
und Seekriegsrecht 220-221, 222 
Auswirkungen 246-258 

Kronrat (vom 1. und 15. Januar 1856 in St. 
Petersburg) 11 0-125 

Kronftadt 16, 24, 25, 53, 63, 91, 106, 183 u. 
A 167 

Kuba 183, 200 
Kuban' 143 
Kurie: s. Kirchenstaat 
Kurland90 
Kütschük-Kainardschi, Friede von (1774) 169, 

233 

Laibach, Konferenz (1821) 225 
Lamer, Reinhard ]., Historiker 61 
Lansdowne, Henry Petty Fitzmaurice Mar-

quis von (1780-1863) Minister o. P. 1852 
bis 1858 31 

La Rive, William de (1827-1900) italien. 
Publizist 196 

Legationen: s. Kirchenstaat 
Legion: s. Fremdenlegion 
Leiningen, Christian Franz Seraphim Vinzenz 

Graf von L.-Westerburg (1812-1856) 
Feldmarschall eu tnan t 
Mission nach Konstantinopel 76 

Leo, Heinrich (1799-1878) deutscher Histo­
riker 66 

Leopold I. (1790-1865) König von Belgien 
43,206 

Lerchenfeld, Maximilian Joseph Graf von und 
zu L. auf Köfering und Schön berg (1799 
bis 1859) bayr. außerord. Gesandter in 
Wien 85, 86 

Libanon 234 
Lieven, Dorothea Fürstin von, geb. von 

Benckendorff (1784-1857) 96 u. A 268, 97 
über Stellung Napoleons 132 

Lilie 54 
Lipkany 81 u. A 216 
Livland90 
Loftus, Augustus William Frederick Spencer 

Lord (1817-1904) engl.Gesandter inWien 
1858-186088 

Lombardei 40,41, 197 
Lombardo- Venetien 189, 191 

Belagerungszustand 74 
London 47 

Konferenzen (1827-1830) 176 
Konferenz (1871) 240-241, 246 
Seerechtskonferenz (1908/09) 223 

Lossow, Otto von (1868-1938) Generalmajor 
159 

Ludendorff, Erich (1865-1937) 159, 198 
Ludwig IX., d. Hl. (1215-1270) 39 
Ludwig XIV. (1638-1715) 46, 48, 132 
Luise von Bourbon, Herzogin von Parma 

(1819-1864) 161, 195, 197 u. A 210 
Lushington, Sir Stephen (1782-1873) Rechts­

sachverständiger der engl. Admiralität 
222 

Mahmud 11. (1784-1839) Sultan 1808-1839 
212,218 

Mainz 
als Kongreßort? 133 

Malachov 20,23, 53 
Malaret, Baron, frz. Geschäftsträger in Ber­

lin 88, 207 
Malkin, Herbert William, engl. Völkerrecht­

ler 221 
Manderström, Ludvig (1806-1873) seit 1855 

schwed. Gesandter in Wien 146 u. A 68 
Manteuffel, Edwin Frhr. von (1809-1885) 

Generalfeldmarschall; seit 1848 Flügel­
adjutant; Chef des Militärkabinetts 1857 
bis 1865 
in Wien 206 

Manteuffel, Otto Theodor Frhr. von (1805 
bis 1882) Min.-Präs. und Außenmin. 1850 
bis 185849, 88, 138, 204, 231 
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ManteujJel 
und Fürstenkongreß 43 
und Rheinpläne Napoleons 104 
Unterredung mit Napoleon 187 
und Zulassung Preußens zum Kongreß 
206-207 
Teilnahme am Kongreß 209, 210 

Marmarameer: s. Meerengen 
Maroniten 234 
Martens, Fedor Fedorovic [Friedrich von] 

(1845-1909) russ. Völkerrechtler 221 
Marxistische Geschichtsschreibung 

über Napoleon III. 55 
Matter, Paul (1865-1938) frz. Historiker 188 
Maximilian 11. (1811-1864) König von 

Bayern 1848-186488, 92 u. A 256 
Mazzini, Giuseppe (1805-1872) italien. 

Freiheitskämpfer 74, 76, 203 
Meerengen 28,42, 100, 101, 149, 151, 166, 182, 

240-241 
Konvention (1841) 30 u. A 37, 150, 173, 
208, 209 u. A 254 

Mehemed Djemil Pascha (* 1823) seit 1855 
türk. Gesandter in Paris 137 

Mehmed Ali (1769-1849) türk. Statthalter in 
Agypten 213 

Mehmed 11. (1430-1481) Sultan 1451-1481 
152 

Menul12l A 335 
Memorandum vom 14. November 1855 56, 

58, 83-85, 100, 103, 127, 205, 207, 253 
Menfikov, Aleksandr Sergeevic (1787-1869) 

Generaladjutant; Admiral; Oberbefehls­
haber der russ. Truppen auf der Krim 
1853-1855 
Mission in Konstantinopel 28, 76 

Mesopotamien 19 
Metternich, Klemens Wenzel Nepomuk 

Lothar Fürst von M.-Winneburg (1773 
bis 1859) 116, 248 
über Dezembervertrag 37 
über englische Verfassung 62 u. A 142 
Einfluß auf Buol 66, 72, 193, 200 
über Österreichs Stellung im Krimkrieg 
68, 69-70, 72 
über Österreichs Finanzen 86 
über Wien als Centre d'entente 133 
über Aachener Konferenz (1818) 177 

Metz 82 
MeyendorjJ, Peter [Petr Kazimirovic Mejen­

dorf] Frhr. von (1796-1863) russ. Bot-

schafter In Wien 1850-1854; danach 
Reichsrat im Departement für Staatswirt­
schaft 132 
Ausführungen im Kronrat 110, 111 
A 317, 115-116, 118 

Miljutin, Dmitrij Alekseevic (1816-1912) 
Generaladjutant; während des Krim­
kriegs im Kriegsministerium ; Stabschef 
der Kaukasus-Armee 1856; Kriegsmini­
ster 1861-1881 
Denkschrift über die kriegswirtsch. Lage 
Rußlands 118-123, 125 

Mill, John Stuart (1806-1873) 228 
Millet 212, 213 
Minen 

Bedeutung für die Kriegführung 25 
Mingrelien 143 
Missionsgesellschaften 

in der Türkei 215, 217 
Mitte/meer 38, 237 
Modena 156, 161, 191, 197; vgl. auch 

Franz V. 
Mohammed (570[?]-632) 213 
Mohammedaner 

im ottoman. Reich 212-213, 215, 216, 
217,235 

Moldau: s. Donaufürstentümer 
Moniteur 178, 181 
Montenegro 73, 154 

und Rußland 234 u. A 3 
Montmartre 184 
Morley, John, Viscount M. of Blackburn 

(1838-1923) engl. Schriftsteller und Po­
litiker 247 

"Morning Post" 49 
Morny, Charles Herzog von (1811-1865) 

Halbbruder Napoleons III.; Präs. des 
Gesetzgebenden Körpers 1854-1856; Ge­
sandter in Petersburg 1856-1857 78 
Fühlungnahme mit Gorcakov 96-98, 100 
u. A280, 236 
und Lieven 96-97 u. A 268 

Moskatt 94, 122 
Mosse, Werner Eugen, engl. Historiker 240 
München 96 
Münchengrätz 248 
Münster, Hugo Graf zu M.-Meinhövel (1812 

bis 1880) General; seit 1850 preuß. Mili­
tärbevollm. in St. Petersburg 86 

Murav'ev (Karskij), Nikolaj Nikolaevic Fürst 
(1794-1866) Statthalter des Kaukasus 
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und Oberbefehlshaber an der Kaukasus­
front 1854-1856 33 

Napoleon I. (1769-1821) 39, 46, 98 u. A 273, 
171, 184 

Napoleon III. (Louis Napoleon Bonaparte) 
(1808-1873) 20,24,33,34,36,58,61,64, 
79, 80, 94, 115, 170, 171, 210 
politische Anschauungen und Kriegs­
ziele 15,37-47,48-50,55,75,90,131-132, 
164-165,256-257 u. A 61 
Kongreßidee 37-41,177-187,192,199 bis 
200, 226,230 
und Unabhängigkeit Polens 35, 179, 184 
bis 185 
Entschluß zum Frieden 47-55 
und Krieg 52, 200 
Verhältnis zu Palmerston 39, 57-58 
und Italien 76, 151, 179 
und preuß. Friedensvermittlung 89 
und Preußen 207-208 
Rede am Schluß der Weltausstellung 90 
Gespräche mit Pfordten und Beust 92-93 
und Rußland 95-109, 174,236,238,249, 
251-252,253,254 
Brief an Viktoria 107-108, 109 
über Englands Friedenswillen 135 
über 5. Punkt 129 
als Leiter des Kongresses 133, 174 
und Bessarabien/Kars 107-108, 139, 140, 
141, 144 
und Schwarzmeergebiete 143 
und Donaufürstentümer 151, 153, 161 
bis 162,163, 164-165, 179-180, 242, 243 
Dynastie 178, 180-181 u. A 160 
und italien. Frage 186, 190, 193, 195 bis 
196, 197 A 212 
und Österreich 195,201, 252 A 39, 255 
bis 256,257 
und Schiedsgerichtsbarkeit 225-226, 230 
und Tripelvertrag 252, 253 

Nationalitäten 
in Rußland/Polen 33-34 u. A 49, 73-74, 
90 u. A 248, 92, 115, 131, 132, 254 
in Österreich 33, 73 u. A 192, 92, 153, 
156,255 
in der Türkei 33, 75, 153, 212, 213, 218 
bis 219, 255 
auf dem Balkan 68 u. A 164, 75, 76, 151, 
153, 156, 161, 164-165, 218, 234, 235 
in Italien 75, 76, 92, 153, 203 

Nationalitäten 
und Napoleon 39, 44, 48, 51, 153 

Navarino 248 
Neapel 29 
Neapel, Königreich 188, 191, 194, 200-201, 

225; vgl. auch Ferdinand 11. 
Nesselrode, Kar! Robert Graf von [Nessel'­

rode, Kar! Vasil'evic Graf] (1780-1862) 
russ. Außenmin. 1817-1856, seit 1828 
auch Vize-, seit 1845 Staatskanzler 78, 89, 
93, 95, 96, 127, 184 
über Fall von Kars 20 A 6 
über Fall von Sevastopol' 79 
Stellung zum Zaren 94 
Fühlungnahme mit Seebach 98-100 
Verhältnis zu Gorcakov 98, 250 
und Frankreich 105 A 298, 249, 252 
schlägt Paris als Kongreßort vor 107, 133 
Ausführungen im Kronrat 110, 111 
A 317, 112, 114-115 
Hauptinstruktion für den Kongreß 138 
u. A 43 
und Bessarabien 139 
und Preußen 211 
und England 252 

Neuenburger Frage 182, 200, 256 
Nikolaev 94, 95, 106, 115, 144 

fällt nicht unter Neutralisierung des 
Schwarzen Meeres 148-149 

Nikolaus I. (1796-1855) Zar 39, 61, 67, 68, 
76,86,99,132,250,254 

Nikolaus II. (1868-1918) Zar 231 
Nizza 104 
Nolfo: s. Di Nolfo 
Nordin, Gustaf af, Generalmajor; schwed. 

Gesandter in St. Petersburg 114 
November-Traktat 32 u. A 47, 90, 112, 114 

Odessa 15, 34, 166 
Öffentliche Meinung 250 

in Frankreich 44, 52-53, 108 
in England 28, 52, 56, 62-63, 127 u. 
A 5, 130, 186, 201, 226,228,257 
und deutsch-frz. Krieg 240 

Omodeo, Adolfo (1889-1946) 188 
Odov, Aleksej Fedorovic Fürst [seit 1856] 

(1786-1861) Generaladjutant; Leiter der 
geheimen Polizei (3. Abt.) 1844-1856; 
Vorsitzender des Reichsrates und des 
Ministerkomitees seit 1856 105 A 298, 
110,133, 137, 181,211 
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Orlov 
verlangt Junktim KarsjBessarabien 138, 
144, 146 
und Bessarabien 140, 141-142, 242 
und Aland-Inseln 147 
und Neutralisierung des Schwarzen 
Meeres 148-149, 150 
und Audienzen bei Napoleon 174, 180 
und Vertragsunterzeichnung 184 
und poln. Frage 185 
und Cavour 196 
und Seerechtsdeklaration 221 
und Tripelvertrag 253 

Orsini, Felice Graf von (1819-1858) italien. 
Revolutionär 203 

Osborne, Treffen von 243 
Oskar I. (1799-1859) König von Schweden 

seit 1844 112 
Kriegsziele 114, 146 

Oskar, Kronprinz von Schweden (1829 bis 
1907) seit 1872 König 112 

Osmanlrltk: vgl. Ottomanismus 
Österreich 16, 19, 28, 34, 49, 51, 58, 116, 

171, 184, 249; vgl. auch Buol, Franz 
J oseph 
Nationalitätenproblem 33, 73-75, 92 
Finanzen 86-87 u. A 231-232 
Beurteilung seiner Politik 36-37,65-77, 
204, 248, 255-257, 258 
und Frankreich 45, 76, 131, 162, 189, 
195, 201, 203, 255-256 u. A 58, 257 
und Preußen 77 A 201,84, 90, 205, 206, 
208, 209 
und England 76, 131-132, 202 
und Rußland 59, 64, 67, 68, 70, 71, 76, 82, 
84, 86, 98, 112, 147, 238, 248, 250, 251, 
254 u. A 52 
Ultimatum an Rußland 71-72, 84-85, 99, 
101, 104, 105 A 298, 107, 108, 109, 110, 
149 
Abbruch der diplomat. Beziehungen zu 
Rußland 80, 84, 107, 107, 108, 109, 110 
Friedensinitiative 64-88, 99, 100, 101 u. 
A 282, 102, 130 
soll von Friedensverhandlungen ausge­
schaltet werden 108 u. A 308 
und Verhandlungs beginn 138 
und Bessarabien 142-143, 242 
und Donaufürstentümer 40, 41, 68, 77, 
155 u. A 88-89, 158-159 
und Donau 142-143, 168, 169, 245-246 

Österreich 
und Befriedung des Schwarzen Meeres 
30,31 
und Sardinien 165, 172-173, 189,203 u. 
A 232, 230 
und italien. Frage 179,195, 197, 198,202 
A 227 
und Kongreß-Idee 200 
und Schiedsgerichtsbarkeit 225, 228 
und Pontusklausel 240 
und Tripelvertrag 253 

Ostsee 15, 16, 24, 25, 32, 48, 51, 56, 57, 90, 
105, 131, 136, 146, 149, 182, 222, 252 

Otto I. (1815-1867) König von Griechen­
land 1832-1862 197 

Ottomanisches Reich: s. Türkei 
Ottomanismus 212, 218, 235 

Paar, Ludwig Graf von (* 1817) österreich. 
Geschäftsträger in Turin 1853-1859 160 

Palmerston, Amelia Viscountess (geb. Lamb) 
(1787-1869) Gattin Lord Palmerstons 196 

Palmerston, Henry John Temple Viscount 
(1784-1865) Innenmin. 1852-1855, Pre­
miermin. seit 1855 34,36,38, 49, 52, 58, 
64, 69, 71, 195, 196, 200, 226, 227, 241, 
247,258 
politische Anschauungen und Kriegs­
ziele 26-32, 33 A 49, 35-36, 40, 47, 56, 
60, 115, 13~ 198, 22~257 
Verhältnis zu Napoleon 39, 57-58 
über poln. Frage 51, 56 
über Fall von Sevastopol' 55 
kriegerische Stimmung 57 u. A 125 
über österreich. Friedensinitiative 59,60 
A 133 
Stellung im Kabinett 63 
über Rußlands Friedensentschluß 128 
und Neutralisierung des Schwarzen 
Meeres 148, 236 
und Donaufürstentümer 164,243 
und italien. Frage 183,192,193,194,197 
und Preußen 210 

Paris 45, 47,54,78,80,94,97,116,151,174, 
184 
russische Kolonie 96 
als Kongreßort 107, 132-133 u. A 27 
Weltausstellung 44, 90, 91, 132 
Kriegsrat (Januar 1856) 23, 24, 114 
Botschafterkonferenz (1857) 187 
Botschafterkonferenz (1858) 243, 244 
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Paris 
Botschafterkonferenz (1865/66) 246 
Seerechtsdeklaration : s. Seerech ts­
de klaration 
Friedensvertrag (1763) 219 

Parma 164, 197; vgl. auch Luise von 
Bourbon 

"Pays" 178 
Pazifismus 228-229,231 
Peace Society 228, 229 
Pilissier, Aimable Jean Jacques, Herzog von 

Malakoff (1794-1864) frz. Marschall; seit 
Mai 1855 Kommandeur der Belagerungs­
armee vor Sevastopol' 47 

Persien 237 
Persigny, Jean Gilbert Victor Fialin Herzog 

von (1808-1872) frz. Gesandter in Lon­
don 1855-186049, 50, 53 
und Walewski 196 

Peter I., d. Gr. (1672-1725) Zar 81, 150 
Petersburg16, 19, 97, 100 A 279, 122, 170, 174 

Verteidigungs maßnahmen 25 
Bedrohung durch Krieg 90 A 248, 91 
Seebach in P. 98, 99, 105, 107, 108 
Konvention (1834) 144 

Pfordten, Ludwig Frhr. von der (1811-1880) 
bayr. Außenmin. und Min.-Präs. 1849 bis 
1859, 1864-1866 
in Paris 91-93, 95 
über Buol66 

Pforte: s. Türkei 
Philip( p), GrafvonFlandern (1837-1905)244 
Piemont: s. Sardinien 
Piräus 29 
Pius IX. (1792-1878) Papst 195, 198, 200, 

201 
Plombieres 41 A 70, 190, 202, 251 
Podolien 115 
Pogodin, Michail Petrovic (1800-1875) russ. 

Historiker und Publizist 74 u. A 191 
Polen 41, 76, 153, 162, 178 

Frage der Unabhängigkeit 31,32,33-35, 
40,42,48,50-51,55,56,79,80,90,115, 
131, 179, 180, 183, 184-185, 186, 226 
Aufstand (1863) 254 

Pontus-Klausel, Aufkündigung 176 A 148, 
209,236, 240-241, 246 

Portugal 194 
Post 100 A 279, 164 A 114 
Poti 23 
Präambel 209-210 

Prag 
Belagerungszustand 74 

Präliminarfrieden 134-137, 167, 194 
und Preußen 207 

Presse in Belgien 182, 183 
Preußen 19, 31, 41, 114, 173, 186 

und Frankreich 36, 48-50 
und England 36, 49 
und Rußland 206-207,210-211,238,248, 
250 
und Österreich 77 A 201, 84, 90, 206, 
207, 208, 209 
Napoleon wünscht seine Friedensver­
mittlung 45, 51 
Friedensvermittlung 88-91, 95 
Zulassung zum Kongreß 138, 204-211 
und Donau 169 
und Neuenburg 182 

Prokesch von Osten, Anton Graf (1795-1876) 
Präsidialgesandter beim Dt. Bundestag 
1853-1854; Internuntius in Konstantino­
pel 1855-1861 (1861-1871 Botschafter) 
und Donaufürstentümer 152, 153-154 
und Konferenz von Konstantinopel 214, 
215, 216, 217 

Protokoll 17 4-17 6 
Pruth 42, 81 A 216, 140, 142, 153 

Quai d'Orsay 171 

Rajah 214 
Ranke, Leopold von (1795-1886) Historiker 

211 
Rapallovertrag (1922) 237 
Rassow, Peter (1889-1961) Historiker 204 
Rechberg, Johann Bernhard Graf von R. und 

Rothenlöwen (1806-1899) Präsidial ge­
sandter beim Dt. Bundestag 1855; Au­
ßenmin. 1859-1864; Min.-Präs. 1859 bis 
1860 208, 239 

Redan 23 
Reschid Pascha (1802-1858) seit 1837 mehr­

fach Außenmin. (wieder seit Mai 1853); 
Großwesir 1856 und 1857 213 

Reuß, Heinrich VII., Prinz (1825-1906) 
preuß. Gesandter (seit 1871 Botschafter) 
in St. Petersburg 1867-1876 239 

Revolution: s. Na tionali tä ten 
Rhein 166 

Kriegsziel Napoleons? 40,48-50,90,91, 
104-105 u. A 298, 106, 186 
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Rheinbund 162 
Rheinland 

Entmilitarisierung (1919) 237, 241 
Riga 122 
Rire: s. La Rive 
Robert, Herzog von Parma (1848-1907) 197 

A 210 
Rom: s. Kirchenstaat 
Rüdiger, Friedrich [Fedor Vasil'evic Ridiger] 

Graf von (1783-1856) russ. General; Mi­
litärgeneralgouverneur 1854-1855; Ober­
kommandierender des Garde- und des 
Grenadierkorps 1855-1856 123 

Rumänien 218, 235, 242, 245; vgl. auch 
Donaufürstentümer 

Russe/I, J ohn, Earl R. of Kingston (1792 bis 
1878) Premiermin. 1846-1852; Min. o. P. 
1852-185527, 31, 253 
und Schiedsgerichtsbarkeit 229 

Russe//, Odo William Leopold, Lord Ampt­
hill (1829-1884) als Unterstaatssekr. 1870 
im dt. Hauptquartier in Versailles 239 

Rußland 186, 225; vgl. auch Nesselrode, 
Gorcakov 
Dislozierung des Heeres 15-16, 19; vgl. 
auch Armee 
Russ. strategische Lage nach dem Fall 
von Sevastopol' 15-19 
Verteidigungsmaßnahmen für 1856 25 
Friedensvorschlag vom Dez. 1855 102 
Entscheidung für den Frieden 23, 110 
bis 125 
Nationalitätenproblem 33-34 u. A 49, 
73-74, 90 u. A 248, 92, 115, 131, 132, 
254 
revolution. Situation 34, 111,119,123-125 
Verfassung 112 
Finanz- und Wirtschaftslage 116-118, 222 
kriegswirtschaftl. Lage 119-122 
und USA 36 u. A 55 
und Frankreich 45-46, 51, 76 A 197, 79, 
92, 95-96, 98, 99-100, 103, 104-105 u. 
A 298, 106, 107, 108, 114, 140, 141, 142, 
144, 174, 185, 206-207, 211, 236-237, 
249, 250, 251-255 
und England 73, 147, 149-150,238,248, 
252, 256, 258 
und Preußen 206-207, 210-211,238, 250 
und Österreich 59, 64, 67, 68, 70, 71, 76, 
82, 84, 114, 147, 238, 248, 250, 251, 254 
u. A 52 

Rußland 
über das österreich. Ultimatum 59 u. 
A 131, 88, 107, 109, 110-125, 144, 149, 
205-206 
Abbruch der diplomatischen Beziehun­
gen zu Österreich 80, 84, 107, 108, 109, 
110 
und Türkei 81, 100, 101, 103, 143-144, 
149, 150, 233, 241, 248 
und Verhandlungs beginn 138 
Verhandlungstaktik 172, 173 
und Aland-Inseln 146-147, 246 
und Neutralisierung des Schwarzen 
Meeres 94, 148-151 
und Donaufürstentümer 151, 156, 162 
und Donau 166, 169 
und Christen im ottoman. Reich 169 u. 
A 125, 170-171, 211, 213, 214, 216 
und Kongreß-Idee 200 
und Montenegro 234 u. A 3 
und Bessarabien 238, 242, 243 
und Pontusklausel 240 
und Folgen des Krimkriegs 30, 236, 249 
bis 252 

Sachsen 
Friedensvermittlung 91-93,95; vgl. auch 
See bach 

Saint Pierre, Charles Irenee Castel, Abbe de 
(1658-1743) frz. Schriftsteller 226 

Salon des Ambassadeurs 171 
Samil' (1798[?]-1871) kaukasischer Frei­

heitskämpfer 125 
St.-Georgs-Arm 166 
Sardinien 41, 58, 66, 147 

Truppen auf der Krim 23 
Bedeutung für Napoleon 132; vgl. auch 
Italienische Frage; Nationalitäten 
in Italien 
soll ModenafParma erhalten 161, 164 
und Österreich 165,203, 230 
Rolle im Krimkrieg und in Paris 188-203, 
204,209 
und Schwarzes Meer 193 
und Donau 169, 193 
und Donaufürstentümer 151, 161, 172 
bis 173 

~ari'a 235 
Sasyk-See 81, 140 
Saroyen 104 
Schiedsgerichtsbarkeit 224-231 
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Schiffe 
Entwicklung von S.n im Krimkrieg 24 

Schlangeninsel242-243 
Schlesien 50 A 96, 91 u. A 252 
Schroeder, Paul W., amerikan. Historiker 63 

A 147,68, 71 A 176, 108 A 308, 155 A 88, 
247 A 32, 255 A 58 

Schwarzenberg, Felix Fürst Zu (1800-1852) 
Min.-Präs. 1848-1852, 67, 68, 70 

Schwarzes Meer 16, 21, 24, 25, 33, 51, 57, 131, 
222, 243, 252 
Befriedungsprogramme 30-31 
Neutralisierung 58, 63, 80, 81, 89, 92, 
94,97,100-101, 102A288, 103u.A290, 
106, 144, 148-151, 173, 236-241, 245, 
251; vgl. auch Pontusklausel 

Schwarzmeer-Flotte 101, 237, 241 
Schwarzmeergebiete: s. Zirkassien 
Schweden 19,33, 116, 162 

und Finnland 31 
Novembertraktat 32 u. A 48,90, 112,114 
Kriegsziele 146, 182 

Schweiz 116, 153, 182, 183 
Seebach, Albin Leo Graf von (1811-1884) 

sächs. Gesandter in Paris 49, 78, 91 
Friedensvermittlung 96,98,99-108, 129, 
133, 144, 174 

Seeckt, Hans von (1866-1936) 159 
Seerechtsdeklaration von Paris (1856) 219 -224 
Sequester 189 u. A 183, 191 
Serbien 30 A 37, 73, 153, 154, 163, 169, 197, 

212 A 264 
und Friedensvertrag 234 A 2 
Unabhängigkeitskampf 234, 235 

,;~eriat 235 
Sevastopol' 25, 35 

Fall 23,26,32,37,42,44,45,47, 50, 55, 
56, 63, 78 u. A 205, 92, 94, 96, 97, 101 
A 282, 132, 257 
strategische Lage nach der Eroberung 
15-16 

Seymour, Sir George Hamilton (1797-1880) 
engl. Gesandter in Petersburg 1851 bis 
1854, in Wien 1855-1858 128 

Siebenbürgen 
Belagerungszustand 74 

Sieben jähriger Krieg 111 
Simferopol' 47 
Simpson, Sir James (1792-1868) General­

quartiermeister der Krim-Armee 1855, 
seit Juni 1855 ihr Oberbefehlshaber 47 

Sina, Georg Frhr. von, Wiener Bankier 97 
Sizilien 254; vgl. auch Ne a p e I, Königreich 
Skandinavien 41 
Smith, Adam (1723-1790) schottischer Na­

tionalökonom 228 
Spanien 41 

und Kuba 182-183 
und Seerecht 219 

Stein, Lorenz von (1815-1890) dt. Staats­
wissenschaftler 73 A 185 

Stiller Ozean 252 
Stockholm, Vertrag von: s. November­

Traktat 
Stockmar, Christian Friedrich Frhr. von 

(1787-1863) außenpolit. Berater der Kö­
nigin Viktoria und des Prinzen Albert 48 

StratJord de Redcliffe, Stratford Canning, Vis­
count (1786-1880) viermal engl. Gesand­
ter in Konstantinopel, zuletzt 1841-1858 
und Donaufürstentümer 152, 153, 155 
und Konferenz von Konstantinopel 214, 
215-216 
und Türkei 233 
über Friedensvertrag 257 

Straube, Harald, Historiker 93 A 261 
Strumilin, Stanislav Gustavovic (* 1877) 

russ. Wirtschaftshistoriker 117 
Stuttgart 96 

Monarchentreffen (1857) 254 
Suchum 25 
Suez 21, 182, 200 
Sulina-Arm 140, 166 
Sundzoll182 u. A 162 
Suvorov, Aleksandr Vasil'evic, Graf S.-Rym­

nikskij, Fürst S.-Italijskij (1729 [oder 
1730] bis 1800) russ. Feldherr 82 

Suzeränität 152-153 
S veaborg 146 
Syrien 218, 254 

Talleyrand, Charles Maurice Hzg. von (1754 
bis 1838) frz. Außenmin. 1797 -1807, 
1814-1815; Botschafter in London 1830 
bis 1834 247 

Tansimat 217-219, 234-235 
Tataren 108 
Taylor, Alan John Percivale (* 1906) engl. 

Historiker 74 A 192, 247 
Temperley, Harold William Vazeille (1879 bis 

1939) engl. Historiker 58,80 A 212, 109 
u.A312, 141, 147 u.A 73,174,175,225 
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Thouvenel, Edouard Antoine (1818-1866) frz. 
Gesandter in Konstantinopel 1855-1860; 
Außenmin. 1860-1862 
und Donaufürstentümer 152, 153, 243 
und Konferenz von Konstantinopel 211, 
213,214 

Tißis 23 
Tilsit, Friede von (1807) 97, 237 A 7 
Times 128 

über Fall von Sevastopol' 56 
Tjutfev, Fedor Ivanovic (1803-1873) russ. 

Dichter 76 u. A 198 
Toskana 191 

und italien. Frage 194 
Totleben, Eduard Ivanovic Graf (1818-1884) 

russ. General; leitete 1854/55 die Vertei­
digung Sevastopol's 25, 55 

Traktir-Brücke 136 
Transsilvanien 153 
Trapezunt 19, 23 
Treitschke, Heinrich von (1834-1896) Histo-

riker 39 
Tripelvertrag (April 1856) 253, 255 
Troppauer Protokoll 247, 248 
Türkei 20,31, 37, 40, 41, 46, 57, 65, 92, 107, 

108, 130, 147, 162, 226, 245 
Armee 25 
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